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Gerhard Gross studierte bis zum Sommer
1976 am Institut für Stadt- und Regio-
nalplanung der TUB und besucht z. Zt.
einen M.Sc.-Kurs in Regional and Urban
Planning Studies an der London School
of Economics. Der vorliegende Artikel
ist eine Kurzfassung seiner Diplomarbeit,
die in ihrer ausführlichen Fassung An-
fang 1977 veröffentlicht wird.
Persönliche Erfahrungen mit der
Münchner Stadtentwicklungsplanung
und die für die weitere Arbeit unerläß-
lichen Kontakte mit Münchner Planern
erhielt Gerhard Gross während eines
einjährigen Praktikums 1973 im Münch-
ner Stadtentwicklungsreferat. Die in der
Arbeit zitierten z. T. unveröffentlichten
Studien und Unterlagen des Stadtent-
wicklungsreferates waren ursprünglich
nur zum internen Gebrauch des STER
gedacht. Manche tragen deshalb den
Vermerk, sie „vertraulich“ zu behan-
deln. Die Arch + Leser werden daher
freundlichst gebeten, entsprechende Zi.
tate ebenfalls vertraulich zu behandeln.
ZUM AUFSTIEG UND FALL DER
STADTENTWICKLUNGSPLANUNG
Seit Mitte der sechziger Jahre bildeten sich
in vielen, meist größeren Städten der Bun-
desrepublik neue Organisationsformen kom-
munaler Planung, die sich mit dem Begriff
„Stadtentwicklungsplanung‘“ zusammen-
fassen lassen. Ihre besondere Qualität ge-
genüber den bisherigen Formen kommuna-
ler Planung besteht dabei zunächst in ih-
rem Anspruch, durch die Koordination und
zielgerichtete Integration tendenziell des
gesamten Verwaltungshandelns die Ent-
wicklung des lokalen Gemeinwesens als
Ganzes zu steuern. Die Erschließung und
Nutzbarmachung des „riesigen“ Potentials
bislang völlig „‚amorpher‘“ Verwaltungstä-
tigkeiten durch eine Planungsrationalität,
die im Zuge der generellen Ausweitung
staatlicher Regulierungsmaßnahmen und
mit wachsenden Krisenerscheinungen in
den Städten an politischer Relevanz ge-
wann, versprach dabei zunächst, den Hand-
lungsspielraum der Kommunen wesentlich
zu erweitern.
Obwohl die Geschichte der Stadtent-
wicklungsplanung kaum zehn Jahre alt ist,
ist die von Reformbewußtsein getragene
Euphorie der Kommunalpolitiker und Pla:
ner bereits heute schon wieder verflogen:
nach einem rapiden ‚‚,Aufstieg‘“ erlebte die
Stadtentwicklungsplanung einen minde-
stens ebenso rapiden „Niedergang“, der
dazu führte, daß sie, soweit sie als Gesamt:
planung nicht gänzlich liquidiert, so doch
völlig in den Hintergrund gedrängt wurde.
Der folgende Aufsatz versucht am Bei-
spiel Münchens aufzuzeigen, wie und war-
um es zu dieser Entwicklung gekommen
ist. Der erste Teil enthält eine skizzenhafte
Dokumentation von charakterisierenden
Merkmalen der Geschichte der Münchner
Stadtentwicklungsplanung in den letzten
acht Jahren. Im zweiten Teil wird versucht,
diese Entwicklung im Zusammenhang von
allgemeinen ökonomischen und politi-
schen Bedingungen in der BRD und dem
speziellen politischen Kräfteverhältnis in
München einzuschätzen. Die Rolle der
Planer in diesem Prozeß, ihr Handlungs-
spielraum und ihre politischen Aktions-
möglichkeiten werden im Hinblick auf
mögliche Lehren, die aus dem Münchner
Beispiel zu ziehen wären, diskutiert.
Zur Vorgeschichte
Der „Stadtentwicklungsplanung im eigent-
lichen Sinne“ (integrierte Gesamtplanung,
die das gesamte kommunale Verwaltungs-
handeln umfaßt) ging in München ein Plan
voraus, der sich zwar auch Stadtentwick-
lungsplan nannte, im Grunde aber noch auf
die traditionelle Flächen- und Verkehrspla-
nung beschränkt blieb. Dieser Plan war
1963 notwendig geworden, um die negati
ven Auswirkungen und Fenwen
auszuräumen, die von dem naturwüchsigen
enormen Wirtschafts- und Bevölkerungs-
wachstum Münchens verursacht worden
waren und eine erhebliche Verschlechte-,
rung der allgemeinen Lebens- und Arbeits
bedingungen zur Folge hatten. 1) Doch
die im Stadtentwicklungsplan von 1963,
vorgeschlagenen Maßnahmen waren eben:
so einseitig an den Erfordernissen der Ka-
pitalverwertung und des Wirtschafts- SE
wachstums orientiert wie die vorausgegan‘
gene, noch unkoordinierte Wirtschaftsför-
derungspolitik, die zu eben diesen Ent-
wicklungsproblemen geführt hatte. Die
nunmehr systematisch und konzentriert
eingesetzten technokratischen Planungs-
maßnahmen mußten damit zu einer Ver-
schärfung der einseitigen Belastung weiter
Teile der Bevölkerung und ihrer individu-
ellen Reproduktionsverhältnisse führen. _
Auf die Dauer waren die betroffenen Bür
ger nicht bereit, die ihnen zugemuteten
Beeinträchtigungen ihrer Lebensbedin-
gungen widerspruchslos hinzunehmen. _
Sie begannen sich zur Wehr zu setzen und
schufen eine politische Situation, die ein
Umdenken in der Stadtentwicklungspla-
nung erzwang.
Vor diesem Hintergrund entstand in
München die „Stadtentwicklungsplanung
im eigentlichen Sinne“, die in ihrer ersten
Phase (1968-72) weitgehend von einem
emanzipatorischen Planungsverständnis
geprägt war. 2)
Das Münchner Modell von
Stadtentwicklungsplanung
Das emanzipatorische Planungsverständnis
fand zunächst seinen Niederschlag in der
damaligen theoretischen Konzeption von
Stadtentwicklungsplanung, die mit dem
Begriff „Münchner Modell’ bezeichnet
"
wurde. Es ging davon aus, daß Stadtent-
wicklungsplanung in erster Linie nicht
technische, sondern soziale Fragen lösen
soll. „Jede Änderung in dem dynamischen
Expansionsfeld ‚Stadt‘ führt zu einer Stö-
rung der sozialen Beziehungsmuster und
Verhaltensgewohnheiten, die in einer be-
stimmten baulichen Gestalt mitsamt ihrer
Infrastruktur Ausdruck gefunden haben.
Diese Konflikte müssen in ihrem sympto-
matischen Charakter für die Struktur- und




Soll Stadtentwicklungsplanung nicht in
erster Linie technische, sondern soziale
Fragen lösen und stellen diese besondere
kommunale Ausprägungsformen der all-
gemeinen „Struktur- und Entwicklungsge-
setze der Gesellschaft‘ dar, dann steht
Stadtentwicklungsplanung „inmitten der
politischen Diskussion um die möglichen
Voraussetzungen besserer Lebensverhält-
nisse“, 4) Der damalige Oberbürgermeister
Vogel kommt zu dem Schluß, „‚daß un-
sere Städte einer Katastrophe zusteuern
könnten, wenn wir unser Gesellschaftssy-
stem nicht in wichtigen Punkten refor-
mieren.“ 5)
Die Infragestellung des gesellschaftli-
chen Systems der BRD und die Forderung
seiner Veränderung als Voraussetzung für
die Durchsetzung lebenswichtiger Maß-
nahmen der Stadtentwicklung waren in
München damit fester Bestandteil der
Stadtentwicklungsplanung. Gleichzeitig
wurde deutlich gemacht, ‚‚daß eine Beein-
flussung der Umwelt. im gemeindlichen
Rahmen gar nicht, wenn es gut geht nur in
Teilen, möglich ist“. 6) „Hierzu ist die Of-
fenlegung der Beschränkungen kommuna-
ler Planungen, der hinter diesen stehenden
Interessen und der aus der gegebenen Si-
tuation fließenden Folgewirkungen unent-
behrlich.‘“ 7) „Das Ziel (der Stadtfor-
schung; d. Verf.) ist das Problembewußt-
sein über die restriktiven Bedingungen
kommunalpolitischen Handelns und der
Kritik daran.“ 8)
Bedeutsam an dieser Auffassung über
die Planungsmöglichkeiten der Kommune
ist weniger die Einsicht in ihre Beschränkt-
heit, als die Schlußfolgerung, diese Be-
schränktheit nicht zu vernebeln, um den
Glauben an die Machbarkeit der Entwick-
lung durch Planung nicht zu erschüttern.
Sie sind zum Anknüpfungspunkt einer
politischen Aufklärung gemacht, die Vor-
aussetzung ist zur Schaffung der erforder-
lichen Rahmenbedingungen für die drin-
gend notwendige, bewußte Steuerung der
gesellschaftlichen und städtischen Ent-
wicklung. Die Notwendigkeit der Steue-
rung soll durch den ‚„‚Hinweis auf sozial
erforderliche Initiativen und Aktivitäten‘
konkretisiert und anschaulich gemacht
werden. 9) Dies hat sehr weitreichende
Konsequenzen nicht nur für den Inhalt
von Stadtforschung, der damit seinen
Schwerpunkt bei der Analyse von Pro-
blemfeldern und nicht der Verfeinerung
der Planungsmethoden erhält, sondern
auch für die praktische Entwicklungspla-
nung.
Stadtentwicklungsplanung als Mittel zur
politischen Bewußtseinsbildung
Der sozialwissenschaftliche Forschungsan-
satz war von der Erkenntnis getragen, daß
die Stadtbewohner durch Veränderungs-
prozesse ungleich betroffen sind, daß es
immer die gleiche Schicht ist, die auf dem
Wohnungsmarkt keine angemessene Woh-
nung finden kann, die besonders auf die
viel zu wenigen Sozialeinrichtungen ange:
wiesen ist, für die sich überfüllte Schul-
klassen und mangelnde Durchlässigkeit
des Bildungssystems am schärfsten aus-
wirken. 10)
Die Überzeugung von einer systembe-
dingten ungleichen Betroffenheit der Bür-
ger von Stadtentwicklungsprozessen, seien
sie nun durch öffentliche oder private In-
vestitionen bzw. Maßnahmen verursacht,
machte „wertfreie‘ Stadtforschung und
Stadtentwicklungsplanung im Interesse
eines sog. „„‚Gemeinwohls‘ unmöglich.
„Stadtforschende Tätigkeit und Stadtent-
wicklungsplanung müssen schon im Aus-
gang ihrer Tätigkeit von einem politischen
„.. Selbstverständnis ausgehen. Ihr An-
satz ist ein kritischer, kein solcher konser-
vierender Art.“ 11)
Betroffenenbeteiligung
Daß dieser kritische Ansatz in der Tendenz
die Parteinahme der Stadtentwicklungspla-
nung für die Interessen der systematisch
Unterprivilegierten beinhaltet, geht indi-
rekt aus den Vorstellungen zur Demokra-
tisierung der Planung hervor. Es wird fest-
gestellt, daß Stadtforschung und Stadtent-
wicklungsplanung Gefahr laufen könnten,
„sich im System der Interessen einseitig
auf die artikulationsfähigen, also auf die
im herkömmlichen Sinne schon vertrete-
nen — und daher privilegierten — Interes-
sen (Lobby!) zu begrenzen. Will man das
aufgrund der gewonnenen sozialen-gesell-
schaftlichen Erkenntnisse nicht, muß man
nicht nur das Verständnis der Verwaltung
und Politik, sondern auch das der Bevöl-
kerung — und zwar jeder Gruppe wek-
ken.“ 12) In einer Studie des Stadtent-
wicklungsreferat s über Gemeinwesenar-
beit 13) wird auf dieses Problem näher
eingegangen. Die Gemeinwesenarbeit soll
danach im wesentlichen dazu beitragen,
die Artikulationsfähigkeit der am meisten
unterprivilegierten Schichten zu überwin-
den, und zwar durch die „‚Weckung eines
Problembewußtseins bei den Betroffenen
durch Aufzeigen der Konsequenzen, Kon-
flikte usw., die spezifische Maßnahmen
nach sich ziehen‘, „‚Weckung des Bewußt-
seins des Betroffenseins‘‘, „Herstellung
von Kommunikation zwischen den Betrof-
fenen“, „Provokation, Sicherung der ob-
jektiven Möglichkeiten eines Meinungsbil-
dungsprozesses‘“, und durch Verunsiche-
rung der Partner in den „‚autoritär struk-
turierten Institutionen“, als wichtige Vor-
aussetzung für die Veränderung der einge-
fahrenen Entscheidungsmuster. 14) Die
Aktivierung benachteiligter Interessen-
gruppen als Bestandteil von Stadtentwick:
lungspolitik, kommt, angesichts der be-
stehenden Strukturen, einer indirekten
Parteinahme für diese Gruppen sehr nahe.
Obwohl für die Durchsetzung einer of-
fenen Planung auch das Argument ange-
führt wurde, „daß die Beteiligung der Öf-
fentlichkeit im Planungsprozeß einer Be-
schleunigung der von Reibungen befreiten
Ausführungssphase mit sich bringt und da-
mit letztlich einer Effizienz der Ausfüh-
rung dient‘ 15) steht der emanzipatori-
sche Aspekt von Partizipation bei der
Münchner Konzeption von StEPlanung
im Vordergrund. So wird als Ziel der Ge-
meinwesenarbeit festgelegt, „einen einmal
gegebenen äußeren Rahmen und dessen
derzeitige Struktur nicht als unabänder-
lich‘ hinzunehmen, sondern auf ‚‚Verbes-
serung dieses größeren Rahmens‘ hinzu-
wirken. „Kritische Gemeinwesenarbeit
muß an beide Ebenen adressiert sein: das
lokale Problem, den lokalen Gestaltungs-
prozeß und die übergreifenden gesamtge-
sellschaftlichen Bedingungen, durch die
die lokalen Gegebenheiten und Probleme
entscheidend mitbestimmt werden.‘ 16)
Die „Thematisierung gesellschaftlicher
Machtverhältnisse‘ 17) bleibt damit nicht
eine mögliche, unbeabsichtigte Konse-
quenz von Beteiligungsverfahren, wie sie
von Siebel angesprochen wird, sondern ist
bewußt vorprogrammiert. Daß die Stadt-
"d
Aus: MAXVORSTADT AKTUELL
Anfang März beklagte OB Krona-
witter ein „spürbares Nachlassen‘‘
der Besucherzahlen von Bürger-
versammlungen. Er sieht den
Grund darin, daß Mitglieder ver-
schiedener Parteien diese Ver-
samml ungen „emotionalisiert‘”
(emotional = unsachlich!) haben
und die Bürger sich ‚in augen-
scheinlicher Resignation‘” zurück-
ziehen, weil sie nicht zu Wort
kommen,
In der Maxvorstadt ist das anders.
Beide Bürgerversammlungen wa-
ren bisher so gut besucht wie in
keinem Stadtviertel sonst. Hier
kamen weniger Parteimitglieder
sondern Bürger zu Wort, und es
wurden zahlreiche gute Anträge
gestellt. Wenn die Maxvorstädter
heute böse oder resigniert sind,
dann deshalb, weil sie zu Wort
gekommen sind, aber auf taube
Ohren stießen. Sie haben den
Eindruck, daß Bürgermeister,
Stadtrat und Stadtverwaltung
die Bürger gar nicht hören wol-
len!
Mangelnde Information ist
kein Zufall! Der OB selbst ord-
nete an, daß das Baureferat
grundsätzlich keine Probleme
des Generalverkehrsplanes mit
den Bürgern diskutieren soll
(SZ v. 2.6.73). Der Stadtent-
wicklungsreferent, Herr Marx,
meinte am 19.7.73: „Ich kann
den Bürger nicht müde machen
mit Papier‘, Im übrigen ist er
gegen die ‚, .krankhafte Sucht
nach offener Planung‘ ””
Über Bezirksausschüsse und
Bürgerversammlungen können
Bürger — falls sie informiert
sind. und es nicht schon zu
spät ist — ihre Wünsche äußern
und Anträge stellen. In der
Regel dauert es drei Monate,
bis der Antragsteller etliche
dürftige Zeilen erhält, in de-
nen die Ablehnung des Antra
ges mitgeteilt wird. — Wenn
trotzdem Maxvorstädter am
256.3.74 zur Bürgerversamm-
lung ins Schwabinger Bräu
kommen, dann nur deshalb.
weil sie die Einrichtung der
Bürgerversammlung ernster
nehmen als Verwaltung und
Stadtrat. Sie werden sich aber
nicht für dumm-verkaufen
entwicklungsplanung mit einer solchen
Orientierung auf Widerstand stoßen würde,
war den Initiatoren bekannt. „Strebt die
Stadtforschung und die umsetzende Stadt-
entwicklungsplanung damit Bewußtseins-
bildung und Engagement des Bürgers in
den ihn berührenden Dingen an, ... gera-
ten sie in Widerspruch (Konflikt) mit dem
System und einer systementsprechenden
Haltung-in Politik und Verwaltung.“ 18)
Die Bedingungen, die notwendig sind, da-
mit in diesem Konflikt nicht die „„‚system-




Offene Planung und direkte Unterstützung
bestimmter Bevölkerungsschichten gewin-
nen noch von einem anderen Gesichtspunkt
für die Stadtforschung und Stadtentwick-
lungsplanung an Bedeutung. Die Stadtent-
wicklungsplanung gerät mit ihren neuen In-
halten und Ansprüchen in Konkurrenz mit
den traditionellen Inhalten und Ansprü-
chen, wie sie von den einzelnen Referaten
vertreten werden. Diese Referate haben bei
ihrer Politik die Unterstützung bestimmter,
meist lokal organisierter Interessengrup-
pen. 19) Will nun die Stadtentwicklungs-
planung’ neue Inhalte oder gar ein gänzlich
neues Verständnis von Planung vom Ge-
meindeparlament und der übrigen Verwal-
tung durchsetzen, genügt es nicht, allein
mit Sachverstand und wissenschaftlichen
Analysen zu argumentieren, Sie braucht
eine interessensmäßige Verankerung bei
Bevölkerungsgruppen, die nicht schon von
anderen Ressorts ‚„‚vertreten‘“ werden und
gleichzeitig einen bestimmten politischen
Druck auszuüben in der Lage sind. Die
Stadtentwicklungsplanung muß also eine
„‚Klientelbeziehung‘‘, wie die anderen Res-
sorts sie mehr oder weniger ausgeprägt
haben, neu aufbauen. Offene Planung,
Bürgerbeteiligung und Unterstützung von
Bevölkerungsschichten mit mangelnden
Artikulationsschancen hatten daher zu-
gleich die Funktion, diese Klientelbezie-
hung aufzubauen. Mit der Initiierung der
GWA half das StER selbst mit, die Arti-
kulationsschancen des Klientel zu verbes-
sern, indem ihm die Möglichkeit zur Orga-
nisation gegeben wurde.
Zur Praxis der Münchner
Stadtentwicklungsplanung
Noch zu Beginn der Auseinandersetzungen
um die zukünftige Nutzung des Lehels
(Teil des „,Innenstadtrandgebietes‘, das zu
den traditionellen Münchner Wohngebie-*
ten mit relativ niedrigem Mietniveau ge-)
hört) ist das Stadtentwicklungsreferat|
auch nach dieser politisch verstandenen»
Konzeption von StEPlanung verfahren ung
hatte einen wesentlichen Anteil daran, daß
es überhaupt zu dieser dann in ihrem Ver-
lauf sehr heftigen Auseinandersetzung
zwischen Lehelbewohnern auf der einen
und Kommunalbürokratie und Stadtrat
auf der anderen Seite gekommen ist. Als
dann gegen Ende 1972 das Problem der
Vertreibung der innerstädtischen Wohn:
bevölkerung durch ein allgemeines Pla-
nungskonzept, den sog. Rosa- Zonen
und im Vorgriff auf die Fortschreibung
des Stadtentwicklungsplanes nergandwerden sollte, blieben bereits die wesent:




Beim Lehel-Konflikt versuchte das StER
noch mit einer sog. „‚Interessensmatrix“”
die Bevölkerung anhand der Interessens-
konstellation der beteiligten Gruppen
(Investoren, Mieter, Kleingewerbe usw.)
und der Auswirkung alternativer Planungs
konzepte darüber aufzuklären, daß „‚Pla-
nung ... immer eine Umverteilung von
Privilegien (bedeutet)‘‘. 20) Im Rosa-Zo-
nen-Plan, der einen früheren Beschluß des
Stadtrates, „erhebliche Teile der Innen:
stadtrandgebiete für eine überwiegende 4,
Wohnnutzung“ vorzusehen 21) weiter ver*
dichten und räumlich beziehen sollte, A
fehlt jedoch jeglicher Hinweis auf die In-
teressenlage der durch ihn tangierten ge-sellschaftlichen Gruppen. Die gesellschaft
politischen Verwirklichungsbedinaunddes Rosa-Zonen-Plans blieben damit una
gesprochen.
Der fehlenden Auseinandersetzung mit
den beteiligten Interessensgruppen ent-|
spricht die Verharmlosung der für die A
Stadt fast ausweglosen baurechtlichen Si-
tuation und die Überschätzung des pla-
nungsrechtlichen Instrumentariums. So |
heißt es im Rosa-Zonen-Plan: „Die Durch
setzung des Globalziels ‚Wohnen‘ im |
Innenstadtrandbereich wurde mit dem_
Inkrafttreten der sog. Zeckentfremdungs:
verordnung am 1. Januar 1972 auf der
instrumentellen Seite erheblich erleich;
tert.“ 22) Wie dünn die rechtliche Basis
für eine extensive Anwendung der ZVO;
Die technokratische Gegenkonzeption
Abrißgebäude in der Maxvorstadt
die vom Gesetzgeber als wohnungswirt-
schaftliches und nicht als entwicklungs-
politisches Instrument gedacht war, in
Wirklichkeit war, zeigte sich, als die ersten
Bauwerber, denen die Stadt die Zweckent-
fremdung untersagt hatte, vor Gericht
gingen. Im Januar 1975 entschied das
Bayrische Oberlandesgericht abs letzte
Instanz in einem Bußgeldverfahren, daß,
„wer Wohnraum nicht vermietet oder
ihn leerstehen läßt, nicht gegen das Ver-
bot der Zweckentfremdung verstößt‘. 23)
Die Süddeutsche Zeitung schrieb dazu in
einem Kommentar: Damit ‚„‚kann der Ver-
such, die Münchner Innenstadtrandgebiete
als Wohnviertel zu erhalten, als geschei-
tert gelten ... Unverantwortliche
Schönfärberei hat ... die Stadt ... be-
trieben, als sie der Öffentlichkeit immer
wieder die Zweckentfremdungsverordnung
als ein Mittel darstellte, mit dem man die
Verödung der Wohngebiete in den Griff
bekommen könne. Noch im Mai 1974, als
sich bei den zuständigen Stellen längst das
Chaos bei der Handhabung dieses Gesetzes
abzeichnete, wertete Oberbürgermeister
Kronawitter die Erfahrung mit der Zweck-
entfremdungsverordnung als einen ‚spür-
baren Erfolg‘.‘ 24)
Der technokratische Charakter des Rosa-
Zonen-Plans (‚Die bisherige Praxis berech-
tigt zu dem vorsichtigen Optimismus, daß
die hier zugrundeliegenden entwicklungs-
politischen Zielvorstellungen ungeachtet
dieser Schwierigkeiten durchsetzbar
sind.‘ 25)) führte jedoch zu einer Entpoli-
tisierung der angesprochenen Probleme.
Er machte es dem Stadtrat möglich, ihn
als Alibi für eine Politik zu benutzen, die
sich letztlich doch an ökonomischen In-
teressen. bzw. am Prestigedenken der Stadt
orientierte. 26) Auch der Rosa-Zonen-
Plan konnte so nicht verhindern, daß ca.
12 500 Mieter pro Jahr aus den innen-
stadtnahen Wohngebieten vertrieben wer-
den. 27)
Der Rosa-Zonen-Plan deutet darauf
hin, daß die emanzipatorische Orientie-
rung der Münchner Stadtentwicklungs-
planung aus einem idealistischen Planungs-
verständnis resultierte, d.h. daß die einer
emanzipatorischen Planung entgegenwir-
kenden gesellschaftlichen Kräfte, in die-
sem Falle die Haus- und Grundbesitzer
und potentiellen Investoren, in ihrer po-
litischen Macht unterschätzt wurden. Der
offenkundige Unterschied zur Vorgehens-
weise des Stadtentwicklungsreferats beim
Lehel-Konflikt deutet aber auch darauf-
hin, daß eben jene Kräfte bereits insoweit
auf die Stadtentwicklungsplanung einge-
wirkt haben, daß die politische Bewußt-
seinsbildung, ein integraler Bestandteil
des „„‚Münchner Modells‘, liquidiert wur-
de. Die Verwendung des Planes veran-
schaulicht darüber hinaus, wie schnell ein
an der Oberfläche bürger-(mieter-) freund-
liches Programm reaktionär werden kann,
wenn es faktisch zur Verschleierung einer
Politik fungiert, die entweder diese Bür-
gerinteressen gar nicht verfolgen will oder
aufgrund gegebener Restriktionen nicht
verfolgen kann.
Im Gefolge der Stadtratswahl von 1972
(starker Stimmenzuwachs der CSU, die
SPD behält aber noch knapp die absolute
Mehrheit) und des Wechsels der Leitung
des Stadtentwicklungsreferates Anfang
1973 (als Nachfolger von Hubert Abreß
wurde der Berliner Professor für Wirt-
schafts- und Sozialpolitik Detlef Marx mit
den Stimmen von CSU, FDP und neun
rechten SPD-Stadträten gewählt) bekommt
die Veränderung der Stadtentwicklungspla-
nung von ihrer ehemals emanzipatorischen
zu einer technokratischen, die bestehen-
den gesellschaftlichen Verhältnisse akzep-
tierenden Konzeption, nun planmäßigen
Charakter. Sie erfaßt. in zunehmendem
Maße nicht mehr nur die Inhalte von
Stadtentwicklungsplanung, sondern auch
ihre Organisation und die Form der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung etc.
Die Veränderungen in der inhaltlichen
Aussage lassen sich besonders anschaulich
nachvollziehen, denn sie werden durch
Problemstudien, zwei Stadtentwicklungs-
plan-Entwürfe und den vom Stadtrat 1975
beschlossenen Stadtentwicklungsplan in
iher zeitlichen Entwicklung auf vier ver-
schiedenen Stufen dokumentiert. Sie las-
sen nicht nur das volle Ausmaß der Verän-
derungen, sondern auch ihre Tendenz be-
sonders gut erkennen:
7. Stufe: Problemstudien




(Grundlage für die öffentliche
Diskussion)
4. Stufe: beschlossener Stadtentwick-
Iungsplan 775
Entsprechend dieser Stufeneinteilung wer-
dendie Texte im folgenden mit der jeweili-
gen „Stufennummer““ gekennzeichnet. 28)
Anhand des Problemfeldes Wohnen sol-
len einige Beispiele herausgegriffen werden,
die deutlich machen, wie die ‚,Transforma-
tion‘ von einer an den Interessen der Mie-
ter orientierten Analyse und Planung hin
zu einer solchen, die im Einklang mit dem
Markgeschehen und dem vorhandenen po-
litischen Kräfteverhältnis operiert. im De-
tail vonstatten geht.
Die Reduktion der Problemanalyse und
die Verharmlosung der Problemlage
In der Problemstudie „‚Wohnen in Mün-
chen” heißt es:
„Die Wohnungsversorgung wird von Fak-
toren bestimmt, die von ökonomischen
Entwicklungen außerhalb des Wohnungs-
marktes beeinflußt werden: Die Entwick-
lung der Arbeitsplätze, der Masseneinkom-
men, der Grundstückspreise und dem
Zwang, einen mit dem in der Produktions-
und Distributionssphäre vergleichbaren
Gewinn zu erzielen. Aufgrund dieser Ab-
hängigkeit ist ein Gleichgewicht zwischen
Wohnungsangebot und Wohnungsbedarf
prinzipiell ausgeschlossen. Die Investitions-
bereitschaft ist an die zwei Voraussetzun-
gen gebunden, daß erstens ein Nachfrage-
überhang, also ein Wohnungsdefizit, vor-
handen sein muß, damit eine ausreichende
Gewinnerwartung bei relativ niedrigem
Vermietungsrisiko entsteht, und daß zwei-
tens der Bedarf mit einer marktwirksamen
Kaufkraft ausgestattet sein muß. Zwischen
beiden Voraussetzungen liegt der grundle-
gende soziale Widerspruch des Wohnungs-
marktes, da das Wohnungsdefizit in den
unteren und mittleren Einkommensgrup-
pen zu finden ist, die marktwirksame
Nachfrage aber bei den vorherrschenden
Bau- und Grundstückspreisen nur von den
oberen Einkommensgruppen aufgebracht
werden kann.“ (1; 111/17)
Diese Einschätzung wird in beiden StE-
Plan-Entwürfen immer mehr verwässert
bis im StEPlan ‘75 schließlich von einer
Systembedingtheit der Unterversorgung
auf dem Wohnungsmarkt nicht mehr die
Rede ist.
Die Verharmlosung der Problemlage
setzt sich fort bei der Beurteilung des
Ausmaßes der Wohnungsnot. Die Pro-
blemstudie beschreibt das Wohnungspro-
blem zusammenfassend folgendermaßen:
„Die hervorstechendsten Merkmale des
gegenwärtigen Wohnungsmarktes — Kün-
digungen aufgrund von Hausabbrüchen,
Umwandlung in Eigentumswohnungen
oder in Ausländerunterkünfte, starke Miet-
preissprünge, leerstehende Wohnungen,
breite öffentliche Kritik an schlechter
Schallisolierung, Mangel an Gemeinschafts-
einrichtungen u.ä., keine Umzugschancen,
hoher Wohnungsfehlbedarf — weisen auf
das Fortbestehen von beträchtlicher Woh-
nungsnot hin.“ (1; 11/19)
Achatswies-Entwurf und Stadtentwick-
lungsplan-Entwurf 74 sprechen beide da-
von, daß ‚‚nach wie vor ein großer Mangel
an Wohnungen (besteht), die nach Größe
und Ausstattung für Familien geeignet
sind und für die Mieten zu entrichten sind,
die auch von den unteren Einkommens:
gruppen getragen werden können.“ (3;5.4)
Im Stadtentwicklungsplan 1975 wird da-
gegen „pauschal gesagt ..., daß sich der
Wohnungsmarkt entspannt hat: die drük-
kende Wohnungsnot, die noch vor einigen
Jahren unter der Münchener Bevölkerung
Zu verzeichnen war, ist heute nicht mehr
in diesem Maße vorhanden.“ (4; S.5)
Problemstudie, Achatswies- und StE-
Plan-Entwurf 74 geben für die nächsten
Jahre einen jährlichen Wohnungsbedarf
von ca. 20 bis 30 000 Wohnungen an, wo-
bei davon ausgegangen wird, „daß alle Be-
rechnungsmethoden stets nur den unter-
sten Grenzwert.des Wohnungsdefizits er-
fassen.‘ (1; 11/7) In seiner Stellungnahme
zum Stadtentwick lungsplan-Entwurf ‘74
warnte daraufhin der Haus- und Grundbe-
sitzerverein „dringend ... vor def Fest-
legung eines überhöhten Wohnungsbedarfs,
nicht ohne den Hinweis, daß die derzeiti-
gen Wohnungshalden vor allem auf die An-
gaben zu hoher Wohnungsbedarfszahlen
durch die öffentliche Hand zurückzufüh-
ren seien‘‘. 29)
Im Stadtentwicklungsplan 1975 wird nun
auf die Angabe eines Wohnu ngsbedarfs
völlig verzichtet. „Über den Bedarf an
Wohnungen in München ‚lassen sich zur
Zeit keine eindeutigen Angaben machen.
Erst eine umfassende Prognose ... kann
hier einigermaßen zuverlässige Richtwerte
geben.‘ (4; 5.5)
Ein wesentlicher Leitsatz der techno-
kratisch orientierten Stadtentwicklungs-
planung nach 1973 besagt, daß sich kom:
munale Planung darauf beschränken soll
„einen planerischen Rahmen zu setzen,
dessen Ausfüllung dann Privatinitiativen
überlassen bleibt‘. 30) Die Veränderun-
gen der Situationsanalysen auf den „vier
Stufen‘ zeigten, daß diese Orientierung
der StEPlanung notwendig dazu führt,
daß die Wirkungsweisen und Folgen die-
ser Privatinitiativen entweder gar nicht
analysiert oder aber beschönigt werden.
Der Zusammenhang von Situations-
analyse und Zielbestimmung verläuft in
seiner Erscheinung von der Analyse zur
Zielbestimmung. Seinem Wesen nach führt
jedoch die iedologisch bedingte Ablehnung
bestimmter Ziele zu Manipulationen bei
der Einschätzung der Situation. So wehrt
sich z.B. der Haus- und Grundbesitzerver-
ein gegen „Vorschläge ..., die eine grund:
legende Systemveränderung voraussetzen“
um dann „dringend ... vor der Festle-
gung eines überhöhten Wohnungsbedarfs‘“
zu warnen. 31)
Die CSU kritisierte den Stadtentwick-
lungsplan-Entwurf ‘74 als „Zu umfang-
reich und zu stark theoretisch analysie-
rend“, 32) daher handle es sich aar nicht
um einen Stadtentwick u ngsplan, sonde
eher um eine Problemanalyse mit Lösun
vorschlägen‘‘. 33) Diesem Interesseder
CSU nach einer Reduktion der Analyser
steht die Kritik fehlender Interpretation
‚von Bestandsdaten und die Forderu 9
nach „ausführlicherer Würdigung derSi-
tuationsanalyse des sozialen Wohnut gs-
baus“ durch den DGB gegenüber. 4) Es
sind also die in der Regel von der CSU
vertretenen ökonomisch und politisch
mächtigen Interessen, die eine genaue)
Analyse ihrer „Privatinitiativen“ offenba f
fürchten müssen und sie deshalb zu redu
zieren versuchen, während der DGB als
Interessenvertretu ng der Arbeiter ge naue€
Untersuchungen mit der Begründung v er-
langt, daß ‚je weniger konkret ein Stadt
entwicklungsplan seine Ziele formuliert.
und seine Möglichkeiten analysiert, desto
weniger ... Vorhandene Gruppeninter-
essen und Machtpositionen beeinflußt und
gesteuert werden‘‘ können. 35)
Von den Mieterinteressen zur
„Wirtschaftlichen Vernunft“
Auf allen „vier Stufen‘ wird festgestellt,daß vor allem unterprivilegierte nn
vom Wohnungsproblem betroffen sind.
Trotz der in diesem Punkt gleichen Ein
schätzung kommt der Stadtentwicklungs
plan ‘75 jedoch zu einer ganz anderen ©
wohnungspolitischen Zielsetzung als die|
Problemstudie und die Stadenawicklng
plan-Entwürfe. Die Problemstudie „greift
die Interessen der Mieter auf“, deren 2
„Schwache Position gegenüber den Haus-
besitzern‘‘ verbessert werden soll (1, 1/6),
der Achatswies-Entwurf nennt die „Her-'
stellung eines ausreichenden Angebots vob
preiswerten und familiengerechten Woh-
nungen*‘ als Hauptziel (2, S.14), und der‘
Stadtentwicklungsplan-Entwurf ‘74 rückt
„im Interesse der sozialen Gerechtigkeit
die Beschaffung von preiswerten Wohnun-
gen ... (ins) Zentrums der politischen
Aktivitäten der Kommunen‘ und setzt I








Beim Stadtentwicklungsplan 1975 hin-
gegen entfällt die sozialpolitische Orientie-
rung der Wohnungsbaupolitik: „‚Im Mittel
punkt der kommunalen Wohnungspolitik
muß das Bestreben stehen, dafür zu sorgen
daß der Bevölkerung ein in Qualität und
Quantität hinreichend differenziertes, vor
allem breitgefächertes Angebot an Wohn-
raum zur Verfügung steht, das in der Lage
ist, die Nachfrage — je nach Bedarf und
Mietzahlungsbereitschaft — zu befriedigen
Es gilt also, die Wahlmöglichkeiten (!) im
Hinblick auf die Qualität und den Preis zu
erhöhen.‘ (4; S.12) Die Allgemeinheit
dieser Zielbestimmung macht es nicht nur
innerhalb der Wohnungspolitik, sondern
auch in bezug zur übrigen Kommunalpo-
litik unmöglich, Prioritäten zu bestimmen.
Über den Zusammenhang von gesell-
schaftlichen Interessen und Wohnungspo-
litik steht in der Problemstudie, daß sich
„‚die strategischen Grundsatzentscheidun-
gen zur Bewältigung des Wohnungsmarktes
„.. Nicht dem Kriterium beugen (können),
daß sie mit den auf dem Wohnungsmarkt
etablierten Interessen völlig in Deckung zu
bringen sind. Die Realisierung von pro-
blemlösenden Zielvorstellungen wird viel-
mehr nur durch die kritische Infragestel-
lung dieser Interessenslagen gelingen.‘ (1;
X/1) Im Stadtentwicklungsplan 1975
heißt es nun:
„Das Ziel der Wohnungsbaupolitik kann
nur dann verwirklicht werden, wenn ...
sowohl die Belange des Mieters als auch
die des Vermieters und des Eigenheimbe-
sitzers ausreichend berücksichtigt wer-
den.‘ (4; S.12) Mit dieser Formulierung
kommt der Stadtentwicklungsplan ‘75 der
IHK entgegen, die in ihrer Stellungnahme
zum Stadtentwicklungsplan-Entwurf ‘74
schreibt: „Wir vermissen aber eine auch
nur andeutungsweise Behandlung der wirt-
schaftlich keineswegs rosigen Lage der
Eigentümer von Altbauwohnungen.“ 36)
Er berücksichtigt die Belange der Vermie-
ter dann auch mit der Forderung, daß
dem „Hauseigentümer ... unter Berück-
sichtigung der Sozialpflichtigkeit des
Eigentums ein angemessener Ertrag gesi-
chert werden‘ muß. (4; S.13) .
Die Interessen der Mieter sollen gleich-
zeitig.dadurch geschützt werden, daß
„Förderungsmaßnahmen und Mieterhö-
hungsmöglichkeiten so gekoppelt werden,
daß die Mieten das sozial vertretbare Aus-
maß nicht übersteigen‘. Dabei wäre es
„im Hinblick auf die hohen Kosten, die
mit der Errichtung und Unterhaltung von
Wohnungen verbunden sing, den be-
schränkten öffentlichen Mitteln und dem
HALT!
insgesamt steigenden Wohnungsstandard
... Unehrlich — weil gegen jede wirt-
schaftliche Vernunft — Mieten zu for-
dern, die unter 20 % des Nettoeinkom-
mens der Mieter liegen sollen‘‘. (4; 5.13)
„In diesem Zusammenhang gehört auch
die Überlegung, daß — im Gegensatz zur
Auffassung weiter Bevölkerungskreise —
die Wohnung kein ‚billiges Gut’ sein kann.
Bereits vor Jahrzehnten wurden Mieten in
Höhe von 20-30 % des Nettoeinkommens
als normal angesehen.‘ (4; Fußnote auf
Seite 13)
Nimmt die Wohnungsbaupolitik die
„Wirtschaftliche Vernunft‘ zur Richt-
schnur und die Beschränktheit der öffent-
lichen Mittel als unveränderlich hin, dann
müssen die Interessen der Mieter aber not-
wendigerweise auf der Strecke bleiben,
denn die „wirtschaftliche Vernunft‘, die
sich in einem privatwirtschaftlichen Sy-
stem im Gewinnmaximierungsprinzip rea-
lisiert, „kann auf dem Wohnungsmarkt
angesichts der Besonderheit der Ware Woh-
nung gegenüber allen anderen Waren nicht
eine ausreichende Versorgung sicherstel-
len“. (1; 11/2)
In deutlicher Absetzung zur Konzeption
des ‚„‚Münchner Modells‘ formulierte die
neue Referatsleitung als allgemeines Ziel
der Kommunalen Entwicklungsplanung:
„Es ist.nicht Sinn eines Stadtentwick lungs-
planes, gesellschaftspolitische Mißstände
anzuprangern und bloßzulegen, sondern (!)
er hat zu versuchen, unter den gegebenen
gesellschaftspolitischen Verhältnissen Ziel-
vorstellungen zu entwickeln, die sich mit
den vorhandenen Mitteln und Möglichkei-
ten verwirklichen lassen.“ 37) Am Bei-
spiel des Wohnungsproblems zeigt sich
nun, daß diese allgemeine Zielsetzung
nichts anderes bedeutet, als daß Stadtent-
wicklungsplanung den herrschenden, d.h.
den jeweils politisch und ökonomisch
mächtiaeren Interessen dient.
Ausschaltung der Öffentlichkeit und
Reglementierung der Mitarbeiter des
Stadtentwicklungsreferates
Die Kehrtwendung in der Zielsetzung der
StEPlanung, wie sie hier am Beispiel des
Wohnungsproblems dokumentiert wurde
und die für alle übrigen Sachbereiche des
Stadtentwicklungsplans ebenso nachge-
wiesen werden könnten, wurden begleitet
von einer fast völligen Ausschaltung der
Öffentlichkeit. Der neue Leiter des StER,
Marx, äußerte bereits kurz nach Amtsan-
tritt, daß er die „‚krankhafte Sucht nach
offener Planung“ nicht verstehen könne 38)
und verfügte in einer seiner ersten Amts-
handlungen, daß Auskünfte an Presse und
an Dritte nur noch mit Genehmigung des
Referenten erteilt werden dürfen. Aus-
künfte dürfen nur von Dienstkräften er-
teilt werden, ‚„‚die vom Referenten allge-
mein oder für den Einzelfall in einem von
ihm bestimmten Rahmen (!) dazu ermäch-
tigt sind‘. 39) Dies widersprach der da-
mals noch gültigen Geschäftsordnung des
Referats, in der unter dem Stichwort
„‚Informationsarbeit‘ steht: „Die Arbeit
des Referats zeichnet sich durch weitest-
gehende Öffnung aus. Es obliegt dem
pflichtgemäßen Ermessen der Beteiligten,
erforderlichenfalls die Referatsleitung über
besondere Vorgänge zu unterrichten.“ 40)
Obwohl der Stadtrat 1969 beschlos-
sen hatte, daß Ergebnisse der Stadtfor-
schung laufend veröffentlicht werden soll-
ten, um eine kontinuierliche Diskussion
des Stadtrates und der Öffentlichkeit zu
ermöglichen und in diesem Sinne bis zum
Wechsel der Referatsleitung sechs Pro-
blemstudien und eine ganze Reihe ande-
rer Arbeiten veröffentlicht wurden, hat
das StER seit der Amtsübernahme durch
Herrn Marx bis zur Vorlage des Stadtent-
wicklungsplan-Entwurfs ‘74 keine einzige
Studie mehr veröffentlicht, obwohl in der
Zwischenzeit acht Untersuchungen im
Entwurf fertiggestellt wurden, bzw. schon
fertig vorlagen (darunter auch die oben
zitierte Problemstudie „Wohnung in Mün-
chen“). Auf die Frage, warum diese Stu-
dien nicht veröffentlicht wurden, antwor-
tete der Referent bei einer Veranstaltung
des Münchner Forums, daß bestimmte Stu-
dien „es nicht wert seien, veröffentlicht zu
werden“‘. „Das ist eine Entscheidung, die
ich politisch zu vertreten habe und die ich
auch vertrete.““
Hier wird deutlich, welch enger Zusam-
menhang zwischen der Ausschaltung der
Öffentlichkeit, der Umgehung von Stadt-
ratsbeschlüssen und der umfassenden Ver-
änderung der inhaltlichen Aussage des
Stadtentwicklungsplans besteht. Referats-
intern ließ sich die neue Stadtentwicklungs:
politik nur dureh die Reglementierung der
Mitarbeiter und die Liquidation des bislang
relativ kollegialen Arbeitsstils erreichen.42)
So wurden einer ganzen Reihe von Mit-
arbeitern des Referates im Lauf der „‚Fer-
tigstellung‘“ des Stadtentwicklungsplanes
die Federführung für Untersuchungen ent-
zogen, an denen sie z.T. schon über fünf
Jahre kontinuierlich gearbeitet hatten. Die
Studien zum Freizeitverhalten und Woh-
nungsbau z.B. wurden einem Juristen (!)
zur „„Überarbeitung‘‘ übertragen, der sich
bis dahin nie eingehend mit diesen Gebie-
ten beschäftigt hatte. Nach einem Jahr
Marxscher Amtszeit haben über zehn z.T.
hochqualifizierte Mitarbeiter das Referat
verlassen. Die meisten von ihnen waren un-
mittelbar an den Vorbereitungen zum
Stadtentwicklungsplan beteiligt. 43)
Einem Mitarbeiter wurde von der Refe-
ratsführung die Versetzung angedroht,
wenn seine Ehefrau (!) sich weiterhin in-
nerhalb des Münchner Forums an der Dis-
kussion des Stadtentwicklungsplans betei-
ligt. Obwohl daraufhin die Ehefrau die
Leitung einer Arbeitsgruppe bei dem vom
Forum veranstalteten „‚Stadtplanungstag‘‘
abgegeben hat, wurde ihr Mann ‚,an einer
Stelle eingesetzt, wo sich keine Überschnei-
dungen‘“ (Marx) ergeben. 44) Diese
„Stelle‘‘ befindet sich im Arbeitsbereich
eines Mitarbeiters, der schon vor Jahren
den Personalrat zu der Empfehlung an das
Personalreferat veranlaßte, ihm keine Mit-
arbeiter mehr zuzuordnen, da die Arbeit
mit ihm unerträglich sei.
Kurz vor der Veröffentlichung des
Stadtentwicklungsplan-Entwurfs ‘74 trat
aus Protest gegen die Amtsführung der
Referatsleitung der Personalrat des Stadt-
entwicklungsreferats zurück. Er kritisierte




Wie erwartet, lief die ganze Schau
dann auch so ab:
Jeder durfte mal seine Meinung
sagen. Die beflissenen Beamten
des Stadtentwicklungsreferates
sammelten sie. Gaben sie in einen
Topf. Rührten einmal kärftig um
und — ließen das ganze als „un-
realistische. Vorschläge‘‘ links lie-
gen, um dann unter dem Vor-
wand, im angeblichen gesamt-
städtischen Interesse zu handeln,
So zu verfahren, wie schon im-
mer vorgesehen,
Als die Bürger sich auf einem
Diskussionsabend des Mü. Forums
gegen dieses ungeheuerliche Vor-
gehen empörten und eine Abstim-
mung über die alternativen Nut-
zungsmöglichkeiten auf einer
Bürgerversammlung verlangten,
wurde vom Referenten Marx ri-





Vor Jahren schon hatte der Stadt
rat beschlossen, das stadteigene
Grundstück am Oskar v. Miller-
Ring zu verkaufen, um damit das
2 MilliardeffProjekt am Gasteig
zu finanzieren. Nach heftigen
Protesten aus der Bevölkerung
gegen diesen Beschluß eröffnete
schließlich der Stadtrat ein „‚of-
fenes Planungsverfahren‘‘ über
die künftige Nutzung des Gelän-
des, Doch der einstige Beschluß
über den Verkauf wurde nicht
revidiert. Nachdem man die
Durchführung der „offenen Pla:
nung‘ dem Stadtentwicklungs-
referenten Prof. Marx übertra-
gen hatte, war schließlich allen
Beteiligten klar, daß diese „‚offe-
ne Planung‘‘ von Anfang-an nichts
nichts anderes als ein zynischer
Betrug am Bürger war: Marx
meinte nämlich schon wenige
Wochen nach seinem Amtsan:
tritt, daß er kein Verständnis
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die Vorgehensweise der Referatsführunim Zusammenhang mit der Neuemann
tion des Referates. So wurde „,die vom
Referat dem Personalreferat vorgeschla‘
gene Neuorganisation mit ihren personel:
len Auswirkungen dem Personalrat A
erst nach Auslauf zur Kenntnis gegeben
„Da wiederholte mündliche und schrift-
liche Angebote (zu einer Zusammenar- \
beit; d. Verf.) wohl bewußt ausgeschlagen
wurden, sieht sich der Personalrat nun-
mehr endgültig außerstande, entsprechend
seinem gesetzlichen Auftrag die Interessen
der Mitarbeiter zu vertreten.‘ 45) 64 von
79 Mitarbeitern des Stadtentwicklungs-_
referates und alle anwesenden Bedienste-
ten des dem Referat angeschlossenen Am:
tes für Statistik und. Datenanalyse erklär- Y
ten sich mit dem Personalrat solidarisch.46)
Die Referatsleitung bemerkte zu den Vor-
würfen des Personalrates, daß „für eineum
fangreiche und lang dauernde Diskussion‘
der Neuorganisation mit den Mitarbeitern
deren Sinn und Zweck ohnehin sehr zwei-
felhaft wäre (!) ... (wegen der „Dring-
lichkeit der Neuorganisation‘‘; d. Verf.)
ganz einfach keine Zeit war“. 47)
In diesen Zusammenhang gehört auch!
der sog. „‚Vergabeskandal“‘, bei dem es um
den Vorwurf ging, das Stadtentwicklungs‘
referat hätte während der Amtszeit des‘
früheren Referenten Abreß die Vergabe
von Forschungsaufträgen dazu benutzt,
„‚linksradikale Kräfte‘ bewußt zu Törder
wobei vermutet wurde, daß damit unter ©
anderem linke Kritiker innerhalb derSPD
an die „goldene Kette‘ gelegt werden so
ten. |
Nun gibt es eine Reihe von Hinweisen
dafür, daß die Initiative für die entspre-
chende Anfrage im Stadtrat, obwohl von.
der CSU gestellt, ursprünglich von rechten
SPD-Stadträten und wahrscheinlich sogar
von Marx selbst ausging. Die objektive
Funktion des „,Vergabeskandals‘‘, die Kon
zeption des „Münchner Modells“‘, dessen‘
integraler Bestandteil es war, Grundlagen-forschung auf möglichst breiter Ebene u
durch Forschungsaufträge nach „außen“
zu betreiben, zu diffamieren,. war jeden-
falls ganz sicher im Interesse der _%
Referatsleitung und der politischen Kräft
die sie gewählt haben. Daß der „‚Vergabe-
skandal‘“ am Ende nicht auch noch den
aus der Abreß-Ära verbliebenen Teamlei-
tern, die z.T. für die Vergabe solcher Auf:
träge im einzelnen verantwortlich zeich-|
neten, das Genick brach, lag deshalb auch
nicht daran, daß sich Marx vor diese Mit-





Gründe für diesen Niedergang
Zur Erklärung dieser im Vergleich zu an-
deren Städten in der BRD extremen For-
men der Veränderung von Stadtentwick-
lungsplanung soll im folgenden besonders
auf drei Gesichtspunkte eingegangen wer-
den:
1) den Einfluß der allgemeinen ökonomi-
schen und politischen Entwicklung in
der BRD,
2) die besonderen politischen Bedingun-
gen in München und
3) das Selbstverständnis der Münchner
Konzeption der Stadtentwicklungs-
planung.
1) Im Gegensatz zu den meisten anderen
Großstädten der BRD (in denen erst An-
fang der siebziger Jahre mit integrierter
Stadtentwicklungsplanung begonnen wur-
de) fällt die Etablierung der Stadtentwick-
lungsplanung in München genau in die
Zeit des Regierungsantritts der soziallibe-
ralen Koalition, die mit ihrem Programm
der gesellschaftlichen Reformen ein po-
litisches „‚Klima‘ produzieren half, in
dem die Infragestellung bestehender ge-
sellschaftlicher Verhältnisse nicht nur ge-
duldet, sondern teilweise auch von offi-
zieller Seite her gefordert wurde. 48)
Es war dies aber auch die Zeit eines
starken Wirtschaftsbooms, der in Verbin-
dung mit der Gemeindefinanzreform von
1969 vorübergehend die gröbsten Löcher
der Gemeindekassen füllte und einen et-
was größeren Planungsspielraum für die
kommenden Jahre suggerierte. Als Folge
des Booms unterlag die Stadtentwick-
lungsplanung zunächst auch keinem ak-
tuellen Druck seitens der ansässigen Un-
ternehmen, kurzfristiges Krisenmanage-
ment zu betreiben. Diese Einflüsse halfen
ganz sicherlich mit, die Ansätze emanzi-
patorischer Planung in ihrer im Vergleich
zu anderen Städten der BRD relativ weit-
gehenden Form zu entwickeln.
Die Durchsetzung der technokratischen
Konzeption von Stadtentwicklungsplanung
dagegen fällt mitten in die Rezession und
die sich anbahnende Weltwirtschaftskrise
in den Jahren 1973/74. Auf Bundesebene
weicht die Politik der inneren Reformen
(soweit sie überhaupt Platz gegriffen hat)
einem kurzfristig orientierten Krisenma-
nagement. Die Wohnungspolitik der „wirt-




sung der Stadtentwicklungspolitik an die
Gesetze des kapitalistischen Wohnungs-
marktes ist nichts anderes als das kommu-
nalpolitische Pendant zur Politik der Inve-
stitionsanreize, wie sie 1974 von der Bun-
desregierung betrieben wurde. Die weitge-
hende Abschaffung der Bürgerbeteiligung
am Planungsprozeß entspricht der Verwäs-
serung der Reform der betrieblichen Mit-
bestimmung, während die Disziplinierung
der Planer durch ein politisches Klima be-
günstigt wurde, das auf der allgemeinen po-
litischen Ebene durch Berufsverbote und
den generellen Abbau demokratischer
Rechte gekennzeichnet ist.
In dieser Situation vergrößerten sich die
Chancen der Unternehmer, ihren Interes-
sen mehr Gewicht zu verleihen. Auf der an-
deren Seite bewirkten die allgemeinen Ver-
schlechterungen der materiellen Lebensbe-
dingungen im Zuge der Krise, daß sich die
soziale und politische Brisanz stadtentwick-
lungspolitischer Maßnahmen relativierte,
was sich in München (aber auch anderswo)
in einem starken Rückgang der Aktivitäten
von Bürgerinitiativen niederschlug. Die po-
litische Basis für eine emanzipatorische
Stadtentwicklungsplanung wurde durch diese
Entwicklungen entscheidend geschwächt.
2) Die Heftigkeit und Brutalität, mit der
die technokratische Stadtentwicklungspo-
litik nach 1973 durchgesetzt wurde, läßt
sich meines Erachtens nur erklären, wenn
man sie als ‚Antwort‘ auf den vorangegan-
genen Versuch einer wirklich emanzipato-
rischen Planung begreift. Das Besondere
der ersten Phase der Münchner Stadtent-
wicklungsplanung bestand m.E. darin, daß
in dem Moment, wo der Stadtrat vor dem
Hintergrund der durch seine eigenen Pla-
nungen (Stadtentwicklungsplan ‘63) ver-
schärften sozialen Widersprüche gezwun-
gen wurde, soziale Belange in die Planung
miteinzubeziehen (zumindest in den ersten
beiden Jahren) keine Befriedungsstrategie
durchsoziale Zugeständnisse verfolgte, viel-
mehr wurde versucht, die sozialen Kon-
flikte zum Motor weiterreichender Refor-
men der Gesellschaft zu machen. Die Ak-
tivitäten des Stadtentwicklunagsreferates,
sowohl die Stadtforschung als auch die
Eingriffe in die Lehel-Planung, stellten
eine Unterstützung der Mieteraktivitäten
dar und orientierten sie in die Richtung
allgemeiner Widersprüche der kapitalisti-
schen Gesellschaft.
Damit geriet die Politik des Stadtent-
wicklungsreferates aber nicht nur in Wider-
spruch mit dem in München ansässigen
Kapital, sondern auch mit der SPD-Mehr-
heitsfraktion im Stadtrat, die für den Groß-
teil dessen verantwortlich war, was im Zuge
der offenen Planung seitens der Bürger hef-
tig kritisiert wurde. In dem Maße wie Teile
der SPD und der Jungsozialisten sich mit
den Belangen der Mieter und planungsbe-
troffenen Bürger solidarisierten, wurde das
Stadtentwicklungsreferat auch von der
Auseinandersetzung zwischen den Flügeln
der Münchner SPD betroffen. Der seit
1971 für den rechten Flügel.der SPD exi-
stentiell werdende Selbstbehauptungs-
kampf der im Stadtrat und in der Verwal-
tung etablierten Teile der SPD (mit Vogel
an der Spitze) gegen die Linke in den eige-
nen Reihen wandte sich nun auch gegen
die Politik des Stadtentwicklungsreferates,
das im Bereich der Stadtplanung mit den
selben Argumenten auftrat, wie die Linke
in der SPD. Bereits zu Zeiten von Stadt-
entwicklungsreferent Abreß also versuchte
die SPD-Rathausfraktion, die emanzipa-
torischen Aspekte der Stadtentwicklungs-
planung zu unterdrücken, was sich dann
schon beim Rosa-Zonen-Plan auswirkte.
Der Widerstand der Unternehmer arti-
kulierte sich in einer deutlicheren Form
erstmals im Zusammenhang mit dem Rosa-
Zonen-Plan. Trotz seines technokratischen
Charakters sahen sie in ihm eine Politik im
alleinigen Interesse der Wohnbevölkerung,
die auf Kosten der Gewerbetreibenden
geht. Die IHK forderte damals, die Stadt
solle angesichts der aktuellen Wirtschafts:
lage verstärkt kurzfristige und unmittel-
bar auf die Verbesserung der Kapitalver-
wertungsverhältnisse bezogene Maßnah-
men ergreifen (Ausbau des Hauptstraßen-
netzes, grundsätzlicher Abbau der Ge-
werbesteuer etc.), anstatt eine Politik zu
verfolgen, die „übertriebenem wohlfahrts-
staatlichem Denken“ entspricht. 49) Zwei
Jahre später wird die Kammer dann noch
deutlicher als sie „,,Klimaverbesserungen‘
bzw. einen höheren Stellenwert für die Be-
lange der gewerblichen Wirtschaft‘ for-
derte. 50)
Die Zerstörung der emanzipatorischen
Ansätze und die Durchsetzung einer tech-
nokratischen Konzeption in der Münchner
Stadtentwicklungsplanung entspringen
also nicht dem ‚bösen Geist‘ eines Herrn
g
Marx (auch wenn die spezifischen Durch-
setzungsformen ohne die Persönlichkeit
von Marx nicht erklärbar ist), sondern ist
Ausdruck eines erheblich geänderten
Kräfteverhältnisses auf Bundes- wie auf
lokaler Ebene.
3) Das Selbstverständnis der Münchner
Konzeption von Stadtentwicklungspla-
nung war in seinem Kern letztlich ideali-
stisch. Es ging.von der Überzeugung aus,
daß die gesellschaftlichen Konflikte über
die Einsicht aller Gruppen in die Notwen-
digkeit bestimmter stadtentwicklungspo-
litischer Maßnahmen beigelegt werden
können. 51) Dieses idealistische Verständ-
nis von Planung und ihren Möglichkeiten
war nicht einem subjektiven Unvermögen
der Referatslieitung oder der Stadtent-
wicklungsplaner insgesamt geschuldet,
sondern hat seine objektiven Ursachen
zum einen in der spezifischen Art der Ar-
beitsbedingungen von Planern überhaupt
Aus: MAXVORSTADT AKTUELL
99, Mieten sind gerade noch
erschwinglich. DM 205.— für
Laden, 239.— für die Woh-
nung monatlich. Wir wohnen
gerne in diesem Stadtviertel,
da der Hofgarten und der
Englische Garten in der Nä-
he sind. Wenn das Haus ab-
bruchreif wäre und dafür
Wohnungen gebaut würden,
hätten wir Verständnis. Aber
ein Anwesen mit so vielen
Wohnungen abzureißen, das
noch jahrzehntelang bewohnt
werden kann, das können wir
nicht einsehen. Ein Teil der
deutschen Mieter sind nicht
gerade gerne ausgezogen.
Dafür hat man an Türken,
Griechen und Jugoslaven zu
weit höheren Preisen ver-
mietet.
Wir haben bereits zweimal
wegen Abbruch unsere Exi-
stenz verloren. Ein drittes-
mal können wir wegen dem
Alter nicht mehr von vorne
anfangen; auch könnten wir
uns wegen der geringen Ren-
te keine teure Wohnung
leisten.
Im übrigen wohne ich seit
dem Jahre 1910, meine Frau
seit 1938 hier in München. 66
und zum anderen in der besonderen Ent-
wicklung der Münchner Stadtentwick-
lungsplanung.
Kennzeichnendes Merkmal der Arbeits-
situation von Stadtentwicklungsplanern
ist, daß sie als „wissenschaftliche Berater‘
kommunaler Politik tätig sind und durch
diese Aufgabe den Eindruck vermittelt
bekommen, mehr oder weniger unmittel-
baren Einfluß auf die kommunale Politik
nehmen zu können. Dieser Eindruck mag
solange der Realität entsprechen, wie In-
halt und Ziel ihrer Tätigkeit den Interes-
sen der gesellschaftspolitisch mächtigen
Kräfte entspricht.
Insbesondere der Stadtentwicklungs-
planer ist beauftragt, akute Krisen zu be-
wältigen, und zwar im Gegensatz zur bis-
her üblichen subjektiven Entscheidungs-
praxis mit wissenschaftlichen Methoden.
Das bedeutet, daß zunächst die Ursachen
der Krise analysiert werden müssen. Nimmt
die Stadtentwicklungsplanung bzw. die
Stadtforschung ihren Auftrag ernst, dann
führen Untersuchungen über Problemzu-
sammenhänge der Stadtentwicklung, wie
das Münchner Beispiel gezeigt hat, zu den
bestehenden gesellschaftlichen Strukturen
als Krisenursache. Der Auftrag zur Krisen-
bewältigung beinhaltet für die Stadtent-
wicklungsplanung deshalb auch, einzelne
strukturelle Bedingungen unseres gesell-
schaftlichen Systems infragezustellen und
deren Veränderung anzustreben. Dabei
besteht dann immer die Möglichkeit, daß
auch solche Strukturmerkmale unserer
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung
infrage gestellt werden, zu deren -Siche-
rung die Stadtentwicklungsplanung Krisen-
management betreiben soll. Der z.T. be-
wußte Einsatz der Stadtentwicklungspla-
nung als soziales Befriedungsinstrument
macht darüber hinaus dem Planer die Be-
schäftigung mit den Interessen sozial be-
nachteiligter Gruppen zur Aufgabe. Als
Folge davon kann es dazu kommen, daß
sich der Planer mit diesen Interessen iden-
tifiziert.
In der Tätigkeit der Stadtentwicklungs-
planer ist daher in gewissem Sinne die Kri-
tik an ihrem Arbeitsauftrag angelegt. Die
besondere Entwicklung der Stadtentwick-
lungsplanung in München mit ihren eman-
zipatorischen Ansätzen konnte nun die Pla-
ner glauben machen, daß sie aufgrund ihrer
Arbeit im Bereich der Herrschaftsausübung
ihren Handlungsauftrag selbständig ändern
und sozusagen aus eigener Kraft heraus im
Interesse unterprivilegierter Gruppen pla-
nen können. Die Vorrangstellung des eman-
zipatorischen Aspekts wurde als Ergebnis
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einer rationalen Auseinandersetzung mit‘
der bisherigen ‚„‚,beschränkten“‘ Planung,|
wie sie sich im Stadtentwicklungsplan wall
1963 manifestierte, begriffen und deshalb
als langfristige Orientierung der Kommu-
nalpolitik mißverstanden. Die Folge davo
war, daß die gesellschaftlichen Kräfte, de-
ren Interessen von einer politischen Kon-
zeption von Stadtentwicklungsplanung gs
fährdet waren, falsch eingeschätzt wur-
den, d.h. daß nicht mit ihrem Widerstand.
gerechnet wurde. Aus diesem Grunde wur‘
de auch die Zielrichtung und der politische
Hintergrund der technokratischen Wen-|
dung der Stadtentwicklungspolitik von a
dem Großteil der Mitarbeiter des Stadtent
wicklungsreferates nicht erkannt, was der
neuen Referatsleitung die konkrete Durch
setzung der geänderten Politik innerhalb,
des Referates erheblich erleichterte. 3
Mit Blick auf mögliche Lehren, die aus
den Münchner Erfahrungen zu ziehen wä-
ren, könnte man die Entwicklung der $
Stadtentwicklungsplanung in München
auch dahingehend zusammenfassen, daß
die politischen Kräfte, deren Interessen
durch das „Münchner Modell‘“ in erster
Linie wahrgenommen werden sollten, nicht
stark genug waren, eine sozialpolitisch A
orientierte Planungskonzeption auch gegen
den Widerstand politischer und ökonomi-
scher Machtinteressen durchzusetzen und
daß die Planer in diesem Zusammenhang
schwerwiegende Fehleinschätzungen vor-
nahmen, was mit zur Schwächung eben je‘
ner Kräfte beitrug.
Schlußfolgerungen
Wie in der obigen Zusammenfassung ange
deutet, liegen m.E. die Ansatzpunkte zur
Verbesserung der Chancen einer zukünfti-
gen emanzipatorischen Planungsstrategie
in der Schaffung der notwendigen politi-
schen Basis zum einen und in der Schaffung
eines realistischeren Bewußtseins über in
Funktion der Stadtentwicklungsplanung in
dieser Gesellschaft und die politischen
Handlungsmöglichkeiten der Planer zum'
anderen.
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1) Das Münchner Beispiel zeigt, daß die
fortschrittliche Konzeption der Stadtent-
wicklungsplanung nur solange und soweit
eine Bedeutung für die praktische Kom-
munalpolitik hatte, wie die verschiedenen
Bürgerinitiativen und sonstigen politischen
Kräfte Druck auszuüben vermochten. Der
Stadtentwicklungsplaner hatte dabei im
Grunde nur eine Mittlerfunktion, in der er
seine wissenschaftliche Qualifikation dazu
benutzte, Formulierungshilfen zu geben,
bzw. allgemeine Forderungen in Planungs-
konzepte zu übersetzen.
Unter diesem Aspekt muß man die
Frage beantworten, inwieweit und in wel-
cher Form die kommunalen Planer ‚,Pla-
nungsspielräume‘‘, verstanden als das Maß
an Freiheit gegenüber dem politischen Auf
traggeber, nutzen können, um fortschritt-
liche Inhalte zu verwirklichen. Die enge
Abhängigkeit der Stadtentwicklungspla-
nung vom allgemeinen als auch vom lokal-
spezifischen politischen und ökonomi-
schen Kontext bedeutet, daß Möglichkei-
ten fortschrittlicher Stadtentwicklungs-
planung nicht aus einer Vergrößerung des
Spielraums der individuellen Planer resul-
tieren, sondern aus der Änderung des Pla-
nungsauftrages. Anders ausgedrückt: nicht
der Spielraum ändert sich, der den Planern
dann mehr oder weniger Möglichkeiten für
eine bessere Planung eröffnet, sondern
dem emanzipatorischen Aspekt von Stadt-
entwicklungsplanung wird entsprechend
der Stärke fortschrittlicher Kräfte vom
politischen Auftraggeber mehr oder weni-
ger Gewicht verliehen. Von daher kann
es nicht vorrangige Aufgabe der Planer
sein, ihren „Planungsspielraum voll aus-
zuschöpfen‘‘. Es geht vielmehr darum, an
der Stärkung derjenigen Kräfte mitzuwir-
ken, deren politischer Druck eine Ände-
rung des Planungsauftrages dahingehend
erreichen muß, daß eine emanzipatorische









Die Tätigkeit des Stadtentwicklungs-
planers im staatlichen Herrschaftsapparat
und seine relative Nähe zum politischen
Entscheidungszentrum schaffen allerdings
ein besonderes Problem für seine politische
Arbeit, sei es nun in Bürgerinitiativen oder
irgendwelchen anderen politischen Grup-
pierungen: er verfügt auf der einen Seite
über eine Reihe von Informationen, die
für diese Gruppen nützlich sein können,
auf der anderen Seite unterliegt er seitens
seines Arbeitgebers besonderen Restrik-
tionen, die jede Informationsvermittlung
oder gar aktive Partizipation an politi-
schen Auseinandersetzungen zum Risiko
für seinen Arbeitsplatz werden lassen. 52)
Disziplinierungsmaßnahmen werden dabei
durch das Dienstrecht, das Beamtengesetz
und das Disziplinarrecht für den Arbeitge-
ber erleichtert. 93) Die Organisierung mög-
lichst vieler Planer für ein gemeinsames Vor
gehen und die arbeitsrechtliche Absiche-
rung über die Gewerkschaft sind daher in
jedem Falle die notwendige Voraussetzung
für jegliche Politik in dieser Richtung.
2) Die konkreten Erfahrungen der Münch-
ner Stadtentwicklungsplaner mit der tech-
nokratischen Gegenkonzeption machten
ihnen ihre tatsächliche Einflußlosigkeit be-
wußt und schufen damit die objektive
Grundlage für die Überwindung der bislang
gehegten Illusionen und für eine realisti-
schere Einschätzung der gesellschaftlichen
Funktion der Stadtentwicklungsplanung.
Viele bislang engagierte Planer haben auf-
grund dieser Erfahrungen allerdings resig-
niert und versuchen sich nun zurückzuzie-
hen. Um diese Resignation zu überwinden,
erscheint es mir wichtig, neben der oben
skizzierten Form des politischen Engage-
ments auch eine verwaltungsinterne Per-
spektive zu verfolgen. Welcher Art diese
Perspektive sein müßte, dafür gibt uns die
Geschichte des Widerstandes der Stadtent-
wicklungsplaner gegen die Politik der neu-
en Referatsleitung einige Anhaltspunkte.
Während der „‚akademische‘‘ Wider-
stand gegen die Planungskonzeption der
neuen Referatsleitung, wie ihn zunächst
einige Stadtforscher in individualistischer
Weise leisteten, erfolglos blieb, weil der
theoretische Charakter dieser Auseinan-
dersetzung eine Verbreiterung der Basis
verhinderte, war der Protest des Personal-
rates gegen das Vorgehen der Referatslei-
tung im Zusammenhang mit der geplanten
Neugliederung des Referates insofern er-
folgreich, als er zum ersten Mal sämtliche
Mitarbeiter des Referates und sogar die
Mitarbeiter des dem Referat angeschlos-
senen Amtes für Statistik und Datenana-
Iyse mobilisierte. Da die Aktion des Per-
sonalrates eher eine aktuelle Unmuts-
äußerung denn Teil einer längerfristigen
Strategie war, blieb dieser Erfolg allerdings
ohne weitere Konsequenzen.
Dieses Beispiel zeigt auf der einen Seite,
daß, zumindest in München, das Bewußt-
sein der Planer, gewöhnliche Lohnarbeiter
zu sein und dieser Stellung entsprechende
politische Aktionsformen finden zu müs-
sen, nicht besonders entwickelt war und
erst mit der rigiden Beschneidung der Ar-
beitsmöglichkeiten ansatzweise zum Vor-
schein kam, um in jener spontanen Aktion:
Ausdruck zu finden. Es zeigt auf der ande-
ren Seite, wie notwendig die Organisation
der Planer als Arbeitnehmer ist, wenn sie
über ein individualistisches Geplänkel mit
dem politischen Gegner hinauskommen
und auf breiter Basis verwaltungsintern
wirksam werden wollen. Eine solche Poli-
tik muß in der Lage sein, die Zusammen-
hänge von Verwaltungsorganisation (bzw.
Arbeitsbedingungen der Verwaltungsange-
hörigen) und Planungsinhalten (bzw. dem
Verwaltungshandeln ganz allgemein) zu
berücksichtigen und nutzbar zu machen.
Eine solche Politik müßte also unter An-
knüpfung an den allgemeinen Auseinander-
setzungen um soziale Sicherstellung, Mit-
bestimmung und Selbstverwirklichung am
Arbeitsplatz darauf abzielen, Arbeitsweise
und Struktur der gesamten Verwaltung für
die Aufgaben emanzipatorischer Planung
zu qualifizieren, d.h. eine Demokratisierung
der Verwaltung, und zwar nicht nur ihrer
„planenden Teile”, zu erreichen, ohne die
es auch in Zukunft nicht möglich sein wird,
die Interessen unterprivilegierter Gruppen
in die Planung hineinzutragen. Die Entwick
lung von Arbeitnehmerbewußtsein bei den
Planern heißt aber auch, daß die oben be-
schriebenen politischen Aktivitäten im Zu-
sammenhang und in Koordination mit der
Politik anderer lohnabhängiger Gruppen
stattfinden müssen, da die Verwaltungs-
struktur und die Arbeitsbedingungen inner-
halb der Verwaltung nur dann mit Erfolg
verändert werden können, wenn die Ver-
waltungsangehörigen, durch Streikverbot
für die Beamten und das erwähnte allge-
meine Disziplinarrecht ohnehin politisch
geschwächt, ihre bisherige Isolation durch
brechen und eine breitere Unterstützung
von „außen”‘ erhalten. Die Arbeit mit an-
deren lohnabhängigen Gruppen ist darüber
hinaus die Grundlage für die Gewinnung
von Maßstäben für emanzipatorische Pla-
nungskonzepte, die Ausdruck der wirkli-
chen Interessen der Lohnabhängigen sein
1x
müssen, wenn sie nicht bloße Alibifunk-
tion haben sollen.
Wegen der Wichtigkeit der Verbindung
von verwaltungsinterner und außerhalb der
Verwaltung organisierter Politik, ist es auf
längere Sicht notwendig, daß die Planer
eine Organisationsform finden, die eine
solche Verbindung ermöglicht. Die ÖTV,
die ohnehin bereits einen Großteil der Ver-
waltungsangehörigen organisiert, könnte
für die Schaffung dieser Verbindung geeig-
net sein, da sie auch mit Problemen des
Öffentlichen Nahverkehrs etwa oder den
kommunalen Betrieben, d.h. also mit Teil-
problemen von Stadtentwicklungsplanung
befaßt ist. Sie bietet in ihrer über den
DGB vermittelten Verbindung zu anderen
im kommunalpolitischen Bereich tätigen
Gewerkschaftsgruppen einen formalen
Rahmen, in dem die Entwicklung dieser
Organisation auf einer breiten Ebene mög-
lich sein könnte. Inwieweit allerdings in 18)
dem spezifischen Falle der Münchner Stadt- 19)
verwaltung, deren ÖTV-Gruppe nicht (noch
nicht?) zu den fortschrittlichsten zählt,
dieser formelle Rahmen auch in der Praxis
genutzt werden kann, wird ein entspre-
chender Versuch zeigen müssen.
Die vorrangige Behandlung von notwen-
digen Schlußfolgerungen für den Stadtent-
wicklungsplaner, bzw. den kommunalen
Planer ganz allgemein, ist nicht zufällig,
sondern versucht den gleichsam naturwüch- 20)
sigen Erfahrungs- und Bewußtwerdungs-
prozeß einer ganzen Reihe Münchner Pla-
ner nachzuvollziehen, die die Geschichte
der Münchner Stadtentwicklungsplanung
zum größten Teil selbst miterlebten.
6) Abreß, Hubert: Zielvorstellungen für die
Fortschreibung des Stadtentwicklungspla-
nes, Referat auf der 2. Tagung der Füh-
rungskräfte der Landeshauptstadt München
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1. Vorbemerkung tellen und durchführungsorientierten“‘ In-
terpretation des Sozialplanes. Der Sozial-
plansei,soläßtsichdie „Kritik der Kritik“4)
zusammenfassen — nicht unter den As-
pekten der Demokratisierung und der Parti-
zipation zu betrachten, er müsse vielmehr
als „soziales Entschädigungsrecht” die
Ausgangsbedingungen für eine folgenrei-
che Bürgerbeteiligung allererst schaf-
fen 5). Nun muß die Qualifizierung des
Sozialplanverfahrens als „Partizipation
oder „Entschädigungsrecht” solange belie:
big bleiben, als nicht seine gesellschaftli-
che Funktion und seine sozialen Entste-
hungsbedingungen im Gesamtzusammen-
hang administrativer Strategien der Stadt-
planung und Stadtsanierung analysiert
sind 6).
Die generelle theoretische Einschätzung
von Basisinitiativen im Reproduktionsbe-
reich ist in neuerer Zeit vornehmlich in-
nerhalb der Redaktion dieser Zeitschrift
zum Gegenstand einer Kontroverse gewor
den, die sich mit den Stichworten ‚,Basis-
demokratie versus gewerkschaftliche
Orientierung“ skizzieren läßt 1). Diese
Kontroverse mutet auf den ersten Blick
abstrakt-kategorial und durch allerlei in-
terne Spannungen bestimmt an. Daß sie
dennoch handfest praktisch-politische
Folgen für die konkrete Arbeit von Bür-
gerinitiativen haben kann, läßt sich an
einer weiteren — nicht mehr ganz neuen
— Auseinandersetzung um die Bürgerbe-
teiligung in einem spezifischen Bereich
aufzeigen: der Diskussion um das Ver-
ständnis der Beteiligung der Betroffenen
im Rahmen des Sozialplanverfahrens
nach dem Städtebauförderungsgesetz
(StBFG). Die Einführung des Sozialplans
in 88 4, 8 StBFG vom 27. Juli 1971 war
von weitgespannten politischen Hoffnun-
gen und Erwartungen begleitet. Gerade in
der kritischen Literatur zur kapitalisti-
schen Stadtentwicklung und Stadtpla-
nung wurde der Sozialplan vornehmlich
im Zusammenhang von Entwicklungs-
und Sozialplanung diskutiert, als Instru-
ment bewußter Veränderung und Verbes-
serung städtischer Lebensbedingungen, als
Einbruchstelle qualitativ neuer Interessen
und Bedürfnisse in den Planungsprozeß —
durch Einbeziehung der Betroffenen
selbst — verstanden 2). Demgegenüber wa-
ren es zunächst vor allem die Vertreter
kommunaler Planungs- und Sanierungs-
praxis, die für ein reduziertes und durch-
führungsorientiertes Verständnis des So-
Zialplans eintraten und seine fürsorgeri-
schen Aspekte betonten 3).
Nachdem die um das StBFG und gera-
de auch den Sozialplan gerankten Vorstel-
lungen von Demokratisierung und qualita-
tiver Neuordnung kommunaler Planung
und Stadtsanierung in den zahlreichen Sa-
Nierungsprozessen der letzten Jahre
kaum je Wirklichkeit wurden, ist eine ge-
wisse Ernüchterung eingetreten. Auch kri-
tische und materialistische Autoren distan-
zieren sich von „‚illusionären und naiven“
Erwartungen zuaunsten einer „„‚instrumen-
2. Private und öffentliche Reproduktion:
Vergesellschaftung der Risiken der
Lohnarbeiterexistenz
Für die liberale Staats- und Gesellschafts-
theorie, die das klassische Selbstverständ-
nis bürgerlicher Gesellschaft formuliert, hat
sich das Problem staatlicher Bereitstellung
und Regulierung von materiellen Lebens-
bedingungen nur negativ gestellt: sollte
doch der gesellschaftliche Prozeß aus-
schließlich von der freien ökonomischen
Konkurrenz privater Individuen gesteuert
werden, die zugleich private Interessenver
folgung und die Befriedigung öffentlicher
Bedürfnisse sichern sollte. Die gesellschaft-
liche Harmonie kann sich — so die liberale
Vorstellung — jedoch nur einstellen, wenn
die Konkurrenz sich frei von jeglicher
staatlichen Einmischung unverzerrt ent-
falten kann. Liberaler Theorie zu-
folge vollziehen sich materielle Produk-
tion wie auch individuelle und kollektive
Reproduktion demnach durchweg tausch
förmig. Die Konstituierung von Gesell-
schaft ist ausschließlich eine Funktion des
privatförmigen Äquivalententauschs frei-
er und gleicher Warenbesitzer, Vergesell-
schaftung das Resultat individueller Frei-
heit. Nun ’hat die Realität bürgerlicher Ge:
sellschaft in keiner Phase ihrer Entwick-
lung ihrem theoretischen Selbstverständ-
nis voll entsprochen. Schon seit dem Be-
ginn des 19. Jahrhunderts gibt es in
Deutschland wirtschaftsregulierende
Staatseinariffe. die deutliches Zeugnis da-
von ablegen, daß die Reproduktion der In-
dividuen nicht ausschließlich privaten
Tauschakten überlassen bleiben konnte.
Dabei sind vier Typen staatlicher Interven-
tionen, die sich wesentlich auf die Absi«
cherung der privaten Reproduktion der
Arbeitskraft beziehen, zu unterscheiden:
Staatliche Regulierung der Tauschbedingun:
gen von Lohnarbeit und Kapital (bezogen
auf den Produktionsprozeß selbst) ;
Staatliche Absicherungen für die Fälle des
Scheiterns privater Reproduktion;
Staatliche Einrichtungen zur Gewährlei-
stung einer adäquaten Zurichtung der Ar-
beitskraft für den Produktionsprozeß;
Staatliche Maßnahmen zur Schaffung und
Erhaltung eines möglichst reibungslosen
Austauschs von Lohnarbeit und Kapital (be-
zogen auf räumliche Probleme und Lebens-
bedingungen)
Der erste-Typus staatlicher Regulierungen
istzugleich der historischälteste. Seit dem
ersten Drittel des 19. Jahrhunderts mehren
sich die Maßnahmen zur Verhinderung
eines vorschnellen Verschleißes der Ar-
beitskraft des neuentstandenen Industrie-
proletariats: Einschränkung der Kinderar-
beit und allmähliche Beschränkung des
Arbeitstages 7)_ Diesem Bereich sind also
alle staatlichen Maßnahmen zur Regelung
der Arbeitszeit, der Länge des Jahresur-
laubs und der Unfallverhütung am Arbeits-
platz zuzurechnen.
Zum zweiten Typus staatlicher Regelung
gehören alle Maßnahmen der „Sozialen
Sicherheit‘ im engeren Sinne, also die
Systeme der Unfall-, Kranken-, Renten-
und Arbeitslosenversicherung, die sich
seit der Bismarkschen Sozialversicherungs-
gesetzgebung entwickelt haben 8),
Mit dem dritten Typus staatlicher Ab-
sicherung der privaten Reproduktion sind
die öffentlichen Einrichtungen im Quali-
fikations- und Sozialisationsbereich ange-
sprochen. Die Entwicklung im 19. Jahr-
hundert war hier von der schrittweisen
Durchsetzung der Volksschulpflicht, also
der Herausbildung öffentlicher Qualifika-
tionsinstanzen für a//e Kinder gekenn-
zeichnet. Dagegen werden heute die bis-
lang noch vorwiegend bei der Familie lie-
genden Aufgaben der Sozialisation von
Kindern und Jugendlichen zunehmend in
staatliche Regie überführt. So sollen im
Bereich vorschulischer Erziehung in Zu-
kunft Kindergartenplätze für a//e drei- bis
fünfjährigen geschaffen werden und die
Reform der Jugendhilfe ist durch die
Tendenz bestimmt, außerschulische öf-
fentliche Erziehung als festen Bereich
neben Schule und Elternhaus zu institutio-
nalisieren 9), ;
Die adäquate Zurichtung der Arbeits-
kraft und ihre Absicherung gegen die indi-
viduellen Risiken des Produktionsprozes-
ses allein gewährleisten noch nicht den
reibungslosen Austausch von Lohnarbeit
und Kapital. Hinzutreten müssen Maßnah:
men zur Überwindung räumlicher Distan-
a:7
zen zwischen beiden sowie zur Sicherung
der notwendigen Lebensbedürfnisse der
Arbeitskraft außerhalb der Sphäre betrieb-
licher Produktion. Auch: hier zeigte sich
schon früh, daß die Herstellung und Er-
haltung dieser sozialen Voraussetzungen
der Produktion nicht naturwüchsigen
tauschförmigen Vergesellschaftungsprozes-
sen überlassen bleiben konnte. Damit ist
der vierte Typus staatlicher Interventio-
nen angesprochen, die staatliche Struktur-
politik. Sie umfaßt vor allem die staatliche
Einrichtung von Verkehrssystemen, Stadt-
entwicklungs-, Regional- und Raumord-
nungspolitik sowie staatliche Wohnungs-
baupolitik 10).
Bereits dieser kursorische Überblick
zeigt, daß auf dem gegenwärtigen Ent-
wicklungsstand bürgerlicher Gesellschaft
Vergesellschaftungsprozesse keineswegs
mehr ausschließlich durch privatförmige
Tauschakte, durch die Realisierung indivi:
dueller Freiheit gesteuert, sondern zuneh-
mend das Resultat staatlich organisierter
kollektiver Leistungs- und Sicherungssy-
steme sind. In der Übernahme weiter Be-
reiche gesellschaftlicher Reproduktionsbe:
dingungen in die öffentliche Verantwor-
tung meldet sich das Bedürfnis nach plan-
mäßiger Gestaltung des Prozesses gesell-
schaftlicher Produktion und Reproduk-
tion bereits deutlich an. Die staatlich ver-
anstalteten Reproduktionsleistungen die-
nen indessen nicht der kollektiven Pla-
nung und Gestaltung des gesellschaftli-
chen Prozesses, sondern gerade der Erhal-
tung und Sicherung der Austauschbarkeit
von Lohnarbeit und Kapital, also des pri-
vatförmigen Warentauschs. In der Form
sozialstaatlicher Reproduktionsleistungen
ist demnach zwar, im Vergleich zum an-
archischen Prozeß des Warentauschs, ein
höherer Vergesellschaftungsgrad erreicht,
wenngleich staatliche Vergesellschaftungs:
leistungen den spezifischen Schranken
staatlichen Handelns in der bürgerlichen
Gesellschaft unterworfen sind.
3. Öffentliche Verwaltung und Mitbe-
stimmung: Partizipation als Legitima-
tionsstrategie
Durch die beständige Zunahme staatlicher
Regulierung und Sicherung gesellschaftli-
cher Reproduktionsbedingungen hat sich
die Struktur der Staatsverwaltung nach-
haltig verändert. Die neuentstandenen
Verwaltungsaufgaben können von der
klassischen „Eingriffsverwaltung‘, deren
Funktionsweise ganz auf die formale Ge-
währleistung von Organisationsformen
des bürgerlichen Verkehrs zugeschnitten
ist, die ihr im gewaltenteiligen Modell des
liberalen Rechtsstaats auch einzig zuka-
men, nicht bewältigt werden. Neben die
Eingriffsverwaltung tritt daher die sich be:
ständig ausweitende und ausdifferenzie-
14»
rende Leistungsverwaltung.
Die Erweiterung des staatlichen Ver-
antwortungsbereichs erfordert eine Erwei-
terung und Ausdifferenzierung des
administrativen Regelungsinstrumentari-
ums. Drei typische Formen von Steue-
rungsmitteln lassen sich unterscheiden 11):
1. Die Steuerung durch Ge- und Verbote ist die
historisch älteste Form des Verwaltungshan-
delns. Sie läßt die privatautonomen Formen
des Warentauschs unangetastet und versucht
durch „externe” Sanktionen und Gratifika-
tionen das Verhalten der Individuen zu steu
ern. Ob das beabsichtigte Verhalten erzielt
wird, bleibt aber letztlich dem privaten Ra-
tionalitätskalkül vorbeha!ten.
Von diesen abstrakten Steuerungsmaßnah-
men ist die infrastrukturelle Steuerung zu
unterscheiden. Hier wird nicht mehr ver-
mittelt über Anreiz und Verbot auf priva-
te Oppositionen Einfluß genommen, sondern
konkrete Lebensverhältnisse werden unmit-
telbar administrativ gestaltet. Diese Steue-
rungsmethode beinhaltet also eine neue
Form der Aufgabenerfüllung durch Ausglie-
derung des betreffenden Bereichs aus dem
Prozeß des Warentauschs und die Überfüh-
rung in unmittelbar staatliche Regie. Vorteil
dieser Steuerungsmethode ist, daß der Staat
hier selbst Art und Maß der gewünschten Er-
gebnisse bestimmen kann. Nachteile sind
der — durch Überführung in staatliches Han-
deln bedingte — Entzug von Investitionsge-
legenheiten für private Unternehmer und die
Erzeugung neuer Konfliktzonen. Indem
nämlich nunmehr konkrete Lebensverhält-
nisse adminstrativ gestaltet werden, trägt
die Administration auch die Verantwortung
für die konkreten Erfolge oder Mißerfolge ih
rer Strategien. Sie wird zum Adressaten neu-
er Forderungen, von Protesten und Kampf-
maßnahmen. Da der öffentlichen Verwal-
tung das eindeutige Kriterium des privaten
Unternehmers — die Profitmaximierung —
fehlt, ergeben sich im Bereich infrastruktu-
reiler Steuerung die Beschaffung von Infor-
mationen und Kriterien zur Entscheidungs-
findung sowie die Akzeptierung einmal ge-
fällter Entscheidungen als zentrale Probleme
der Verwaltung.
Diesen Problemen versucht die — historisch
jüngste — Methode der prozeduralen Steue-
rung zur Lösung zu verhelfen. Anders als die
Methoden 1) und 2) — setzt sie nicht am
Ergebnis von Entscheidungsprozessen, son-
dern am Modus der Entscheidungsfindung
an. Die privaten Entscheidungsträger werden
zu Kollektiven zusammengefaßt, in Verbund:
und Partizipationssysteme eingegliedert, die
den Ausgleich sozialer Interessen an der Ba-
sis selbst bewirken sollen. Die Installierung
derartiger Verhandlungssysteme bewirkt die
Entlastung des Staates von der „‚Erfindung”
und Finanzierung sozialer Konfliktlösungen.
Sie mobilisiert die zeitlichen und sachlichen
Ressourcen der Betroffenen, stellt diese un-
ter Entscheidungszwang, präjudiziert durch
die Ausgestaltung der Verfahren die mögli-
chen Ergebnisse und gewährleistet deren An-
erkennung durch die Beteiligten. Die Integra
tions- und Steuerungsleistungen prozedura-
ler Verbundsysteme haben indes auch ihre
deutlichen Grenzen. Der Integrationseffekt
eines Verhandlungssystems hängt davon ab,
in welchem Maße partikularistische Ent-
scheidungsvorbehalte aufgegeben und priva-
te Dispositionsrechte in den Prozeß der Kon:
sensfindung mit eingebracht werden. Je we-
niger dies der Fall ist, um so größer die Kon-
sensbereitschaft. umso bedeutunasloser an-
dererseits die Steuerungsleistung. Je vollstä
diger umgekehrt private Vorbehalte in das
System eingebracht werden, umso mehr
steigt die Wahrscheinlichkeit, daß es nicht
zu einer Konsensfindung, sondern im Gege
teil zu einer Konfliktpolarisierung, einer
Sprengung des Verhandlungssystems und da
mit einem völligen Fehlschlag der Steuerung
strategie kommt. Auch prozedurale Steue-
rungssysteme sind daher nicht problemlos
in der Lage, die aus der administrativenIn:
frastrukturpolitik sich ergebenden Folgepro:
bleme aufzufangen. Die Verwaltung
ständig vor der heiklen Aufgabe, den Betrof.
fenen soviel Einflußmöglichkeiten auf die
Entscheidungsfindung zu gewähren, daßsie
die Ergebnisse der Entscheidungsprozesse
zwar akzeptieren, ohne sie jedoch relevant
beeinflussen zu können. Sie muß Verhand-
lungssysteme also zur Legitimation vonVer
waltungsentscheidungen einsetzen, oh e
sie als Steuerungsmittel aus der Hand zu ge-
ben. |
Demnach sind Verhandlungs- und Partizi:
pationssysteme, die die Einbeziehung der
Interessen- und Bedürfnisartikulation
durch die Betroffenen in den Prozeß ad-
ministrativer Entscheidungsfindung orga
nisieren, aus den gewandelten Aufgaben
staatlicher Verwaltung zu erklären, aus,
der fortschreitenden Vergesellschaftung
von Reproduktionsbedingungen der Ar-
beitskraft in Form staatlicher Regulie-
rung. Sie sind Ausdruck der Tatsache, daß
in bestimmten gesellschaftlichen Berei-
chen Gesellschaftlichkeit nicht mehr
durch Tauschbeziehungen hergestellt
wird und finden sich gerade in den Berei-
chen, in denen staatliche Verwaltung kon
krete Lebensbedingungen gestaltet: Im
Vorschul-, Schul- und Hochschulbereich
ebenso wie auf den Gebieten der Stadt-x
planung, der Stadtsanierung und des Um-
weltschutzes 12), Partizipation der Be-
troffenen ist also allererst aus den imma-
nenten Widersprüchen und Notwendigkei
ten staatlicher Verwaltung zu erklären
und kann Basisdemokratie und Autono-
mie nicht unmittelbar für sich in An- _
spruch nehmen. Andererseits sind
rade diese adminstrativen Notwendig-
keiten, die neue - im klassischen parla-
mentarischen System nicht vorgesehene
— Formen demokratischer Willens- und
Interessenartikulation erfordern und da-
mit den vielfach beschriebenen, wider-|
sprüchlichen Charakter von Basisinitiati-
ven im Reproduktionsbereich erzeu-
aen 13).
4. Öffentliche Reproduktion und Ge-
werkschaften: Das Konzept der „Ge-
werkschaftsorientierung” von Bürger-
initiativen
Die Vergesellschaftung immer weiterer
Reproduktionsbedingungen in Form so-
zialstaatlicher Leistungs- und Sicherungs
systeme dient nicht der Aufhebung des
Warencharakters der Arbeitskraft über:
haupt, sie soll vielmehr ihren möglichst
reibungslosen Austausch mit Kapital ge-
währleisten, verhindern, daß der kapitali-
stische Produktionsprozeß an immanen-
ten zeitlichen, sachlichen oder sozialen
Schranken scheitert. Dabei ergibt sich das
paradoxe Resultat, daß die Herstellung
und Sicherung der Bedingungen ungehin-
derten Austauschs von Lohnarbeit und
Kapital zur Einbindung der Arbeitskraft
in ein umfassendes — oben umrissenes —
System öffentlicher sozialer Sicherung,
Qualifikation und Sozialisation führt. Die
Sicherung der privaten Reproduktion be-
wirkt ihre immer umfassendere staatliche
Veranstaltung. Entwickelte bürgerliche
Gesellschaften sind daher durch das eigen-
tümliche Phänomen unterschiedlicher Ver-
gesellschaftungsstrukturen gekennzeich-
net: tauschförmige Vergesellschaftungs-
prozesse werden zunehmend durch ad-
ministrative Leistungen und Regelungen
überlagert. Diese doppelte Vergesellschaf-
tungsstruktur hat Konsequenzen für die
Lebensbedingungen der Individuen und
die Organisation von Maßnahmen zu ihrer
Verbesserung oder Erhaltung. In dem Ma-
ße, wie die Statuszuweisung nicht mehr
über Tauschprozesse erfolgt, sondern
durch staatliche Versorgungssysteme ver-
mittelt ist, verliert der individuelle Lohn
an Bedeutung für die konkrete Ausgestal-
tung der Reproduktionsverhältnisse der
Individuen. „In dieser Situation tritt ein
Bedürfnis auf, das nicht den Kampf um
Lohnerhöhung, sondern den Kampf gegen
Lebensumstände motiviert, gegen die wir
uns auch im Falle einer Verdoppelung un-
seres Monatslohns nicht durch den Kauf
von Gütern und Leistungen zur Wehr set-
zen können.’ 14) Obwohl also die sozial:
staatlichen Versorgungs- und Regelungs-
systeme dem reibungslosen Austausch
von Lohnarbeit und Kapital dienen sol-
len, die staatlich vermittelten Reproduk-
tionsbedingungen in letzter Instanz also
von der Kernstruktur bürgerlicher Gesell-
schaft bestimmt sind, erfolgt ihre konkre-
te Gestaltung doch durch die staatliche
Adminstration, nicht durch das Kapital.
Jene und nicht dieses ist daher Adressat
von Forderungen und Kampfmaßnah-
men, die auf Besserung oder — sehr viel
häufiger — die Abwehr von Verschlechte-
rungen der Reproduktionsbedingungen
abzielen.
Aus der veränderten Vergesellschaf-
tungsstruktur ergeben sich damit spezifi-
sche Probleme für die Organisation von In;
teressen und die Durchsetzung von Forde-
rungen. Die traditionellen Organisationen
der Lohnabhängigen zur Verteidigung
und Verbesserung der materiellen Repro-
duktion, die Gewerkschaften, sind von ih:
rer Organisation und ihren Kampfmitteln
ganz auf Lohnkämpfe ausgerichtet: Kon-
ventionelle Gewerkschaftspolitik ist als
Lohnhöhen-, aber auch als Lohnrahmen-
und Manteltarifpolitik auf die Arbeitsbe-
dingungen im engeren Sinne, also auf
tauschförmige, private Reproduktion fi-
xiert. Der Sektor öffentlicher Reproduk:
tion ist also schon von der Form-her ge-
werkschaftlicher Interessenpolitik schwer
zugänglich. Zudem ist das Kampfpotential
der Gewerkschaften ganz an die Durch-
setzung von Forderungen gebunden, die
sich auf privatförmige Reproduktion be-
ziehen: durch Tarifverhandlungen undggfs.
den Streik. Die Vielzahl sozialpolitischer
Initiativen der Gewerkschaften bleibt da-
gegen vom gewerkschaftlichen Kampfpo-
tential getrennt und muß auf Formen des
Lobbyismus zurückgreifen. ‚,Diese Disso-
ziation von Zielprojekten und Kampfpo-
tential kommt am sinnfälligsten darin
zum Ausdruck, daß sich in der gewerk-
schaftsinternen Arbeitsteilung Sozialpoli-
tik zu einer Domäne des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes (der bekanntlich keine
natürlichen Mitglieder hat, folglich selbst
auch nicht über irgendein Kampfpotential
verfügt) entwickelt hat (im DGB gibt es
eine eigene Abteilung „Sozialpolitik), wo-
hingegen der Gesamtbereich der Tarifpoli-
tik von den Einzelgewerkschaften (die
über Mitglieder und damit Kampfpoten-
tial verfügen) verwaltet wird und bislang
erfolgreich gegen koordinierende Einwir-
kungen abgeschirmt worden ist.” 15)
Wo die Gewerkschaften schließlich ver-
suchen wollten, sozialpolitische Forderun-
gen mit dem ihnen zur Verfügung stehen-
den Kampfpotential zu munitionieren,
stünden ihnen rechtliche Schranken entge-
gen. „Der Kampf um die Verbesserung -
der gesellschaftlich vermittelten Repro-
duktion müßte sich seiner Form nach ge-
gen den Staat richten, wäre somit ‘politi-
scher Streik’ im durchgesetzten bürgerli-
chen Sprachgebrauch und als solcher eine
verfassungswidrige Parlamentsnötigung.“‘ 6)
Obwohl es also bei den staatlich ver-
mittelten Reproduktionsbedingungen
durchaus um Arbeitsbedingungen im wei-
teren Sinne geht, liegen der Sphäre öffent-
licher Reproduktion spezifische Besonder-
heiten zugrunde, die das Konzept der ‚,Ge-
werkschaftsorientierung” von Basisinitia-
tiven im Reproduktionsbereich vernach-
lässigt 16):
Die Forderung nach einer Verbindung von
Stadtteilauseinandersetzungen mit betriebli-
chen Lohnkämpfen bleibt im schlechten Sin
ne abstrakt, da sie die unterschiedliche Ver-
gesellschaftungs- und Konfliktstruktur in bei
den Bereichen unterschlägt.
Damit wird auch die Bedeutung organisatori-
scher Probleme völlig ausgeblendet: während
Basisinitiativen im Reproduktionsbereich an
lokalen Lebensbedingungen ansetzen, sind
die Gewerkschaften primär industriespezi-
fisch organisiert und schon von daher unter
gegebenen Bedingungen kaum in der Lage,
lokale Konflikte angemessen aufzugreifen.
Die Behauptung, eine Verschlechterung öf-
fentlicher-Reproduktionsbedingungen laufe
de facto auf eine Reallohnminderung hin-
aus, verwischt, daß es hierbei um Reproduk-
tionsbedingungen geht, die nicht ausschließ-
lich von der Lohnhöhe abhängig und durch
diese zu beeinflussen sind 18)
Die Konzeption der „Gewerkschaftsorien-
tierung”” von Basisinitiativen im Repro-
duktionsbereich ist also aufgrund-der
Ausblendung der relevanten Strukturun-
terschiede von Lohnkämpfen und Ausein-
andersetzungen im Bereich öffentlicher
Reproduktion kaum zu ihrer Verbindung
auf höherer Ebene geeignet.
5. Der Sozialplan als „soziale Entschädi-
gung”: Privateigentum im neuen
Gewand
Partizipationssysteme — das hatte sich
oben gezeigt — sind Ausdruck der fort-
schreitenden Vergesellschaftung von Re-
produktion. Sie tragen den Innovations-
und Legitimationsbedürfnissen der Teile
der Stadtadministration Rechnung, die
mit der Verwaltung sozialstaatlicher Lei-
stungs- und Sicherungssysteme betraut
sind. Es scheint sich anzubieten, auch das
Sozialplanverfahren gem. 88 4 11, 8 II
StBFG hier einzuordnen. Denn der So-
zialplan soll ja der Vermeidung bzw. Mil-
derung von Nachteilen und Härten dienen,
die bestimmten Bevölkerungsgruppen-
durch die staatlich initiierte und zu ver-
antwortende Stadtsanierung entstanden
sind oder zu entstehen drohen. Die Ein-
bindung der Betroffenen selbst in das So-
zialplanverfahren könnte also durchaus ge
eignet sein, dem jeweiligen Sanierungsträ-
ger die Identifizierung von Bedürfnissen,
Problemlagen und entstehenden Konflik-
ten sowie die Akzeptierung entsprechen-
der Steuerungsmaßnahmen zu erleichtern.
Nun ist zu recht darauf hingewiesen wor-
den, daß vom Aufbau und der Logik des
StBFG zwei verschiedene Formen :
der politischen Beteiligung zu unterschei-
den sind 19); Die Mitwirkung insbesonde-
re der im Sanierungsgebiet ansässigen Ei-
gentümer, Mieter und Pächter bei der
Festlegung der Sanierungsmaßnahmen, al-
so bei Erarbeitung der vorzunehmenden
Umstrukturierungen (88 1 IV, 4 1, 9 1)
und die Mitwirkung der Betroffenen bei
der Erstellung eines Katalogs von Maßnah-
men, mit denen Nachteile, die sich aus
den Umstrukturierungen ergeben, vermie-
den oder gemildert werden sollen (88 4 Il
8 11). Letztere, also der Sozialplan, seien
daher von der Anlage her ungeeignet, Par-
tizipation’an und Demokratisierung von
Sanierung i.S. einer Ausrichtung städti-
scher Umstrukturierung an den Interes-
sen und Bedürfnissen der sozial Schwa-
chen zu gewährleisten. Das Anliegen, die
Diskussion um den Sozialplan aus dem Zu
sammenhang von Struktur- und Entwick-
lungsplanung zu lösen, ist also plausibel.
Zu untersuchen bleibt aber, ob die Kon-
zeption des „‚sozialen Entschädigungs-
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rechts” ein angemesseneres Verständnis
des Sozialplans ermöglicht.
Dabei ist zunächst auffällig, daß Ent-
schädigungsregelungen (außerhalb des So-
zialplanes) im StBFG durchaus enthalten
sind. So ist gem. 8 30 StBFG i.V.m. 88
95, 96 BBauG eine Entschädigung nicht
nur von Eigentümern, sondern auch Päch-
tern und Mietern vorgesehen 20), Wird
z.B. bei einer Sanierung — infolge eines
im Gesetz vorgesehenen Planungsgebots —
ein Mietverhältnis vorzeitig aufgehoben,
so kann der Mieter die Kosten des Um-
zugs und eventuell entstandene Mehrko-
sten der neuen Wohnung (höhere Miete,
größere Fahrtkosten aufgrund weiterer
Anfahrt zum Arbeitsplatz) nach Entschä-
digungsgrundsätzen ersetzt verlangen. Die
Entschädigung ist allerdings limitiert
durch die vorgesehene Dauer des ursprüng-
lichen Mietverhältnisses. Nur für die Rest-
dauer wird Entschädigung gewährt, denn
nur insoweit liegt ja ein Eingriff in ein
Rechtsverhältnis vor. Außerdem ist die
Entschädigung begrenzt auf den Ersatz
von Vermögensnachteilen. Der Mieter wird
also keineswegs für alle ihm entstehenden
Unannehmlichkeiten und Nachteile ent-
schädigt 21). Die Konzeption des Sozial-
plans als soziales Entschädigungsrecht wä-
re sinnlos und überflüssig, wenn sie nicht
über die ohnehin gesetzlich vorgeschriebe-
ne Entschädigungsregelung hinausweisen
wollte. Die Rede vom „Recht der Nicht-
eigentümer und sozial Schwachen . . .,
durch die Sanierung keinerlei Nachteile
zu erleiden‘‘, 22) das es zu reklamieren
gelte, ist also offenbar i. S. einer Auswei-
tung der Entschädigung über das gesetz-
lich geregelte Maß hinaus zu verstehen.
Wenn also bereits eine überschlägige
Durchsicht der Entschädigungsvorschrif-
ten, aber auch die Erfahrung mit Sanie-
rungsprozessen zeigt, daß die Interessen
von Grundeigentümern und Gewerbetrei-
benden ungleich besser berücksichtigt wer-
den, als die der Nichteigentümer, dann
muß die Zielrichtung einer Entschädi-
gungskonzeption auf eine Stärkung der
Position der bislang Unterpriveligierten
hinauslaufen: Entschädigung auch für
Nichteigentümer? 23)
Nun wird eine Entschädigung nur gelei-
stet, wenn ein staatlicher Eingriff in eine
von der Rechtsordnung in spezifischer
Weise geschützte private Rechtsposition,
also eine entschädigungspflichtige Enteig-
nung, vorliegt. Ob eine solche gegeben
ist, richtet sich wiederum nach dem Kreis
der geschützten, öffentlicher Disposition
entzogenen Rechtsgüter, also danach, wel:
che Rechtspositionen von der Rechtsord-
nung als entschädigungspflichtiges Eigen-
tum angesehen werden. Der Begriff der
Entschädigung ist demnach untrennbar
mit dem des Eigentums verbunden, die
Entschädigung gleichsam die negative Be-
stätigung des Privateigentums. 24) Eine
Ausweitung von Entschädigung setzt eine
Ausweitung des Eigentumbegriffs voraus
und d.h. die Schaffung neuer Bereiche, die
öffentlicher Gestaltung entzogen sind.
Das Konzept des „sozialen Entschädi-
gungsrechts”” steht hier — ganz gegen sei-
ne Intention — in der Tradition konserva-
tiver Eigentumspolitik: Die gesamte Ge-
schichte des Enteignungsinstituts in der
bürgerlichen Gesellschaft ist gekennzeich
net von einer permanenten Ausweitung
des Eigentumsbegriffs. In dem Maße wie
die Organisation bürgerlicher Produktion
zunehmend staatliche Eingriffe in immer
neue, private Rechtspositionen notwendig
machte, wurde deren Zulässigkeit von der
Erfordernis einer Entschädigung abhängig
gemacht. Notwendige Vergesellschaftungs:
leistungen werden auf diesem Wege an das
Privateigentum als herrschenden Aneig-
nungsmechanismus zurückgekoppelt. Das
Eigentum tritt hier ersichtlich als Schran-
ke von Vergesellschaftung in Erschei-
nung 25),
Den Interessen der sozial Schwachen
im Stadtteil wäre indessen mit einer Aus-
weitung des Eigentumsbegriffs nur ge-
dient, wenn sich die Nachteile und Lasten
die die Sanierung ihnen aufbürdet, ange-
messen als durch Geld zu entschädigende,
also der Tauschwertabstraktion zugängli-
che Rechtspositionen definieren ließen.
Soweit sie sich jedoch als. Vermögens-
nachteile greifen lassen, werden sie ohne-
hin von der im StBFG enthaltenen Ent-
schädigungsregelung erfaßt, insoweit be-
darf es keines Rückgriffs auf den Sozial:
plan. Soweit dagegen der Sozialplan zu-
sätzliche Entschädigung verschaffen soll
geht es um „nicht vermögensrechtliche””
Positionen: Die Zerstörung des sozialen
Beziehungsgeflechtes im Viertel, den ver-
größerten Straßenlärm, den Verlust des 3
Baums vor dem Haus, der Kneipe an der
Ecke; mithin um konkrete materielle Le-
bensverhältnisse, nicht um Wertabstrak-
ta.
Der Versuch von H. Hübner/W. Sie-
bel 26), dem Problem der Quantifizierung
„qualitativer Aspekte verschiedener Le-
benssituationen‘” durch Verweis auf die
Behandlung von Eigentümern zu entge-
hen, übersieht den entscheidenden struk-
turellen Unterschied zwischen konkreten
menschlichen Reproduktionsbedingungen
und dem Rechtsinstitut des Privateigen-
tums. Das moderne bürgerliche Privatei-
gentum unterscheidet sich von den Eigen:
tumsformen früherer Gesellschaftsforma-
tionen ja gerade dadurch, daß es von allen
konkreten Inhalten und Beziehungen ab-
strahiert. Es ist abstrakte, ökonomische
Form, gewissermaßen Eigentum ‚sans
phrase”. „‚Es ist eines der großen Resulta-
te der kapitalistischen Produktionsweise,
„.. daß sie das Grundeigentum einerseits
von Herrschafts- und Knechtschaftsver“
hältnissen völlig loslöst, andererseits
Grund und Boden als Arbeitsbedingung'
gänzlich von Grundeigentum und Grund
eigentümer trennt, für den er nichts wei-
ter vorstellt, als eine bestimmte Geldsteu*
er, die er vermittels seines Monopols vom
Pächter erhebt ..... Das Grundeigentum
erhält also eine rein ökonomische Form
durch Abstreifung aller seiner früheren po
litischen und sozialen Verquickungen und
Verbrämungen.”’ 27) Eingriffe in das Pri- |
vateigentum lassen sich also ohne weitere
als Minderungen des Verkehrswerts geld-
förmig ausdrücken, ohne daß dadurch das
Problem der Quantifizierung konkreter
Reproduktionsbedingungen seiner Lö- |
sung einen Schritt näher gekommen wäre.
Das Konzept der Entschädigung zielt‘
nach alledem an den spezifischen Proble-
men der administrativen Gestaltung kon-
kreter materieller Lebensbedingungen im
Stadtteil vorbei. Entschädigung als Korre‘
lat des Privateigentums ist bezogen auf
private Reproduktion, auf tauschförmige
Vergesellschaftungsprozesse, die auf der
Trennung von Arbeit und Bedürfnisbe-
friedigung beruhen, in denen demzufolge
Bedürfnisse nur dann befriedigt werden
können, wenn sie der Artikulation in.
Wertabstraktionen fähig sind. Öffentliche
Reproduktion folgt dagegen anderen 7
Strukturprinzipien. Sozialstaatliche Lei- |stungs- und Sicherungssysteme verdanken!
ihre Entstehung ja gerade der Tatsache,
daß — entgegen dem Anspruch liberaler
Theorie — tauschförmige Prozesse allein
sich unfähig erwiesen, die Befriedigung al-
ler gesellschaftlichen Bedürfnisse zu ge- _
währleisten. Von daher muß der Versuch
von H. Faßbinder 28), den Sozialplan im
Städtebauförderungsgesetz in Parallele zu
dem Sozialplan nach Betriebsverfassungs:
gesetz (BetrVerfG) zu interpretieren, not-
wendig scheitern. Denn im Betr VerfG wer
den Bedingungen des privatförmigen Aus-
tauschs von Lohnarbeit und Kapital nor-
miert, nicht die Erbringung staatlicher
Leistungen und Regelungen. Hinzu kom-
men — das sei am Rande vermerkt — bei
Faßbinder einige wuchtige Fehleinschät-
zungen des juristischen Normgehalts der
entsprechenden Regelungen im BetrVerfG
und damit ihrer sozialen Reichweite: Bel‘
den in 8 111 BetrVerfG hervorgehobenen
Betriebsänderungen (insbes. Stilllegung,
Einschränkung der Produktion, Verle-
gung des Standorts) ist zu unterscheiden
zwischen dem ‚„Interessenausgleich”” und _
dem „Sozialplan. Der Interessenausgleich
betrifft die ökonomische Unternehmerent
scheidung selbst, also die Frage, ob, wann
und, in welchem Umfang Betriebsänderun-
gen vorgenommen werden. Hierbei hat
der Betriebsrat zwar gewisse Verhand-
lungs- und Unterrichtungsrechte, ein ver-
bindliches Mitbestimmunasrecht existiert
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dagegen h/er nicht. Ebensowenig gibt es
ein verbindliches Entscheidungsrecht der
Einigungsstelle. Die Entscheidung darüber,
ob z.B. ein Betrieb stillgelegt wird und da-
durch die Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz
verlieren, liegt in letzter Instanz einzig
beim Unternehmer. Der Sozialplan hinge-
gen betrifft lediglich die sozialen Folgen
der in unternehmerischer Freiheit vorge-
nommenen Änderungsmaßnahmen. Er
dient der bescheidenen Milderung der sich
z.B. aus einer Betriebsstillegung für die Ar-
beitnehmer ergebenden Nachteile. Im So-
zialplan werden z.B. Auswahlkriterien für
die zu kündigenden Arbeitnehmer, die Mo-
dalitäten einer eventuellen Übernahme in
einen anderen Betrieb desselben Unterneh-
mers, der Empfängerkreis zu zahlender
Abfindungen, ihre Bemessung und ihre
Berechnungsgrundlage geregelt. Nur hier
hat der Betriebsrat verbindliche Mitbe-
stimmungsrechte. Nur hier kann ein ver-
bindlicher Spruch der Einigungsstelle her-
beigeführt werden, und nur der Sozial-
plan hat die Wirkung einer Betriebsverein-
barung, also nur aus ihm können sich ein-
klagbare Rechtsansprüche ergeben. Weder
hat der Arbeitnehmer einen Rechtsan-
spruch auf Erhaltung seines Arbeitsplat-
zes noch auf einen adäquaten Ersatz. Es
kann demnach keine Rede davon sein,
daß der Sozialplan den ‚„,Anspruch der Ar-
beitnehmer, im Sanierungsfall keine Be-
nachteiligung zu erleiden, rechtlich fi-
xiert” 29), genausowenig „bleibt der ge-
samte Prozeß der Unternehmenssanie-
rung gestoppt, bis eine Einigung über die
Forderungen der Belegschaft getroffen
ist'” 30), Der Sozialplan nach dem
BetrVerfG zeigt vielmehr deutlich, daß
bloße Entschädigungsregeln notwendig
zu kurz greifen, wo verbindliche Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten fehlen.
Der Rekurs auf Eigentumspositionen
ist weder geeignet, die durch Sanierungs-
maßnahmen der Bevölkerung entstehen-
den Nachteile angemessen zu kompensie-
ren, noch gewährleistet er eine bedürf-
nisgerechte Planung durch die öffentli-
che Verwaltung. Denn die Konstruktion
neuer „Nichteingriffsbereiche” erweitert
nicht das Alternativspektrum adminstrati-
ver Gestaltungsmöglichkeiten, sondern
verringert den ohnehin geringen Hand-
lungsspielraum der Verwaltung: Verurteilt
sie vollends zur Immobilität. Die Ent-
schädigungskonzeption zielt also nicht
auf die Befriedigung bislang unterprivile-
gierter gesellschaftlicher Bedürfnisse
durch weitergehende Vergesellschaftung
von Reproduktion, sondern umgekehrt
auf den Rückfall hinter den einmal er-
reichten Stand von Vergesellschaftung.
Die Elemente von planmäßiger, kollekti-
ver Gestaltung und Verantwortung, kon-
kreter Lebensbedingungen der Individuen,
die in der administrativen Gestaltung loka-
ler Lebensbedingungen bereits enthalten
sind, sollen zugunsten naturwüchsiger
Tauschprozesse zurückgedrängt, reprivati-
siert werden. Die spezifische Form der
Entschädigung verschleiert, daß es bei der
Stadtsanierung um kollektive Problemla-
gen und Lebensbedingungen geht und ver-
lagert die Konfliktebene auf die Ausein-
andersetzung um die Höhe der je indivi-
duellen Entschädigung. Nicht mehr das so-
lidarische Eintreten für eine an konkreten
menschlichen Bedürfnissen ausgerichtete
Stadtentwicklung gegenüber einem ge-
meinsamen Gegner, sondern ein zähes Rin-
gen von in der Konkurrenz vereinzelten In-
dividuen um eine möglichst günstige Er-
satzleistung, die doch die tatsächlichen
Nachteile nicht kompensieren kann, be-
stimmen dann die Auseinandersetzung Im
Stadtteil. Damit wird kollektiven Erfahrun:
gen und Lernprozessen die materielle Ba-
sis entzogen. Die Frage nach den Möglich-
keiten und Chancen kollektiver Einfluß-
nahme auf Planungsprozesse und admini-
‚strative Entscheidungen wird verneint,
ehe sie noch gestellt ist.
6. Der Doppelcharakter der Bürgerbeteili-
gung: Partizipation als politische
Praxis
Be
Der Verweis auf die — im Vergleich zu
tauschförmigen Vergesellschaftungspro-
zessen — grundsätzlich unterschiedliche
Logik öffentlicher Reproduktion ermög:
licht zunächst nur die negative Aussage,
daß der Sozialplan durch eine Interpreta-
tion als soziales Entschädigungsrecht in
keiner Weise adäquat erfaßt wird. Damit
steht allerdings eine positive Bestimmung
der Reichweite und Möglichkeiten politi-
scher Partizipation noch aus. Eine grund-
sätzliche Aufarbeitung der Frage nach den
Möglichkeiten emanzipativer Praxis im
Kontext von Initiativen im Reproduk-
tionssektor würde das beschränkte Er-
kenntnisinteresse der vorstehenden Über-
legungen mit Macht sprengen. Es seien da-
her lediglich einige skizzenhafte Anmer-
kungen angefügt:
"Im Rahmen sozialstaatlicher Gestal-
tung und Regulierung kollektiver Lebens-
bedingungen wird Gesellschaftlichkeit
nicht mehr vermittelt über Tauschprozes-
se, also Wertabstraktionen, hergestellt,
sondern durch die politische Produktion
konkreter Gebrauchswerte. Dennoch tritt
auch hier dem Individuum sein eigener ge-
sellschaftlicher Charakter als abstrakte All
gemeinheit gegenüber. Gebrauchswert-
orientierte sozialstaatliche Politikmaßnah-
men beinhalten ja nicht die planvolle Ge-
staltung des gesamtgesellschaftlichen Re-
produktionsprozesses, sie dienen vielmehr
der Schaffung und Erhaltung universeller
Austauschbarkeit der Arbeitskraft. Sie
bleiben also in vermittelter Form an die
Wertabstraktion rückgekoppelt. Sozial-
staatliche Gestaltung z.B. der Lebensver-
hältnisse im Stadtteil reagiert nicht
schlicht und unmittelbar auf vorhandene
menschliche Bedürfnisse. Sie erfolgt.viel-
mehr nur da und insoweit als es gelingt,
diese Bedürfnisse in durchsetzungsfähige
Interessen zu übersetzen und zu abstrahie-
ren. Eben diesem Abstraktionsprozeß
dient die Installierung von Systemen poli-
tischer Partizipation. „Das Bargaining-Sy-
stem ist gewissenmaßen die Warenform
von Politik: in ihm geht es um Gebrauchs-
werte, deren Realisierung indessen von ih-
rer Form als bargainingfähiges Interesse
abhängig ist. Was sich dieser Form nicht
fügt, ist als Politik nicht thematisier-
bar.‘ 31) Insofern haben die neuen For-
men politischer Beteiligung ersichtlich in-
strumentellen Charakter. Ebenso ersicht-
lich ist damit aber noch nicht die gesam-
te Dimension von Partizipation erfaßt.
Denn sozialstaatliche Politik ist — wie
schon gesagt — durch den eigentümli-
chen Widerspruch gekennzeichnet, daß
zur Gewährleistung umfassender Aus-
tauschbarkeit der Arbeitskraft, also gera-
de der Universalisierung der Warenform,
immer weitere gesellschaftliche Bereiche
unmittelbar durch politisch produzierte
Gebrauchswerte reguliert werden. Staatli
che Politik thematisiert also zunehmend
gesellschaftliche Inhalte und muß daher
inhaltlich legitimiert werden. Der Ge-
brauchswert sozialstaatlicher Maßnah-
men für die Masse der Bevölkerung wird
denn auch von Bürgerinitiativen perma-
nent zur Sprache gebracht und hinter-
fragt. Diese Auseinandersetzungen liefern
die Basis für Lernprozesse, die ein Poten-
tial freisetzen können, das auf die Befrei-
ung der Gebrauchswerte aus ihrer Fesse-
lung an die spezifischen Schranken sozial-
staatlicher Verteilungs- und Regulierungs-
maßnahmen drängt. Partizipationssyste-
me enthalten also durchaus den Ansatz
für emanzipative gesellschaftliche Praxis.
Die Durchsetzungsfähigkeit solcher Pra-
xis ist indessen nicht im Wege vergesell-
schaftungslogischer Überlegungen zu be-
stimmen, sondern Gegenstand konkreter
gesellschaftlicher Auseinandersetzungen
und der in ihnen sich äußernden sozialen
Kräfteverhältnisse.
1) Vogl. Editorial: Tendenzwende? Arch+
27/1975, S. 1 ff; K. Brake, H. Faßbinder
R. Petzinger: Basisdemokratie versus ge-
werkschaftliche Orientierung, Arch+
28/1975, S. 54 ff.
Exemplarisch für diese Position: Herlyn,
Krämer, Tessin. Wendt: Sozialplanung und
2)
1”
Stadtsanierung, Göttingen 1975; Herlyn:
Sanierungsbezogene Sozialplanung als
Chance zur Partizipation, in: M.Osterland
(Hrsg.): Arbeitssituation, Lebenslage und
Konfliktpotential, Festschrift für M.E.
Graf zu Solms Roedelheim, Frankfurt
1975, $. 213 ff.; vgl. auch B. Schäfefts: Par-
tizipationschancen nach dem Städtebauför-
derungsgesetz, Stadtbauwelt 31/1971, S.
201 ff.; M. Fürstenberger: Planen nach
dem Städtebauförderungsgesetz — Sozial- 11)
planung in Tübingen, Stadtbauwelt 33/1972,
S. 33 ff.; Schmidt-Relenberg, Feldhusen,
Lüthers: Sanierung und Sozialplan, Mitbe-
stimmung gegen Sozialtechnik, München
1973.
Vgl. die Beiträge von Ollmer, Schell, Nor-
res in: Bundesvereinigung Deutscher Heim-
stätten (Hrsg.) : Sozialplan nach dem Städ-
tebauförderungsgesetz, Bonn 1972; Bielen-
berg: Städtebauförderungsgesetz, 2. Ergän-
zungslieferung, München, November 1975,
Anm. 37 zu 8 4, 12 zu 8 8. Ähnlich auch:
Der Bundesminister für Raumordnung,
Bauwesen und Städtebau: Städtebaube-
richt 1975, S. 72.
H. Faßbinder: Der Sozialplan nach dem
Städtebauförderungsgesetz — eine kriti-
sche Untersuchung aus dem Vergleich mit
dem Sozialplan bei Unternehmenssanie-
rung nach Betriebsverfassungsgesetz, Arch+
22/1974, 5. 55.
H. Faßbinder: a.a.0., S. 54 ff.; H. Hübner,
W. Siebel: Emanzipation oder Kompensa-
tion — Die politische Funktion der Grund-
sätze für den Sozialplan nach dem Städte-
bauförderungsgesetz in der Sozialarbeit,
Neue Praxis 2/1975, S. 153 ff.
Die folgenden Ausführungen beschränken
sich auf eine Betrachtung des Sozialplan-
verfahrens gemäß 88 4 Il, 8 II StBFG.
Durch die kürzlich erfolgte Novellierung
des Bundesbaugesetzes ist der Sozialplan
in modifizierter Form in &amp; 13a BBauG ein-
geführt worden (BT/DS 7/4793 i.V.m.
BT/DS 7/5204). Danach ist eine Beteili-
gung der Betroffenen nurmehr nach (!) In- 14)
krafttreten eines Bebauungsplans, der sich
„erheblich nachteilig’” auswirkt, vorgese-
hen. Wenn hier auch die Beteiligungsmög- 15)
lichkeit gegenüber dem Sozialplan StBFG
nochmals reduziert sind, so haben doch -
die folgenden Überlegungen stru ktu-
rel! auch hier Gültigkeit. Zur Bürgerbe- 16)
teiligung in der BBauG-Novelle im einzel-
nen vgl. U. Krahmer: Bundesbaugesetz-No-
velle — Wo bleibt die Bürgerbeteiligung?
Arch+ 30/1976, S. 25 ff.
Zur Entwicklung vgl. K.A. Anton: Ge-
schichte der preußischen Fabrikgesetzge-
bung bis zu ihrer Aufnahme in die Reichs-
gewerbeordnung, Berlin 1953.
Zur historischen Entwicklung vgl. F. Tenn-
stedt: Sozialgeschichte der Sozialversiche-
rung in: M. Blohmke (Hrsg.): Handbuch
der Sozialmedizin Bd. 3, Stuttgart 1976,
S. 385 ff.
Zum Prozeß der Vergesellschaftung von Er-
ziehung und seinen sozialen Ursachen vgl.
ausführlich G. Heinsohn, R. Knieper: Theo-
rie des Familienrechts, Frankfurt 1974;
F. Barabas u.a.: Jahrbuch der Sozialarbeit
1976, Reinbeck 1975, insbes. S. 41 ff.,
231 ff., 374 ff.
10) Allerdings laufen auch diese sozial- und
infrastrukturellen Maßnahmen leer, wenn
die verfügbaren Arbeitskräfte aufgrund der
immanenten Schranken und Widersprüche
der Kapitalverwertung nicht nachgefragt
werden. Der Absicherung gegen die spezi-
fischen Risiken der Lohnarbeiterexistenz




daher auf seiten des Kapitals staatliche
Maßnahmen der Konjunktur- und Wirt-
schaftspolitik sowie die zunehmende staat-
liche Organisation des wissenschaftlich-
technischen Fortschritts. Diese Bereiche
können für unsere Überlegungen, die auf
die spezifische Vergesellschaftungsstruktur
staatlich geregelter Reproduktionsbedin-
gungen der Arbeitskraft, insbesondere im
Stadtteil abzielen, außer Betracht bleiben
Die nachfolgende Systematisierung folgt
dem Vorschlag einer „Topographie” von
Verwaltungsstrategien, den C. Offe in
Berufsbildungsreform, Eine Fallstudie über
Reformpolitik, Frankfurt 1975, S. 84 ff.
entwickelt hat. Vgl. C. Offe, V. Ronge:
Thesen zur Begründung des „kapitalisti-
schen Staates” und zur materialistischen
Politikforschung, in: C. Pozzoli (Hrsg.):
Rahmenbedingungen und Schranken staat
lichen Handelns, Zehn Thesen, Frankfurt
1976, S. 54 ff.
Dabei ist anzumerken, daß die Verwaltung
prozedurale Steuerungsmethoden nicht
nur auf ihren jeweiligen sozialen Gegen-
standsbereich, sondern auch auf sich selbst
anwenden kann und dies — wie spezifische
Formen der Mitbestimmung der Verwal-
tungsangehörigen in der Kultus- und So-
zialbürokratie zeigen — häufig genug auch
tut. Zur Mitbestimmung der Bediensteten
in einem Modellversuch im Vorschulbe-
reich vgl. ausführlich Barabas u.a.: a.a.0.,
(Fn 8), 5. 52 ff., 108 ff.
Grundlegend nach wie vor C. Offe: Bürger-
initiativen und Reproduktion der Arbeits-
kraft im Spätkapitalismus sowie ders., De-
mokratische Legitimation der Planung in
ders., Strukturprobleme des kapitalistischen
Staates, Frankfurt 1972, S. 153 ff., 123 ff.;
eine anschauliche Übersicht über die unter-
schiedlichen Einschätzungen von Basisini-
tiativen im Reproduktionsbereich findet
sich in: Lokale Demokratie — Beteiligung
der Bürger an der Planung, Arch+ 21/1974
S:51ff.
C. Offe: Bürgerinitiativen und Reproduk-
tion der Arbeitskraft im Spätkapitalismus.
a.a.O0., S. 160.
U. Mückenberger: Thesen zur Funktion
des Sozialrechts, Manuskript Frankfurt
1975, 5. 8 f. (erscheint in Kritische Justiz
4/1976).
U. Mückenberger: a.a.0., S. 10. Das Ver-
bot des politischen Streiks ist seit den Ur-
teilen der Landesarbeitsgerichte zum Zei-
tungsdruckerstreik von 1952 gegen das ge-
plante Betriebsverfassungsgesetz fester Be-
standteil bundesdeutschen Arbeitsrechts.
Vgl. T. Blanke u.a.: Kollektives Arbeits-
recht. Quellentexte zur Geschichte des kol-
lektiven Arbeitsrechts in Deutschland,
Band 3, Reinbek 1975, S. 215 ff.
Diese Position ist insbesondere von H. Faß:
binder in verschiedenen Beiträgen vertre-
ten worden. Vgl. H. Faßbinder: Bürgeriniti-
ativen und Planungsbeteiligung im Kontext
kapitalistischer Regionalpolitik, Kursbuch
27/1972, S. 68 ff., insbes. S. 81 f., dies.:
Der Sozialplan nach dem StBFG . . . a.a.O.,
(Fn 3), insbes. S. 62 f., dies.: Diskussions-
beiträge, in: Lokale Demokratie — Beteili-
gung der Bürger an der Planung, a.a.O.,
(Fn 12); vgl. auch K. Brake, H. Faßbinder,
R. Petzinger: Basisdemokratie versus ge-
werkschaftliche Orientierung. Arch+
28/1975, S. 54 ff., H. Faßbinder: Vor-
wort, in: M. Castells, der Kampf in den
Städten, Berlin 1975, S. 7-28.
Vgl. H. Faßbinder: Bürgerinitiativen und
Planungsbeteiligung . . ., a.a.O., S. 82.
Val. U. Krahmer: Bundesbauaesetznovelle
„.., a.a.O0., (Fn 5), 5. 27.
20) Die von H. Faßbinder: Der Sozialplan
nach dem StBFG . . .a.a.O, (Fn 3),
S. 56 Anm. 8 zitierte Kommentarstelle ist
keineswegs repräsentativ für Lehre und
Rechtsprechung zu dieser Frage. Vgl. da- '
gegen Bielenberg, Städtebauforderungsge-/
setz, 2. Ergänzungslieferung, München, No:
vember 1975, Anm. 5 zu &amp; 30; Lange,
Pohl; Städtebauförderungsgesetz, 26. Lie-'
ferung, Stuttgart, Berlin, Köln, Mainz
1975; BGH NJW 1967, S. 1085. Der ent- |
scheidende Punkt liegt nicht — wie Faßbin-
der meint — darin, daß Eingriffe in die
Rechte von Mietern grundsätzlich nicht
entschädigt würden, sondern darin, daß
die Entschädigung aufgrund der spezifi-
schen Struktur des Mietverhältnisses (ob:
ligatorisches, zeitlich limitiertes Rechts-
verhältnis) die dem Mieter tatsächlich ent-
stehenden Nachteile nicht annähernd kom‘
pensieren kann.
Einzelheiten bei U. Krahmer: Bundesbau-
gesetznovelle . . ., a.a.O0. (Fn 5), S. 28 f.
H. Faßbinder: Der Sozialplan nach dem
StBFG ...a.a.O. (Fn 3), S. 55. Die Pro-
blematik unterschiedlicher materieller Be-
dingungen der von Sanierung Betroffenen
ist mit dem Begriff der ‚,‚Ungleichheit der
Rechte” (a.a.O., S. 54) — vorsichtig ge-
sprochen — unglücklich umschrieben.
Denn eine Gleichheit der Rechte besteht
ja durchaus. Art. 14 Grundgesetz wie auch
die eigentumsrechtlichen Vorschriften des
bürgerlichen Gesetzbuches gelten für Groß:
grundbesitzer und Kleingewerbetreibende,
für Spekulanten und Mieter gleichermaßen
Das Problem liegt also nicht in einer „Un-
gleichheit der Rechte’, sondern darin, daß
formale Gleichheitsbeziehungen zugleich
Ausdruck sozialer Abhängigkeit und Herr:
schaft sind. „Der ehemalige Geldbesitzer
schreitet voran als Kapitalist, der Arbeits-
kraftbesitzer folgt ihm nach als sein Arbei:
ter; der eine bedeutungsvoll schmunzelnd
und geschäftseifrig, der andere scheu, wi-
derstrebsam, wie jemand, der seine eigene
Haut zu Markte getragen und nun nichts
anderes zu erwarten hat als die — Gerberei.”
K. Marx: Das Kapital Band 1, MEW 23,
Berlin (DDR) 1969, S. 191.
H. Faßbinder, Der Sozialplan nach dem
StBFG ...a.a.O., S. 57; H. Hübner, W.
Siebel: Emanzipation oder Kompensa-
tion... a.a.O., (Fn 4), S. 159.
Um Mißverständnisse zu vermeiden: hier
ist nicht vom engen, zivilrechtlichen Eigen:
tumgsbegriff i.S. der 88 90 ff BGB die Re-
de, sondern von Eigentum im verfassungs-
rechtlichen Sinne. Der enteignungsrechtli-
che Eigentumsbegriff ist bezeichnenderwei
se sehr viel weiter, als der privatrechtliche,
Er umfaßt nicht nur das bürgerlich recht-
liche Sacheigentum, sondern alle vermö-
genswerte Rechte und Positionen. .
Vgl. dazu O. Kirchheimer: Die Grenzen
der Enteignung. Ein Beitrag zur Entwick-
lungsgeschichte des Enteignungsinstitutes
und zur Auslegung des Art. 153 Weimarer
Verfassung, in ders.: Funktionen des Staa-
tes und der Verfassung. 10 Analysen,
Frankfurt 1972, S. 223 ff.
H. Hübner, W. Siebel: Emanzipation oder
Kompensation, a.a.O. (Fn 4), S. 159.
K. Marx: Das Kapital, Bd. Ill, MEW 25,
Berlin (DDR) 1968, S. 630 ff.
H. Faßbinder: Der Sozialplan nach dem
StBFG ...a.a.O. (Fn 3), S. 59 ff.
A.a.O., S. 60.
A.a.0.
U.K. Preuß: Bildung und Herrschaft,
Frankfurt 1975, S. 100
22)
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Uli Hubel, Georg Klein, Gesche Schmoll
Bedürfnisse und Interessen als Chance oder
Hindernis gesellschaftlicher Veränderung?
Fragestellungen und einzelne Passagen
des folgenden Artikels basieren auf der
1976 an der PH Berlin eingereichten
Diplomarbeit ‚„Praktisch-theoretische
Fragestellungen für eine Theoriebildung
von Gemeinwesenarbeit“
EnAd
1. Subjektive Bedürfnisse zählen, wenn sie
sich auszahlen
„Wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt‘ —
doch das verkehrte Leben wird weiter vor-
gezogen. Hinnehmen scheint noch immer
sinnvoller als sich zur Wehr zu setzen. Die
Lebensbedingungen — zumal im Repro-
duktionsbereich — verschlechtern sich,
doch die praktischen Formen der Gegen-
wehr bleiben zufällig, punktuell und halb-
herzig. Vergeblich scheint die Hoffnung
besonders unter den Sozialpädagogen, So-
zialarbeitern und Stadtplanern, die
Hoffnung auf Bürgerinitiativen und GWA-
Projekte ( im weitesten Sinne), die zur
Entwicklung von kontinuierlichen Basis-
bewegungen in den Städten betragen soll-
ten. Bewegungen zur Durchsetzung eige-
ner Wünsche und Interessen kommen an-
gesichts alltäglich erfahrener Wohnmise-
ren nur selten zustande. Macht-von-unten
scheint Traum, von-oben-verordnete-Ohn-
macht und Resignation dagegen scheinen
Realität zu bleiben. Selbst da, wo sponta-
ner Protest auftritt und alternative Le-
bensmöglichkeiten initiiert, unterstützt
oder auch zu rudimentären Widerstands-
formen entwickelt werden konnten, blie-
ben die damit verbundenen Erfahrungen
meist zwangsläufig bruchstückhaft, auf
eine kurze Wegstrecke beschränkt: GWA
u.ä. Projekte „‚Schrumpfen sich gesund“
werden „Luxus“, sind offenbar „ihr Geld
nichtwert‘‘, erweisensich als „uneffek tiv”.
Je weniger Hoffnungen praktisch ent-
faltet und realisiert werden können, desto
intensiver werden Möglichkeiten und Stra-
tegien von Basisbewegungen diskutiert.
Soll man sich für „Basisbewegung“” oder
„gewerkschaftliche Orientierung‘ ent-
scheiden, sollte man auf die Durchsetzungs-
fähigkeit der sich nach eigenen Bedürfnis-
sen organisierenden Bevölkerungsgruppen
setzen oder der Überzeugung entsprech-
end verfahren, daß eine aus der Arbeiter-
bewegung hervorgegangene Gewerkschaft
den betrieblichen mit dem Außerbetrieb-
lichen (Lohn-) Kampf verknüpfen kann?
Sofern die Diskussionen sich auf solche
„Alternativen“ fixieren, führen sie weder
theoretisch, noch praktisch aus der Sack-
gasse.
Wie auch immer — es geht offensicht-
lich um die Bedürfnisse der Betroffenen,
um geeignete Mittel und Wege, die Be-
dürfnisse der im Gemeinwesen lebenden
Menschen in Erfahrung zu bringen, zu
organisieren und zu realisieren, um so den
Prozeß der Integration der Bewohner ins
Wohnquartier zu bewerkstelligen ( Ross),
oder darum, das Ziel einer freien, demo-
kratischen Gesellschaft ohne Ausbeutung
in friedlichem. Kampf zu verwirklichen
(Alinsky), oder darum, bei der Durchsetz-
ung der Bewohnerinteressen im Gemein-
wesen einen kooperativen Ausgleich zu
erreichen (Specht), oder... Entsprechend
kommen — nach H. Faßbinders Meinung
— „Bürgerinitiativen... anläßlich einer
Maßnahme zustande, von der eine meist
durch ihren lokalen Wohnzusammenhang
bestimmte Gruppe der Bevölkerung be-
troffen und gegenüber ihren bisherigen
Lebensumständen beeinträchtigt ist. Die
Anlässe reichen dabei von der materiellen
Verschlechterung... bis zu eher subjektiv
und emotional empfundenen Beeinträch-
tigung.‘ (1) Auch C. Offe orientiert sich
an den Bedürfnissen der Betroffenen, so-
weit sich diese als organisationsfähig er-
weisen. „‚Organisierten und politisch fol-
genreichen Ausdruck können... nur solche
Interessen finden, die im Bezug auf lei-
stende und Gegenleistung entgegenneh-
mende Gruppen von Wirtschaftssubjekten
definiert und legitimiert sind: der institu-
tionelle Rahmen des politischen Willens-
bildungssystems definiert den Bürger nur
in den Grenzen als Bedürfnissubjekt, in
denen er Leistunassubjekt ist...‘ (2)
Unschwer lassen sich die unterschied-
lichsten Theorien und Strategien für GWA
auf ihren gemeinsamen, freilich in dieser
Abstraktheit nichtssagenden Nenner brin-
gen, man müsse mit GWA jeweils an den
Bedürfnissen der Betroffenen ansetzen,
diese organisieren und weitestgehend rea-
lisieren. Doch wie es dazu kommt, bleibt
meist sehr ungewiß. Entstehungs- und
Formungsprozeß der auftauchenden Inter-
essen und Bedürfnisse bleibenungeklärt,
sie scheinen einfach da zu sein, lassen sich
scheinbar wie ein Gemeinplatz aufgreifen
und verwerten, je nachdem, ob sie und
wo sie jeweils ins Konzept passen oder
auch nicht. Bei Offe werden Bedürfnisse
und Interessen ganz explizit zum Vehikel
von Organisations- und Konfliktfähigkeit,
werden alltägliche Wünsche nach ihrer
Marktfähigkeit unterschieden, spielt ihre
Gebrauchswertseite ganz offensichtlich
keine Rolle mehr. Sofern sie im Sinne
des Tauschprinzips mit Gegenleistungen
verrechenbar, als Gegenleistungsquanta
kalkulierbar sind, werden Bedürfnisse be-
deutsam und relevant. Qualitative Krite-
rien entfallen, das quantifizierende Den-
ken setzt sich durch. Wer nichts Verwert-
bares vorzuweisen hat, fällt zumindest
aus Offes Theorie ebenso heraus, wie aus
der Wirklichkeit. Subjektive Bedürfnisse
zählen nur, wenn sie sich auszahlen. Eine
Theorie, die diesen Verwertunssystemzu-
sammenhangnichtaufdeckt, wird Zzwangs-
jäufig zum „Sprachrohr des Geldes‘.
Auch wenn gebrauchswertorientierte Kon:
sumtion und menschliche Bedürfnisse
innerhalb der bestehenden Produktions-
und Distributionsverhältnisse „„bloßes Bei-
werk” sind, so haben sie doch ihre Bedeu-
tung. Die.Kategorie des Bedürfnisses muß
ohne Reflexion ihres ökonomischen, poli-
tischenundsoziokulturellen Verflech-
tungszusammenhangs zu einer naturwüch-
sig-positivistischen Vokabel verkommen.
Wo sie verwendet werden soll, muß der
entfremdete und zugleich entfremdende
gesellschaftliche Zusammenhang berück-
sichtigt werden, in dem Wünsche, Bedürf-
nisse und Interessen auftreten müssen,
um sich evtl. durchsetzen zu können. Er-
fahren wir doch in der alltäglichen Arbeit,
daß Bedürfnisse und Interessen, die für or-
ganisierbar gehalten wurden, selten Anlaß
zum Handeln werden, daß sie in ihrer
spezifischen Ausprägung Bevölkerungs-
gruppen und Individuen eher trennen als
zusammenschließen, oder auch, daß wir
sie garnicht erst aus den Einstellungen und
Verhaltensweisen der Betroffenen auffin-
den können. Wir erfahren, wie scheinbar
zusammenschließende, verbindende, ver-
einheitlichende Organisationsformen
Interessen und Bedürfnisse der Menschen
gar nicht ausdrücken, aufspüren und ent-
falten können, eher sogar Interessen und
Bedürfnisse so nivellieren, daß sie deren
Spitze brechen und sie an das Bestehende
binden, indem sie diese auf das Organisier -
bare und Verwertbare herunterbringen,
vielleicht vordergründig die bestehenden
Wünsche mit den bestehenden Verhältnis-
sen „‚versöhnen““ — als bloße Vermittlung
zwischen Angebot und Nachfrage.




zu aktivieren. Hier und da können sogar
Infrastrukturmaßnahmen durchgesetzt
werden, von denen allerdings nicht klar
zu sagen ist, ob sie nicht ohnehin auf der
Tagesordnung standen. So stellt sich
immer wieder die Frage, ob derartige Ba-
sisprojekte subjektiven, individuellen und
gemeinsamen Bedürfnissenund Interessen
zur Durchsetzung verhelfen oder doch
eher zu Integrations- und Befriedigungsin-
strumenten werden müssen. Dabei wollen
wir nicht willkürlich abstrahieren von
den konkreten Erfahrungen, soll nicht ab-
gesehen werden von den Widersprüchen
zwischen objektiven und subjektiven Le-
bensbedingungen, zwischen gesellschaftli-
chen Verhältnissen und subjektivem Ver-
halten, sollen Ungleichzeitigkeiten nicht
auf dem Papier aufgehoben, eingeebnet
oder vordergründig alternativ (Klassenor-
ganisation versus Selbstverwirklichung)




Statt punktuelle Erfahrungen vorschnell
zu verallgemeinern und zu leichtfertigen
Strategien zu stilisieren, soll ihre Auswei-
tung Sensibilisierung für die Wahrnehmung
gesellschaftlicher Widersprüche dort bewir-
ken, wo sie auftreten und wo sie im Sinne
der Beteiligten gewendet werden sollen —
im Alltag. Im alltäglichen Arbeitsprozeß
zeigt sich, wie (un)weit verallgemeinerte
Strategiekonzepte reichen, wie selten sie
Erfahrungen verarbeiten lassen, wie wenig
sie dem gewöhnlichen Dilemma des Ge-
meinwesenarbeiters, des Stadtplaners etc.
zu entrinnen helfen.
Im Alltag wird erfahren, wie scheinbar
für eine bestimmte Klassenlage typische
Probleme und Interessen in den Einstel-
lungen und Verhaltensweisen der Betrof-
fenen sich nicht unmittelbar wiederfinden,
wie diese vielmehr individuell durchaus
unterschiedlich erfahren bzw. ausgedrückt
werden und entsprechend unterschiedliche
Organisationsbedürfnisse erzeugen.
So ist es — auch auf Kosten scheinbarer
Klarheit — nötig, von diesen und anderen
widersprüchlichen Erfahrungen gerade
nicht abzusehen, sondern sie in. ihrem
ständig widerspruchsvollen Prozeß kritisch
zu verarbeiten, Fragestellungen aufzugrei-
fen und zu entwerfen, um so zwischen
Praxis und erneuter Praxis in einem po-
litisch-ökonomischen Zusammenhang ver-
mitteln zu können.‘.
Wir versuchen im folgenden, anhand eige-
ner Erfahrungen innerhalb eines GW A-Pro-
jektes solche Fragestellungen zu bennen,
die vermutlich auch in anderen Arbeitsfel-
dern zur Auseinandersetzung und kriti-
schen Reflexion nötigen. Dabei skizzieren
wir unsere spezifischen Arbeitsbedingun-
gen nur insoweit, wie es zur Illustration
und zum Verständnis der Fragestellungen
erforderlich scheint — zumal dieser Bei-
trag nicht das Ergebnis einer mit allen
Projektbeteiligten erarbeiteten Einschät-
zung darstellt. —
2. Der ambivalente Charakter von Erfahr-
ungen und Strukturen in einem spezifi-
schen Arbeitsfeld.
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Zu den wesentlichen Ausgangsbedingun-
gen des GWA-Projekts, in dem wir tätig
sind, gehört, daß es nicht durch Gesetz-
auftrag zu den institutionalisierten Auf-
gabenbereichen einer Kommunalverwal-
tung gehört. Die Bewohner unseres Neu-
baugebietes können dementsprechend
auch keinen rechtlichen Anspruch auf die
Mitarbeit von Gemeinwesenarbeitern gel-
tend machen. Initiatoren des Projektes in
einem für 25.000 Bewohner entstehenden
Berliner Wohnquartier sind die Mitglieder
eines Vereins für Gemeinwesenarbeit: Ar-
chitekten, Sozialpädagogen, Soziologen,
Pfarrer, Ärzte, Studenten und Bewohner
Zwischen der Kommunalverwaltung, die
das Projekt fast ausschließlich finanziert,
und uns, den von öffentlichen Geldern
bezahlten Gemeinwesenarbeitern, steht
oder bewegt sich der Träger des Projekts,
der Verein.
Die Vereinsmitglieder analysieren bereits
in der Entstehungsphase des Wohnquar-
tiers Fehlplanungen und sehen deren Fol-
gen: Unterversorgung und zusätzliche Be-
lastungen der Bewohner. Sie sehen, daß
Fachspezialisten wie sie oder Berufspoli-
tiker keine wesentliche Abhilfe schaffen
können, hoffen aber, daß die Bewohner
selbst durch organisierten Widerstand und
Eigeninitiative die Lebensbedingungen in
ihrem Quartier verbessern werden. Solche
Organisationsprozesse soll dann der Ver-
ein lediglich fördern, um schließlich in
ihnen aufzugehen, indem die Bewohner
den Verein selbst übernehmen oder ihn
durch eigene Interessenorganisationen
überflüssig machen. Ein solcher Verein er-
scheint notwendig, weil von den Bewoh-
nern selbst kaum Initiative ausgeht, ge- _
werkschaftliche oder andere Gruppierun-
gen aber weder unmittelbar noch vermit-
telt zugunsten der Bewohner in den Ent-
stehungsprozeß des Quartiers eingreifen.
Das Engagement der Bewohner wird
von der Kommunalverwaltung nicht über:
sehen. Um Einflüsse des Vereins, die ihre
Position schwächen. könnten, zu vermei-
den, reagiert sie rasch, indem sie selber
Folgeeinrichtungen schafft oder verbessert
oder Bewohnergruppen bzw. dem Verein
selbst Mittel zur Verfügung stellt. So be-
kommt der Verein Geld, um Sozialpäda-
gogen einstellen zu können, die dann los-
gelöst von Anweisungs- und Kontrollstruk
turen einer kommunalen Verwaltung ar-
beiten können. Vereinsmitglieder und
Mitarbeiter sind gleichermassen daran in-
teressiert, diese relative Unabhängigkeit
von der öffentlichen Verwaltung zu erhal-
ten, zu erweitern und zu riüützen, um un-
sere Arbeit so gut wie möglich unmittel:
bar an den Bedürfnissen der Bewohner
ausrichten zu können. So können wir un“
seren Arbeitsbereich weitgehend selbst
bestimmen: Entscheiden, mit welchen
Kollegen wir zusammenarbeiten wollen,
Arbeitsschwerpunkte bestimmen, ko-
operative Arbeitsformen erproben, die _
Arbeitszeiten regeln, Räume mieten und
gestalten usw! Doch zeigt sich bald, daß
wir in diesem scheinbaren „Freiraum“
nicht geschont werden sollen.
Aufgrund der vergleichsweise angeneh-
men Arbeitsbedingungen, der relativen ,
Unabhängigkeit von kommunalen Anwei
sungsstrukturen und Kontrollmöglichkei-
ten sowie der weitgehenden Interessen-
identität zwischen Projektträgern (Ver-
einsmitgliedern) und uns Mitarbeitern
identifizieren wir uns verhältnismäßig -
stark mit den vermeintlichen Fort- und.
Rückschritten des Projekts. Wir verspüren
immer stärker das Auseinanderklaffen
von Anspruch (an den Bedürfnissen und
Interessen der Bewohner anzuknüpfen
und sie möglichst durchzusetzen) und
dem, was tatsächlich aufgegriffen und d
durchgesetzt werden kann. Das ernüchtert
und bewirkt Leistungs- und Legitimations-
druck. Wir versuchen, dem durch beson- |
deres Engagement zu begegnen, um damit
auch (mehr oder weniger bewußt) unsere
Arbeit, unseren Arbeitsplatz und unsere
Entlohnung zu rechtfertigen. Wir leisten
unbezahlte Überstunden, schränken Frei:
zeit und Erholung ein, nehmen niedrige
Lohngruppen in Kauf. Dies erscheint um-|so selbstverständlicher als mit dem ji
sen des Projekts auch die Arbeit der ehren-
amtlichen Vereinsmitglieder wächst. Die-
se verbringen immer mehr Abendsitzun-
gen mit dem Austüfteln und Entscheiden
von Arbeits- und Mietverträgen, von _
Finanzierungsmöglichkeiten, u.ä., für de-
ren Richtigkeit und Erfolg sie de jure die
Verantwortung tragen. Darunter leiden
Familie, Berufsleben und das Interesse an
der Vereinsarbeit. Folglich lichten sich
die Reihen der aktiven Vereinsmitglieder,
Von uns Mitarbeitern wiederum wird das
als Unzulänglichkeit unserer Arbeit,
dementsprechend als Bedrohung und Ge-
fährdung unseres nur durch den Verein
garantierten Freiraumes empfunden.
Vielfältige Erwartungen und Ansprüche
an unsere Arbeit sind so ineinander ver-
flochten, daß wir unsere eigenen und die
Bewohnerinteressen von fremden Absich:
ten (zB. Integration und Befriedung des
Wohnquartiers) nicht mehr klar abgren-
zen können. Obendrein hat der an Re-
formen orientierte Teil der Kommunal-
verwaltung ein Interesse daran, daß im
Rahmen des Projekts Bedarfs- und Ver-
sorgungslücken aufgedeckt und dadurch
öffentlich werden. Die eventuell durch
Organisierung der Betroffenen verstärkten
Konflikte und diese Lücken helfen als
„Druck von unten” der Reformverwaltung
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ihre (Etat-) Vorstellungen und notwendi-
gen Strukturveränderungen im eigenen
Haus durchzusetzen. Deshalb finanziert
sie unsere Arbeit und beauftragt uns mit
der Durchführung von Modellprojekten,
beläßt aber das gesamte Projekt durch
ihre Finanzierungsauflagen und -modali-
tätenim Status eines Experimentes, dessen
Effizienz sich noch zu erweisen habe. Da-
durch ist es ihr möglich, sich je nach Er-
folg oder Mißerfolg mit dem Projekt zu
identifizieren oder zu distanzieren. Der
Modellstatus bedingt auch, daß die jähr-
liche Neubewilligung von Haushaltsmitteln
abhängt von der jeweiligen Stärke der Re-
formverwaltung im eigenen Apparat, dh.
davon, wie stark unsere Arbeit Bevölke-
rungsgruppen an die Reformverwaltung
zu binden vermag. Mit anderen Worten:
unser eigenes Wohlverhalten ist im Sinne
der Projekterhaltung erforderlich.
Damit verweisen uns die spezifischen
Formen des Leistungs- und Legitimations-
drucks unseres „„‚Freiraums“ auf die eige-
ne Interessenlage, auf Fragen nach der
Sicherheit unseres Arbeitsplatzes, nach
der tariflichen Absicherung unseres Loh-
nes, nach dem Erhalt unserer Reproduk-
tions- und Konkurrenzfähigkeit und da-
mit auch nach der Möglichkeit gewerk-
schaftlicher Organisierung, der Gründung
eines Betriebsrates etc. Eine klare Funk-
tionsteilung zur Polarisierung (der Verein
als Arbeitgeber, die Mitglieder als Arbeit-
nehmer), in der gemeinsame Interessen
zwischen Vereinsmitgliedern und Mitar-
beitern, Bündnisstrategien und Möglich-
keiten der Selbstverwaltung des Arbeits-
platzes verloren gehen. So werden Bünd-
nismöglichkeiten zwischen Bewohnern
und Mitarbeitern blockiert, sobald Ver-
einsmitglieder und Bewohner in einem
Projekt in Personalfragen (mit)entschei-
den. Vereinsmitglieder und Bewohner wer-
den vorschnell auf die Position des Arbeit-
gebers festgelegt, die Mitarbeiter nur noch
auf die Sicherung ihrer Arbeitnehmerin-
teressen bedacht sind und sich gleichsam
als Gegenspieler verstehen.
Dabei gehen wir davon aus, daß Mitar-
beiter und Vereinsmitglieder das Interesse
am Projekt verbindet. Für beide hat sich
das Projekt gleichermaßen darin zu bewäh-
ren, daß kurzfristige und unzureichende
Modelle und Reformen nicht blind ma-
chen gegenüber gesellschaftlichen Wider-
sprüchen, Belastungen und Einschränkun-
gen, daß es die Bevölkerungsgruppen
nicht an überholte Gesellschafts- und
Staatsformen bindet, sondern Herrschaft
bestätigende Loyalitätsformen bricht und
zur autonomen Durchsetzung eigener Be-
dürfnisse in neuen Lebensformen anregt.
Das gemeinsame Interesse aller Beteiligten
richtet sich auf das „‚emanzipatorische Ri-
siko”, welches in solchen Projekten liegt.
Denn es ist ja auch für eine Reformver-
waltung nicht vorhersehbar, ob sich die
politisierten Konflikte tatsächlich rei-
bungslos integrieren lassen, ob nicht doch
bestehende Loyalitäten aufgehoben wer-
den, das Interesse an selbstbestimmten
und -verwalteten Lebens- und Arbeitswei-
sen wächst, ob sich nicht doch die aufge-
spürten und entfalteten Interessen mit
weiterreichenden, die Herrschaft des Ka-
pitals infragestellenden Bewegungen (zB.
innerhalb der Gewerkschaften) verbinden.
Es ist nicht eindeutig auszumachen, wel-
che Arbeitsziele und -schritte solche Be-
wegungen unter den Bewohnern fördern
oder deren Interessen lediglich integrieren
und befrieden.
Die Lebensformen, Erfahrungen und In-
teressen der Bewohner präsentieren sich
uns nicht, wie vielleicht erhofft, einheit-
lich, sondern unterschiedlich und wider-
sprüchlich. In den von uns unterstützten
Gruppen, Initiativen und Aktionen zu
Problemen des Wohnquartiers engagiert
sich immer nur ein geringer Teil der Be-
wohner. Es sind dieselben „ewig Aktiven“,
die sich für mehr und bessere Spielplätze,
sichere Verkehrswege, gegen Wohnungs-
mängel und steigende Mieten einsetzen.
In der Mehrzahl engagieren sich nicht-
beruftätige Hausfrauen mit wenigen oder
bereits erwachsenen Kindern. Sie haben
Zeit zur Teilnahme an Besprechungen und
Aktionen, zur Ausführung von Arbeits-
vorhaben. Sie hoffen, durch ihre Teilnah-
me Kontakt zu anderen Bewohnern zu
bekommen oder noch etwas lernen zu
können. Sie wollen bessere Schulen, Kin-
dergärten und Spielplätze für ihre Kinder
oder nicht mehr durch das Haushaltsgeld
gedeckte Mietsteigerungen verhindern.
In konkreten Auseinandersetzungen mit
Behörden oder Baugesellschaften aller-
dings treten mehr Männer auf.
Die durch ein Problem unmittelbar und
in starkem Maße mehr als andere betrof-
fenen Bewohner sind — paradoxer Weise —
in der Regel nicht Initiatoren einer Ak-
tion. Soweit sie überhaupt daran teilneh-
men, bröckeln sie im Laufe der Arbeit
wieder ab. Vermutlich, weil das Problem,
so wie sie es empfinden, in den Aktions-
formen nicht zum Ausdruck kommt oder,
weil sie aufgrund ihrer besonders schwie-
rigen Lage bestimmte Aktionsformen ’als
zu risikoreich oder auch als zu wenig ra-
dikal und erfolgversprechend ansehen.
Vielleicht auch, weil sie glauben, ihre Er-
fahrungen und Interessen überhaupt nicht
einbringen zu können. Mit anderen Wor-
ten: Für bessere und mehr Spielplätze
kämpfen nicht die kinderreichen Familien;
gegen Mietkostensteigerungen nicht die
Familien mit Mietrückstand und Räum-
ungsklage; für kleine Klassen nicht die
Eltern der Kinder, die unter zu großen
Klassen am meisten leiden und an ihnen
„scheitern“.
Es werden zwar immer Spezialinteressen
deutlich abgrenzbarer Gruppen organisiert,
die sich aber im Verlauf der Entwicklung
dennoch als sehr unterschiedlich und
widersprüchlich erweisen. Selbst wenn es
um ein scheinbar so allgemeines Problem
wie Wohnkostensteigerungen geht, bilden
sich Interessengruppen heraus, die einer-
seits um bessere und billigere Wohnungen
kämpfen andererseits sich gegen andere
Bevölkerungsgruppen wenden, die ihrer
Meinung nach eine solche Wohnung gar
nicht verdienen, weil sie z.B. stören (Kin-
derlärm u.ä.) oder die Miete nicht zahlen
(Mietausfall schlägt sich auf die Höhe der
Kostenmiete nieder) u.ä.
Andere Bewohner sind hauptsächlich
damit beschäftigt, die Leistungs- und
Konkurrenzkämpfe innerhalb der Initia-
tive zu überwinden. Sie wollen in ihrer
Gruppe positive Erfahrungen machen.
Doch kanndererreichte Bewußtseinsstand
oft nicht aufrechterhalten werden; wo der
Bruch zwischen Bewußtsein und realer
Praxis physisch und psychisch nicht mehr
ertragen werden kann, z.B. weil immer
weniger verdrängt werden kann, daß die
eigene Gruppe an den realen Lebensbe-
dingungen kaum etwas ändern kann.
Die Bewohner können nur in ihren kon-
kreten und spezifischen Interessen ange-
sprochen werden. Damit diese sich nicht
verselbständigen, verdinglichen, sich den
Individuen entfremden, bedarf es beson-
dererOrganisationsformen,die unterschied-
liche Erfahrungen weder verleugnet,noch
unterdrücken, um den Bruch zwischen
Bewußtsein und realer Praxis nicht uner-
träglich werden zu lassen. Gerade aber der
Versuch, die Spannung von Bedürfnissen
bzw. Interessen zu konkretem Lebensvoll-
zug als Produktivkraft, Organisationsfähig-
keit, Phantasie zu erhalten, birgt neue Ge-
fahren. Unter bestehenden Bedingungen
wird nämlich die Realisierung von Bedürf-
nissen gerade dort angeboten und ermög-
licht, wo auf die autonome Durchsetzung
eigener Interessen verzichtet wird. So ist
es — um ein weiteres Beispiel zu nennen—
innerhalb unseres Projektes zunächst mög-
lich, Bewohnerinteressen in die Planung
eines Stadtteilzentrums einzubeziehen, ja
sogar eine Selbstverwaltung des Zentrums
durch die Bewohner vorzusehen. Je näher
jedoch die konkrete Realisierung des Zen-
trums rückt — also darüber verhandelt
wird, wer das Grundstück stellt, wer die
Einrichtung der Gebäude finanziert, wer
die Personalentscheidungen trifft, etc —
desto mehr werden die Fragen nach den
konkreten Wünschen und Selbstbestim-
mungsmöglichkeiten der Bewohner redu-
ziert auf lediglich formale Kriterien. Tat-
sächlich können schließlich nur noch In-
teressengruppen berücksichtigt werden,
die ihren Zweck juristisch festschreiben
wollen, die durch Eintragung ins Vereins
register als gemeinnützig anerkannt sind
und eigene Haushaltsmittel zur Finanzie-
rung ihres Personals vorweisen können.
So werden Bedürfnisse und Interessen von
vorneherein auf das Machbare reduziert,
gegeneinander verrechnet und ausgespielt.
Entsprechend ihrer institutionellen Po- -
tenz werden die Interessenten auf ihre
Plätze verwiesen: räumlich, organisatorisch
und in Fragen der gemeinsamen Verwal-
tung. Wernicht Etat, Personal, Grundstück,
Stadtrat, Senator oder eine Lobby im
Rücken hat, bleibt draussen. Was zu Beginn
der Arbeit noch Freiraum war, erweist
sich als durchkalkuliert; die dringendsten
Aufgaben sind arbeitsteilig auf voneinan-
der verschiedene Funktionsbereiche ver-
teilt: eine Ärztegruppe bezieht ein Ärzte-
haus, Behinderte erhalten eine Werkstatt,
Kinder und Erzieher bekommen ein Kin-
derhaus, die Sozialberater erhalten ein
Büro und der Kirche steht das zu, was an
sakralem Rahmen für kirchliche Dienstlei-
stungen anerkannter Standard ist.
Aber -und das schafft vielleicht Per-
spektiven- der hinter dem Rücken der
Initiatoren und Gemeinwesenarbeiter sich
heimlich durchsetzende Nivellierungs-
und Integrationsprozeß mißlingt. In der
zunehmenden Gleichgültigkeit der Be-
wohner gegenüber den Angeboten an Mit-
planung und Selbstverwaltung des Zen-
trums verbergen sich Verweigerung und
Widerstand gegen alle mit dem Schein der
Beteiligung und Partizipation verbundenen
Formen der Versöhnung, Angleichung
und Wohlverhalten. Dieser Verweigerung
folgen Sanktionen gegen „nicht-konfor-
mes’ Verhalten schnell auf dem Fuße.
Letzteres konnten jene erfahren, die den
Zeitplan des zu entwerfenden Zentrums
störten. Gerade die auf Räumlichkeiten
im Zentrum angewiesenen Hort- und Kin-
dergruppen hatten wenig Zeit, Kraft, in-
stitutionellen und finanziellen Einfluß.
Entsprechend wurden sie so lange unter
Zeit- und Sachzwänge gesetzt, bis sie dar-
auf verzichteten, in Verhandlungen ihre
Wünsche und Vorstellungen durchsetzen
zu wollen. So wird der Verzicht auf auto-
nome Durchsetzung eigener Bedürfnisse
schmackhaft gemacht, zugleich möglicher-
weise aber der Wunsch nach eigener Iden-
dität und Selbstverwirklichung produziert,
ein Bewußtsein davon entwickelt, daß
sich alles am „eigenen Gebrauchswert‘“
messen lassen muß.
3. Unterschiedliche Artikulations- und
Organisationsformen vermitteln die
spezifischen Bedürfnisse.
Auf der Suche nach den „‚wahren”‘ gesell-
schaftlichen und dürchaus bewußten Be-
dürfnissen — im Gegensatz zu dem auf
dem Markt sich meldenen Bedürfnissen,
die nur die Befriedigungsmöglichkeiten
der ersteren, deren Organisations- und
Tauschwertfähigkeit innerhalb der gege-
benen Gesellschaft signalisieren (3) — ge:
raten Gebrauchs- und Tauschinteressen,
subjektive und objektive Interessen zur
fruchtlosen Scheinalternative. Die in
Wahrheit eigenen Bedürfnisse müssen sich
über Brüche und Diskontinuitäten hinweg
entwickeln, die sowohl den Blick schärfen,
als auch die Sensibilität für Ungereimtes
verschütten können. Sie äußern sich auch
in (un)bewußten Formen des Widerstands
(wie verzerrt auch immer): als Gleichgül-
tigkeit, Apathie, Drogen- oder Alkohol-
sucht, Normen- und Verhaltensunsicher-
heit oder -rigidität, aber auch in Formen
der Sabotage, wenn Eltern ihren Kindern
gerade nicht verbieten, die „‚Grünflächen“‘
der Neubausiedlung zu betreten, die von
der Baugesellschaft als zu respektierende
Wohnwertsteigerung nur dem Schein des
Gebrauchswerts, nicht dem Gebrauch sel-
ber zugedacht sind.
Not, nicht befriedigte Wünsche und Be-
dürfnisse, widersprüchliche Erfahrungen
von dem, was ist, und jenem, was möglich
wäre, widersprüchliche Erfahrungen auch
und gerade über das eigene Wollen, über
„das nicht einzulösende Versprechen der
Warenwelt führen das Bewußtsein der
Menschen über diese Warenwelt hin-
aus (4)“ In ihr kann der Gebrauchswert
sich nur als „‚abstraktes Chaos“ erhalten,
„herabgesunkenzurgleichgültigen Mannig-
faltigkeit (5)*, Aber Augenblicke, wo Be-
wußtsein und Lust auf Freizeit schaff-
ende Erfahrung sich verbinden, bringen
flüchtigen Plan ins Chaos. In Auseinander-
setzungen und Festen wird davon etwas
deutlich und auch davon, daß beides —
Streit und Freude — weniger im Wider-
spruch zueinander geraten, sondern der
Widerspruch durch sie hindurchgeht.
Kapitalistische Produktion reproduziert
sich und erweitert ihre verdinglichte
Form von Vergesellschaftung durch ihre
gleichzeitige permante Auflösung und
Trennung gesellschaftlicher Verhältnisse:
was privat ist, soll nicht öffentlich wer-
den; mein ist nicht dein; erst Produktion
dann Konsumtion. GWA setzt in dem so
isolierten „„Reproduktionsbereich“‘ an,
in dem die Trennung sich fortpflanzt bis
in die „‚,Privat‘“’-Wohnung hinein: der Kin-
dergarten ist bunt, das Altenheim unauf-
fällig, der Jugendclub in Scherben, der
Rasen eingezäunt. Eingezwängt sind die
Menschen in zeitliche Versatzstücke der
Wert(ir) rationalität: Um sieben Uhr ver-
lassen die PKWs die Siedlung, um acht
sind die Kinder auf dem Schulweg, um
zehn trifft man die Frauen beim Einkauf,
mittags kommen die Kinder zurück, am
Nachmittag werden die Kleinsten spazie-
ren gefahren, um siebzehn Uhr füllen sich
die Parkplätze wieder, den Feierabend,
die Fernsehzeit, verraten nur noch die
bläulich-kalten Fensterscheiben. So ein-
geplant „wird das immer wiederkehrende
‚Gleiche‘ im Alltag (verstärkt durch die
endlose Monotonie unzählig-gleichför-
miger „Bauelemente“ einer modernern
Schlafstadt, d. Verf.) als Naturgesetz er-
lebt, die Bezugspunkte zur Veränderung
sind verschwunden. (6)“ Tags Arbeit —
abends (keine) Gäste! In diesem linearen
Ablauf, der Erfahrung nur als vondl elder getrennte, sich wiederholdende Ein-
drücke, die keinen Sinnzusammenhang
ergeben, zuläßt, sind selbst die „‚Ausnah‘
men“ schon integriert: Die „Reih-um-Fe:
ten‘ am Freitagabend (und ob sie dem
Party-Standardgenügen); die Versammlun-
gen zu unmittelbaren Interessen als „Terz
mine“ politischer Arbeit (und ob man sich
den „‚Zeit‘“-Aufwand leisten kann). Sie
bestätigen die Regel: Es muß jongliert.
werden mit der Zeit —und mit der Lu
Aber „Fest“ und „Kampf“— die ängst
liche Unsicherheit im Gebrauch der bei-
den Worte deutet auf den verlorengegan:
genen Inhaltsreichtum (für beide scheint
nur noch die Alternative zu gelten, entwe
der Phrase oder Fanal zu sein) — Fest unc
Kampf meinen Ausbruch aus der „line
aren“ Zeit, Bruch mit der unbefriedigen-
den All- Täglichkeit, Rückerinnerungen an
kollektives Leben und menschliche Sinn-
lichkeit. (7) „Unsere“ Feste sind nur vage
greifbar. Gefährdet durch den Widerspruc
verdinglichter Bedürfnisbefriedigung (Ver-
gnügungszentren, Bowling-Bahnen, Auto-
Kinos, Tanz-Säle) bei gleichzeitigem Rück:
zug in die Isolation der Privatsphäre (Fern-
seher; den Flur-Nachbarn kennt man
schon kaum; das Türklingeln zur Abend-
stunde weckt Skepsis, wer denn das noch
sein könne), gefährdet durch diesen Wi-
derspruch bauen „unsere“ Feste, unbe- |
wußt vielleicht, dennoch auf den „‚gesell:
schaftlichen“ Charakter der Bedürfnisse
und ihrer Befriedigung. Kennenlernen,
Wiederbegegnen, Kontakt, Geselligkeit,
Verständigung und Auseinandersetzung,
früher naturwüchsig auf Markt und Dorf
platz, in der Stammkneipe, beim Kirch-_
gang sich herstellend, müssen mühselig ge‘
sucht werden, weil ängstlich gescheut,
Unsere Feste kennen kein „‚Gedränge“,
keine „„Bombenstimmung‘‘, keine berau-
schende Masse, in der man untergeht. Vie
le bleiben zu Hause, ängstlich das hütend,
was angstvoll erreicht würde: der private
Freundeskreis. Das Festhalten daran bie-
tet Sicherheit vor neuen, unberechenba-_
ren, risikoreichen Erfahrungen. Kontakte
darüberhinaus scheinen nicht möglich
oder nötig. Ein kleiner Kreis also auf un
unseren Festen — kein erlauchter, son-
dern von Leuten, die sich noch finden.
wollen: Eine überschaubare Anzahl, wo
man dem Einzelnen nicht ausweichen
kann; und die, die nicht gleich zu Anfang
gehen, bleiben sehr lange; zumeist Leute:
mit ähnlichen Erfahrungen, aus vergleich:
barer Lebenssituation, die hier plötzlich
unbefangen ihre Probleme äußern. Sie
äußern sogar, wenn auch in Scherzform
gekleidet, Todeswünsche gegen den Ehe-
partner, aber in der Hoffnung, daß diese
Form akzeptiert wird, weil das Problem
kein einzelnes ist und der offensichtliche
Wunsch der Bewältigung einer unerträg-
lichen Situation auf mehr als bloßes Ver-
ständnis stößt.
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In Gesprächen und bei Hausbesuchen
wird häufig gerade von diesen Leuten
Angst vor Diskriminierung der Siedlung
genannt. Sich kein größeres Auto, modi-
schere Kleidung, schöneres Wohnen leisten
zu können, bringt den befürchteten Sta-
tusverlust. Der Druck zur Anpassung ist
übermächtig: Gerade in einer Neubausied-
lung, in der man sich nicht kennt, aber
sieht ab-schätzend an-sieht um Ab-Stand
zu nehmen von denen, die die eigene Ge-
fährdung offen demonstrieren. Einerseits
drängt dieser Anpassungszwang viele
immer wieder zu neuen Ausgaben, komp-
liziert ihre sozio-ökonomische Lage noch
erheblich: Ihr „„Warenhunger“ (8), und die
„soziale Dmension“ (9), die mittranspor-
tiert wird, wollen gesättigt sein. Anderer-
seits — wie vage auch immer — macht der
Wunsch, nicht wollen zu müssen, was die
meisten um sie herum tun, diesen Zwang
brüchig: Der Wunsch, dem massiven Druck
zur Anpassung sich widersetzen zu kön-
nen, bleibt lebendig. Er wird bewußt so
formuliert und seine Befriedigung, z.B.
auf den Festen, aktiv vorangetrieben, bei
der Suche nach Leuten, mit denen man
sich verständigen kann. Und das geschieht
oft gerade von Seiten der nicht-,,ewig Ak-
tiven‘, deren Rückzug aus der Nicht-Be-
teiligung im Öffentlichen von hier aus
auch als ‚,‚unbewußte Kritik an dem
Schein der politischen Beteiligung‘ (10)
begriffen werden muß.
Freilich: Das hier Gesagte darf nicht miß-
verstanden werden als Plädoyer für ein
„gemütliches Wohlbehagen in trautem
Kreis‘ als Kernpunkt politischer Strategie.
Wohl aber schärfen solche Situationen
den Blick für unterschiedliche Ausdrucks-
und Verständigungsformen hinsichtlich
konkreter Bedürfnisse. Solche Erfahrun-
gen, die im Allgemeinen aus jeder Strate-
gie, die sich an der Organisierung objekti-
ver Interessen orientiert, herausfallen,
weil sie nicht unmittelbar „verwertbar“
und als „‚Massenbewegung“ quantifizier-
bar sind, müssen um so dringlicher aufge-
griffen und entfaltet werden. Daß (bei al-
ler Vorsicht gegenüber Hoffnungen, die
sich auf keine exakte Analyse stützen) die
Entwicklung solcher Verständigungswei-
sen über die eigenen Bedürfnisse nicht nur
ein Verzetteln im Chaos der Bedürfnis-
mannigfaltigkeit bedeutet, sondern auch
Ausdruck dafür ist, wie eng Lust — auf
Freizeit schaffende Erfahrung — und Wi-
derstand verknüpft sind, sollen zwei Bei-
spiele begreifbar (nicht beweisbar) ma-
chen:
1. Beispiel: Die Ansätze zur Entwicklung
einer Frauengruppe in der Siedlung. Es
handelt sich vor allem um Frauen, deren
Situation gekennzeichnet ist durch finan-
zielle Schwierigkeiten, Alkoholsucht der
Männer, Doppelbelastung durch Haushalt
und Beruf, Unterdrückung durch den
Mann, hohe Kinderzahl und dadurch, daß
ein Wort wie ‚Emanzipation‘ keine Ver-
ständigungsformel darstellt. Der konkrete
Anlaß zur „‚Emanzipation”“ ist viel zu er-
drückend, als daß daraus eine abstrakte
Zielformulierung entwickelt werden
könnte. Diese Ansätze zur Entstehung der
Gruppe zeigen eine weitgehende Über-
einstimmung des Personenkreises gerade
mit denen, die wir über unsere Arbeit in
den Kinder-Gruppen kennen und denen
wir dann auch auf den Festen wiederbe-
gegnen. Ein kausaler Zusammenhang frei-
lich ist da nicht abzuleiten. Aber der je-
weils unterschiedliche Versuch, die Re-
alität mit den Wünschen zusammenzu-
bringen, offenbart die „Dialektik von Be-
dürfnisstrukturen und Erfahrungsweisen“‘
(11), die spezifisch Bedürfnisse produziert,
vermittelt und organisiert.
2. Beispiel: Kampfmaßnahmen gegen
den Stellenreduzierungsplan im Öffent-
lichen Dienst. Große Teile der Erzieher,
Sozialarbeiter und Lehrer sind bereit zu
erster Gegenwehr. Eine gemeinsame De-
monstration wird durchgeführt, zu deren
erster Gegenwehr. Eine gemeinsame De-
monstration wird durchgeführt, zu deren
Unterstützung auch die Eltern aufgerufen
werden. „Bessere Arbeitsbedingungen der
Pädagogen als Voraussetzung einer besse-
ren Erziehung“ wird als objektives Inter-
esse beider, Eltern wie Pädagogen ange-
nommen, ihre Interessenidentität postu-
liert.
Aber die Auseinandersetzung darüber
mit den Eltern macht etwas anderes be-
greifbar: Das massive eigene Interesse der
Erzieher, gegen die Verschlechterung der
Arbeitsbedingungen zu kämpfen, wird so
auch von den Eltern akzeptiert. Das bereit-
willige Verständnis, das wir in diesem
Maße nicht erwartet haben, wird offen
und engagiert gezeigt. Assoziationen zu
anderen, sie selber unmittelbar betreffen-
den Problemen und deren Bewältigung
werden hergestellt, einige Kinder zur De-
monstration mitgeschickt. Nur wenige El-
tern (abgesehen von denen, die durch ei-
gene Arbeit im Öffentlichen Dienst moti-
viert sind) kommen selber. Und diese
kommen weniger, um konkrete Forderun-
gen durchzusetzen, als vielmehr aus einem
diffusen Bedürfnis heraus, alte Ängste zu
bewältigen, auf neue Erfahrungen sich
einzulassen. Begreifbar wird, daß das Ver-
ständnisnurherstellbar ist über die jeweils
eigenen und als solche auch artikulierten
Interessen und nur, wenn die eigenen In-
teressen der Erzieher nicht als objektive,
wenn auch noch ‚„‚unerkannte“ den EI-
tern aufoktroiert werden. Wo es „uner-
kannte“ Bedürfnisse gibt, gibt'es auch „Er
zieher‘ — vermutlich ein Trauma aller Er-
wachsenen.
Widerstand, Solidarität und Heiterkeit
—(nicht-bürgerliche) Öffentlichkeit —
muß hergestellt werden über spezifische,
über einander vermittelbare, subjektive
Bedürfnisse und Interessen, wie mühselig
und jeweils unterschiedlich ein solcher -
Organisierungsprozeß auch verlaufen muß.
Vermittelbar sind Bedürfnisse und Inter-
essen nur, wenn sie ihren widersprüchli-
chen Charakter nicht unterschlagen, der
aus ihren „‚Produktionsmitteln“ resultiert.
Aus Erinnerung und Erwartung gespeist,
müssen sie sich auf die Gegenwart beziehen,
können den Tauschwert nicht außer acht
lassen, wo sie den Gebrauchswert meinen,
müssen in ihrer aktuellen Ausformung
aber auch in ihrem verstecktem Gehalt
aufgegriffen werden.
4. Notwendige Frage nach den Bedingun-
gen von Subjektivität und Selbstbe-




Wünsche und Bedürfnisse müssen auch,
aber brauchen nicht nur quantitativ ver-
rechnet und auf ihre Verwertbarkeit hin
betrachtet werden. Sie können, müssen
aber nicht zu bloßen Anknüpfungspunk-
ten verkommen. Schließlich ist es unmög-
lich, sie restlos auf ihre Tauschwertseite
zu reduzieren. Darauf beschränkt, würden
sie verkümmern, käme keine Lebendigkeit,
kein subjektiv gestalteter Alltag zustande.
Solange und weil sie, gesellschaftlich be-
dingt, sowohl (und zwar vorwiegend)
quantitativ verwertbar sind als auch (viel-
leicht versteckt) subjektiv bewußt und le-
bensnotwendig, müssen spezifische Be-
dürfnisse, Wünsche und Interessen nicht
nur auf ihre quantitative Organisierbar-
keit und verwertungsorientierte Konflikt-
fähigkeit hin ebenso ins Kalkül genom-
men werden, sondern ebenso hinsichtlich
ihrer spezifischen qualitativen Tendenzen
hin.
In diesem Sinne wird es bei der Beurtei-
lung von Bürgerinitiativen und GWA-Pro-
jekten auf die integrative und/oder spren-
gende Wirkung derselben ankommen. Es
bedarf der Einschätzung, inwiefern sie
bedürfnisorientierte Anknüpfungspunkte
systemintegrativ mißbrauchen bzw. auf
„verwertbare‘“ Auseinandersetzungsebe-
nen verschieben oder inwiefern sie zumin-
dest für eine geraume Zeit subjektiv ent-
wickelte und objektiv als Mangel oder
Not aufzugreifende Bedürfnisse organisie-
ren. So kann sich das Selbstbewußtsein
und die Selbstbestimmungsfähigkeit der
„Betroffenen“ entwickeln und sie in die
Lage versetzen, mit Nachdruck ihre Inter-
essen zu fordern und nach dem Sinn ihres
Lebens unter den bestehenden Bedingun-
gen zu fragen.
Nur auf der Suche nach den in Wahrheit
eigenen und am eigenen Gebrauchswert
zu messenden Bedürfnissen können gleich-
zeitig auftauchende ‚,falsche‘ Bedürfnisse
unterschieden werden. Doch „die Katego-
rie der wahren Bedürfnisse muß unter den
bestehenden Verhältnissen etwasSchillern-
des Unangreifbares an sich haben, weil
sie nur als entfaltete auf ihren Wahrheits-
gehalt zu untersuchen wäre; denoch exist-
ijeren sie als sich entfaltende“ (12). „„Fal-
sche‘ und ‚wahre‘ Bedürfnisse werden
unter den Bedingungen bürgerlicher Frei-
heit und Gleichheit und des (Privat-) Eigen-
tums solange ineinander verflochten sein,
solange die Produktionsverhältnisse noch
nicht den entwickelten Möglichkeiten der
menschlichen Produktivkraft und deren
Fähigkeiten entsprechen, solange jeder
Mensch darauf spekuliert, „‚dem anderen
ein neues Bedürfnis zu schaffen, um ihn
zu einem neuen Opfer zu zwingen, um
ihn in eine neue Abhängigkeit zu verset-
zen und ihn zu einer neuen Weise des Ge-
nusses und damit des ökonomischen Ruins
zu verleiten. Jeder sucht eine fremde We-
senskraft über den anderen zu schaffen,
um darin die Befriedigung seines eigenen
My tzigen Bedürfnisses zu finden.“
Der Reichtum menschlicher Bedürfnisse
erfordert und schafft auch neue Formen
der Produktion, doch passen Anspruch
und Wirklichkeit, Erwartung und Erfah-
rung häufig nicht zusammen. Theorie und
Praxis geraten in Widerspruch. Bruchstel-
len entstehen: Triebaufschub wird gefor-
dert, Bedürfnisunterdrückung erzwungen,
Irrationalitäten und überflüssige Leiden
werden aufgenötigt, zum Fortbestand be-
stehender Verhältnisse enorme Energien
verschwendet, Sättigung und Wunschbe-
friedigung an fremde Zwecke gebunden.
Und doch beziehen Menschen ihre Wün-
sche und Interessen auf die Gebrauchs-
wertseite des Lebens, auf Sinn in ihrem
Alltag, entwickeln sie phantasievolle For-
men der „‚Verselbständigung”‘. Alle diese
Erscheinungen deuten auf Konflikte, die
durch geweckte, aber unverwirklichte Be-
dürfnisse entstehen, durch „transzendier-
ende Bedürfnisse, die ohne die Abschaf-
fung der kapitalistischen Produktionswei-
se nicht befriedigt werden können.“ (14)
So deuten sich — wie verschroben auch
immer — Möglichkeiten zu erarbeitender
Subjektivität und Befreiung aus der Herr:
schaft des Objektes an, so besteht Anlaß
zur Frage: Wie sind angesichts der Tota-
lität der gegebenen Verhältnisse Beding-
ungen von Subjektivität und Selbstbe-
stimmung, von Emanzipation und ge-
brauchswertorientierter Bedürfnisentfal-
tung möglich? „Wovon besitzen die Mas-
sen noch einen Traum”, was ist alles noch
nicht anwesend, im Vor-griff bereits zum
Vor-schein zu bringen?
Subversiv wirkt der Gebrauchswert weil
er zwar nur zufällige Erscheinungsform
des Tauschwerts, aber doch substantieller
Träger desselben ist. Dassinnlich-konkrete
Sein des Gebrauchswerts für den Menschen
ermöglicht die Produktion und Reproduk-
tion von Bedürfnissen und Wünschen,
ohne daß diese infolge kapitalistischer Pro-
duktionsverhältnisse in ihrer zwangsläufi-
gen Formbestimmung völlig eingeebnet
werden. Wie die fünf Sinne, so müssen
sich auch die Bedürfnisse und Genüsse als
Produkt der Geschichte zunehmend ent-
falten, lassen sie sich nicht einfach fest-
schreiben auf einen einmal erreichten
Stand.
Solches wahrzunehmen bewirkt die Kate-
gorie des Gebrauchswerts. Sie ermöglicht
die kritische Unterscheidung ‚wahrer‘ und
‚falscher‘, am Qualitativen oder am Quan-
tiativen gebildeter Bedürfnisse. Sie rebel-
liert gegen den allem und jedem anhaften-
den Tauschwertcharakter, sie ermutigt
zum „sonntäglich““-qualitativen Gebrauch
gesellschaftlichen Reichtums, als Spreng-
kraft des Alltäglichen. Hinter allen tausch-
wertbestimmten Formen verbirgt sich je-
ne Nicht-Identität der Bedürfnisse, die
sich gerade nicht als kapitalfixiert, son-
dern als kapitaltranszendierend erweist.
So sehr gegenwärtig die Bedürfniskatego-
rie gesellschaftlich-menschliche Möglich-
keiten in kapital-gesetzter Beschränkung
reflektieren muß, so geht doch in dieser
Beschränkung die Produktion neuer Be-
dürfnisse und damir neuer Gebrauchswer-
te nicht einfach unter. Über konkrete Ar-
beitsprozesse können die Produkte als
„Sein für den Menschen“, als neue Bedürf-
nisse und Verkehrsformen, als mensch-
liche Gattungskräfte sichtbar und erfahr-
bar zu machen.
Eine Kritik politischer Ökonomie als
Grundlage gesellschafts-analytischer The-
oriebildung — auch von GWA — hat es
also nicht nur mit den Bewegungsgesetzen
des Kapital zu tun, kann sich nicht darauf
beschränken, die Personifizierung der Sa-
chen und die Versachlichung der Perso-
nen und ihrer sozialen Beziehungen fest-
zustellen und zu ‚erklären‘, die ‚Religion‘
des Alltagslebens bloß ökonomisch nach-
zubeten, das Kapital als automatisch-un-
beirrt funktionierendes Subjekt zu be-
stimmen und ihm gegenüber nichts als
Ohnamcht gelten zu lassen. Sie muß kri-
tisch die immanenten Widersprüche auf
ihre aufhebenden Tendenzen hin reflek-
tieren und zu jenen Momenten weitertrei-
ben, die sich in den „Poren des Alltagsle-
bens“ — den Produktionsverhältnissen
zwar adäquat und gleichwohl sie negierend
— aufindig machen lassen. Sie muß sensi-
bel werden und empfindsam machen für
jene Details und Geringfügigkeiten (der
alltäglichen (GW) Arbeit), in denen sich
die ‚Negation der Negation‘ bereits ereig-
net, wo gegen die gleichgültig machende
Gleichheit aufbegehrt wird, wo künftige
Freiheit bereits vor-scheint, wo gleichsam
die ‚dritte Natur‘ herzustellen begonnen
wird, wo sich Emanzipatives und Sinnli-
ches — als praktische Kritik — durchzu-
setzen beginnen.
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Hartmut Häußermann, Wulf Hopf, Walter Siebel
Ist der Soziologenmarkt gesättigt?
Zum gegenwärtigen Umfang der Beschäftigung, zur Ausbildungssituation und zum Verhältnis von Praxisbereichen, Tätigkeitsanalysen
und Ausbildungsinhalten.
Die ungekürzte Fassung des folgenden
Artikels erscheint Herbst 1977 in der
Reihe Campus Studien des Campus Ver-
lags, Frankfurt. Vorläufiger Titel: Sozial-
wissenschaften und Berufsperspektive.
Die Redaktion
Seit der Studentenbewegung gehört der
Praxisbezug der Soziologie zu den Stan-
dardthemen akademischer Diskussion.
Durch die wachsende Diskrepanz zwi-'
schen Absolventenzahlen und Stellenange-
boten für Soziologen hat diese Diskussion
an Brisanz gewonnen. Zugleich ist sie da-
durch aber entpolitisiert und in eine neue
Richtung gedrängt worden. Weniger der
politische Verwendungszusammenhang
akademischen Wissens steht im Vorder-
grund, als der Zusammenhang zwischen
universitärer Ausbildung und späteren Ar-
beitsmöglichkeiten in Praxisbereichen
außerhalb von Lehre und Forschung. Der
folgende Aufsatz befaßt sich mit den Ver-
sücHen, den Praxisbezug von Soziologie
durch Schwerpunktbildungen innerhalb
des Soziologiestudiums zu stärken. Am
Beispiel des Schwerpunkts Stadt-, Regio-
nal- und Landesplanung (SRL-Planung)
sollen der Stand dieser Bemühungen dar-
gestellt und einige Probleme erörtert wer-
den.
Im 1. Abschnitt wird die Arbeitsmarkt-
situation für Hauptfachsoziologen mit
entsprechender Spezialisierung beschrie--
ben. Hier stützt sich unser Bericht auf Er-
gebnisse einer Erhebung, die am Institut
für Soziologie der FU Berlin durchgeführt
wurde 1) und auf Schätzungen von Pla-
nungsexperten.
Im 2. Abschnitt wird die Situation in
der Ausbildung untersucht: Inwieweit ist
der Schwerpunkt personell sowie durch
Prüfungs- und Studienordnungen abgesi-
chert, durch inhaltliche Spezialisierung
im Curriculum ausdifferenziert und wie
wird der Bezug auf bestimmte Praxisbe-
reiche didaktisch umgesetzt. Die Darstel:
lung beruht auf Ergebnissen einer schrift-
lichen Umfrage und eines Colloquiums,,
an dem in Praxis und Lehre mit Proble-
men der SRL-Planung befaßte Soziolo-
gen teilnahmen 2).
Die Aktualität von Soziologie allge-
mein und ihres Bezugs auf gesellschaftli-
che Praxis im besonderen ist eine Folge
„der Dramatisierung des allgemeinen Ver-
hältnisses von Universität und Gesell-
schaft”. 3) Mit dem gesellschaftspoliti-
schen Reformschub der sozialliberalen
Koalition Ende der 60er-Jahre erhöhte
sich die Nachfrage nach soziologischem
Wissen außerordentlich. Ihr wurde zu-
nächst durch eine kurzfristige Umorien-
tierung von Forschungskapazitäten und
durch ein verstärktes Angebot von Sozio-
logie als Nebenfach für jene akademischen
Disziplinen entsprochen, deren Praxisfel-
der besonders problematisiert wurden.
Diese Entwicklung war begleitet von
einer Explosion der Zahlen der Haupt-
fachstudenten in Soziologie, mit der die
Expansion des akademischen Systems
nicht Schritt hielt. Einerseits verschlech-
terte sich die Ausbildungssituation, ande-
rerseits wurden die wachsenden Absolven-
tenzahlen nicht mehr wie früher vor allem
in Forschung und Lehre absorbiert. Der
konjunkturelle Einbruch, die finanzielle
Misere der öffentlichen Hand, das Abeb-
ben des politischen Reformschubs — und
als deren gemeinsame Resultante sinken-
de Nachfrage nach Soziologen — haben
die Beschäftigungsaussichten vermindert
Das doppelte Dilemma einer verschlech-
terten Ausbildungssituation und mieser
Berufschancen macht eine Reorganisa-
tion der Ausbildung im Fach Soziologie
dringlich.
Angesichts der drohenden Gefahr gro-
Rer arbeitsloser Soziologie-Absolventen
scheint nun die Diskussion um die Ver-
mittlung soziologischen Wissens in gesell-
schaftliche Praxis ihren Schwerpunkt in
der Ausbildung von Hauptfachsoziologen
zu finden. Dies ist in zweifacher Hinsicht
problematisch:
a) Die gegenwärtig vorwiegend diskutier-
ten Schwerpunkte wie Verwaltung,
SRL-Plan, Bildungs- und Gesundheits-
system sowie Sozialpolitk korrespon-
dieren mit den Schwerpunkten sozial -
liberaler Reformversuche. Ob diese Re-
formen so weit realisiert werden, daß
stabile Berufsfelder für entsprechend
spezialisierte Soziologen entstehen, ist
zumindest fraglich. Eine Reform der
Studien- und Prüfungsordnüngen in
Richtung auf entsprechende berufs-
feldorientierte Schwerpunkte würde
somit möglicherweise sehr flüchtige
Reformwellen der Politik im Ausbil-
dungssektor festschreiben. Die Diskre
panz von Ausbildung und beruflicher
Praxis bräche in veränderter Form er-
un
neut auf.
Außerdem liegt gerade eine der
wichtigsten Aufgaben der akademisch
organisierten Soziologie darin, entge-
gen der Konjunktur politischer Issues
über eine Stabilisierung von Forschungs
perspektiven zu objektiv wichtigen ge-
sellschaftlichen Bereichen an der Ver-
mittlung von kritischem Wissen über
soziale Probleme festzuhalten. Inso-
fern muß die praxisorientierte Ausbil-
dung auch durchaus kritisch distanziert
zur möglichen Nachfrage nach ihren
Absolventen gehalten werden.
Schwerpunktbildung im Soziologiestu-
dium scheint häufig.unter einer Art
Marketing-Perspektive betrieben zu
werden. Dabei geht es um eine opti-
male Kombination von Spezialisten-
Wissen und Wissen, um den Absolven-
ten sowohl ein weites Feld beruflicher
Positionen offen zu halten als auch ih-
re Konkurrenzfähigkeit gegenüber an-
deren Disziplinen zu erhöhen. Die viel
weiter greifende Problematik des „Ver-
wendungszusammenhangs’’ der Wissen-
schaft wird dann auf ein Marktprob-
blem reduziert. Das birgt die Gefahr,
daß die aufklärerischen Funktionen
von Soziologie in den Hintergrund ge-
drängt werden.
Die Frage, wie soziologisches Wis-
sen in gesellschaftliche Praxis vermit-
telt werden kann, darf daher nicht nur
unter dem Aspekt diskutiert werden,
wie Hauptfach-Soziologen sich be- -
stimmte Berufsfelder erobern können;
daneben sind auch der Ausbau der Ne-
benfunktionen von Soziologie bei der
Ausbildung in anderen Disziplinen wie
die Erweiterung von Forschung und
Publikation als mögliche Strategien der
Vermittlung zwischen Soziologie und
gesellschaftlicher Praxis zu diskutieren.
Je mehr die Soziologielehre unter dem
Aspekt der Vermittlung professionel-
lem Wissens organisiert wird, desto grö-
ßer ist die Gefahr, daß die in der Lehre
behandelten Gegenstände, Methoden
und Fragestellungen auf das, was unter
den gegebenen politischen und ökono-
mischen Bedingungen in den anvisier-
ten Praxisbereichen machbar ist, zurecht-
gestutzt werden. Eine so auf „Praxis-
relevanz’’ bedachte Soziologie hätte
demnach mit den Problemdefinitionen




übernehmen. Bezogen auf die Stadtpla-
nung heißt das: Da das stadtplanerische
Instrumentarium städtische Entwick-
lung im wesentlichen als ein baulich-
räumliches Geschehen definiert, sind
Einsichten über die Zusammenhänge
zwischen räumlichen Strukturen und
sozialem Verhalten gefordert. Würde
man einem Stadtplaner den Hinweis ge-
ben, eine Senkung der Mieten um die
Hälfte sei der sicherste Weg, die Wohn-
zufriedenheit der Unterschichtsangehö-
rigen zu steigern, so hätte er wenig da-
von. Stadtplaner haben ein praktisches
Interesse an Fragen, über die sie ent-
scheiden können, für sie sind Untersu-
chungen über den Einfluß von architek-
tonischen Qaulitäten der gebauten Um-
welt auf die Wohnzufriedenheit rele-
vanter, auch wenn damit nicht die we-
sentlichen Zusammenhänge erfaßt wer-
den. Die Soziologie gerät also in das
Dilemma, entweder sich die zentralen
Interessen der Benachteiligten zu eigen
zu machen und dann den Vorwurf des
Utopismus sich einzuhandeln, oder
aber lediglich realisierbare und dann
manchmal recht läppische Forderun-
gen aufzustellen.
Die häufig von Praktikern beklagte
Praxisferne sozialwissenschaftlicher
Beiträge hat ihre Ursachen nicht allein
in Defiziten der Soziologie; die Gren-
zen der unmittelbaren praktischen Re-
levanz von Soziologie sind auch die
Grenzen der Praxis selber. Das Bemü-
hen, Soziologen zu produzieren, die in
bestimmten Praxisbereichen gefragte
Qualifikationen mitbringen, birgt die
Gefahr, eben die Borniertheit der Pra-
xis zum Kriterium bei der Ausgestal-
tung praxisbezogener Schwerpunkte in
der Soziologenausbildung zu machen.
ZUM GEGENWÄRTIGEN UMFANG
DER BESCHÄFTIGUNG VON SO-
ZIOLOGEN IM BEREICH DER
STADT- UND REGIONALPLANUNG
Im Bereich der SRL-Planung arbeiten So-
ziologen sowohl in staatlichen wie auch
in privaten Planungsinstitutionen. Exak-
te Zahlen darüber, wieviel Soziologen im
staatlichen Bereich, also in Stadtverwal-
tungen, regionalen Planungsinstitutionen,
in Ministerien der Länder oder des Bun-
des angestellt sind, gibt es nicht. Nach un-
seren Kenntnissen zeigt sie in allen 4 Ebe-
nen zusammen die Größenordnung bei
ca. 100 Diplomsoziologen. Unter diesen
sind auch diejenigen Soziologen mitge-
rechnet, die in primär forschungsorien-
tierten, aber den Ministerien nachgeord-
neten Institutionen (wie z.B. Bundesan-
stalt für Raumordnung) beschäftigt sind
In dem nicht-staatlichen Bereich von
gemeinnützigen, öffentlich-rechtlichen,
5&gt;y
vereinsmäßig verfaßten oder privatwirt-
schaftlichen Institutionen gibt es eine
Vielfalt von Betätigungsmöglichkeiten
in der Planung wie auch in der Forschung.
Diese Trennung ist in der Praxis oft nicht
scharf durchzuhalten, da sich — bei
schlechter Auftragslage — auch privat-
wirtschaftlich orientierte Büros um For-
schungsaufträge bemühen (müssen).
Die in der empirischen Untersuchung
erfaßten privaten Planungsbüros beschäf-
tigten ca. 40 Soziologen. In dem Sample
ist allerdings der süddeutsche Raum un-
terrepräsentiert 4). Auch kleine Büros mit
mehr lokalem Betätigungsfeld sind in nur
geringer Zahl erfaßt, obwohl es darunter
eine ganze Reihe mit primär sozialwis-
senschaftlicher Orientierung gibt. Zusätz-
lich gibt es eine große Zahl freier und
Teilzeit-Mitarbeiter (oft in mehreren Bü-
ros), die sich mit Arbeiten im Bereich der
Stadt- und Regionalsoziologie ihren Le-
bensunterhalt verdienen. Eine geschätzte
Zahl von 70 Soziologen, die in privaten
Planungsbüros arbeiten, dürfte daher ge-
wiß nicht zu hoch gegriffen sein 5).
Eine relativ große Zahl von Soziologen
arbeitet in Forschungsinstituten mit ver-
schiedenen rechtlichen Formen. Öffent-
lich-rechtliche Institutionen (wie z.B. die
Akademien) und solche, die von öffent-
lichen bzw. gemeinnützigen Trägern als
Non-Profit-Organisationen gegründet wur-
den (wie z.B. das Deutsche Institut für
Urbanistik, das Institut Wohnen und Um-
welt oder die Gewos e.V.) stehen dabei
„rein privaten” Organisationen gegenüber,
die den Charakter von Erwerbsunterneh-
men haben. In der BRD existieren z.Zt.
etwa 30 Forschungsinstitutionen dieser
Art, die alle auch Soziologen angestellt
haben und sich zumindest teilweise mit
Stadt- und Regionalproblemen befassen
Man kann annehmen, daß die Zahl der
dort beschäftigten Soziologen um 50
liegt. |
Von quantitativen Schätzungen ganz
ausgenommen bleiben muß hier der Hoch-
schulbereich, der bei Bewerbungen um
Forschungsaufträge als Konkurrenz der
privaten Forschungsinstitutionen auftritt
und diese häufig, — wegen der kostenlo-
sen Arbeitskraft z.B. von Studenten —
finanziell unterbieten kann.
Einen vermutlich relevanten, aber von
uns kaum abschätzbaren Abnehmerbe-
reich für Soziologen stellt der Sektor der
Parteien, der politischen Interessenorga-
nisationen und sonstigen Verbände dar.
Dort gibt es einen ganze Reihe.von Insti-
tutionen, die sich auschließlich mit dem
Bereich des Planens und Bauens befassen
und daher entsprechende Qualifikationen
auch bei Soziologen nachfragen. Die Gren-
ze zwischen allgemeiner Organisationstä-
tigkeit und spezifischer Facharbeit ist da-
bei allerdings oft nur schwer zu ziehen.
Einen Überblick über diesen Bereich ha-
ben wir uns nicht verschaffen können.
Bei unserer Bestandsaufnahme der ge-
genwärtig im Bereich der SRL-Planung .
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Quantitative Prognosen über den weiteren
Verlauf der Installierung von Berufsposi-
tionen sind unserer Ansicht nach nicht
möglich. Zu viele verschiedene Faktoren
müßten dafür berücksichtigt werden, die
nicht in einem auch nur einigermaßen
vertretbaren Ausmaß kontrolliert wer-
den können. Es gibt aktuellen Anlaß, die
weiteren Wachstumschancen skeptisch zu
beurteilen (Finanzkrise, Architektenkon-
kurrenz, Substitution von „traditionellen“
Soziologen-Qualifikationen, wie z.B.
Techniken der empirischen Sozialfor-
schung, etc.). Es gibt aber ebenso Gründe,
die ein Weiterbestehen der Wachstums-
tendenz als möglich erscheinen lassen
(weitere Verstädterung, Verschärfung
sozialer Probleme in der Krise der Städte,
Zunahme staatlicher Eingriffe etc.) Das
voraussichtlich erhebliche ‘wachsende An-
gebot an SRL-Soziologen (vergl. den Über:
blick über die Ausbildungssituation im
Teil II dieses Berichts) sowie die beob-
achtbaren Versuche der Architekten, sich
erneut eine Monopolstellung im Planungs-
bereich zu sichern 6), lassen aber eher ein
Überangebot an Soziologen in der SRL-
Planung vermuten.
11. ZUR AUSBILDUNGSSIT UATION
Nach diesen Überlegungen zur Nachfrage
nach Soziologen im SRL-Bereich sollen
nun einige Daten zur Ausbildungssitua-
tion dargestellt werden, die durch die
eingangs erwähnte schriftliche Umfrage
erhoben worden sind. Der Fragebogen 7)
wurde an alle Hochschulen geschickt, die
nach der Erhebung von Endruweit 2) M.
A. — bzw. Diplom-Studiengänge für So-
zilogen anbieten; dazu wurden auch die- _
jenigen Hochschulen gerechnet, deren Ab-
solventen den Titel eines Sozialwissen-
schaftlers oder Sozialwirts erwerben (Bo-
chum, Bremen, Göttingen). Bis auf die
Universitäten Erlangen und Marburg ha-
ben alle geantwortet.
Von den Hochschulen, die antworte-
ten, gaben 16 an, einen Schwerpunkt in
der Ausbildung auf den Bereich der SRL:
Planung zu legen; deren Angaben sind in
nachstehender Tabelle zusammengefaßt.
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Tabelle: Hochschulen mit Ausbildungsschwerpunkt im Bereich der
Stadt- und Regionalsoziologie bzw. -planung (Studentenzahlen, Lehr-
personen, Lehrveranstaltungen)
Stand: Sommersemester 1975
Anmerkungen zur Tabelle sonen in die Rechnung einbezogen worden.
Die Angaben in den Fragebogen wurden um
1) Die Angaben zu den vorhandenen Stellen diejenigen Veranstaltungen ‘bereinigt’, die
sind entnommen aus: Planstellen und Stel- keinen spezifischen Bezug zum Schwerpunkt
leninhaber für Soziologie an deutschen, erkennen ließen. Z.B. wurden Veranstaltun-
Österreichischen und schweizerischen wissen- gen mit Themen wie ‘Sozialstruktur der .
schaftlichen Hochschulen, in: Soziologie BRD’ nicht gezählt, weil sie zu den allgemei-
3(1974), S. 6 ff. In der Summe der H1-Stel- nen Grundlagen eines Soziologie-Studiums
len sind auch die Teilzeitassistenten enthal- gehören und von den meisten Hochschulen
ten; jeweils zwei von ihnen wurden als eine nicht genannt wurden, obwohl sie natürlich
ganze H1-Stelle gerechnet; nach der Zahl de auch Bestandteil eines Schwerpunktstudi-
Lehrbeauftragten wurde nicht gefragt, weil ums SRL-Soziologie sein sollten.
sie nicht eindeutig zu interpretieren wäre: Die beiden Berliner Universitäten haben Stu-
ihre Einbeziehung in das Lehrprogramm dienpläne erarbeitet, die allerdings wegen
kann einerseits auf Kontakte mit Praktikern der noch ausstehenden Genehmigung durch
hinweisen, andererseits könnte sie andeuten, den Senator für Wissenschaft und Kunst noch
daß mit wenig dauerhaft abgesichertem Per- keine formale Gültigkeit haben und daher
sonal relativ rasch ein ’Schwerpunktpro- auch nicht verpflichtend für die Studenten
gramm’ organisiert wird. sind.
Bei der Errechnung der Zahl der beteilig- In Augsburg gibt es einen Studiengang ‘So-
ten Lehrpersonen wurde davon ausgegangen zioökonomie”, in dem Soziologie neben zwei
daß die Inhaber von H4-Stellen in keinem anderen Disziplinen gleichberechtigt steht.
Fall’ausschließlich in diesem Schwerpunkt Innerhalb der Soziologie kann eine Schwer-
ihr Lehrdeputat erfüllen; sie wurden daher punktbildung auf ‘Planungssoziologie‘ erfol-
jeweils nur mit 0,5 einbezogen. Da keine ge- gen, bei der das Studium dann stark formali-
naueren Angaben vorlagen, sind die übrigen siert ist.
Besoldungsgruppen jeweils als ganze Lehrper- 5) Die Göttinger Angabe enthält sowohl So-
zialwirte als auch Sozialwissenschaftler, die
einen M.A.-Abschluß anstreben.
6) Diese Zahl wurde mit „Übungsteilnehmer
im Sommersemester 1975’ bezeichnet; ob
diese Studenten alle SRL-Soziologie als
Schwerpunkt gewählt haben, ist nicht zu er-
mitteln. Doppelzählung (bei Teilnahme an
mehreren Veranstaltungen) ist ebenfalls
nicht ausgeschlossen.
7) Dabei handelt es sich um 3 Diplomanden
und 2 Staatsexaminanden.
8) Die Angabe aus Saarbrücken bezieht sich
auf das WS 1974/75.
5 Hochschulen planen derzeit die Errich-
tung eines solchen Schwerpunktes: Duis-
burg, Gießen, Karlsruhe, Mainz und Ol-
denburg. 9 Hochschulen gaben an, weder
einen solchenSchwerpunktzu haben, noch
einensolchenzu planen: Aachen, Bonn,
Düsseldorf, Freiburg, Heidelberg, Mann-
heim, Münster, Osnabrück und Tübingen.
Unter den 16 Hochschulen, die einen
Schwerpunkt im Bereich der SRL-Sozio-
logie haben, befinden sich 3 Technische
Hochschulen bzw. Technische Universitä-
ten. Schwerpunktbildung dürfte dort in-
haltlich etwas anderes bedeuten als an
traditionellen Universitäten oder Reform-
hochschulen, da sich die Nähe zu den
technischen Disziplinen der Stadtplanung
sicher auch auf die Gestaltung des gesam-
ten Studiengangs auswirkt — was nicht
zuletzt durch die Nebenfachstudenten
aus diesen Bereichen bewirkt wird. Die
Schwerpunkte und die Studenten, die in
ihnen ausgebildet werden, lassen sich al-
so weder zahlenmäßig noch im Hinblick
auf die erlangte Qualifikationsart um-
standslos vergleichen.
Die Tabelle enthält Angaben aus allen
Hochschulen, die nach der Selbstein-
schätzung derjenigen, die den Fragebo-
gen ausgefüllt haben, einen Schwerpunkt
im SRL-Bereich haben. Diese Selbsteinstu-
fung umfaßt dementsprechend weit aus-
einanderliegende Realitäten.
a) Schwerpunktbildung heißt in den ver-
schiedenen Hochschulen Unterschiedli-
ches: So gibt es Hochschulen, die im
Soziologiestudim bereits Studiengänge
auszudifferenzieren beginnen, mehr
oder weniger systematisierte Lehrver-
anstaltungen darauf ausrichten und
insgesamt eine Zuordnung von Lehrper-
sonal zu solchen Schwerpunkten vor-:
nehmen. Andererseits gibt es Institute,
die weniger spezialisierte Veranstaltun-
gen anbieten und den Studenten eine
(individuelle) Schwerpunktbildung
überlassen, ohne von der materiellen
und personellen Ausstattung her in
der Lage zu sein, einen eigenständi-
gen Studiengang einzurichten.
Eine Schwierigkeit beim Interpre-
tieren der Tabelle ergibt sich auch da-
raus, daß zwischen den Strukturen
der Ausbildungsorganisation an den
traditionellen’ Universitäten. den ‘Re-
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formhochschulen’‘ und den Ausbil-
dungsbereichen unterschieden werden
muß, die an einer TH bzw. TU ange-
siedelt sind.
Zwei Verlaufsmuster bei der Schwer-
punktbildung lassen sich unterschei-
den:
an den Hochschulen mit etablier-
ter Hauptfachausbildung werden
die Schwerpunkte durch Ausdif-
ferenzierung der Soziologie in
Richtung auf bestimmte Berufs-
felder gebildet.
Die Reform-Universitäten (Bei-
spiel: Bremen) dagegen gehen von
Berufsfeldern aus und definieren
die Lehre von Soziologie als Bete/-
ligung an einem praxisorientierten
Studiengang.
Ein rein zahlenmäßiger Vergleich der
Angaben über Studenten und Lehrver-
anstaltungen zwischen den traditionel-
len und den reformerischen Ausbil-
dungsgängen kann also kaum vorge-
nommen werden. So handelt es sich
bei der Schwerpunktbildung in Augs-
burg um eine Spezialisierung innerhalb
eines Studienanteils, der seinerseits
nur ein Drittel des gesamten Curricu-
lums ausmacht; und in Bremen ist das
Projekt-Studium so weit institutionali-
siert, daß ein Vergleich der Zahl der
Lehrveranstaltungen und der beteilig-
ten Lehrpersonen mit den übrigen Unis
gar nicht mehr möglich ist.
Schon aus diesen Unterschieden gibt es
bezüglich der Angaben zu den Studen-
tenzahlen Probleme. Diese Frage zu
beantworten war offensichtlich schwie-
rig, weil der SRL-Schwerpunkt selbst
in den. fortgeschrittensten Fällen nicht so
institutionalisiert und ausdifferenziert
ist,.daß es formalisierte Grundlagen da-
für gäbe; bei den Zahlen handelt es sich
also meist um Schätzungen.
Die Zahl der Schwerpunktstudenten
ist möglicherweise deshalb zu niedrig,
weil einige Hochschulen erst im Jahre
1974 einen solchen Schwerpunkt einge:
richtet haben. Auch würde mit Sicher-
heit die Zahl größer, wenn überall der
Zwang zu einer Schwerpunktwahl gege-
ben wäre; in den meisten Fällen ist
nämlich die Frage, ob man ein Schwer-
punktstudent ist, der individuellen
Selbstdefinition der Studierenden über-
lassen, da für das Examen auch eine
Kombination von Inhalten möglich ist.
Die Göttinger und Hamburger Anga-
ben mit zusammen 350 Studenten bil-
den nahezu die Hälfte aller genannten
Schwerpunktstudenten. Dies dürfte
kaum den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechen. Für Göttingen liegt die
Erklärung in der Definition (vgl. Anm.
6 zur Tabellle). Bei Hamburg ist anzu-
nehmen, daß die Studenten diesen
Schwerpunkt neben einem oder mehre-
ren anderen gewählt haben 9). Die Zahl
der Absolventen mit der hier diskutier-
ten Spezialisierung dürfte also tatsäch-
lich unter der Zahl liegen, die in der
Tabelle bei ’Studenten im Schwer-
punkt’ erscheint: Wenn die Hochschu-
len, die einen Schwerpunkt zur SRL-
Soziologie planen, diesen tatsächlich
einrichten, erhöht sich die Zahl wiede-
rum.
Aus den Angaben läßt sich auch nur
schwerlich das Verhältnis von allen
Hauptfachstudenten zu denen, die den
SRL-Schwerpunkt wählen, errechnen.
Denn zum einen enthält die Gesamt-
zahl der Studenten an mehreren Hoch-
schulen auch die Numerus-Clausus-Ge-
schädigten, die gar nicht ernsthaft ei-
nen Abschluß in Soziologie anstreben.
Zum anderen ist nicht auszuschließen,
daß an einigen Hochschulen die Sozial-
kundelehrer-Studenten mitgezählt wur-
den, für die eine Schwerpunktbildung
gar nicht mehr zur Debatte steht. Die
Attraktivität dieses Schwerpunkts
kann also aufgrund der nüchternen
Zahlen nicht eingeschätzt werden.
Die Tabelle enthält differenzierte An-
gaben zum beteiligten Lehrpersonal.
Daran könnten Überlegungen ange-
knüpft werden über die Bedeutung, die
der Schwerpunkt an einer Hochschule
hat, über seine Absicherung und über
die Bereitwilligkeit des Lehrkörpers,
sich einem bestimmten Schwerpunkt
zuzuordnen. Die Gesamtzahl der an
einem Schwerpunkt beteiligten Ange-
hörigen des Lehrkörpers und die Sum-
me der im Sommersemester angebote-
nen Stunden, die von uns auch erhoben
wurden, können aber nur einen groben
Überblick überdie Quantitätdes Angebots
geben. Ein Maß der Spezialisierung des
Lehrpersonalsaufden Schwerpunkt durch
die Relation SWS/Beteiligte läßt sich nicht
bilden: wenn 4 Beteiligte zusammen 16
Stunden erbringen, sagt das arithmetische
Mittel von 4 Stunden pro Lehrperson
nichts über die wirkliche Beteiligung der
einzelnen Personen aus.
Die gesammelten Angaben lassen —
wie schon angedeutet — auch keine
Schlüsse über die Qualifikation zu, die
in den jeweiligen Studiengängen erwor-
ben wird. Weder die Grundorientierung
des Studiums: ob dieses mehr an Kri-
terien technischer Perfektion oder
mehr an der kritischen Funktion der
Soziologie ausgerichtet ist, ist aus den
vorliegenden Angaben zu erkennen,
noch können Aussagen über die Ange:
messenheit der Ausbildung bezüglich
den Anforderungen der Praxis ge-
macht werden.
Die Umfrage sollte auch Aussagen er-






tionalisierung eines SRL-SchwerpunktDen härtesten Indikator dafür an
genehmigte Prüfungs- und Studienver:
ordnungen; sie liegen vor in Augsburg;
Bremen, Bielefeld, Darmstadt, Ham-
burg, Regensburg und Trier. Zwar ist.
formelle Institutionalisierung nicht ur
bedingt gleichbedeutend mit tatsächli-
cher Absicherung in einem entspre-!
chenden Lehrangebot, doch geben
Kondinuität und Differenzierung des
Lehrangebots Hinweise darauf, wo
trotz fehlender Formalisierung eine
tatsächliche Schwerpunktbildung auf,
den Stadt- und Regionalbereich schon
relativ weit fortgeschritten ist; die FÜ
Berlin ist dafür ein Beispiel. |
Die gesamte Schwerpunktbildung ist.
einerseits noch zu jung, um schon ab-
schließende Aussagen über inhaltliche
Schwerpunkte, Ausdifferenzierung, Spe-
zialisierung und konkurrierende bzw.
sich gegenseitig ergänzende Ausbildungs:
gänge und -ziele machen zu können. Die
hohe Beteiligungsquote der unteren Be-
soldungsgruppen (häufig gleichbedeutend
mit zeitlich begrenzter Anstellung) an der
Ausbildung kann als Beginn einer Spezia-
lisierung angesehen werden — aber auch |
als Anzeichen dafür, daß die Schwerpunkt
bildung durch dauerhaft angestellte Wis-
senschaftler kaum abgesichert ist und da-
her auch relativ rasch wieder beseitigt
werden kann.
Eine eindeutige dauerhafte Zuord-
nung der oberen Besoldungsgruppen, also
der H3- und H4-Professoren, auf diesen
(oder überhaupt einen) Schwerpunkt ist
eher die Ausnahme. Dies resultier} aus
dem Wunsch der Stelleninhaber, flexibel
und frei für neue Fragestellungen bzw. _
Forschungsgebiete zu bleiben, was durch
relativ diffuse Stellenbeschreibungen er-
möglicht wird. Den Möglichkeiten, aktu-
ellen Trends (und mit den Angebotskon-
junkturen im Bereich der Forschungsmit-
tel) und eigenen Interessen zu folgen,
steht auf der anderen Seite die Notwen-
digkeit einer Institutionalisierung von For‘
schungs- und Ausbildungskapazitäten in
einem Problembereich gegenüber, in dem
die Soziologie praktisch werden könnte.
Die Momentaufnahme von 1975 spiegelt
wahrscheinlich eher die politische Aktua:
lität des Gegenstandes und die Verfügbar:
keit von Forschungsgeldern wieder, als”
daß sie verläßtliche Einsichten bezüglich
dauerhafter Schwerpunktbildung bietet.
Schwerpunktbildung- setzt Grundla-
genforschung und damit längerfristige Ein
bindung von Hochschullehrern in Lehre
und Forschung voraus, der sich das tradi-
tionelle Verständnis des akademischen
Lehrers widersetzt. Solange sich aber dies
nicht ändert, spielen sich Diskussionen
über eine praktisch orientierte Ausbildung,
die den kritischen Gehalt von Soziologie
2Q
nicht schlicht negiert, vor einem proble-
matischen Hintergrund ab; auch gut ge-
meinte und ernsthaft geführte Diskussio-
nen tragen den Geruch von Alibi-Beschäf-
tigung an sich, wenn sie keine Konsequen:
zen nach sich ziehen. Und die Studieren-
den laufen Gefahr, mit einem modisch
aufgeputzten, flüchtig arrangierten Lehr-
angebot unter dem Titel der Berufsquali-
fikation betrogen zu werden.
Befürchtungen gegenüber einer eindeu-
tigen Schwerpunktbildung resultieren aus
der Vorstellung, sie bedeute Einseitigkeit
und Einengung sowie Inflexibilität durch
institutionelle Festlegung über Stellenbe-
schreibungen und Studienordnungen.
Dem falschen Argument der Einseitigkeit
sind die Vorteile des exemplarischen Leh-
rens und Lernens gegenüberzuhalten, die
gegenüber unstrukturierter Vielfalt. alle-
mal vorhanden sind. Auch ist eine Festle-
gung auf einen Schwerpunkt nicht mit
Inflexibilität verbunden, wenn die Kriteri-
en für die Wahl eines Schwerpunkts be-
wußt und expliziert sind. Dann ist ein
Prüfinstrument dafür gegeben, ob die Be-
dingungen, die zur Wahl und Einrichtung
eines bestimmten Schwerpunktbereichs
geführt haben, noch vorhanden sind; und
dies berechtigt dann auch zur Verände:
rung bzw. Aufgabe eines solchen Schwer-
punkts und zur diskutablen Verlagerung
von Forschung und Lehre.
Allerdings ist auch klar, daß es sich bei
den sichtbaren (und unsichtbaren) Defizi-
ten einer SRL-orientierten Schwerpunkt-
bildung nicht lediglich um ein Problem
subjektiver Bereitschaft handelt — nicht
einmal vorwiegend. Hauptproblem dürfte
das ungeklärte Verhältnis von Praxisberei-
chen, Tätigkeitsanalysen und Ausbildungs-
inhalten sein. Es gibt bisher recht wenig
Versuche einer solchen Analyse, und die-
se erlauben noch keine abgesicherte Aus-
bildungsstrategie. Die zögerliche und un-
einheitliche Schwerpunktbildung ist also
auch Ausdruck eines problembeladenen
Verhältnisses zwischen Wissenschaft, Aus-
bildung und Praxis, das bisher kaum eigen-
ständiger Gegenstand soziologischer For-
schung geworden ist.




Wie Tätigkeitsbereich und Ausbildungsbe-
reich aufeinander zu beziehen sind, wird
seit längerem unter den Stichworten „Be- Ü
rufsfeldorientierung”‘, „„Praxisbezogenheit
oder ‚aktive Professionalisierung‘ der So-
ziologen diskutiert. Repräsentativ für den
Stand der Diskussion heißt es in der „‚In-
formation über den Schwerpunkt ‘Stadt-
forschung’ ”’des Seminars für Soziologie
der Uni Hambura:
„Wie bei den anderen Schwerpunkten des Se-
minars für Sozialwissenschaften kann man auch
hier nicht von eindeutig festliegenden Praxisfel-
dern ausgehen. Es handelt sich vielmehr um
einen Prozeß von vorläufiger Bestimmung von
Berufsfeldern, groben Annahmen über die dort
erforderlichen Inhalte plus den wissenschaftlich
und politisch erforderlichen Inhalten, um durch
das Angebot qualifizierter Kandidaten die Art
der Berufsfelder zu erweitern und so wiederum
die Anforderungen zu präzisieren. Das schließt
eine Modifikaition der Inhalte innerhalb der Uni:
versität. wie außerhalb in den Berufsfeldern
selbst ein. Unser Problem besteht darin, nur
durch qualifiziert ausgebildete Sozialwissen-
schaftler deren Berufschancen speziell und die
Disziplin allgemein durchsetzen zu können.‘ 12)
Die „vorläufige Bestimmung von Berufsfeldern‘
und die „groben Annahmen über die dort erfor-
derlichen Inhalte plus den wissenschaftlich und
politisch erforderlichen Inhalten” erwartet man
häufig von einer Berufsfeldanalyse, die Schwer-
punktbildung und curriculare Strukturierung be-
gründen soll. Das gilt nicht nur für die Soziolo-
gie, sondern ist inzwischen Allgemeingut der
hochschulpolitischen Diskussion über die Stu-
dienreform geworden. Dabei ist jedoch noch un-
klar, welchen Stellenwert eine Berufsfeldanalyse
für die Planung eines Studienschwerpunktes hat,
welche Anforderungen an sie zu stellen sind
und wie sich — dies ist ein zentrales Problem —
die Strukturierung der Ausbildung nach Tätig-
keitsfeldern zur Strukturierung nach wissen-
schaftssystematischen Gesichtspunkten verhält
Analyse von Praxisbereich und Berufs-
tätigkeit
Es ist problematisch, im Fall der Soziolo-
gie von einer Berufsfeldanalyse auszuge-
hen, wenn man dabei einen traditionellen
Berufsbegriff unterstellt. Die „‚Verberufli-
chung” von Tätigkeiten, die nur Absolven-
ten einer Soziologieausbildung ausüben
können, ist gering und nicht durch „Pro-
fessionalisierung” allein innerhalb des
Fachs und durch „Berufspolitik’” außer-
halb zu lösen. Vielmehr hängt dies auch
von Prozessen innerhalb der Gesellschafts-
bereiche ab, die Soziologen einstellen (Ar-
beitsteilung, stabiler Einsatz, Anerken-
nung als Beruf etc.). Wegen dieser Schwie-
rigkeiten ist es sinnvoller, bei der Soziolo-
gie zunächst von Praxisbereichen zu spre-
chen, in denen unterschiedliche berufli-
che Tätigkeiten ausgeübt werden.
Die Abgrenzung von Praxisbereichen
hat einen anderen Stellenwert als die Ana-
Iyse von Tätigkeiten. Die Bestimmung
von Praxisbereichen soll ermöglichen,
Schwerpunkte innerhalb der Ausbildung
zu setzen. Die Tätigkeitsanalyse dagegen
soll Hinweise für die curriculare Ausge-
staltung innerhalb eines Schwerpunktes
geben 13). Beides geht in der Diskussion
über die „Berufs- bzw. Praxisbezogen-
heit’ der Soziologie häufig durcheinan-
der. Der genaueren Analyse der Tätig-
keit von Soziologen in bereits ausgewähl-
ten Praxisbereichen wird z.B. etwas zuge-
schrieben, was sie nicht ergeben kann: die
Abgrenzung eines oder mehrerer Praxisbe-
reiche, für die schwerpunktartig ausgebil-
det werden soll. Der Prozeß der Schwer-
punktbildung ist bisher recht naturwüch-
sig und keineswegs durchschaubar erfolgt.
In ihn sind Gesichtspunkte der fachlichen
Spezialisierung der Soziologie, allgemeine
Einschätzungen von politischen, ökono-
mischen und beruflichen Tendenzen und
konkrete Informationen über den Ver-
bleib von Absolventen untrennbar ein-
gegangen. Es ist erstaunlich, daß sich
dennoch ein gewisses Grundmuster von
Berufspraxisschwerpunkten an vielen
Hochschulen herausgebildet hat. Ein
Vergleich dieser Schwerpunkte zeigt:
Sie sind stark in dem Sinn „‚politisch”
konstituiert, daß sie mit Reformversu-
chen ganzer gesellschaftlicher Teilberei-
che oder Institutionen verknüpft sind.
Der umfassende Anspruch der Reformen
(eine ganze städtische Struktur oder ein
ganzes Gesundheits- oder Bildungssy-
stem zu verändern) ist in mehrfacher
Hinsicht für die Bildung von soziologi-
schen Schwerpunktbereichen wichtig ge-
wesen:
a) der Umfang des Teilbereichs erlaubt
eine vielfältige, nicht nur vereinzelte
Zuordnung von Soziologen zu den ver-
schiedensten Komponenten von Refor-
men;
b) die Komplexität der Gesamtverände-
rung erzwingt organisatorisch-verwal-
tungsmäßige Neuerungen;
c). der Inhalt der Reformen hat eine hohe
Affinität zu Grundpositionen der So-
zialwissenschaften: daß vorhandene
Ungleichheiten, Diskrepanzen, Kon-
flikte nicht „‚natürlich’” gegeben, son-
dern sozial bestimmt und daher auch
gesellschaftlich veränderbar sind.
Diese politische Konstitution von Pra-
xisfeldern für Soziologen drückt sich kon-
kret darin aus, daß sie vor allem im Staats-
apparat selbst, staatsnahen oder -finanzier-
ten Institutionen oder in Leitungen von
Organisationen im weitesten Sinn be-
schäftigt sind. |
Ein weiteres durchgängiges Merkmal liegt
darin, daß die Praxisbereiche von Soziolo-
gen an traditionelle Berufe ‚„‚angehängt””
sind, deren Unzulänglichkeit bei der Er-
füllung steigender gesellschaftlicher An-
forderungen zum Dauerthema soziologi-
scher Befassung geworden ist. Für jeden
Praxisbereich, der als Schwerpunkt der
Soziologieausbildung in der Diskussion
ist, lassen sich traditionelle Berufe nen-
nen, die die Barbeitung gesellschaftlicher
Probleme dominieren, ihnen aber nicht
mehr gerecht werden können.
Beide Gesichtspunkte sind zur Ein-
schätzung der Stabilität von Praxisberei-
chen und damit Ausbildungsschwerpunk-
ten von Bedeutung: die politische Konsti-
tution der Praxisbereiche verknüpft sie
mit dem Inhalt, Umfang und Verlauf von




Beziehung zur Entwicklung traditioneller
Berufe kann sich so auswirken, daß die
Berücksichtigung sozialwissenschaftlicher
Inhalte in diesen Berufen die Veranke-
rung von Soziologen in den Praxisberei-
chen erschwert. Solche Thesen sind je-
doch erst nach der Analyse von Tätigkei-
ten innerhalb von Praxisbereichen zu er-
härten oder zu widerlegen.
Anforderungen an Tätigkeitsanalysen
und Interpretation von ersten
Ergebnissen
Für’'die Bestimmung von Studieninhalten
im Rahmen bestimmter Schwerpunkte
interessiert die Tätigkeitsanalyse vor al-
lem unter den Fragen, welches die Funk-
tionen der Wissenschaft im Anwendungs-
bereich sind, und ob es Praxisprobleme
gibt, die systematisch von der bisherigen
Universitätsausbildung ausgeklammert
werden und daher zu berücksichtigen sind.
Stellt man diese Fragen, so zeigt sich, daß
eine empirische Untersuchung der Berufs-
tätigkeit von Soziologen und angrenzen-
der Berufe — so notwendig sie ist — nicht
ausreicht. Vielmehr muß die Tätigkeits-
analyse auf unterschiedlichen Ebenen
durchgeführt werden, die alle für die Be-
stimmung von Ausbildungsinhalten wich-
tig werden:
a) Auf gesamtgesellschaftlicher Ebene ist
zu untersuchen, welche objektiven,
d.h. gesellschaftlich erzeugten Proble- .
me in einem bestimmten gesellschaft-
lichen Teilbereich vorhanden sind, die
eine sozialwissenschaftliche Bearbei-
tung bewirken oder bewirken müßten.
Es ist also im konkreten Fall sowohl
nach den Funktionen einer entstehen-
den SRL-Planung als auch der beteilig-
ten Soziologie bei der Bearbeitung
praktischer Probleme zu fragen.
b) Auf der Ebene von Organisationen ist
zu fragen, wie die Bearbeitung gesell-
schaftlicher Probleme dadurch beein-
flußt wird, daß sie in einer spezifischen
Weise organisiert ist.
Schließlich ist auf der Ebene der Be-
rufstätigkeiten zu untersuchen, wie
sich die Problemdefinition und -verar-
beitung in Berufen mit den ihnen’ eige-
nen sozialen Merkmalen vollzieht.
Es ist klar, daß dieser allgemeine Anfor-
derungskatalog an Tätigkeitsanalysen je
nach Ressourcen unterschiedlich ausge-
füllt werden kann. Daraus ist aber nur der
Schluß zu ziehen, daß die Analyse und
die Beobachtung der Berufstätigkeit ein
kontinuierlich auszubauender Bestand-
teil der Soziologenausbildung selbst sein
muß. Eine besondere Schwierigkeit tritt
hinzu: Von solchen Analyse wird erwar-
tet, daß man eindeutige Kriterien für eine
Gestaltung des Studiengangs gewinnt;
dies angesichts einer äußerst heteroge-
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nen und schnell wechselnden Tätigkeit
im Beruf.
Die Analyse der Tätigkeiten von Sozio-
logen im Praxisbereich SRL-Planung im
skizzierten Sinn befindet sich erst in den
Anfängen:
Auf der einen Seite stehen die Versu-
che, den Aktionsbereich und die Funk-
tion des Staates im Bereich der SRL-Pla-
nung historisch und systematisch zu be-
stimmen; sie haben zum allgemeinen Er-
gebnis: 14) Aufgabenstellung, Instrumen
tarium und Handlungsspielraum der SRL
Planung haben sich seit Beginn der 60er
Jahre in einer Weise verändert, die sozial-
wissenschaftliche Qualifikationen zuneh-
mend wichtig werden lassen. Der Gegen-
stand staatlicher Planung hat sich über die
Aufgaben der technischen Bauleitplanung
und Verkehrsplanung hinaus in weitere ge-
sellschaftliche Bereiche ausgedehnt, in de-
nen Problemerkennung und Problemlö-
sung auf sozialwissenschaftlichen Analy-
sen, Erklärungsmustern und Methoden be-
ruhen müssen. Entsprechend weisen be-
obachtbare Trends in der Organisation
der Planung und.der Planungsgesetzge-
bung auf eine stärkere Berücksichtigung
sozialer Aspekte auch in den ehemals rein
technisch aufgefaßten Planungen ab. Die
sich abzeichnenden Trends beinhalten
zwar keine radikale Neuorientierung in
den Aufgaben und Prioritäten der Pla-
nung. Aber die Probleme der Stadtsanie-
rung, der Wirtschaftsförderung, der Infra-
strukturplanung stellen sich unter zu-
nehmend restriktiven Bedingungen. Diese
Entwicklung hat zu einer Differenzierung
und Intensivierung öffentlicher Planung
geführt, die sozialwissenschaftliche Qua-
lifikationen notwendig werden lassen:
a) Die sozialen Nebenfolgen technischer
Planungen müssen wegen der wachsen-
den Kosten ihrer nachträglichen Be-
wältigung und der damit verbundenen
politischen Konflikte möglichst früh-
zeitig erkannt und Maßnahmen zu ih-
rer Vermeidung respektive Kompen-
sation entwickelt werden. Beispiel da-
für sind der Sozialplan und die vorbe-
reitenden Untersuchungen nach
Städtebauförderungsgesetz. -
Neben dentechnischen Planungen ent-
falten sich zunehmend eigenständige
soziale Planungen. Dabei sind 2 Typen
zu unterscheiden:
— Planungen der sozialen Infrastruk-
tur, z.B. Schulplanung, Freizeitpla-
nung, Sportstättenplanung.
Auf einzelne Problemgruppen bezo-
gene Planungen, z.B. Obdachlosen-
pläne, Alten- und Jugendpläne.
Im Rahmen dieser allgemeinen Arbeits-
felder vor allem im staatlichen Bereich
nehmen Sozialwissenschaftler Aufga-
ben der Kompensierung sozialer Defi-
zite, der Rationalisieruna von staatli-
chen Maßnahmen und der Legitima-
mation politischer Entscheidungen
wahr. Ein kritisches, gesellschaftsver-
änderndes Interesse ist in dieser allge-
meinen Beschreibung nur sehr unzu-
länglich aufgehoben. Es kann noch am
ehesten an der kompensierenden Funk:
tion anknüpfen, wenn diese als Vertre-
tung von Interessen der. Teile der Be- _
völkerung verstanden wird, die auf-
grund ihrer ökonomischen Stellung sy-
stematisch von Herrschaft, sozialen
Vorurteilen, Einkommen, usw. ausge-
schlossen sind.
Auf der anderen Seite gibt es erste An-
sätze zur empirischen Erfassung der Be-
rufstätigkeit von Soziologen im Bereich
der Stadt- und Regionalplanung. Auch
wenn aus diesen Untersuchungen keine
unmittelbaren Konsequenzen für die Cur
riculumgestaltung gezogen werden kön-
nen, erlauben sie allgemeine Schlüsse und
die Angabe von Problemen, die weiter un-
tersucht werden müssen:
Die berufliche Tätigkeit von Soziolo-
gen im Bereich der SRL-Planung kann —
bei aller Problematik der Abgrenzung ein-
zelner Komponenten — als ein Tätigkeits:
bündel beschrieben werden, das Fachspe-
zifische Tätigkeiten in dem Sinn ein-
schließt, daß die Fachausbildung als So-
ziologie bestimmt in der Arbeitssituation
einsetzbare Kenntnisse und Fähigkeiten
vermittelt, einerseits, und „fachfremde”
Tätigkeiten andererseits.
„Fachfremde” Tätigkeiten resultieren
daraus, daß die fachspezifischen Kennt-
nisse in Berufen eingesetzt werden; d.h.
in sozialen Zusammenhängen, die zum
einen eine innere Organisation der Arbeit,
zum anderen aber auch den Bezug nach
außen verlangen. Gerade in dem zweiten
Bereich nehmen Soziologen ausgesproche-
ne politische Funktionen bei der Erfas- -
sung und Artikulation von Interessen, im
Vermittlungsprozeß und beim Versuch
der Durchsetzung der Ergebnisse ihrer
Arbeit wahr. Die Unterscheidung von
fachspezifischen und fachfremden Tätig-
keiten spiegelt — so fragwürdig sie in der
Realität sein mag — nur die unzureichen-
de Vorbereitung in der Hochschule auf
die Berufstätigkeit wieder; gerade Prakti-
ker haben ein großes Interesse daran, daß
dieses Tätigkeitselement stärker in der
Hochschule berücksichtig wird. Proble-
matisch ist, auf welche Weise: Auf der
einen Seite handelt es sich um Tätigkei-
ten, die berechtigterweise nur im Beruf
gelernt werden sollten; Auf der anderen
Seite kann man Ausbildungsprojekte an
den Hochschulen durchführen, die einen
relativ hohen Praxisbezug aufweisen, So
daß Studierende nicht nur mit Fragen der
praktischen Durchführung von Untersu-
chungen, sondern auch der Interessenbe-





Die Konstruktionsprinzipien der wissen-
schaftlichen Ausbildung sind von denen
der Anwendung von Wissenschaften in
der Berufspraxis verschieden, auch wenn
sich Ausbildung und Praxis auf ähnliche
Inhalte beziehen. 15) Unter den gegebe-
nen gesellschaftlichen Bedingungen
herrscht eine nicht aufhebbare Trennung
zwischen einer in staatlicher Form ver-
selbständigten wissenschaftlichen Ausbil-
dung und Forschung (mit der ihr eigenen
forschenden und lehrenden Praxis) und
den gesellschaftlichen Reproduktionsbe-
reichen, in denen die Absolventen der
Hochschulen berufstätig werden (vor al-
lem Ökonomie und politisches System).
Die Unterschiedlichkeit von wissenschaft-
licher Strukturierung und berufsprakti-
scher Anwendung zeigt sich deutlich in
der Entwicklung der Soziologie: sie
wurde unabhängig von Fragen der Be-
rufsausbildung als eine akademische Dis-
ziplin etabliert, die sich ihre Gegenstän-
de in Form von Bindestrich-Soziologien
nach mehr oder weniger systematisier-
ten Erscheinungsformen aller möglichen
gesellschaftlichen Beziehungen suchte
(z.B. Institutionen als Grundlage von Spe-
zialsoziologien, „„Problemgruppen””,
Schichten, Funktionsbereiche, soziale
Prozesse, „„Ebenen” der Gesellschaft
als Basis der Differenzierung). Auf diese
Weise wurde ein völlig heterogenes Spe-
zialwissen über gesellschaftliche Erschei-
nungen gesammelt, das zur darüber schwe-
benden „‚allgemeinen Theorie” nur
schwach entwickelte Beziehungen auf-
wies, Erst als die praktisch-gesellschafts-
verändernde oder die legitimierende, sta-
bilisierende Funktion der Soziologie the-
matisiert wurde und mehr Studenten in
das Fach strömten, als zur wissenschaftli-
chen Selbstrekrutierung einsetzbar waren,
verlor die wissenschafts’’systematische”
Strukturierung der Disziplin an Kraft
und trat die Orientierung auf Berufsfel-
der für Soziologen ‘hinzu. In der gegen-
wärtigen Phase durchdringen sich die
„‚alte”” wissenschaftsimmanente „‚Struktu-
rierung‘ des Faches und die Prägung
durch Berufsfelder.
Daß die Soziologieausbildung doppelt
strukturiert sein muß — die Analyse der
Gesellschaft ist notwendigerweise umfas-
sender als die Konkretisierung und Umfor-
mung dieses Wissens für bestimmte Be-
rufsfelder unter dem Aspekt, es in beruf-
licher Praxis wirksam werden zu lassen
— ergibt sich nicht nur aus der unsiche-
ren Konstitution von Berufsfeldern, Sie steht
vielmehr auch mit der Beziehung der So-
siologie zu anderen Fächern in Verbin-
dung. Es ist auffällig, daß gerade dort
Schwerpunktbildungen in der Soziologie
vorgenommen werden, wo bestimmte tra-
ditionelle Berufe in bestimmten Tätig-
keitsbereichen Defizite aufgewiesen ha-
ben: z.B. im Bereich der SRL-Planung die
des Architekten/Ingenieurs und des Ver-
waltungsbeamten; oder im Ausbildungsbe-
reich die des Lehrers und Verwaltungsbe-
amten.
Die Ausbildung spezialisierter Soziolo-
gen für diese Bereiche ist nur e/ne strategi-
sche Möglichkeit des Einbringens soziolo-
gischen Wissens in Bereiche gesellschaftli-
cher Praxis. Die andere ist die Beteiligung
an der Ausbildung derjenigen, die auf ab-
sehbare Zeit das Tätigkeitsmonopol be-
halten werden, d.h. die Nebenfachstrate-
gie. Im Bereich der Architekten-, Lehrer-
Sozialarbeiter- und Medizinerausbildung
gibt es erste Ansätze zu einer Beteiligung
der Sozialwissenschaften. Für unser Pro-
blem der doppelten Strukturierung des
Faches ist nun wichtig, daß. dies keines-
wegs alle Bereiche sind, in denen eine so-
zialwissenschaftliche Durchdringung nö-
tig wäre. Die über die Praxisfelder von So-
ziologen hinausgehende Analyse gesell-
schaftlicher Teilbereiche hat von daher
— unter anderem — auch immer die
Funktion der Untersuchung der Frage,
ob in der Praxis und der Ausbildung für
die Praxis der jeweiligen Teilbereiche
eine stärkere sozialwissenschaftliche
Orientierung nötig und möglich wäre.
Damit wird — abschließend — die
Vielfältigkeit der Anforderungen an die
Ausbildung sichtbar, unter denen auch
die Konzentration auf einen Schwerpunkt
wie SRL-Planung steht:
1. Ausbildung von Hauptfachsoziologen,
die außerhalb von Forschung und Leh-
re in Praxisbereichen tätig sein werden.
Für sie wird das Problem der Schwer-
punktbildung innerhalb der Soziologie-
ausbildung vor allem diskutiert.
Übernahme von Funktionen für die Ne-
benfachausbildung, sei es, daß Soziolo-
gen für spezialisierte Lehr- und For-
schungsfunktionen in anderen Diszi-
plinen/Fächern der Hochschule ausge-
bildet werden, sei es daß das Haupt-
fach Soziologie die Nebenfachausbil-
dung selbst übernimmt. Diese Anbin-
dung an die Nebenfächer ist immer
eine kontroverse Alternative gewesen.
Ausbildung von Personal, das Vermitt-
lung und Weiterentwicklung sozialwis-
senschaftlicher Erkenntnisse dient
(Selbstreproduktion der Disziplin auf
den unterschiedlichsten Ebenen, nicht
nur der Hochschule, sondern zuneh-
mend auch der Schulen, Volkshoch-
schulen etc. (Soziologie als Lehrfach).
In diesem Bericht beschränken wir uns
auf das Problem der Schwerpunktbildung
innerhalb der Hauptfachausbildung Fall 1,
weisen aber auf die unterschiedlichen
Möglichkeiten der ‚„‚Nebenfachstrategie””
hin. 16) Die Nachbardisziplinen haben
nicht nur aus hochschulpolitischen, son-
schungspolitischen Gesichtspunkten









Der Abgrund nach dem Studium
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gung an der Ausbildung von Absolventen
anderer Fächer und die Schaffung von
eigenen Soziologen-Stellen innerhalb an-
derer Fächer eröffnet zusätzlich Möglich-
keiten des Zugangs in die von ihnen be-
stimmten Berufsfelder, gegenüber einer
isolierten Strategie der Hauptfachausbil-
dung mit Konzentration auf Schwer-
punkte. Wenn hier die Notwendigkeit be-
tont wurde, beide Strategien zu verfolgen,
dann ist über ihre Gewichtung noch
nichts ausgesagt. Daß die Schwerpunktbil-
dung innerhalb des Faches Priorität haben
muß, ergibt sich auch daraus, daß erst
dann sinnvoll die Nebenfachstrategie ver-
folgt werden kann.
Wir haben auf die Gefahren einer ober-
flächlichen und schlecht vorbereiteten
Schwerpunktbildung schon im Anschluß
an die Darstellung der Ausbildungssitua-
tion hingewiesen. Die Überlegungen zur
wissenschaftlichen Grundlegung einer
praxisorientierten Ausbildung sollten dies
noch verdeutlichen. Die problematische
Spannung zwischen Orientierung auf Pro-
blembereiche als berufliche Praxisberei-
che und wissenschaftlich-kritischer Orien-
tierung kommt auch in der Form der Aus-
bildung zum Ausdruck. Darauf wollen
wir abschließend noch kurz eingehen.
Eine kanonische Wissensvermittlung für
eine berufliche Tätigkeit, wie sie annähe-
rungsweise der Augsburger 6-semestrige
Studiengang anstrebt, ist aus verschiede-
nen Gründen fragwürdig: Zum einen geht
eine solche Ausbildungsplanung davon
aus, daß es dieses positive Wissen tatsäch-
lich in einer für die Ansprüche der Praxis
hinreichenden Weise tatsächlich gibt, zum
anderen wird die kritische Distanz zur
späteren Tätigkeit bedenklich verkürzt.
Beiden Problemen sucht das Projektstudi-
um auszuweichen, ohne sie schon zufrie- z
denstellend bewältigt zu haben. Hier sei
nur auf die eingangs schon erwähnte Ge-
fahr eingegangen, in der an praktischen
Problemen orientierten Projektarbeit
auch die Restriktionen der Praxis in die
Hochschule zu übernehmen.
Der Bezug von akademischer Ausbil-
dung zur Praxis ist nicht erst heute pro-
blematisch geworden. In fast allen Diszi-
7 e A 6)
plinen sind mehr oder weniger insitutiona-
lisierte Einarbeitungs-, Referendariats- 7)
und Assistenzzeiten üblich, um die Dis-
krepanz zwischen akademischer Qualifika-
tion und beruflichen Anforderungen zu 8)
überwinden. Das Projektstudium zieht ei-
nige der Funktionen dieser Übergangs-
und Pufferzeitern in die Hochschulausbil- 9)
dung hinein. Insofern ist es keineswegs
eine eindeutig progressive Form der Stu-
dienorganisation. Projektstudium kann 10)
durchaus auch so gehandhabt werden,
daß bereits im Studium Anpassung an
Normen, Verhaltenszwänge und Restrik
tionen der späteren beruflichen Praxis
2)
eingeübt werden. die alte Lösung, die
strikte Trennung von Hochschulstudium
und Referendariat, hatte den Nachteil, es
allein dem einzelnen Hochschulabsolven-
ten zu überlassen, wie er mit Fleiß, Anpas-
sungsbereitschaft, Frustrationstoleranz
und Resignation die Diskrepanzen zwi-
schen Studium und Beruf überwand. Ihr
Vorzug lag darin, das universitäre Lernen
freizuhalten für die systematische Ver-
mittlung von Wissen und Qualifikationen,
die nicht unmittelbar auf Verwertbarkeit
zugerichtet waren.
Darin steckt ein Stück institutionalisier-
te Distanz zur Praxis, die auch ein kriti-
sches und nicht nur illusionäres oder ver-
schleierndes Potential beinhaltet. Ebenso
muß die Ausrichtung des Projektstudiums
auf Probleme der späteren Berufsrealität
nicht nur zur politischen Konkretisierung
————————
1) Vgl. dazu: H. Häußermann: Soziologen in
der Stadt- und Regionalplanung, Ergebnis-
se einer empirischen Untersuchung über
die Berufspraxis von Soziologie-Absolven-
ten, in: Soziale Welt, 27. Jg. (1976), Heft 1
Den Teilnehmern-des Colloquiums und
denjenigen, die unseren Fragebogen beant-
wortet haben, sei hiermit für ihre Anregun-
gen und Informationen gedankt. Außerdem
danken wir — auch im Namen der Sektion
Stadt- und Regionalsoziologie der DGS —
der Werner-Reimers-Stiftung, Bad Hom-
burg, deren großzügige Unterstützung unse-
re Arbeit erst möglich gemacht hat. Die
schriftliche Befragung wurde im Oktober
1975 von einer Arbeitsgruppe durchge-
führt, der neben den Verfassern noch Ger-
not Feldhusen angehörte. Für ausführliche
Diskussion haben wir Helgrit Fischer-Men-
zel und Alfred Kögler zu danken.
Neidhardt: Über den Zustand der Soziolo-
gielehre an westdeutschen Universitäten.
Bericht zum 17. Deutschen Soziologentag
in Kassel 1974, S. 3.
Vgl. H. Häußermann: Planerverzeichnis
— Ergebnis einer Umfrage unter privaten
Planungsbüros in der BRD und Westberlin,
Sonderheft 1 der Zeitschrift ARCH+,
Juli 1974.
Inwieweit die verschiedenen städtebauli-
chen Maßnahmeträger, wie z.B. Entwick
lungsgesellschaften, Wohnungsbaugesell
schaften etc., Soziologen beschäftigen,
konnten wir nicht abschließend klären.
Die Gesamtzahl wird dadurch aber keines-
falls erheblich modifiziert.
Vgl. L. Rautenstrauch: Tendenzwende?,
in: Stadtbauwelt 47 (1975).
Der Fragebogen war äußerst knapp gehal-
ten, um eine hohe Rücklaufquote zu errei-
chen. Eine breite qualitative Analyse ist da-
her nicht möglich.
G. Endruweit: Die Lehrprogramme für
Hauptfachsoziologen, in: Soziologie 2
(1975), 85. 734.
Den Studenten der Sozialwissenschaften
in Bremen ist das Studium eines zweiten
Schwerpunkts sogar durch die Studienord:
nung vorgeschrieben.
Außerdem ist es wegen der unterschiedli-
chen Lehrdeputate problematisch, H1- bis H4-
Stelleninhaber zusammenzurechnen. Auch
können Projekt-, Übungs-, Seminar- und
Vorlesungsstunden nicht ohne weitetes auf-
summiert werden. Schließlich kann bei-
der Studieninhalte führen. Projektstudi“
um kann auch bedeuten, daß die Studen‘
ten vorrangig technisch verwertbares Wis-
sen einüben, und daß mit der praktischen
Problemstellung auch die Restriktionen
der Praxis, die zur Definition des Pro-
blems in dieser und keiner anderen Weise
geführt haben, unreflektiert ins Studium
übernommen werden.
Es ist sicher nicht besonders hilfreich‘
in einer Zeit steigender Studentenzahlen,
immer wieder und mit Nachdruck auf die
Problematik einer berufsfeldorientierten
Ausbildung hinzuweisen. Sicher ist eine
Auseinandersetzung mit der Praxis nöti-
ger denn je — aber diese selbst wissen-
schaftlich zu halten und vorschnellen
(Fehl-)Schlüssen vorzubeugen, dazu möch-
ten wir mit den vorstehenden Bemerkun-
gen beitragen.
spielsweise daraus, daß der einzige H4-Ver:
treter des Fachs Soziologie an einer Uni- _
versität nur 2 Stunden für schwerpunktbe:
zogene Veranstaltungen aufbringt, nicht
auf eine geringe Spezialisierung des Lehr-
personals geschlossen werden, da der Grad
der Verpflichtung zum Angebot von Ver-
anstaltungen für andere Studiengänge un-
bekannt ist.
In Regensburg z.B. ist ein SR L-Schwer-
punkt zwar formell in der Studienordnung
verankert, in den einbezogenen Semestern
fanden aber gar keine Lehrveranstaltungen
in diesem Bereich statt.
S. ‘2 Vgl. auch ähnliche Formulierungen in
Studienordnungen o.ä., die uns bei der
Auswertung vorlagen: Studienordnung für
das Soziologie-Hauptfach Studium (Ab-
schluß M.A.) der TH Darmstadt (25.10.73)
S. 2 Universität Bielefeld: Studienreform
der Fakultät für Soziologie. Dokumenta-
tionen und Erläuterung der Lehrpläne und
Prüfungsordnungen (Sonderdruck) 1973,
S. 1 Studienordnung für den Diplomstu-
diengang Sozialwissenschaft der Univ. Bre
men (Juli 1975), S. 2. Studienordnung für
das Fach Soziologie an der Univ. Regens-
burg, (13.12.73) S. 4.
Zu einer ähnlichen Unterscheidung vgl. H:
Riese: Grundlinien einer Neustrukturie-
rung des Bildungswesens im Bereich der
Tertiären Bildung, Manus. 1974. Riese be-
tont, daß aus Tätigkeitsanalysen keine cur
ricularen Inhalte unmittelbar abgeleitet
werden können; vielmehr müsse die cur-
riculare Ausgestaltung nach wissenschafts-
immanenten Prinzipien erfolgen.
Vgl. W. Siebel: Entwicklungstendenzen
kommunaler Planung, in: Städtebauliche _.
Forschung. Schriftenreihe des Bundesmini-
sters für Raumordnung, Städtebau und
Wohnungswesen Nr. 03.028.
Siehe D. Hartung, R. Nutzmann: „Zur Pro-
blematik eines methodischen Ansatzes der
‘Ein- und Abgrenzung von Tätigkeitsfel-
dern’ ”, in: D. Hartung, W. Neef, R. Nuth-
mann: Tätigkeitsfeld und Praxisbezug,
Blickpunkt Hochschuldidaktik, Nr. 34,
Hamburg 1974, S. 10.
Matthes hat eine höchst zweifelhafte, ein-
seitig an der Forcierung der Hauptfachaus
bildung orientierte Strategie entworfen,
die außer acht läßt, daß die Soziologie in
besonders-hohem Maße auf Bündnispart-










R. Rockenbauch, U. Rockenbauch, H. Sprenger, W. Wilking eingearbeitet. Es wäre. lohnend, diese speziellen
Themenbereiche in einer eigenständigen Unter-
suchung weiter zu bearbeiten. Exemplarisch für
solch eine Untersuchung schließt sich der Ar-
beit die Beschreibung des Trennungsprozesses
von Arbeiten und Wohnen an — von der Stadt
der handwerklichen Produktionsweise bis heute
Jede der Entwicklungsphasen dieses Trennungs-
prozesses wird durch einen kurzen, den Ent-
wicklungsstand charakterisierenden Textteil ein-
geleitet.
Standort- und Strukturuntersuchungen zur
Entwicklung der Produktivität, der Arbeitsstät-
ten, des Verkehrswesens und der Wohnsituation
der verschiedenen Klassen und Schichten in
Stuttgart werden anhand von historischem und
aktuellem Karten- und Photomaterial für alle
historischen Phasen leicht verständlich kartiert.
Diese Art der Darstellung ist ein Versuch, kom-
plexe gesellschaftliche Entwicklungen nicht nur
Planern und Insidern, sondern auch den heute
davon Betroffenen interessant und verständlich
zu machen.
Historische Stadtanalyse am Beispiel
Stuttgart
Diplomarbeit an der Universität Stutt-
gart, Städtebauliches Institut, 1976,
der Prozesse in ihrem Abbild auf die Stadt dar.
Diese Methodik ermöglicht es, von den Gesetz-
mäßigkeiten bzw. Determinanten, die zu einem
bestimmten Zustand geführt haben, auf zukünf-
tige Entwicklungstendenzen und -notwendigkei.
ten zu schließen. N
Die Materialien zur Erarbeitung der 3 ‚,‚Mo-
mentaufnahmen” bzw. Charakteristiken geben
auch die Möglichkeit, auf spezielle Teilbereiche
der Stadtentwicklung einzugehen. Es werden
z.B. Themen wie die Entwicklung der Bevölke-
rung, des Eigentums an Grund und Boden, der
kommunalen Selbstverwaltung, der Bedeutung
des Austauschs und der Zirkulation für Stadt
und Citv bearbeitet und in die Charakteristiken
Die Arbeit untersucht die Entwicklung der
Stadt Stuttgart von den Anfängen der kapitalisti-
schen Produktionsweise über die Entfaltung des
Kapitalismus der freien Konkurrenz bis zum
Stadium des staatsmonopolistischen Kapitalis-
mus. Ziel der Untersuchung war, die gesellschaft
lichen Entwicklungs- und Strukturmäßigkeiten
in ihrer dialektischen Wechselbeziehung zur
Entwicklung der Stadt herauszuarbeiten.
Die Stadt wird in ihrer Funktion als Gefäß-
system des materiellen Lebens untersucht. Die-
se Grundvoraussetzung erfordert einen Untersu-
chungsvorgang, der von subjektiven Planungs-
entscheidungen abstrahiert und die Stadt in Ab-
hängigkeit von, der Entwicklung der Produktiv-
kräfte und der Vergesellschaftung der Produk-
tion betrachtet. Eine wissenschaftliche Analy-
se der Stadtentwicklung wird ermöglicht, indem
das Untersuchungsobjekt Stadt an den real faß-
baren Veränderungsgrößen des materiellen ge-
sellschaftlichen Produktions- und Reproduk-
tionsprozesses gemessen wird. Die theoretischen
Voraussetzungen zum Verständnis der gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen werden in
einem Anhang ausführlich beschrieben. Hierzu
gehören u.a. die Begründung der Notwendig-
keit einer historisch-materialistischen Betrach-
tungsweise, die Beschreibung des Verhältnisses
zwischen gebauter Umwelt und Gesellschaft,
die Definition von Begriffen wie Produktivkräf-
te, Produktionsweise, gesellschaftliche Entwick-
lung, deren Widerspiegelung in der Stadt und
die Definition von Gesetzmäßigkeiten innerhalb
gesellschaftlicher Prozesse als grundlegende Maß;
stäbe einer wissenschaftlichen Untersuchung.
Zum Verständnis der ökonomischen Ent-
wicklung wird im Hauptteil die Wirtschaftsge-
schichte Württembergs und Stuttgarts aufgear-
beitet, werden die wesentlichen Grundtenden-
zen der Produktion während des Untersuchungs-
zeitraums dargestellt. Um die Daten aus Wirt-
schaftsgeschichte und Quellen wie Chroniken,
Adressbüchern, Zeitungen usw. sinnvoll zu einer
Interpretation der Stadtentwicklung zusammen-
fügen zu können, wurde die Kategorie der so-'
zio-ökonomischen Gesellschaftsformation ein-
geführt: Die gesamte Gesellschaft wird in die Be:
reiche materiell-technische Basis, ökonomische
Verhältnisse und Überbau gegliedert. Diese Be-
reiche werden nach Detailaspekten aufgeteilt
und in Art einer Synopse für drei Zeitabschnit-
te (1848, 1895, 1914) in dem anfangs genann-
ten Untersuchungszeitraum mit Datenmaterial
aufgefüllt. Aus der Zusammenfassung von Wirt-
schaftsgeschichte und Synopse wird eine Cha-
rakteristik der Stadt für diese Zeitabschnitte er-
arbeitet. Die Charakteristik stellt eine „‚Mo-
mentaufnahme” gegenseitig sich beeinflussen-
H. Kühnel, G. Meinhof
Altbauerneuerung im Sanierungsgebiet
Linden-Süd
Untersuchung zur Verbesserung der Wohnverhältnisse zu tragbaren Mieten
Diplomarbeit an der Architekturabtei-
lung der TU Hannover, 1976, 134 Seiten,
zu beziehen über: G. Meinhof, Lichten-
bergplatz 8, 3 Hannover, Preis DM 16,50
mehr Altbauten als bisher erhalten und erneu-
ert werden können und zum anderen die Miet-
erhöhungen auf das tragbare Maß reduziert wer-
den. Am Beispiel eines Wohnblocks und mehre-
rer Gebäude im Kern des Sanierungsgebietes
Linden-Süd wird dieses Konzept überprüft und
weiter konkretisiert.
Untersuchungen über die Verbesserung der
technisch-ökonomischen Möglichkeiten im Hin-
blick auf Vergrößerung des Umfangs der Altbau-
erneuerung und insbesondere im Hinblick auf
die Eindämmung der Mietsteigerungen lassen al-
lein noch keine Schlüsse über die tatsächlich zu
erwartende Entwicklung zu.
Während die Erweiterung des Umfangs der
Altbauerneuerung — vor dem Hintergrund sin-
kender Umnutzungserwartung, sinkender Miet-
zahlungsfähigkeit und wachsender Verschuk-.
dung der kommunalen Haushalte unter dem
Einfluß wirtschaftlicher Depression — eine Al-
ternative zum Neubau wird, bleibt die Frage der
Mietentwicklung eine Frage der politischen Aus-
einandersetzung zwischen Mietern auf der einen,
sowie Staat und Kapital auf der anderen Seite.
D.h., daß eine Verteilung der
Kosten der Altbauerneuerung zwischen Staat
und Mietern mit dem Ziel. „Verbesserung der
Wohnverhältnisse zu tragbaren Mieten’’ trotz
nachgewiesener Rentabilität der Erneuerungen
und trotz erheblicher Einsparungen für den
Staat (im Hinblick auf die Alternative „Sozialer
Wohnungsbau”’) von den Mietern politisch
durchgesetzt werden muß.
Die Arbeit wendet sich daher in erster Linie
an alle diejenigen Betroffenen — Mieter. Archi-
Ausgangspunkt: Sanierung Hannover Linden-
Süd, zerfallene Gebäude, zerfallene Sozialstruk-
tur, zerstörter Stadtteil?! 4 Jahre Arbeit mit '
den Betroffenen gegen die von der Verwaltung
vertretene Konzeption der Flächensanierung ge
gen die Vertreibung der Mieter durch unterlas-
sene Instandhaltung und bewußte Zerstörung,
gegen die Vertreibung durch Wohnungsneubau
ten, deren Mieten kaum einer der Betroffenen
mehr bezahlen kann, vor allem durch Sozialen
Wohnungsbau, dessen vorprogrammierte Miet-
steigerungen eine Vertreibung auf Raten zur
Folge haben. Die zentrale Forderung der betrof-
fenen Mieter lautet: „„Verbesserung der Wohn-
verhältnisse zu tragbaren Mieten!”
Im 1. Teil der Arbeit werden verschiedene
Formen der Altbauerneuerung und zum Ver-
gleich der Soziale Wohnungsbau dargestellt:
vor allem die Miepreisbildung, die Mietent-
wicklung und die Mieter. Dann werden die offi-
ziösen Veränderungsvorstellungen im Rahmen
der Sanierung und deren Entwicklung aufge-
zeigt, die Ursachen für diese Entwicklung und
ihre jeweiligen Konsequenzen für die Mieter un
tersucht.
Im 2. Teil der Arbeit wird ein ökonomisch-
technisches Konzept der Altbauerneuerung ent-
wickelt. das die Grundlage dafür bieten soll, daß
33
tekten, Planer, Sozialarbeiter, Studenten —,
die sich in Sanierungs- bzw. Altbaugebieten für
den Erhalt der Altbausubstanz, für tragbare Mie-
ten und gegen die Vertreibung der Bewohner
einsetzen. Sie will ihnen — indem sie die mögli-
che Mietentwicklung unte‘. Berücksichtigung
der Rentabilität staatlichen Mitteleinsatzes auf-
zeigt — Argumentationshilfen für die politischen
Auseinandersetzungen liefern
Günther de Graaff, Simone Fitzau
Stadterneuerung — Stadterweiterung
Entwicklung einer Methode zur Ermittlung der Investitionskosten in Wohngebieten und
Vergleich der Aufwendungen der Kostenträger. Dargest, an zwei Stuttgarter Stadtteilen.
Diplomarbeit an der Universität Stutt-
gart, Institut für Bauökonomie, 1976,
580 Seiten, 126 Abbildungen
Die Wohngebiete werden nach funktionalen
Stadtbauelementen (Wohnung, Straße, Schule,
etc.) gegliedert und dann nach Mengen (m2 WF
BGF) und Kosten (DM/m2 WF, BGF) beschrie-
ben. Der Vergleich berücksichtigt für Wohnun-
gen und Infrastruktur: Neubaukosten, Boden-
werte, Restwerte der alten Gebäude, Moderni-
sierungskosten, Instandsetzungskosten, Kosten
der Verkehrsberuhigung. Nicht berücksichtigt
werden: Sozialkosten, Schäden aus der Entmie-
tung, Kapitalbeschaffungskosten. Restwert und
Erneuerungskosten werden den Kosten für Neu-
bau anhand einer Investitionsrechnung gegen-
übergestellt, auf die Kostenträger (Gemeinde,
Land, Private) verteilt und verglichen. Die unter-
schiedliche Lebensdauer der Einrichtungen
geht in die Rechnung ein.
Anwendung findet das Verfahren bei zwei
vergleichenden Fallstudien über ein neues und
ein altes Wohngebiet in Stuttgart. Der Flächen-
vergleich der Infrastruktureinrichtungen je
Nutzer zeigt, daß, gemessen an Richtwerten, bei
de Wohngebiete Defizite bzw. Überschüsse auf-
weisen. Der Vergleich der Jähreskosten je Ein-
wohner bei einer Verzinsung des Kapitals von
3,5% ergibt für das Neubaugebiet etwa 70% hö-
here Kapitalkosten. Die Sanierung des Altbauge-
bietes ist trotz geringerer Lebensdauer etwa
ein Drittel kostengünstiger.
Da der Neubau einen ständigen Desinvesti-
tionsdruck auf die Altbaugebiete ausübt und
eine rapide Abnahme der Bevölkerung in Be-
standsgebieten verursacht, werden die Kern-
städte in Zukunft zunehmend gezwungen sein,
den Umlandgemeinden den Neubau zu überlas
sen. Die Konzentration der städtischen Mittel
auf die Erhaltung des Wohnungsbestandes ist
für sie die wirtschaftlichere Investition.
Eine Kurzfassung der Arbeit ist etwa ab
Mai 1977 im Institut für Bauökonomie erhält-
lich.
In den Kernstädten der Ballungszentren steht
die Stadtentwicklungsplanung derzeit vor dem
Problem der Bevölkerungsabwanderung, vor al:
lem aus den alten citynahen Wohngebieten in
die Randgemeinden. Die Folgen dieses Wande-
rungsprozesses sind zum einen soziale Segrega:
tion, zum anderen Einnahmeverluste für die
städtischen Haushalte. Ein wichtiges Wande-
rungsmotiv ist die sich verschlechternde Wohn-
situation in alten Wohngebieten. Vorrangiges
Ziel der Stadtentwicklungsplanung muß daher
die Verbesserung des städtischen Wohnungsan-
gebots sein. Dies kann sowohl durch Neubau als
auch durch Wohnungsmodernisierung und Ver-
besserung des Wohnumfeldes in alten Wohnge-
bieten geschehen.
Die vorliegende Diplomarbeit untersucht
nun die Frage, ob der Einsatz kommunaler In-
vestitionen beim Wohnungsneubau in Stadter-
weiterungsgebieten oder bei der Verbesserung
der Wohnungen und der Infrastruktur in alten
Wohngebieten wirtschaftlicher ist. Dabei geht
die Arbeit von der Annahme aus, daß für beide
Arten von Wohngebieten gleichermaßen Nach-
frage bestehen wird, daß dies allerdings voraus-
setzt, daß in beiden ‚Fällen (verbesserte) Wohn-
qualität und Qualität der infrastrukturellen Ver-
sorgung einander entsprechen.
Bei der Untersuchung der jeweiligen Kosten
bleiben Kosten außer Betracht, die entstehen
würden, wenn entweder die citynahen Wohnge-
biete sich selbst überlassen bleiben und weiter-
hin Ersatzwohnraum am Stadtrand geschaffen
wird oder die Altbausubstanz vernichtet und
an gleicher Stelle neu gebaut wird. (Flächensa-
nierüng).
Hartwig Schröder
Umweltgesetzgebung als Problem bür-
gerlicher Sozialstaatlichkeit
Juristische Dissertation , veröffentlicht Frank.
furt/M. 1976 4185.
gen nach und analysiert die Wirkungen bzw
Grenzen von deren Wirksamkeit. Ausgangs-
punkt ist der Versucht einer Definition des
Begriffs „Umweltzerstörung”. Er wird defi-
niert als Raubbau an den natürlichen Grundla-
gen der gesellschaftlichen Produktion. Es wird
festgestellt, daß dieser Raubbau nicht auf die
Tatsache der erweiterten Reproduktion
schlechthin zurückzuführen ist, sondern auf
die spezifisch anarchische Form, in der sie sich
historisch in allen Klassengesellschaften entfal-
tet hat_
Die Arbeit enthält im 1. Kapitel eine Darstel-
lung der umweltrelevanten Gesetzgebung in
Deutschland — Wasserrecht, !mmissionsschutz-
recht, Abfallrecht, Bauplanungsrecht — von der
Mitte des 19. Jahrhunderts bis zum Jahr 1975.
Der Verfasser geht dem historisch-ökonomi-
schen Entstehunagszusammenhang der Regelun-
Mit der Durchsetzung der industriell-kapita-
listischen Produktionsweise hat die anarchische
Form der gesellschaftlichen Produktion ihre hi-
storisch höchste Stufe erreicht. Der Raubbau an
den natürlichen Ressourcen ist zum allgemei-.
nen gesellschaftlichen Phänomen geworden.
Umweltgesetzgebung wird dargestellt als
der Versuch einer bewußten gesellschaftlichen
Rückwirkung auf den Prozess der Umweltzer-
störung — exekutiert durch den bürgerlichen
Staat. Dieser Versuch setzt dann, dort und in
dem Maße ein, wo im Prozess anarchischer Ent
faltung der erweiterten Reproduktion die natür
lichen Voraussetzungen der Produktion soweit
angegriffen bzw. zerstört werden, daß diese Zer
störung nicht mehr nur Voraussetzung des pri-
vaten, am Maximalprofit orientierten Kapital-
verwertungsprozesses bleibt, sondern die Fort-
setzung des Produktionsprozesses zu fesseln be
ginnt. Diese Folgerung wird entwickelt aus der
Analyse des Entstehungszusammenhangs der _
gesamten Umweltgesetzgebung in Deutschland
seit mehr als 100 Jahren. Sie wird im übrigen
belegt durch die Darstellung der Wirkungen al.
ler einschlägigen Gesetze bzw. der Grenzen ih-
rer Wirksamkeit. Es wird deutlich, daß die Ge-
setzgebung des bürgerlichen Staates den Pro-
zess der Umweltzerstörung im gesellschaftli-
chen Maßstab nicht aufgehalten hat. Sie hat sek
toral und partiell dort Wirkungen gezeitigt, wo
der Raubbau an den natürlichen Voraussetzun-
gen der Produktion bereits soweit fortgeschrit-
ten war, daß die Bedingungen für weitere Pro-
duktion überhaupt ruiniert zu werden drohten
Die Umweltgesetzgebung zielte auf den
Schutz der Umwelt soweit ihre Verwertung für
die Aufrechterhaltung der anarchischen einzel-
wirtschaftlichen Produktion erforderlich war.
Sie zielte ab auf die Gewährleistung jener Be-
dingungen, die für die Fortsetzung des Raub-
baus auf erweiterter Stufenleiter erforderlich
waren. Folgerung: Die Umweltgesetzgebung
war und ist im gesellschaftlichen Maßstab kein
Mittel zur Einschränkung der Umweltzerstö-
rung. Vielmehr schafft sie vor allem die Bedin-
gungen für die Fortsetzung und Ausdehnung
dieser Zerstörung.
” 1Im2. Kapitel wird —ausgehend von dem
eingangs entwickelten gesellschaftlichen Begriff
der Umweltzerstörung — gegen die bürgerliche
„Futurologie’’, die Kaffeesatzwissenschaft von
den ‚„‚Grenzen des Wachstums”‘ polemisiert,
nach der die Umweltzerstörung ein notwendi-
ges Übel der technischen Entwicklung und der
Umweltschutz ein Problem technischer Maßnah
men sowie freiwilliger Beschränkungen des
Wachstums sei.
Im 3. Kapitel wird die Entstehung des bür-
gerlichen „Sozialstaates’” als Produkt der Ent-
faltung der fundamentalen Widersprüche der ka
pitalistischen Gesellschaft dargestellt. Der „So-
zialstaat’” wird charakterisiert als Staat der In-
tervention auf allen Feldern des gesellschaftli-
chen Produktions- und Reproduktionsprozesses
Dazu als notwendiges Produkt der zugespitzten
ökonomischen Widersprüche in der Ära des Im-
perialismus. Gegenüber den reformistischen und
revisionistischen Apologien des Sozialstaates, de
nen der sozial und ökonomisch intervenierende
Staat als Ausdruck des Sieges der Politik über
die Ökonomie erscheint, wird am Beispiel der
Umweltgesetze nachgewiesen, daß der bürgerli
che Sozialstaat die notwendige Bedingung für
die Fortexistenz der kapitalistischen Ökono-
mie in der Epoche ihres Verfalis bzw. ihrer
Überlebtheit ist, nicht Bedingung oder Mittel
ihrer Aufhebung. Der Sozialstaat wird charak-
terisiert als Ergebnis und Ausdruck der ökono
mischen Krise und der Legitimationskrise der
kapitalistischen Produktionsweise und des Sy-





Mietersolidarität Vahr (Stellungnahmen des Bausenators
über die Mitbestimmung der Betroffenen
und Interviews mit Bewohnern) gezeigt.Kinogramm 2 von M. Willutzki und C. Ziewer,
1970, 16 mm, schwarzweiß, Lichtton, 13 min.
Verleih: Institut für Film und Bild in Wissen-
schaft und Unterricht, 8022 Grünwald b. Mün-
chen, Bavaria-Film-Platz 3, T. (089) 6 49 71
Die Grünen Kinder
Dokumentarfilm von K. Gloor, Zürich 1971; eine
Co-Produktion mit: Eidg. Department des Innern
Schweizer Fernsehen u. a.; 16 mm, Farbe, Licht-
ton, 74 min.
Verleih: Landeszentrale für politische Bildung
des Landes Nordrhein-Westfalen, 4 Düsseldorf 1
Neanderstr. 6, T. (0211) 67 60 77.
Inhalt: Der im Märkischen Viertel wohnen-
den Familie Puhle wird die Exmittierung
ins Obdachlosenasyl angekündigt, obwohl
die Wohnung vom Gesundheitsamt zuge-
wiesen worden war. Puhle ist Beifahrer,
seine mitarbeitende Frau ist herz- und lun-
genkrank. Zwei der fünf Kinder leiden an
Asthma. Puhles Bittgänge zum Amtsgericht,
zur Wohnungsgesellschaft, zum Rathaus
bleiben erfolglos. Als Begründung der ange-
kündigten Räumung wird nicht der Miet-
rückstand, sondern eine Verletzung der
Hausordnung angegeben, ohne diese zu be-
nennen. Mitarbeiter des Arbeitskreises
Mieten und Wohnen bieten den Puhles ihre
Hilfe an.
In turbulenten Aktionen am Tag der
Räumung wird schließlich ein Aufschub
der Kündigung erreicht. Nachdem der
Arbeitskreis hunderte von Unterschriften
für den Mitbewohner gesammelt hat, wird
die Aufhebung der Exmittierung erreicht.
Inhalt: Eine filmisch-empirische Unter-
suchung über den Einfluß der Umwelt auf
die Entwicklung des Kindes.
Der Film versucht am Beispiel einer Neu-
bausiedlung im Grünen, die als überdurch-
schnittlich kinderfreundlich gilt, einerseits
die Bedeutung der räumlichen und bauli-
chen Umwelt für die Entwicklung des
Kindes zu untersuchen. Andererseits wird
aufgrund von 30 Interviews mit Eltern auf-
gezeigt, wie weit sie sich über die Bedürf-
nisse des Kindes bewußt sind und welches
ihre Erziehungsnormen sind.
Lotta per la casa
(Wohnungskampf in Mailand)
Gemeinnützig bauen Von Cinema Militante, Italien 1972; 16 mm,
schwarzweiß, Lichtton, 40 min.
Verleih: Zentral Film-Verleih, 2 Harnburg 36,
Karl-Muck-Platz 9, T. (040) 34 55 44
Film von H. K. Strobel und H. Tichawsky,
München 1973, 16 mm, Farbe, Lichtton, 40 min.
Verleih: Gesamtverband Gemeinnütziger
Wohnungsunternehmen e.V., Abt. Öffentlich-
keitsarbeit, 5 Köln 1, Bismarckstr. 7,
T. (0221) 52 31 81 (Filmmanuskript dort er-
hältlich)
Inhalt: Frühjahr 1972 — wir befinden uns
im Jahr der großen siegreichen Kämpfe der
Straßen Mac Mahon und Via Tibaldi. Hun-
derte proletarischer Familien, zum größten
Teil Einwanderer aus dem Süden des Lan-
des beginnen in Mailand mit einer Serie von
Hausbesetzungen, um ihr Recht auf ein an-
gemessenes Leben und eine vernünftige
Wohnung zu verwirklichen.
Die erste Besetzung verläuft friedlich.
Aber nach der ersten Räumung, die mit
massiertem Einsatz der Polizei durchge-
führt wurde, entscheiden sich die Arbeiter
und die Organisationen, die gemeinsam mit
ihnen kämpfen, weiteren Eingriffen derPolizei Widerstand entgegenzusetzen . .
Inhalt: Caritatives Engagement führte zur
Bildung der ersten ‘gemeinnützigen‘ Woh-
nungsunternehmen, Aktiengesellschaften,
der sozialreformerische Wille, gegen das
Wohnungselend anzukämpfen, zu Bauge-
nossenschaften. Ein Genossenschafts-
Veteran berichtet. Der Städtebau der 20er
Jahre wurde von den gemeinnützigen )
Wohnungsbaugesellschaften getragen — der
Film zeigt Beispiele. Als Beispiele der
Nachkriegszeit werden das Märkische Vier-
tel (mit Stellungnahmen vom Senatsdirek-
tor und einem leitenden Architekten über
ihre Absichten), die Demonstrativbauvorha:
ben des Wohnungsbauministeriums Nürn-
berg-Langwasser und Coburg-Hörnleins-
grund (Stellungnahmen eines Bauleiters
und eines Professors über Rationalisierung
im Wohnungsbau) sowie Bremen-Neue
Hände über der Stadt
Italienischer Spielfilm von F. Rosi 1963, 35 mm,
Farbe, Lichtton, 103 min.
Verleih: Beta-Film, Dr. Baeger, 8 München 2,
Kardinal-Faulhaber-Str. 15, T. (089) 22 1301
oder 29 80 78.
Inhalt: Der reiche Bauunternehmer Nottola
(R. S.) sitzt als Abgeordneter im Stadtrat
von Neapel. Er sorgt dafür, daß für neue
städtische Bauprojekte bevorzugt Gebiete
ausgewählt werden, in denen er selbst zu-
vor Grundstücke billig aufgekauft hat.
Doch eines Tages gibt es einen Skandal.
Als Nottola beim Bau eines Hochhauses
die Sicherheitsbestimmungen nicht be-
achtet, stürzt ein benachbartes Mietshaus
ein. Es gibt Tote. Zwar können Nottolas
Parteifreunde dafür sorgen, daß ein städti-
scher Untersuchungsausschuß die Sache im
Sande verlaufen läßt; aber der Fall hat so-
viel unliebsames Aufsehen erregt, daß die
Partei Nottola nahelegt, bei den nächsten
Wahlen nicht mehr zu kandidieren. Nottola
gibt nicht auf. Rechtzeitig wechselt er mit
einigen Freunden die Partei und zieht aber-
mals in das Parlament ein. Und diesmal
avanciert er sogar zum Senator für das Bau-
wesen. .
Nordweststadt Frankfurt/Main
Dokumentation 1972, 16 mm, Farbe, Magnet-
ton, ca. 25 min.
Verleih: Neue Heimat, 2 Hamburg 76, Lübecker
Str. 1, T. (040) 25 79 11 (dort auch Manuskript
erhältlich)
Inhalt: Am Beispiel der Nord-West-Stadt
in Frankfurt am Main schildert der Film
den Versuch moderner Urbanisation. Mit
den Ebenen Architektur und Mensch wird
das Leben im Zentrum in Verbindung mit
seiner Umwelt gezeigt. Die Stadt in der
Stadt: wie leben die Menschen in ihr,
welche neuen Möglichkeiten im Zusammen-
leben bieten sich an.
Aus dem Manuskript (der Neuen Heimat):
„Urbanisation, bedürfnisorientiert. Auch
ein ästhetisches Exempel . .. Harmonische
Synthese zwischen alter und moderner
Baukunst ... Die schöne Schlichtheit von
Fachwerk und Mörtel klingt in der fanta-
sievollen Sachlichkeit des Betons mit vol-
lem Ton wieder an — gewandelt freilich . . .
Die Aufgabe des Städtebauers ist also kom-
plex. Er ist mehr als Baumeister: Er ist
Arrangeur, Impressario — er ist der schöp-
ferische Programmierer unserer Umwelt . .
So lassen sich sinnvoll überschüssige Kraft
und ungelenkte Energie kanalisieren;
Großstadtjugend braucht kräftige Reize,
braucht deftige Kommunikation.‘
Die folgenden Filmbeschreibungen wurden‘
der Broschüre „„Filme zur Wohnungsfrage“
entnommen. Die Broschüre ent-
hält auf 65 Seiten ausführliche Inhaltsan-
gaben und Materialien zu insgesamt 14 Fil-




Die Aufgaben der Wissenschaftler bei der Schaffung und Erhaltung einer menschenwürdigen Umwelt. Bericht über eine Fachtagung
des Bundes demokratischer Wissenschaftler (BdWi) am 11. und 12.6.1976 in Hamburg
1. Aufruf zur Fachtagung ‚„„‚konjunkturbedingt’’ sein: während einer
länger dauernden Rezession muß für man-
che Gesundbeter auch der Umweltschutz
Bedürfnissen und Notwendigkeiten der für die Forderung nach einer Stagnation
Bürgerinitiativen, gleichsam von ihrer des individuellen und gesellschaftlichen
„Nachfrage”” nach wissenschaftlicher Un- Konsums herhalten: Auf unserer Fachta:
terstützung, ausgehen. gung sollten wir darüber diskutieren, un-
Zugleich beginnen sich allerdings . ter welchen gesellschaftlichen Bedingun-
schon konservative Ideologen des Umwelt- gen eine menschenwürdige Umwelt ge-
Themas zu bemächtigen. Ein guter Teil der schaffen und erhalten werden kann.
Popularität der Bürgerinitiativen in den Diese beiden Schwerpunkte des Um-
Massenmedien seit der Verleihung des weltthemas sollen den Ablauf des Kon-
„Friedenspreises des Deutschen Buchhan- gresses bestimmen.
dels’” an den „Club of Rome‘ 1973 mag
in einem durchaus ökonomischen Sinne
In den letzten Jahren wurde vielen Men-
schen bewußt, wie ihre Arbeits- und Le-
bensbedingungen durch eine Industrie-
und Verkehrspolitik, die ihnen ausschließ-
lich profitorientiert, irrational oder nur
teilrational erscheint, beeinträchtigt wer-
den. Gegen die Zerstörung von Erholungs-
und Wohngebieten durch Industrieansied-
lungen, neue Verkehrswege und verfehlte
Stadtplanungen finden sich Bürger über
viele politische und weltanschauliche
Grenzen hinweg zu Gegenaktionen zusam-
men. Die Bürgerinitiativen für Umwelt-
schutz sind in ihrer Gesamtheit zweifellos
eine der breitesten Massenbewegungen
seit Bestehen der Bundesrepublik. Obwohl
sie sich meist als völlig unpolitisch begrei-
fen, sind sie doch inzwischen zu einem po-
litischen Faktor geworden. In Parlaments-
debatten — so in Baden-Württemberg —
werden sie als Gefährdung oder als bele-
bendes Element der repräsentativen De-
mokratie entweder verteufelt oder geprie-
sen. Die Gesellschaftswissenschaften be-
ginnen die Bürgerinitiativen als Gegen-
stand der Erforschung zu entdecken.
Oft haben es die Umweltschützer mit
übermächtigen — oder übermächtig schei-
nenden — Gegnern zu tun. Zur Zeit wer-
ben die Bundesregierung und einzelne
Großunternehmen in aufwendigen Kam-
pagnen für eine teilweise Umorientierung
der Energiepolitik auf Kernenergie. Trotz
der Erfolge von Wyhl entbrennt hier ein
Kampf mit ungleichen Mitteln, bei dem
den Bürgerinitiativen in den Genehmi-
gungsverfahren die Arsenale gutdotierter
Forschungsinstitute — teils staatlich, teils
unmittelbar mit der Industrie verbunden
— gegenüberstehen.
Hier benötigen die Bürgerinitiativen
wissenschaftliche Hilfe. Bei fast jeder Ak
tion werden die Kenntnisse von Juristen,
Stadtplanern, Naturwissenschaftlern ge-
braucht. Auf unserer Fachtagung wollen
wir diskutieren, in welcher Weise Wissen-
schaftler in den Auseinandersetzungen
um eine menschenwürdige Umwelt mitar-
beiten können. Dabei sollten wir von den
(Georg Fülbert in: BAWI — Brief 23)
2. Programm der Fachtagung
Freitag, 11. Juni 1976
Podiumsdiskussion
Umweltkatastrophe — Grenzen des
Wachstums: Realität und Ideologie
storisch-gesellschaftlichen Ursachenzusam-
menhang der Umweltkrise 1834-1918
Prof.Dr. Hans-Jürgen Krysmanski: Wissen-
schaftspolitische Probleme der Umweltkrise
2. Arbeitsgemeinschaften
AG 1: Energiepolitik und technologische
Entwicklung, unter besonderer Be-
rücksichtigung des Kernkraftwerk-
baus.
Die Konkurrenz von Produktion und
Reproduktion am Beispiel der Raum-
planung, Stadtplanung, Sicherung de
natürlichen Lebensgrundlagen, Ge-'
sundheitsvorsorge und des Denkmal-
schutzes.
AG 3: Gesellschaftliche Voraussetzungen
der Konkurrenz von Umweltschutz
und Arbeitsplatzsicherheit. Möglich-
keiten ihrer Überwindung.
AG 4: Rechtliche Fragen der Bürgerbeteili-
gung un der Teilnahme von Wissen-
schaftiern an Planungsprozessen.
Teilnehmer: Ing. Heinz-Werner Gabriel,
Dr. Joseph Kölble (Abteilungsleiter für Umwelt-
schutz im Bundesministerium des Innern),
Dr. Knut Krusewitz (TH Darmstadt), Prof. Dr.
Dieter Schmidt (Kernforschungszentrum Karls-
ruhe), Dr. Dr. h.c. Theodor Sonnemann (Staats-
sekretär i.R.; Naturschutzring e.V.), Max Wink-
ler (Gruppe Ökologie und Bund Naturschutz in
Bayern e.V.) , H.-Helmuth Wüstenhagen (Bundes-
verband Bürgerinitiativen Umweltschutz),




Sonnabend, 12. Juni 1976
7. Plenum und Einführungsreferate
H.-Helmuth Wüstenhagen: Bürgerinitiativen,
Atomenergie und Wissenschaft
Dr. Knut Krusewitz: Anmerkungen zum hi- 3. Schlußplenum
3. Einleitungsreferate der AG 2
7. Jörn Janssen:
Formen der Parteinahme von Architek-
ten und Planern in politischen Bewegun-
gen
Mit den kurzen Ausführungen zu diesem
Thema möchte ich anregen, daß wir sehr
konkret in unserer Diskussion auf umsetz
bare Stellungnahmen kommen sollen. Ich
5"j
will an einigen wenigen Beispielen aus der
Geschichte zeigen, wie sich Berufskolle-
gen zu dieser Frage verhalten haben. Viel:
leicht lassen sich daraus Lehren ziehen.
_ Zunächst aber: was heißt das, Formen
der Parteinahme in politischen Bewegun-
gen, in diesem Falle demokratischen Be-
wegungen, Formen zu denen man sich ent:
scheiden kann?
— subjektive, von Einsicht oder Gefühl ge-
tragene positive Einstellung,
- Ausführung von Aufträgen fachlich
wissenschaftlicher Art für politische Be-
wegungen,
Mitgliedschaft in politisch orientierten
Fachverbänden oder Wissenschaftleror:
ganisationen wie zum Beispiel dem
BaWi,
Mitgliedschaft oder Funktion in politi-
schen Massenorganisationen, Gewerk-
schaften, Parteien?
Schließlich: ist die Parteinahme fachlich,
allgemeinpolitisch oder in beidem begrün-
det, wo liegt der Schwerpunkt? Um diese
Frage zu verdeutlichen: Was heißt es,
wenn der Architekt Mies van der Rohe
ein Denkmal für Karl Liebknecht und Ro
sa Luxemburg entwirft und sich zugleich
vom Kommunismus distanziert? Was
heißt es, wenn ein Planer sich zum Sozia-
lismus bekennt, der tagtäglich Stadtpläne




und jede Planungsentscheidung beinhal-
tet eine gesellschaftspolitische Zielset-
zung. Darum stellt sich die Frage nach
dem politischen Standort der Planer, und
dies in besonderer Schärfe in Zeiten wach-
sender politischer Kämpfe und Veränderun
gen. Ein Lehrstück ist darum die Periode
zwischen der Novemberrevolution und
der Machtergreifung Hitlers, also zwi-
schen 1918 und 1933, in Deutschland.
_ Unmittelbar nach der Novemberrevolu-
tion bildeten Künstler und Architekten
als Reaktion auf die neugeschaffene poli-
tische Situation eine Vereinigung, die sich
Novembergruppe nannten, mit Hilfe de-
rer sie hofften, ihre Interessen politisch
Wirksam durchsetzen zu können. Trotz
des schönen Namens aber spiegeln ihre
Richtlinien nur die idealistischen, auf eige:
ne Autonomie bedachten Vorstellungen
kleinbürgerlicher Kunstproduzenten. Im-
merhin, der Zwang zu maßvoller Verge-
sellschaftung klingt in einigen Punkten
durch, z.B. in den folgenden Passagen:
IH.Die NOVEMBERGRUPPE will durch um-
fassenden Zusammenschluß der gleichgesinn-
ten, schöpferischen Kräfte maßgebenden
Einfluß auf die Entscheidungen aller künstle-
rischen Fragen erlangen.
IV.Wir dordern Einfluß und Mitarbeit:
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2. bei der Neugestaltung der Kunstschulen
und ihres Unterrichts, .. .
3. bei der Umwandlung der Museen,
... Umwandlung zu Volkskunststätten,
zu vorurteilslosen Vermittlern zeitloser
Gesetze.
bei der Vergebung der Ausstellungsräu-
me, Beseitigung von Vorrechten und ka-
pitalistischen Einflüssen.
bei der Kunstgesetzgebung,
soziale Gleichberechtigung der Künstler
als geistig schaffende . . . 1)
Bald darauf 1919 stellte sich die Frage
der Parteinahme unter dem Eindruck der
anhaltenden Klassenkämpfe dringlicher
und nötigte Künstler und Architekten zur
Reaktion in Form einer neuen Organisa-
tion, dem „‚Arbeitsrat für Kunst”, der an-
stelle eines Programms mögliche Aspiran-
ten mit einer Reihe von Fragen konfron-
tierte, die zu beantworten waren, z.B.
den folgenden:
V. Der Künstler im sozialistischen Staat
X. Einklang mit dem Volk 2)
Als Beispiel für die im allgemeinen immer
noch kleinbürgerliche Haltung der Archi-
tekten mögen die Antworten von Max
Taut stehen, einer der wenigen, die sich
zur Beantwortung dieser beiden Fragen
überhaupt herablassen — Walter Gropius
erlaubte sich, diese Fragen schlicht zu ig-
norieren —:
Max Taut: „Der Künstler muß sich zu einem
klaren Sozialismus entscheiden. . .. Ich schlage







gen, Gilden usw. zusammenschließen, ihre Wer-
ke gemeinschaftlich ausstellen, den Gewinn ge-
meinschaftlich teilen und einen größeren Teil
der Allgemeinheit zukommen lassen, vielleicht
die Hälfte.” (V)
„Eine Fühlungnahme mit den-Gewerkschaften
und Organisationen führt leicht auf politische
Abwege. Eine Agitation in den Fabriken . . .
erscheint am geeignetsten.” 3)
In der ersten Rekonstruktionsperiode
1920-23 kamen dann die ersten Bauaufträ-
ge, auch das Gespenst des Kommunismus
war vorerst gebannt,.die politische Dis-
kussion verlor an Bedeutung für die Pla-
ner. Erst mit der Krise 1923 und derIn-
flation, in der auch unter dem Druck der
Reaktion das Bauhaus von Weimar nach
Dessau flüchten mußte, erneuert sich die
politische Diskussion, die einen denkwür-
digen Niederschlag findet in einer „Stel-
lungnahme führender Künstler zum Acht-
stundentag“, die 1924 zustandekam,
und die auch von politisch engagierten Ar-
chitekten unterzeichnet ist (Karl Völkler,
Laszlo Peri):
„Wir können nicht ruhig mit ansehen, wie das
Recht des Menschen auf seinen Körper, auf
Kultur, aller Menschlichkeit zum Hohn, mit
Füßen getreten wird. Hundertausende Arbei-
ter stehen im Kampf, sind von ihren Arbeitge-
bern ausgesperrt, weil sie nur acht Stunden
schaffen wollen. Wir müssen ihnen zu Hilfe ei-
len, müssen uns mit unserer Kunst, unserer Fe-
der für sie einsetzen. Überall in Deutschland, so
weit es noch nicht geschehen, müssen sich die
Künstler zu Arbeitsausschüssen zusammentun,
Veranstaltungen arrangieren, um den für den
Acht-Stundentag kämpfenden Arbeitern auch
27
materielle Hilfe zu bringen. Das ist unsere
Pflicht.” 4)
Wieder folgt eine Periode wirtschaftlicher
Hochkonjunktur, in der die Architekten
sich vor Aufträgen kaum retten können.
In Berlin entstehen unter anderem die
Großsiedlungen Britz, Siemensstadt, On-
kel-Toms-Hütte. Aber schon 1929 kün-
digt sich die nächste, diesmal eine Welt-
wirtschaftskrise an. Hannes Meyer, ein po-
litisch stark sensibilisierter Planer, löst
Walter Gropius als Leiter des Bauhauses
ab. El Lissitzky gibt ein unmißverständli-
ches Bekenntnis zum Sozialismus ab, für
den er als Architekt und Stadtplaner Ent-
würfe macht:
„Oktober 1917 beginnt unsere Revolution und
damit ein neues Blatt in der Geschichte der
menschlichen Gesellschaft. Die Grundelemente
unserer Architektur gehören dieser sozialen und
nicht der technischen Revolution an.” 5)
Während mit der Zuspitzung der Wirt-
schaftskrise die Kommunistische Partei
Deutschland wächst, gründen die Künst-
ler, unter ihnen Grosz und Herzfeld die
„Association revolutionärer bildender
Künstler Deutschlands”, die ARBKD, in
der auch ein Planer vertreten ist, Laszlo
Peri. Ihr Manifest ist eine Antwort auf die
verschärften Klassenauseinandersetzungen,
in denen eine Unverbindlichkeit der Par-
teinahme wie in den früheren Jahren
schon fast als Stellungnahme zugunsten
der Reaktion gelten mußte. Im Manifest
der ARBKD von 1930 heißt es darum un-
mißverständlich:
„Die Kunst eine Waffe, der Künstler ein Kämp-
fer im Befreiungskampf des Volkes gegen ein
bankrottes System!” 6)
„Bildende Künstler! Ihr alle leidet unter den
entsetzlichen Zuständen und seid gezwungen,
unter furchtbarsten Entbehrungen und Demü-
tigungen zu leben und zu schaffen! Erkennt die
Ursache eures elenden Daseins! Euer Elend wur-
zelt in denselben Ursachen wie das des Proleta-
riats! Darum gehört ihr an die Seite des kämp-
fenden Proletariats. Die Künstler haben, gleich
der Arbeiterschaft, ‘nichts zu verlieren als ihre
Ketten, aber eine ganze Welt zu gewinnen.‘
Schließt euch an!” 7)-
1930, wird auch Hannes Meyer gezwun-
gen, sein Amt als Leiter des Bauhauses
niederzulegen. Der Anlaß war eine Samm-
lung für streikende Bergleute im Mansfel-
der Revier, die im Bauhaus stattgefunden
hatte und zu der er selbst beigetragen hat-
te. Im Schiedsspruch zur Entlassung von
Hannes Mever heißt es:
„Die Stadt Dessau hat erklärt, daß die durch
den Mißbrauch der geistespolitischen Ziele des
Herrn Meyer zu Parteipolitischen Agitationen
geschaffene Lage das weitere Bestehen des Bau-
hauses gefährdet haben würde.” 8)
Als Hannes Meyer daraufhin in die UdSSR
auswanderte erklärte er:
„Ich fahre in die UdSSR, um dort zu arbeiten,
wo eine wirkliche proletarische Kultur geschmie
det wird, wo der Sozialismus entsteht, wo die
Gesellschaft besteht, für die wir hier unter dem
Kapitalismus gekämpft haben.‘ 9)
Mit ihm gingen Studenten des Bauhauses
als „Rote Bauhaus-Brigade‘ und andere
Planer wie Werner Hebebrand, Walter
Schwagenscheidt, Edward Heibig, Ernst
May. In der Sowjetunion formulierte Han.
nes Meyer 1931 seine programmatischen
Erklärungen als Thesen über „marxisti-
sche Architektur”:
„Der leninistische Architekt ist ein organisatori-
scher Helfer im planwirtschaftlichen Bauprozeß
der sozialistischen Gesellschaft. Das Bauwerk je-
der Art ist für ihn ein unpersönliches Werk, des-
sen Struktur bestimmt ist durch Massenbedürf-
nisse, Normung, Typ und Standard . . . . Mit wis
senschaftlicher Sachlichkeit ist er fortwährend
bemüht, die letzten Ergebnisse der Forschung in
den Prozeß des Bauens hineinzutragen. Revolu-
tionäre Elastizität und wissenschaftliche Sach-
lichkeit sind das Wesen des leninistischen Archi-
tekten. Für ihn ist die Architektur kein ästheti-
sches Stimulum, sondern eine scharfe Waffe im
Klassenkampf.‘ 10)
Ein Jahr später präzisierte er, wie ein Ar-
chitekt dazu beitragen könnte, „die Le-
bensmöglichkeiten der Allgemeinheit auf
ein höheres Niveau zu heben.” (Antwort
auf einen Fragebogen der Architekten-
gruppe ‚‚Leva Fronta”’ in Prag:)
„Die Entwicklung zum sozialistischen Architek-
ten geschieht heute innerhalb der kapitalistischen
Länder unter vier Voraussetzungen:
a) Zusammenleben mit dem Proletariat; +
b) Gründliche berufliche und politische Schu-
lung;
c) Aktive Beteiligung an den Kampforganisatio-
nen des Proletariats;
d) Verbindung mit der bo!schewistischen
Baupraxis in der Sowjetunion”.
Er erklärt dann weiter:
‚„-..Geradeihm,dem von Zweifeln geschaukel-
ten Intellektuellen, wird die stete Berüh rung
mit der Arbeitermasse erst jenen Halt geben,
dessen er als Kämpfer bedarf. Seine Einzelexi-
stenz hat aufgehört, er ist Teil der Kämpfen-
den Masse geworden, und seine revolutionären
Instinkte erfahren durch sie jene Schulung, wel-
che die Taktik des Proletariats im Kampfe aus-
zeichnet.” 11)
Wiewohl Hannes Meyer aufgrund seiner
kleinbürgerlichen Herkunft vielleicht
nicht immun war gegen die revolutionäre
Phrase, darf vor allem seine Arbeit als Re-
gionalplaner, Stadtplaner und Lehrer an
der Architekturschule in Moskau nicht un-
terschätzt werden. Gerade in seiner prakti-
schen Arbeit für den materiellen Aufbau
des Sozialismus in der Sowjetunion ist
der überzeugende Beweis für seine theore-
tischen Aussagen zu finden; während an- 10)
dere Avantgardisten ihre Arbeit in den
Dienst des US-Imperialismus stellten und 11)
dabei zu großem Ruhm gekommen sind‘
Walter Gropius, Mies van der Rohe, Mar‘
cel Breuer, um die bekanntesten zu nen-
nen. Viele gingen in die sogenannte innere
Emigration, andere endeten in den Kon-
zentrationslagern der Nazis, unter ihnen
der damals bedeutendste Planungs- und
Architekturtheoretiker Alexander
Schwab, der 1943 an den Folgen von
Folterungen und Mißhandlungen starb,
In der Widerstandsbewegung während
des Dritten Reiches wird man vergebens
nach Planern und Architekten suchen.
Daraus erklärt sich, warum beim Wie-
deraufbau der BRD politisch engagierte
Planer nicht da waren. Es dominierten
diejenigen, die sich mit den Nazis aran-
giert hatten, bzw. entnazifizierte Nazi-Ar-
chitekten. Erst die Krise 1966/67, mit der
das Wirtschaftswachstum zum Stehen
kam, forderte zu erneuter politischer Stel-
lungnahme heraus. Die zweite große Bau-
krise der BRD ist noch kaum überwun-
den. Die Frage nach der Parteinahme von
Planern in politischen Bewegungen stellt
sich damit erneut, und vor dem Hinter-
grund der sich verstärkenden Befreiungs-
bewegungen und imperialistischen Kriege,
in denen das BRD Kapital zunehmend
verwickelt ist, besonders auch das Bauka-
pital, wird diese Frage zu einer akuten
Herausforderung. |
An den uns bekannten Beispielen von
Planern in der Weimarer Republik läßt
sich lernen, daß Einzelkämpfer, seien sie
subjektiv auch noch so engagiert, in den
entscheidenden Phasen der Kämpfe kei-
ne aktive Rolle mehr spielen. Daß sie
nicht allein politisch, sondern auch fach-
lich liquidiert worden sind. Auf der Ge-
genseite muß man Gottfried Feder erwäh:
nen, der als alter Nationalsozialist 1927
1) Diether Schmidt, Hrsg.: Künstlerschrif-
ten, Bd 1, Manifeste Manifeste 1905-1933.
VEB Verlag der Kunst. Dresden 1964,
S. 159.
Ebd., S. 207.
Ebd., S. 228 f.
Ebd: S. 328.
El Lissitzky: Rußland. Rekonstruktion
der Architektur in der Sowjetunion. Ver-
lag Anton Schroll, Wien 1930. Zitiert
nach: El Lissitzky: Rußland: Architektur
für eine Weltrvolution. Verlag Ullstein,
Berlin/Ffm./Wien 1965, S. 9.
Diether Schmidt, a.a.0., S. 385.
Ebd.;S. 387.
In Hans M. Wingler: Das Bauhaus. Verlag
Gebr. Rasch, Bramsche 1962, S. 171.
In Sovremenna architectura, 5/1930. Zi-
tiert nach: L. Patzinov: Das schöpferische
Erbe des Bauhauses 1919-1933. Institut
für angewandte Kunst, Berlin, 1963,
S.31F.
In Claude Schnaidt: Hannes Meyer — Bau-
ten, Projekte und Schriften. Niggli, Teu-
fen, 1965, S. 30 f.










das Programm der NSDAP verfaßte und
auf dessen fachlich grundlegender Ar-
beit für den Städtebau im Wesentlichen
der Wiederaufbau der Städte in der BRD
geplant worden ist.
Ich möchte aus diesen Erfahrungen
den Schluß ziehen, daß ein widerstands-
fähiges politisches Engagement nur daran
gemessen werden kann, inwieweit es zur






Die Studentenbewegung als ein auslösen-
des Moment für demokratisches Engage-
ment von Architekten und Planern heute
Thesen, die hierzu im Rahmen der Fach-
tagung über „Die Aufgaben der Wissen-
schaftler bei der Schaffung und Erhaltung
einer menschenwürdigen Umwelt” for-
muliert werden, beziehen sich auf den Zu-
sammenhang von Bewußtsein und Partei-
nahme von Wissenschaftlern. Wenn daher
kurz beleuchtet werden soll, was die Stu-
dentenbewegung für das „demokratische
Engagement von Planern“ geleistet hat, so
soll das in drei Schritten geschehen:





der Versuch, Auswirkungen der Stu-
dentenbewegung zu beschreiben.
l.
„Demokratisches Engagement von Pla-
nern” bedeutet im Zusammenhang mit
der besonderen Fragestellung unserer Ar-
beitsgruppe nach einer „Demokratisie-
rung der Planung”
— zunächst ein bewußt politisches Han-
deln, um diejenigen gesellschaftlichen
Bedingungen zu schaffen, unter de-
nen erst alle Menschen materiell be-
gründet die gleichen Lebens- und Ent-
wicklungsmöglichkeiten haben, und
unter denen die Formen des Zusam-
menlebens von denen bestimmt wer-
den, die den gesellschaftlichen Reich-
tum produzieren;
damit bedeutet „Demokratisierung der
Planung” ersteinmal Demokratisierung
der Gesellschaft — und d.h.: die syste-
matische Auseinandersetzung mit der
bürgerlichen Gesellschaft;
in diesem Rahmen stellt dann Raum-
planung/Stadtplanung eine Vermitt-
lungsebene dar, und zwar:
einerseits als der Prozeß räumlicher
Entwicklungen einschließlich seiner
gesamtgesellschaftlich initiierten Mo-
difikationen und damit als ein spezifi-
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scher Bereich von Voraussetzungen
und Resultaten der Produktion des Ka-
pitals und der Reproduktion von Ar-
beitskraft; eine spezifische Sphäre der
beruflichen Arbeit, d.h. der Sicherung
des Lebensunterhalts der „‚,Planer’’ und
der gesellschaftlichen Bestimmung ih-
rer Position.
„sozialer Fortschritt durch Markt-
wirtschaft”.
die Studenten- und Intellektuellen-
Proteste konnten sich bis zur Vor-
hut einer Reformbewegung schließ-
lich entfalten unter den besonderen
Bedingungen der auf diese Krise fol-
genden und noch einmal erheblichen
Prosperitätsphase Ende der 60er/An-
fang der 70er Jahre.
Die Studentenbewegung ist also als po-
/itische Bewegung, als Auseinanderset-
zung im B/i/dungs-Bereich und an ih-
rem zeitlichen Verlauf erkennbar als
eine dieser ökonomischen Entwick-
lung folgende — d.h. inhaltlich abgelei-
tete und auch zeitlich etwas verscho-
bene — Bewegung.
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Für viele, die an dieser Fachtagung teil-
nehmen, haben sich ein politisch so ver-
standenes „demokratisches Engagement“
und auch spezifische Formen seiner
Durchsetzung — z.B. in Bürgerinitiativen
— in der Folge der Studentenbewegung
Ende der 1960er Jahre herausgebildet —
einer politischen Bewegung, die hier nur
unter drei Aspekten charakterisiert wer-
den soll: 2) Die Studentenbewegung war im wesent-
lichen getragen von bürgerlichen Teilen
unserer Gesellschaft, die weder nach
Herkunft noch nach aktueller Lage
und durchschnittlicher Position in
einem fundamentalen Gegensatz zum
Kapital standen. D.h. zum bestim-
menden Moment der Lebensverhältnis-
se, die eine Demokratisierung der Ge-
sellschaft immer drängender machen,
befanden sich die Träger der Studen-
tenbewegung also in einem Verhältnis,
das keine unmittelbare Sprengkraft ge-
genüber den Grundlagen der bürgerli-
chen Gesellschaft besitzt. Bezeich-
nend war dementsprechend die Wich-
tigkeit der Diskussion über das „revo-
lutionäre Subjekt”.
1) Die Studentenbewegung war selbst ja
bedingt durch ökonomische Entwick-
lungen, die sich u.a. eben auch in ihr
ausgedrückt haben:
— die Studentenbewegung war ver-
ursacht durch die Rezession
1966/67, die eine besondere Bedeu-
tung dadurch hat, daß in ihr erstmals
die Zuwachsrate des Bruttosozial-
produkts unter Null sank; dadurch
stellte diese Krise zugleich einen
Umbruch dar, der schließlich auch
eine Reihe von Prinzipien der BRD-
Gesellschaft erstmals infrage stellte
die bis dahin als ideologisch gesi-
chert galten — z.B. in der Formel
 {}4
3) Die Studentenbewegung bildet für die
Zeit nach dem Sieg über den Faschis-
mus den allgemein wohl anerkannten
Ausgangspunkt einer intensiven Pro-
blematisierung und Politisierung ge-
wöhnlich vernachlässigter gesellschaft-
licher Bereiche; dazu gehörte:
— daß der Standard einiger der allge-
meinen Versorgungsbereiche ange-
prangert wurde, wie: Jugendpflege/
vorschulische Bildung/Resozialisa-
tion/Altenhilfe etc.;
dazu gehörte, daß der unentwickel-
te Stand der Erforschung gesell-
schaftlicher Entwicklungen und ih-
rer Probleme angeprangert wurde,
etwa anhand der Bildungsforschung,




und insgesamt gehörte dazu die An-
prangerung schwerpunktmäßig der
Bedingungen der Reproduktion der
Arbeitskraft, insbesondere der Situ-
ation ökonomisch schwacher Grup-
pen der Gesellschaft.
Damit wurden einerseits qualitative
Momente in’s Blickfeld gerückt, wie
sie einer bürgerlichen Gesellschaft auf
entwickeltem Stand durchaus entspre-
chen und damit dem gewöhnlichen Ni
veau ihrer Lebens-Bedingungen eben
auch fehlen. Und das geschah genau in
einer Phase, nachdem es zu beträchtli-
chen Reallohnsteigerungen und zu
einem konkret erweiterten Lebens-
standard bereits gekommen war.
Andererseits wurde nun die Ein-
schätzung entwickelt, in genau diesen
benachteiligten Bereichen und Perso-
nengruppen liege die Sprengkraft der
bürgerlichen Gesellschaft auf einer
Entwicklungsstufe primär „horizon-
taler Disparitäten‘. Und diese Theorie
wurde gerade in einer Phase entwi:
keit, in der sich in der Tat die grundle-
genden Widersprüche der bürgerlichen
Gesellschaft auch im Bewußtsein der _
unmittelbaren Produzenten selbst in-
zwischen eher als ein Probiem darstel-
Die beiden zuerst benannten Punkte — d.
h. die in der Studentenbewegung in beson-
derer Weise nur vermittelt zum Ausdruck
kommenden ökonomischen Gesetzmäßig-
keiten und auch die überwiegend bürgerli-
che Klassenlage ihrer Träger — bedeuten
nun für die Studentenbewegung, daß die
von Ihr beförderten Bewußtseinsentwick-
lungen ganz spezifische waren, insbesonde-
re was die Einschätzung eben der für gesell
schaftsveränderndes Handeln bestimmen-
Kräfte und Formen selbst anbelangt. Das
zeigt sich auch nochmals daran, wie
schwierig es ist, unter den so unmittelbar
fral
wirkungsvollen Formeln des antiautoritä-
ren und des emanzipatorischen Kampfes
und der revolutionären Berufspraxis noch
zu erkennen, welche Bedeutung die un-
mittelbaren Produzenten, ihre Lage und
ihre Einheit aufgrund unserer gesellschaft
lichen Verhältnisse für die Durchsetzung
des Ziels des „demokratischen Engage-
ments’’ haben.
UN.
Was bedeutet es nun, wenn die so charak-
terisierte Studentenbewegung als eines
der auslösenden Momente für demokra-
tisches Engagement von Planern heute
angesehen wird?
1) Es konnte die Einsicht gewonnen werden
in die hervorragende Bedeutung, wel-
che die politischen Rahmenbedingun-
gen als Ausdruck der ökonomischen
Grundlage, d.h. der Entwicklung des
Kapitalverhältnisses, haben — und
zwar als ein konkretes historisches
Milieu
— sowohl für die Herausbildung von
Bewußtsein im-Sinne eines „demo:
kratischen Engagements” zur „De-
mokratisierung der Gesellschaft“,
als auch für die Bestimmung von
Vorgehensweisen innerhalb politi-
scher Bewegungen, d.h. für Strate-
gie und Taktik als Formen, worin
sich entwickeltes „„‚demokratisches
Engagement‘ bewegt.
Damit ist also positiv hervorzuheben.
daß jetzt wieder die Kenntnis verfüg-
bar ist, in welchen gesellschaftlichen
Gesetzmäßigkeiten und ihrem jeweili-
gen Verlauf politisches Handeln mate-
riell fundiert sein muß, um Illusionen
zu vermeiden. So ist z.B. gegenüber
der Zeit der.Studentenbewegung eben
die jetzige Situation so, daß sich unter
den in der BRD entwickelten Bedin-
gungen der Klassenauseinandersetzun-
gen die nochmals schärfere ökonomi-
sche Krise — und selbst noch verstärkt
über entsprechende politische Repres-
sion — in ein Klima der Einschüchte-
rung umsetzt, das derzeit den besten
Nährboden darstellt für die neuerliche
Befestigung von Klassenvorurteilen im
nationalen wie auch im internationalen
Maßstab.
2) Die Studentenbewegung verweist auf
ein grundsätzliches Problem, das bei
einer Politisierung sozusagen mitpro-
duziert werden kann, wie sie wissen-
schaftlich Qualifizierte eben über ih-
ren Qualifikationsprozeß erfahren
— handelt es sich doch um eine Politi-
sierung, die sich tendenziell losgelöst
entwickelt vom Prozeß der Verausga-
bung von Arbeit unmittelbar unter
dem Kapitalverhältnis, das die gesell
schaftlichen Lebensbedinagungen be-
Pi
stimmt. Dabei muß noch berücksich- .
tigt werden, daß das ökonomische Ver-
hältnis von Lohnarbeit und Kapital so-
zusagen doppelt vermittelt wird z.B.
für „Planer”, die — angestellt oder über
Aufträge — für den staatlichen Bereich
tätig sind bzw. auch im privaten Be-
reich ohne ausgeprägten Lohnarbeiter-
Status arbeiten.
Ein relativ widerspruchsfrei zustan-
degekommenes gesellschaftskritisches
Bewußtsein tritt dann sehr leicht in
Verbindung mit einer hohen Identifika-
tion mit den Inhalten der konkreten
Berufsarbeit, was eine geringere Distan-
ziertheit zu den wirkenden Gesetzmä-
Bigkeiten der Verausgabung von Ar-
beit und ihrer Ideologisierung verdeut-
licht. Das Problem, auf das hier hinge-.
wiesen werden soll, liegt nun darin, daß
die Studentenbewegung, solange sie al-
so eine e/gene politische Bewegung ver:
standen wird — und das gilt analog für
Bürgerinitiativen — ebenso die Gefahr
einer abstrakten Links-Politisierung so:
gar noch verstärken kann, als auch da-
zu führen kann, sein Engagement in po
litische Arbeit einzubringen, deren An-
laß und Ziel keineswegs in einem Ge-
gensatz zu den bestimmenden Momen-
ten der bürgerlichen Gesellschaft sich
befinden.
3) „Die Studentenbewegung als ein auslö-
sendes Moment für demokratisches
Engagement von Planern” kann daher
in gewisser Weise auch ein belastendes
Moment darstellen im Verhältnis von
Bewußtsein und Parteinahme von Pla-
nern in politischen Bewegungen. Wenn
nämlich Vorgehensweisen zur Demo-
kratisierung der Gesellschaft abgeho-
ben von den wirklichen Verhältnissen,
der gesellschaftlichen Entwicklung for
muliert werden, so können subjektive
Einschätzungen der tatsächlichen Trä-
ger gesellschaftsverändernder Ausein-
andersetzungen und ihrer bewußtseins
mäßigen Möglichkeiten die Oberhand
haben. Die Einsicht in die Notwendig-
keiten und Grenzen politischer Arbeit
weichen den hochgestecken Möglich-
keiten und der revolutionären Unge-
duld, die etwa aus der sozialen Lage
der Träger der Studentenbewegung
selbst durchaus erklärt werden können.
Kleinbürgerliche Momente können zur
Skepsis führen gegenüber Ansätzen,
sich entwickelnde Bewußtseinsprozes-
se zu vereinheitlichen, und zu Vorurtei-
len dagegen, Erfahrungen und Traditio-
nen der Klassenauseinandersetzungen
auch organisatorisch zu fassen. Damit
können Bedingungen, wie sie in der
Studentenbewegung angelegt sind,
leicht zu sektiererischem Verhalten
führen statt dazu, wissenschaftliche
Qualifikationen und demokratisches
Engagement in den Dienst des entwik
kelten Prozesses der sozialen Emanzi-
pation der unmittelbaren Produzen-
ten zu stellen.
Mit den Thesen zu diesen drei Aspekten
sollte auf Probleme der Studentenbewe-
gung hingewiesen werden, nicht zu ihrer
Liquidierung beigetragen werden. Damit
sind einige noch relativ abstrakte Voraüs-
setzungen für ein demokratisches Engage-
ment von Planern benannt worden, die
vielleicht als Fragen dienen können an die
Erfahrungsberichte, die in dieser Arbeits-








7. J. v. Reuß, H. Zierold:
Thesenvorschlag
(veröffentlicht im BdWi-Brief 24 im Mai 1976,
also noch vor der Tagung über die hier berich-
tet wird.)
Wenn auch Bürgerinitiativen sich spontan ent-
wickeln und ihre Bedeutung gerade in diesem
Moment des spontanen Organisierens liegt, so
sind sie doch oft bei ihren Aktivitäten auf Hilfe
von außen, auf Hilfe nicht unmittelbar Betrof-
fener angewiesen.
Hier liegt auch die Funktion von Wissenschaft-
lern, die vielfach zur Stärkung von Bürgerinitia-
tiven beitragen können.
Im folgenden sollen mögliche Aufgaben von Wis-
senschaftliern in der Zusammenarbeit mit Bür-
gerinitiativen thesenartig zusammengefaßt wer-
den. (Weitere Ausführungen und Erläuterungen
können im Rahmen der Arbeit des Hamburger
Kongresses gemacht werden.)
1. Aufgrund seiner vertieften Beschäftigung
mit bestimmten Problembereichen erkennt
der Wissenschaftler manchmal Konsequen-
zen z.B. von Planungsmaßnahmen, die den
Betroffenen in ihrer Tragweite zunächst
nicht bewußt sind. Er hat hier die Aufgabe,
solche Probleme zu identifizieren und so zu
formulieren, daß sie von den Betroffenen
verstanden werden und von ihnen in die
Auseinandersetzung eingebracht werden
können.
Aus 1. ergibt sich, daß der Wissenschaftler
in bestimmten Situationen und in begrenz-
tem Rahmen politische Initiativfunktion hat.
Die Situation wird durch die Brisanz des Pro-
blems bestimmt und der Rahmen durch die
notwendige Verankerung in der Basis (Selbst-
bestimmung der Betroffenen) gesteckt.‘
Die wichtigste Aufgabe des Wissenschaftlers
in einer Bürgerinitiative ist die Hilfe zur
Selbsthilfe, d.h. die Initiierung von (Selbst) -
bewußtseinsprozessen. Dazu ist die problem-
bezogene Schulung der Betroffenen notwen-
dig. Je nach der spezifischen Situation kann
sich die Schulungsaufgabe auch auf Verwal-
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tung und Politiker erstrecken.
Eine nicht zu vernachlässigende Aufgabe des
beratenden Wissenschaftlers ist die eigene
Schulung bzw. die Schulung der Wissenschaft-
ler untereinander. Dabei ist nicht nur die
fachliche Weiterqualifikation angesprochen,
sondern es geht auch insbesondere um die
kreative und korrigierenden Verarbeitung der
mannigfaltigen sozialen und politischen Er-
fahrungen, die der Wissenschaftler im Rah-
men einer solchen Arbeit macht.
Besonders der im Hochschulbereich tätige
Wissenschaftler muß seine Erfahrungen in
die Ausbildung vermitteln. Ebenso muß es
Funktion des Wissenschaftlers in diesen Kon:
flikten sein, zielbewußt auf die „‚Fachwelt’’
Einfluß zu nehmen.
Als wissenschaftlicher Berater hat der Wis-
senschaftlier die Aufgabe, direkte fachliche
Hilfestellungen bei der Durchsetzung der
Bürger-Interessen zu leisten.
Die Bürgerinitiativen sind sehr auf eine wirk-
same Informationspolitik angewiesen. Dabei
besteht für den Wissenschaftler die Aufgabe,
besonders bei der Knüpfung von Kontakten
zu Presse und anderen Medien und bei der
Formulierung von Flugblättern Meldungen
und Resolutionen behilflich zu sein.
In der Anfangsphase einer Bürgerinitiative
kann Hilfestellung bei Organisationsaufga-
ben nötig sein. In diesem Bereich arbeitet
der Berater dann am besten, wenn er sich
auf die Dauer selbst überflüssig macht.
Eine spezifische Funktion des Wissenschaft-
lers ist der Schutz der Bürger vor der Wissen-
schaft. Hier ist besonders die Gutachterpra-
xis und die „Sachzwahg-Politik’” angespro-
chen.
Eine schwierige, aber nichtsdestoweniger
notwendige Aufgabe des Wissenschaftlers ist
die Hilfestellung bei der sozialen, ökonomi-
schen und politischen Einordnung des Kon-
fliktes. Dozieren ist da völlig fehl am Platze,







11.Schließlich hat der Wissenschaftler aufgrund
seiner Fachqualifikation die Aufgabe, kon-
krete und realistische Alternativen zu erar-
beiten.
Generell gilt, daß die Arbeit des Wissenschaft-
lers dann verfehlt ist, wenn er die Initiative nur
zur Durchsetzung seiner eigenen — gleich, ob
richtigen oder falschen — Vorstellungen ge-
braucht. Wichtiges Ziel neben der Durchsetzung
der konkreten materiellen Interessen der Betrof-
fenen ist die Initiierung eines basisdemokrati-
schen Bewußtseins- und Emanzipationsprozes-
ses.
2, Bülte, v. Reuß, Zierold
Thesen
(überarbeitete Fassung des Thesenvor-
schlags, wie er der Tagung am 11./12.6.76
in Hamburg vorlag.)
1. Die Entwicklung politischen Selbstbe-
wußtseins im Zusammenhang mit den
basisdemokratischen Bewegungen im
Reproduktionsbereich ist für die De-
mokratisierungsprozesse und damit für
grundlegende politische Veränderun-
gen eine notwendige Voraussetzung.
2. Bürgerinitiativen sind nicht durch
1. Die Entwicklung politischen Selbstbe-
wußtseins im Zusammenhang mit den
basisdemokratischen Bewegungen im
Reproduktionsbereich ist für die De-
mokratisierungsprozesse und damit
für grundlegende politische Verände-
rungen eine notwendige Vorausset-
zung
Bürgerinitiativen sind nicht durch ihre):
A‘
Organisationsform an sich politisch
fortschrittlich sondern durch ihre Po-
litik, Sie können auch reaktionäre bis
faschistoide Elemente enthalten wie
z.B. Wählerinitiativen, Initiativen ge-
gen ausländische Arbeiter oder Initia-
tiven gegen geistig Behinderte.
Um langfristige politische Perspekti-
ven entwickeln zu können, müssen
sich die Bürgerinitiativen im Rahmen
allgemeiner, durch das gesellschaftli-
che System bedingter politischer und
SÖkonomischer Auseinandersetzungen
begreifen.
In den Mieterinitiativen darf es nicht
um sozialromantisch geprägte Erhal-
tung von Arbeitermilieu gehen, son-
dern als Ziel muß in erster Linie die
Erhaltung der Existenzbedingungen
gegen den Angriff kapitalistischer
Verwertungsrationalität formuliert
werden.
Um Dauerhaftigkeit und langfristige
Arbeitsperspektiven zu erreichen,
muß sich die Initiativenarbeit über
die unmittelbar anstehenden Wohn-
probleme hinaus auf den gesamten
Bereich der Reproduktion im Stadt-
teil ausweiten (Stadtteilarbeit).
Um die Kämpfe der Initiativen in die
grundlegenden gesellschaftlichen
Konflikte einordnen zu können, muß
die Verbindung zwischen Reproduk-
tionsbereich und Produktionsbereich
deutlich hergestellt werden.
Eine verstärkt zu diskutierende Frage
ist das Verhältnis der BI zu den.be-
stehenden Organisationen der Arbei-
terbewegung. Können die Initiativen
zur Reformierung der Gewerkschaf-
ten und der SPD beitragen?
Die abstrakten Effektivierungs- und
Rationalisierungsansätze staatlicher
und kommunaler Planung können
durch stärkere Basisorientierung im
Reproduktionsbereich in Frage ge-
stellt werden.
Die politische Wirksamkeit der Initia-
tiven-Bewegung wird entscheidend so-
wohl von der regionalen und problem-
spezifischen als auch von der überregi-
onalen und problemübergreifenden
Kooperation der einzelnen Initiati-
ven und Bewegungen abhängen.
10. Für die Wissenschaftler ergeben sich
die Perspektiven, innerhalb der BI in-
terdisziplinär am praktischen Fall zu-
sammenzuarbeiten und die eigene
Qualifikation durch die Konfronta-
tion mit den sehr komplexen Proble-
men der Initiativen zu erweitern. Der
fachsystematisch bedingten Überspe-
zialisierungstendenz (Fachidiotie)
wirkt hier also eine aus der politi-
schen Praxis entstandene positive In-
tegrationstendenz entgegen.
11. Die Probleme der BI (z.B. Wohnungs-
und Mietprobleme) bieten eine Reihe und Arbeit.
von Forschungsansätzen, die es insbe- 13. Der Druck der Basisbewegungen un-
sondere erlauben und erfordern, terstützt fortschrittliche Kollegen in
technische Probleme mit ökonomi- Verwaltung und privaten Planungsbü-
schen und gesellschaftspolitischen zu ros.
verbinden. Es stellt sich die Frage, ob der Kon-
Die fortschrittlichen Elemente der takt mit insbesondere Arbeiter-Initia:
Hochschulreform bedürfen des tiven den Wissenschaftlern hilft, sich
Schutzes durch politische Bewegun- selbst als Lohnarbeiter zu begreifen
gen außerhalb der Hochschule. Die und ob also die politische Organisie-
Initiativen-Bewegung unterstützt die rung der Wissenschaftler durch die
Praxis- und Bevölkerungs-Orientie- Mitarbeit in BI gefördert wird.
rung wissenschaftlicher Ausbildung
12.
5. Bericht über die Arbeit in der AG 2
1. Bericht im Plenum: Problembereichen, wo demokratische
Rechte der Bevölkerung beschnitten
werden, eine Bildungsaufgabe: er-
stens gegenüber der betroffenen Be-
völkerung (Aufklärung über Rechte
und Möglichkeiten), zweitens gegen-
über der Hochschule (Orientierung
von Studium, Lehre und Forschung
an gesellschaftlichen Problemfeldern)
Beispiel: Mitarbeit von Naturwissenschaft-
lern bei Initiativen an der Unterelbe (Be:
richt Adamschek)
Die Arbeitsgruppe 2 diskutierte an Bei-
spielen der Raum- und Stadtplanung so
wie des Denkmalschutzes und der Ge-
sundheitsversorgung die Möglichkeiten
wie Wissenschaftler zur Demokratisie-
rung der Planung beitragen können:
1. Wissenschaftler wenden sich mit Re-
solutionen an die Öffentlichkeit. Sie
machen damit auf bedrohliche Vor-
gänge aufmerksam und beziehen da-
bei selbst Stellung.
Beispiel: Resolution gegen die Anlage
einer Mülldeponie über der „Grube Mes-
sel’’ (Kongressvorlage von Wolfgang Maier
6 Wissenschaftler können im Rahmen
von „Kooperationsverträgen“ mit
den Gewerkschaften zusammenarbei:
ten, um diese bei der Interessenver-
tretung der Arbeitnehmer zu unter:
stützen: durch Forschung und Mit-
wirkung in der gewerkschaftlichen
Bildungsarbeit.
Beispiel: Projekt „Entwicklungsraum Ost-
friesland’” Universität Oldenburg) DGB-Lan-
desverband (Hinweis von Klaus Brake)
2. Wissenschaftler und Studenten stel-
len sich demokratischen Initiativen
als Fachberater zur Verfügung.
Beispiel: Architekturstudenten der Techni-
schen Hochschule Eindhoven unterstützen
auf diese Weise Mieterinitiativen und Stadt-
teilgruppen (Bericht Helga Fassbinder). 7 Zur gegenseitigen Unterstützung ih-
rer demokratischen Initiativen sollten
sich Wissenschaftler im Bund demo-
kratischer Wissenschaftler organisie-
ren und an der Ausfüllung des Ak-
tionsprogramms mitwirken.
3 Wissenschaftler machen Gewerkschaf-
ten auf Gefahren und Mißstände auf-
merksam, um diese zu politischen Ini-
tiativen zu veranlassen.
Beispiel: Vorbeugende Gesundheitssiche-
rung u.a. am Arbeitsplatz (Bericht Hans
Mausbach, vgl. auch BdWi-Brief Nr. 24,
SS. 25-728)





Die im BaWI organisierten Wissenschaft-
ler werden mit ihren Mitteln nicht nur für
die Interessen der im Wissenschaftsbereich
Tätigen, sondern für die Interessen der ge-
samten arbeitenden Bevölkerung eintreten
insbesondere durch:
— Beteiligung an der gewerkschaftlichen
Bildungsarbeit,
Unterstützung von Kämpfen zur Ver-
besserung der Arbeits- und Lebensbe-
dingungen im Produktions- und Repro-
duktionssektor,
Widerstand gegen alle Formen politi-
scher Diskriminierung und Unterdrük:
kung demokratischer Bestrebungen.
A Für lokale und an speziellen, zeitlich
begrenzten Problemen orientierte de-
mokratische Initiativen können Wis-
senschaftler langfristige und komple-
xere Analysen und damit Argumenta-
tionshilfen sowie Grundlagen zur Ent-
wicklung von Strategien für die Aus-
einandersetzungen liefern.
Beispiel: Initiativen gegen die Industriean-
siedlungen an der Unterelbe (Bericht
Adamschek, vgl. auch BDWi-Brief Nr. 19.
SS 8.15)
5. Für Wissenschaftler entsteht in den
49
2 N. Schwarz (Berlin):
Zur Bedeutung der raumordnungspo-
litischen Strukturkonzepte von Bund
und Ländern für den Produktions- und
Reproduktionssektor
Ich möchte anregen, in die Diskussion der
AG 2 (Konkurrenz von Produktion und
Reproduktion am Beispiel der Raumpla-
nung usw.) die Auswirkungen und die an-
gegebene Zielrichtung der raumordnungs:
politischen Strukturkonzepte von Bund
und Ländern (das Konzept der Schwer-
punkte und Achsen sowie das der zentra-
len Orte) aus folgendem Grund mit einzu-
beziehen: Eine Verwirklichung der Raum-
struktur nach diesen Konzepten wird von
Seiten des Bundes und der Länder mit
dem Ziel nach Verwirklichung gleichwer-
tiger Lebensbedingungen in allen Teilen
der BRD begründet. Tatsächlich bewirken
jedoch die auf diese Strukturkonzepte hin
ausgerichteten raumwirksamen politischen
Maßnahmen nicht immer eine Verbesse-
rung der Lebensbedingungen der Bevölke-
rung der sogn. strukturschwachen Gebiete;
vielfach haben sie ihre Verschlechterung
zur Folge. Verschlechterungen der Le-
bensbedingungen ergeben sich z.B. aus
einer zunehmenden Umweltbeeinträchti-
gung auch des ländlichen Raumes oder
durch die konjunkturanfälligkeit und das
niedrige Qualifikationsniveau der meisten
im ländlichen Raum neu entstandenen Ar-
beitsplätze.
Dennoch werden sowohl innerhalb
maßgeblicher Regierungsveröffentlichun-
gen als auch in einer Vielzahl sogn. wis-
senschaftlicher Publikationen Entwick-
lungsschwerpunkte und zentrale Orte
Nicht nur zur Verwirklichung von Wachs-
tums- und Stabilitätszielen, sondern auch
von Versorgungszielen angepriesen, wobei
davon ausgegangen wird, daß sich diese
Ziele konfliktfrei umsetzen lassen und
dem übergeordneten Ziel nach Verbesser-
ung der Lebensbedingungen in den struk-
turschwachen Regionen gerecht werden.
Es wird hier jedoch übersehen, daß diese
Ziele unter den sozio-ökonomischen Be-
dingungen in der BRD häufig wider-
sprüchlich sind und sich z. T. gegenseitig
ausschließen. Räumliche Strukturkonzepte
allein sind daher für die Beseitigung der
Widersprüche dieser Ziele unzureichend.
Die in den Raumordnungsprogrammen
und -berichten von Bund und Ländern
der letzten Jahre herauslesbare Strategie:
Stabilität und Wirtschaftswachstum mit
Hilfe des Schwerpunkt-Achsen Konzepts,
Sicherung und Verbesserung der Versor-
gung mit Hilfe des Zentrale-Orte-Konzepts
kann daher nicht aufgehen.
Der hier angedeutete Konflikt zwi- -
schen Versorgungs-, Stabilitäts- und
Wachstumsziel bzw. jener zwischen dem
Zentrale -Ort-Konzept und dem Schwer-
punkt-Achsen-Konzept ist meines Erach-
tens für das Tagungsthema von Bedeu-
tung, weil bei der Verwirklichung dieser
Ziele bzw. Konzepte durch raumwirksa-
me politische Maßnahmen — ganz entge-
gen der erklärten Absicht nach Verbesse-
rung der Lebensbedingungen — vorrangig
dem Wachstums- und Stabilitätsziel, häu-
fig jedoch auf Kosten des Versorungsziels,
entsprochen wird. So sind z.B. die Förder-
mittel zur Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur auf den Produktions-
sektor beschränkt, während der für die
Versorgung wichtige privatwirtschaftliche
Dienstleistungssektor ausgespart bleibt.
Da diese Mittel bevorzugt auf wachstums-
und produktionsintensive Betriebe gerich-
tet sind, kommen sie insbesondere den
Großunternehmen zugute. Diese verla-
gern jedoch nicht ihren gesamten Fir-
mensitz in die abgelegenen ländlichen Re-
gionen, sondern begnügen sich meist mit
der Ansiedlung der sogn. verlängerten
Werkbänke. Die sich hieraus ergebenden
Folgen für die Stabilität und Qualität der
neu entstandenen Arbeitsplätze sowie die
physische Umwelt wurden bereits genannt.
Problematisch ist eine solche Entwicklung
jedoch auch unter dem Gesichtspunkt der
Erhaltung immer wichtiger werdender
ökologischer Ausgleichsräume: Anstelle
eines konsequenten Abbaus gesundheits
und lebensbedrohender Umweltschäden
scheint das Umweltproblem mehr nach
der Devise einer gleichmäßigen Streuung
der Schadstoffe über das flache Land
— dem raumordnungspolitischen Konzept
der gleichmäßigen Verteilung von Ent-
wicklunasschwerpunkten entsprechend —
„gelöst‘” zu werden.
Einem Teil der politikberatenden
Wissenschaftler (so z.B. den Autoren des
Umweltgutachtens 1974, des Sachverstän-
digenrats für Umweltfragen) scheint diese
Entwicklung nicht besonders akut oder
bedrohlich zu sein, denn für sie ist das
Umweltproblem vor allem ein Bewertungs-
problem. Die Folge dieser eingeengten
Sichtweise von Wissenschaft, in der. nicht
nach Ursachen gesucht wird und in der
durch den Staat vorgegebene Ziele ein-
fach hingenommen werden, ist, daß poli-
tisch praktikable Vorschläge zur Lösung
des Umweltprobproblems nicht vorgelegt
werden konnten. Denn bisher war es die-
sen Wissenschaftlern nicht möglich, ein
der realen Umwelt gerecht werdendes Be-
wertungsverfahren zu erstellen (Problem:
Quantifizierung von qualitativen Fakto-
ren). (Sie glauben jedoch, die zur hinrei-
chenden Umweltbewertung noch offenen
Fragen durch mehr Forschungsarbeit 1ö-
sen zu können.) Mögen diese wissenschaft:
lichen Sachverständigen einsehen, daß es
auch für sie gefährlich werden könnte,
wenn mit-der Inangriffnahme der Um-
weltmisere bis zum Abschluß ihrer For-
schungsarbeiten gewartet würde.
3.1 J. v. Reuß/H. Zierold (Dortmund)
Mieterinitiativen und Wissenschaft-
ler — Demokratisierung von Planung
im Ruhrgebiet
Hochschulreform und Praxisdiskussion
Die politische Dimension des Städtebaus und
der Stadtplanung sowie die daraus abgeleitete
Forderung.nach Demokratisierung dieser. Berei-
A
che waren zentrale Elemente der vor allem an
den Universitäten geführten Diskussion fort-
schrittlicher Planer Ende. der sechziger, Anfang
der siebziger Jahre. Die Hochschule sollte nicht
länger Stätte eines vermeintlich neutralen und
wertfreien Wissenschaftsbetriebs sein, sondern
Forschung und Lehre wurden mit dem Anspruch
konfrontiert, auf die konkreten gesellschaftli-
chen Probleme und Konflikte einzugehen und
an den Bedürfnissen der Bevölkerung orientierte
Beiträge zu leisten. Dies war nur durch eine neue
Orientierung auf die Praxis, insbesondere in der
Ausbildung möglich. Im Planerstudium in Ber-
lin, Dortmund und anderen Städten wurden
Projektstudiengänge durchgesetzt und aufge-
baut: es wurde versucht, reale Stadtplanungs-
bzw. entwicklungsprobleme in studentischen
Projektgruppen mit Hilfe der Lehrenden zu be-
arbeiten und die Erfahrungen aus dieser praxis-
bezogenen Arbeit zur Überprüfung und Neu-
strukturierung von Lehrangebot und Studienor:
ganisation zu verwenden.
In manchen Fällen ergab sich für die Pro-
jektgruppen die Gelegenheit bzw. Notwendig-
keit, über die lediglich hochschulinterne Pro-
jektbearbeitung hinaus in konkrete Auseinan-
dersetzungen einzugreifen. Ein Teil der Studen-
ten und Lehrenden gelangte auf diese Weise
über die praxisbezogene Lernorientierung zu
einem tatsächlich praktischen Engagement und
macht konkrete Konflikerfahrungen.
Die Erkenntnis fortschrittlicher Planungs-
und Architekturwissenschaftler, wie wenig ihre
Disziplin bisher den sozialen Erfordernissen der
überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung ge-
recht wird, und welche Ideologie- und Unter-
drückungsfunktion die angeblich wertfreie und
neutrale Architektur- und Planungswissenschaft
ausübt, führte zunächst zu dem Anspruch,
neuefortschrittliche,demokra-
tische Wissenschaftsinhalte zu
schaffen und den ideologischen Charakter der
traditionellen Architektur und Planung aufzu-
decken. Doch wurde und wird immer deutli-
cher, daß es nicht reicht, bessere Wissenschafts:
inhalte zu produzieren, sondern daß das Prob-
lem der Verwendung und Durchsetzung in die
Überlegungen der Wissenschaftler mit einbezo
gen werden muß. Daher ist es notwendig, daß
demokratische Wissenschaftler nicht nur ihre
Erkenntnisse den Betroffenen und den demokra-
tischen Organisationen der Bevölkerung zur Ver-
fügung stellen, sondern daß sie auch durch per-
sönlichen Einsatz an der Seite der Betroffenen
bei der richtigen Verwendung und Durchset-
zung dieser Erkenntnisse mithelfen. Beispiel da-
für gibt auch hier die Praxis an den Dortmun-
der Hochschuleinrichtungen für Architekten-
und Planerstudiengänge: In der Auseinanderset
zung um Sanierungen im Werkswohnungsbau
— ein Problem, an dem sich die Auswirkungen
der regionalen Strukturkrise und die daraus ab-
zuleitenden Interessengegensätze besonders gut
darstellen lassen. — bekamen Studenten und
Wissenschaftler Kontakt mit Mieterinitiativen
und konnten ihre Studien als gesellschaftlich
unmittelbar nützliche und verwertbare
Arbeit organisieren und damit ihre eigene,
durch Hochschul- und‘ Wissenschaftsbetrieb be-
dingte Isolierung aufheben. So hat sich die Ver-
bindung von Mieterinitiativen und Projektarbeit
etwa im Projekt „Ruhrgebiet Ost: Werkswoh-
nungsbau”” seit dem WS 1974/75 über mehrere
Semester bis heute bewährt.
Sozioökonomische Ursachen der Sanierungs-
konflikte im Werkswohnungsbau
Die besondere Entwicklungsform der Mieterini-
tiativen.im Ruhrgebiet muß aus den spezifischen
Bedingungen des Wohnungswesens in dieser Re-
gion abgeleitet werden. Während der überstürz-
ten, der Industrialisierung folgenden Stadtent-
wicklungsperiode bis 1957 übernahmen die wirt-
schaftsbestimmenden Industriekonzerne des
Bergbaus und der Stahlindustrie wegen der wie-
derholten Verknappung von Arbeitskräften
selbst eine intensive Wohnungsbautätigkeit. In
unmittelbarer Zuordnung zu den Produktions-
stätten, dem jeweiligen Arbeitskräftebedarf ent-
sprechend, entstanden die konzerneigenen Kolo
nien, vorübergehend mit der vollständigen Vor-
haltung auch aller Versorgungseinrichtungen.
Langfristige Sicherung einer qualifizierten
Stammarbeiterschaft — durch die Bindung an
einen mit dem Arbeitsplatz verbundenen Wohn-
platz auch über die konjunkturellen Krisen hin-
weg — ist wichtigstes Argument für diese Aktivi-
täten im Wohnungsbau. Daneben werden Lohnre
duzierungen einkalkuliert wegen des möglichen
landwirtschaftlichen Nebenerwerbs und der ent-
fallenden Spekulationskosten, die als Lohantei-
le abgeführt werden müßten, wenn freie Bauträ-
ger die Wohnungen errichten würden. Die Ab-
hängigkeit der Arbeitnehmer über die Koppe-
lung von Arbeitsplatz und Wohnplatz im glei-
chen Unternehmen ist im Prinzip bis heute wei
terentwickelt worden. .
Die hohen Anteile direkter staatlicher Sub-
ventionen oder indirekter öffentlicher Zwendun-
gen durch die kostengünstige Abgabe von Bau-
land durch die Kommunen, sowie die immer
wieder geleisteten eigenen Finanzierungsbeiträ-
ge der Arbeitnehmer (Kohleabgabe als Lohn-
rückhaltung zur Finanzierung von Wohnungen
in den Nachkriegsjahren) begründen die beson:
deren sozialen Rechte in dieser Form des Woh-
nungsbaues. Ihnen entsprechen verschiedene
Formen gewerkschaftlicher Mitbestimmung,
wie sie etwa in der Treuhandstelle für Berg-
mannswohnstätten (1920) oder über die ein-
schlägigen Mitbestimmungsrechte im Montanbe-
reich, die sich auch auf Belegung und Verwen-
dung der Wohnbausubstanz erstrecken, möglich
sind.
Nach 1957 mit den beginnenden Absatz-
schwierigkeiten der Kohle sinken die Beschäf-
tigtenzahlen im Bergbau; damit entfällt für die
Bergbauunternehmen jede eigene Wohnungsbau-
aktivität. Die beginnenden Konzentrationspro-
zesse und Abwanderungstendenzen in der Stahl-
industrie bewirken ebenfalls starke räum-
liche Umstrukturierungen mit
entsprechenden Folgen im Wohnungsbau. Die
Krise des Ruhrbergbaus 1967 erfordert schließ-
lich eine verstärkte staatliche Einflußnahme;
dies geschieht einerseit über direkte Beteiligung
an diesem Produktionsbereich innerhalb der ge-
gründeten Ruhrkohle AG, andererseits über
staatliche Planungsaktivitäten zur Korrektur
von Strukturmängeln, die die Gemeinden allein
nicht bewältigen können. (Entwicklungspro-
gramm Ruhr 1968-1973, Nordrhein-Westfalen-
Programm 1970-75). Wirtschaftsförderung so-
wie die Korrekturen im Siedlungsgefüge sollen
dem sich abzeichnenden Entwicklungsrück-
stand des Ruhrgebietes entgegenwirken. Nun-
mehr soll durch Verdichtung an den Schwer-
punkten des öffentlichen Nahverkehrs und in
der Nachbarschaft bestehender Infrastrukturen
auch der Wohnungsbau konzentriert werden,
um die ‚durch die Entwicklungen im Produk-
tionsbereich notwendig gewordenen Bewegun-
gen der Arbeitskräfte (regionale Mobilität) mög
lich zu machen. .
Mit der Gründung der Ruhrkohle AG haben
jedoch die alten Bergbaugestellschaften ihren
Immobilienbesitz beiseite geschafft, um. ihn
nun, losgelöst von der früheren Bindung an die
industriellen Arbeitsplätze, neu zu verwerten.
Dies führt zu erheblichen Konflikten, weil das
bestehende relativ günstige Mietniveau von den
Arbeitnehmern in den Tarifverhandlungen im-
mer als Lohnbestandteil angesehen worden ist.
(Noch heute behält die Ruhrkohle AG die Mie*
te bei der Lohnauszahlung ein). Erhöhte Wohn:
kostenbelastungen müßten also über erhöhte
Löhne zurückgeholt werden können; dies ist für
viele der ehemals im Bergbau Tätigen, für die
Rentner und die Invaliden gar nicht möglich,
und auch für den Arbeitnehmer durch die Ab-
trennung des Immobilienbesitzes aus der Ruhr-
kohle AG nicht direkt gegeben.
Die Altgesellschaften versuchen nun entwe:
der unter Ausnutzung der staatlichen Sanie-
rungsprogramme und der damit verbundenen
Förderungsmittel, ihren Althausbesitz zu besei
tigen und die Grundstücke in den Stadtzentren
mit erheblichen Gewinnen durch Neubau und,
Vervielfachung der Wohnungszahlen zu verwer
ten, oder aber in den regionalen und lokalen
Randlagen mit unsicheren Arbeitsplatzangebo-
ten den Grundstücksbesitz durch kleinteilige _
Parzellierung und Verkauf an Einzeleigentümer
mit hohen Gewinnen abzustoßen. Diese Verwer
tungsabsichten sind von den Altgesellschaften
teilweise langfristig vorbereitet:
— über langjährig unterlassene Instandsetzungs:
arbeiten,
— über bewußte Zerstörungsstrategien;
— durch Teilabriß;
— Leerziehen von Wohnungen;
— Belegungspolitik;
— Abrißgerüchte.
Für die Mieter ergeben sich in jedem Falle eine
Reihe existenzbedrohender Veränderungen
durch solche Sanierungsvorhaben:
Erhöhung der Wohnkosten um das Mehr-
fache;
bei Abriß: die Veränderung der Wohnform
(Hochhaus);
die Zerstörung gewachsener Sozialkontakte;
ersatzlose Aufgabe von hohen Eigenleistun:-
gen und -investitionen für Instandsetzung
und Modernisierung in den jetzigen Woh-
nungen;
erhöhte Fahrtkosten bei Umzug in andere
Stadtviertel;
Umzugskosten und Kosten für Neueinrich-
tungen.
Mieterinitiativen im Werkswohnungsbau
Seit etwa Mitte 1974, nachdem ein vorüberge-
hender Mietstopp, den die Gewerkschaften bei
Gründung der Ruhrkohle AG aushandeln konn
ten, abgelaufen ist, betreiben die Altgesellschaf-
ten verstärkt Sanierungsprogramme und glei-
chen die Mieten kontinuierlich dem allgemeinen
Mietniveau an. Seitdem wächst aber auch der
Widerstand der Mieter in Aktionsgruppen und
Initiativen. (Zur Zeit arbeiten etwa 35 Mieter-
Initiativen im Ruhrgebiet.) Die langjährige
selbstverständliche Bereitstellung von Wohnun-
gen über den Arbeitsplatz und die Verteidigung
der Wohnrechte über die Betriebsräte bedeutet
für viele Mieter zunächst, daß Konflikte völlig
unerwartet auf sie zukommen. Für die Mieterini-
tiativen heißt das, daß zunächst die zu erwarten:
den Konflikte bewußt gemacht werden und die
Mieter für die Verteidigung ihrer Rechte mobi-
lisiert werden müssen, Da die meisten Sanie-
rungsverfahren nach dem Städtebauförderungs-
gesetz abgewickelt werden, versuchen die.Initia
tiven sich unter Berufung auf die Mitwirkungs-
möglichkeiten, die dieses Gesetz bietet, in den
offiziellen Planungsablauf einzuschalten. Um
eine solche Mitwirkung effektiv werden zu las-
sen, ist es jedoch erforderlich, andere Kooperan
den auf die Seite der Initiativen zu ziehen; dies
können Parteienvertreter, Gewerkschaftsfunk-.
tionäre, Verwaltungsmitarbeiter der kommuna-
len Instanzen, wissenschaftliche Gutachter und
andere Vertreter der lokalen Politik sein. Dafür
benötigen die Initiativen die Unterstützung der
lokalen und regionalen Presse. dies insbesonde-
AA
re , weil regelmäßig der Versuch gemacht wird,
die Arbeit der Initiativen als Aktivismus radika:
ler Minderheiten darzustellen. Gerade deshalb
sind die Initiativen darauf angewiesen, mit Mit-
teln der Öffentlichkeitsarbeit auch gegenüber an
deren Bevölkerungsgruppen die Berechtigung
ihrer Forderungen klar zu machen. Diese For-
derungen beziehen sich primär auf die Erhal-
tung der sozialen Formen der Wohnungsnut-
zung, auf die Aufrechterhaltung der Wohnrech-
te für die gegenwärtigen Mieter, darüber hinaus
aber auch auf die langfristige Erhaltung der
Wohnrechte für Arbeiter in diesen Siedlungen.
Hier entwickeln sich Kooperationen mit den
Mieterinitiativen aus den Neubausiedlungen.
Um diese Forderung abzusichern, müssen die
Initiativen neben ihre Aktionen der Öffentlich-
keitsarbeit und der Kontrolle der Planungspro-
zesse konkrete Aktionen zur Sicherung der Bau
substanz stellen. Grundstücke benachbarter
leergezogener Bauten, die Wohnungen selbst
müssen vor Zerstörung geschützt werden, die
unterlassenen Instandsetzungsarbeiten an der
eigenen Wohnung eingeklagt werden .
Damit werden die Mieter relativ unvorberei-
tet vor eine ganze Reihe von Aufgaben gestellt,
deren Bewältigung verschiedener Voraussetzun-
gen bedarf: so müssen Schulungen zu Rechtsfra:
gen durchgeführt, die gegenseitige Information
über die verschiedenen Sanierungsstrategien der
Baugesellschaften bzw. der kommunalen Pla-
nungsbehörden gewährleistet werden; Abspra-
chen über gemeinsame Aktionen gegen gemein-
same Gegner werden verabredet, eine Zeitung
(Ruhr-Volksblatt) berichtet etwa alle zwei Mo-
nate über den Fortgang der Sanierung.
Auf lokaler Ebene arbeiten die Mieterinitia-
tiven unter Einbeziehung aller Mieter in regel-
mäßig einberufenen Mieterversammlungen, die
alle wesentlichen Entscheidungen treffen. Diese
Arbeit wird durch gewählte Vertrauensleute-
gruppierungen in den Zwischenzeiten vorberei-
tet. Den Bewohnern dienen die Vertrauensleute
als Kontaktpersonen in den verschiedenen Sied-
lungsteilen. Gleichzeitig stellen die Vertrauens-
leute die Kontakte der Initiative nach außen her
(Stadtverwaltung, Presse, wissenschaftliche Be-
rater usw.).
- Die Mieterinitiativen des Ruhrgebiets sind
sowohl im Kontext des allgemeinen Kampfes
der Lohnabhängigen gegen Lohnsenkung durch
steigende Kosten der Reproduktion der Arbeits
kraft als auch als besondere Reaktionsformen
auf Strukturkrise und Verelendungsstrategien
(aktive und passive Sanierungen) im Ruhrgebiet
zu betrachten. Die Erfahrung, daß es sich hier
um direkte Erscheinungsformen zentraler Sy-
stemwidersprüche und um für die Betroffenen
existentiell bedeutsame Probleme handelt, ver:
stärkt die Motivation-der in den Initiativen ar-
beitenden demokratischen Wissenschaftler-Kol-
legen und erleichtert ein eindeutiges Engage-
Ment an der Seite der Betroffenen.
Besonders die Altbau-Initiativen (‚„‚Zechen-
und Arbeiterkolonie”’) zeichnen sich durch die
homogene Sozialstruktur der Beteiligten bzw.
Betroffenen und die für Außenstehende oft-
mals verblüffende Solidarität der Bewohner aus
Organisationsgrad und traditioneller Bezug zur
Arbeiterbewegung in diesen Arbeitersiedlungen
unterscheiden die Mieterinitiativen des Ruhrge-
biets von den vielfach heterogener zusammenge-
setzten Bürgerinitiativen sonst im Lande.
. Ein weiteres wesentliches Merkmal fast aller
Mieterinitiativen liegt darin, daß nicht nur die
Staatliche bzw. kommunale Verwaltung unmit-
telbarer Kontrahent ist, sondern in erster Linie
auch die Siediungseigentümer, die oft identisch
sind mit den großen Produktionskapitalen oder
die als Wohnungsgesellschaften über Beteiligun-





ihnen verflochten sind. Neben den unbestreitba-
ren materiellen Erfolgen (Verhinderung des Ab-
risses vieler Wohnungen, Instandsetzung der
Wohnquartiere usw.) lassen sich noch andere
langfristig bedeutende positive Wirkungen der
Mieterinitiativen feststellen. Auffällig ist die
Entwicklung eines gesunden Selbstbewußtseins
der Mieter bei der Vertretung ihrer Angelegen-
heiten sowohl den Besitzern als auch Rat und
Verwaltung gegenüber. Da die daraus entwik-
kelten Forderungen bei den politischen Partei-
en nicht aufgenommen werden, entwickeln die
Mieter ihre eigenen Organisationsformen. Diese
Basisaktivitäten bilden die Grundlage für demo-
6. Schlußresolution
ANTRAG AN DIE 4. ORDENTLICHE DELE-
GIERTENKONFERENZ DES BDWI AM
13.6.1976:
„Umwelt und industrielle Entwicklungen
— die Aufgaben der Wissenschaftler bei
der Schaffung und Erhaltung einer men-
schenwürdigen Umwelt”
Probleme der Umweltgefährdung treten
in sehr verschiedenartigen Gesellschafts-
systemen auf. Dennoch sind sie nicht ein
automatisches und auf die Dauer unver-
meidliches Produkt wirtschaftlichen
Wachstums. Sie resultieren in jedem Ge-
sellschaftssystem aus den spezifischen Be:
dingungen, unter denen in dieser Gesell-
schaftsordnung die industrielle Entwick-
lung vorangetrieben wird, insbesondere
kratische Bewegungen im Planungswesen.
Die kommunalen Verwaltungen sind über
diese Aktivitäten herausgefordert, kommunale
Entwicklungsziele auch außerhalb der Ratsgre-
mien und Ausschüsse zu verantworten. Die Rats-
vertreter werden veranlaßt, ihre Einflußnahme
auf die Stadtentwicklung den Betroffenen ge-
genüber offenzulegen. Die Aktivitäten dieser Ini-
tiativen stoßen in ein Defizit politischer Arbeit
der großen Parteien und Gewerkschaften. Sie
bereiten damit die Diskussion über zunehmende
Interessenkonflikte im Reproduktionsbereich
vor, die durch die Entwicklung im Wohnungs-
wesen generell zu erwarten sind.
aus der Prioritätensetzung einer Gesell-
schaft und der Stelle, welche dort jeweils
der Erhaltung einer menschenwürdigen
Umwelt zugewiesen wird.
In der Bundesrepublik Deutschland
und Berlin/West ist eine wesentliche Ursa-
che der große Vorrang, den private Ge-
winnerwartungen, vor allem der großen
Unternehmen, vor anderen gesellschaftli-
chen Zielsetzungen einnehmen. Neuestes
Beispiel dafür ist das Bundes-Abwasser-
Abgabengesetz, das den Verschmutzern
von Wasserläufen. weit geringere Gebühren
auferlegt, als eine Reinigung der Gewässer
für die öffentliche Hand kostet. Die Ab-
wälzung, der Kosten von Umweltschutz-
maßnahmen auf Staat und Gemeinden ist
nicht geeignet, dieses Problem zu lösen.
Dem steht schon die Tatsache entgegen,
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daß die Öffentlichen Haushalte aufgrund
einer Prioritätensetzung, welche die För-
derung von Lebensqualität zugunsten an
derer Bereiche hintanstellt, zu solchen Lei
stungen nicht in der Lage sind. Dies zeigt
sich daran, daß bei der Errichtung von
Mülldeponien und der Erschließung von
neuen natürlichen Ressourcen der Ge-
sichtspunkt der Kostenersparnis meist
vor dem Umweltschutz rangierte. Aus
dem gleichen Grunde ist bislang die In-
kraftsetzung der Lärmschutzklauseln im
Bundes-Immissions-Schutzgesetz unter-
blieben.
Die Schaffung und Erhaltung einer
menschenwürdigen Umwelt ist nur mög-
lich, wenn die Erfordernisse der Gewinn-
maximierung der privaten Unternehmen
nicht ungebrochen das gesamte gesell-
schaftliche Leben beherrschen, sondern
durch die Notwendigkeiten der Lebens-
qualität, zu welcher auch der Umwelt- _
schutz gehört, zumindest modifiziert wer-
den. Dies ist innerhalb der sozialen Ord-
nung des Grundgesetzes möglich. Dabei
kann davon ausgegangen werden, daß zwi
schen Umweltschutz und Arbeitsplatzsi-
cherung kein Konkurrenzverhältnis beste:
hen muß, sondern die Beeinträchtigung
beider Bereiche die gleichen gesellschaft:
lichen Ursachen hat.
Die Schaffung und Erhaltung einer
menschenwürdigen Umwelt erfordert
wirksame gesetzliche Maßnahmen, aber
auch die ständige Kontrolle der Umwelt-
bedeutung von wirtschaftlichen Entschei-
dungen durch eine wache Öffentlichkeit.
Diese Kontrolle kann u.a. dadurch verbes-
sert werden, daß die Rechte der Einwen-
der bei der Schaffung neuer industrieller
Anlagen gestärkt werden. Der BdWi tritt
für eine Realisierung der Vorschläge des
„Wiedenfelser Entwurfs’ sowie für eine
zentrale, demokratische, stärker als bis-
her der Öffentlichkeit zugängliche Kon-
trolle über die Einhaltung der bereits be-
stehenden Umweltschutzvorschriften ein.
Der Konflikt zwischen einer durch die
bisher angestellten Bedarfsprognosen
nicht überzeugend begründeten Investi-
tionspolitik einerseits und andererseits
dem Schutz der gegenwärtigen und künf-
tigen Generationen vor folgenschweren
Gefährdungen von Leben und Gesund-
heit erscheint zur Zeit besonders zuge-
spitzt in der Auseinandersetzung um den
Kernkraftwerkbau. Hier tritt der BdWi
zusammen mit vielen anderen Wissenschaft:
lern für ein Moratorium ein, bis eine
Energieversorgung ohne damit verbunde-
ne Strahlengefährdung sichergestellt wer-
den kann.
Den Wissenschaftlern kommt die Auf-
gabe zu, die gesellschaftlichen Bedingun-
gen einer vernünftigen Umweltpolitik im-
mer wieder sichtbar zu machen. Zugleich
sind sie aufgerufen, ihre Fachkenntnisse
den jeweiligen örtlichen Umweltschutz-
Bürgerinitiativen zur Verfügung zu stel-
len. Naturwissenschaftler, Gesellschafts-
wissenschaftler und Juristen haben hier
ein sie verbindendes gemeinsames Betäti-
gungsfeld.
Der Bund demokratischer Wissenschaft
ler wird sich bemühen, die bisherigen und
künftigen wissenschaftlichen Umwelt-
schutz-Diskussionen unter einer wachsen-
den Zahl von Wissenschaftlern zu veran-
kern und ihre Ergebnisse der praktischen
Arbeit zugänglich zu machen. Die Sektio-
nen des BdWi haben dabei die Aufgabe,
als katalysator zwischen Bürgerinitiativen
und Wissenschaft zu wirken. Das schließt
die Notwendigkeit ein, daß Probleme der
Umweltgestaltung mehr als bisher einen
Schwerpunkt in den Sektionen des BdWi
bilden. Diejenigen BdWi-Mitglieder, wel-
che in lehrend-vermittelnden Berufen tä-
tig sind, haben die Möglichkeit und die
Aufgabe, Probleme der Umweltgestaltung
mit zum Gegenstand ihrer Arbeit zu ma:
chen.
Es wäre eine gefährliche Illusion, woll‘
ten Bürgerinitiativen und Wissenschaftler,
sich im Kampf um eine menschenwürdige
Umwelt nur auf ihre eigene Kraft und den
guten Willen des Gesetzgebers verlassen.
Auch für diese Auseinandersetzung müs-
sen Wissenschaftler und Bürgerinitiativen
um das Engagement der gewerkschaftli-
chen Interessenvertretungen der arbeiten:
den Menschen — also derjenigen, die am.
Arbeitsplatz, im Wohnbereich und durch.
die Zerstörung von Naherholungsgebieten
am stärksten von Umweltgefährdung be-;
troffen sind — werben. Der BdWi wird
sich deshalb für den Abschluß von.Koope:
rationsverträgen zwischen dem DGB und
allen westdeutschen Universitäten mit
dem Lehr- und Forschungsschwerpunkt -
„Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen der arbeitenden Bevölkerung”
einsetzen.
Franz Hiss, Hans Ulrich Wegener
Aneignung des Raums
Notizen zur 3. Internationalen Konferenz über Architekturpsychologie in Straßburg
(Juni 1976)
Straßburg war einmal mehr Kongreßstadt
geworden: die Veranstalter des nunmehr
Internationalen Kongresses der Architek-
turpsychologen hatten sich nach Lund
(Schweden) und Kingston (Großbritan-
nien) die elsässische „„‚Metropole*‘ als Stätte
einer Werk- und Heerschau ihrer Profes-
sion ausgeguckt; als Veranstalter dieser
einwöchigen Tagung der Experten und
Eingeweihten zeichnete das Psychologi-
sche Institut der Straßburger Universität
Louis Pasteur verantwortlich. Zur Ver-
handlung stand das Thema „Aneignung
des gebauten Raums”*‘, über welches etwa
200 Experten der Wissenschaft und (am
Rande) der Praxis in sechs themenbezoge-
nen Seminaren und einigen Plenumsveran:
staltungen mit Hilfe einer Fülle eigens zu
diesem Zweck erstellter Papiere und Refe-
rate zu konferieren sich vorgenommen
hatten.
Nun haben seit einigen Jahren — nach
einer langen Phase (ökonomistischer) Stag:
nation — Konzepte der Raumaneignung
oder der Aneignung von Architektur und
gebauter Umwelt in materialistischen Über.
legungen eine steigende und strategische
Bedeutung bekommen und sind in einigen
Beiträgen zum Thema bereits ansatzweise
entwickelt worden. 1) Darüber hinaus lie-
gen seit einiger Zeit materialistische Kon-
zepte zur Bedeutung der Wahrnehmung
im Zusammenhang mit Aneignung vor, 2)
ebenso wie Diskussionen einer materiali-
stischen Ästhetik. 3) Für eine Debatte, ‘
die in gesellschaftskritischer Absicht die
Frage nach der „Aneignung“ neu zu for-
mulieren und dabei den sozialen Inhalt
räumlicher Strukturen systematisch ein-
zuschließen versucht, die zugleich sich
nich scheut, Begriffe vie Kultur, Lebens-
weise, Alltagsleben usw. in politischer
Absicht zu verwenden — für diese Debatte
gewinnt ein — zumal noch internationa-
ler — Kongreß zur „Aneignung des gebau-
ten Raums*’ ein gewisses Interesse. Die
Relevanz des Themas ist in der Tat evident:
die Beziehung von Aneignung und Alltags-
praxis/Alltagsleben 4) ist das theoretische
und politisch-praktische Problem einer
Diskussion, welche raumbezogenen und
im Raum selbst sich darstellenden Herr-
schaftsformen nachgeht und deren Auf-
deckung und Durchdringung in politisch:
praktische Konzeptionen der politischen
Aneignung des Alltags einzubeziehen ver-
sucht.
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In diesem Sinne waren Hoffnungen zu-
nächst angebracht. Zu berichten wäre da-
her, in welcher Weise ein politisch so bri-
santes Thema verhandelt worden ist, ob
theoretische Konzepte vorgelegt und dis-
kutiert worden sind, die der hiesigen Dis-
kussion Anhaltspunkte haben bieten kön-
nen und schließlich, was eine mehr oder
weniger akademische Forschung diesem
Thema überhaupt abgewinnen kann, das
zumal in anderen Ländern (USA, GB)
durchaus praxisbezogen curricular an die
Architekturausbildung eingebunden ist
(Environmental Psychology).
Ein erster Hinweis auf Struktur und In-
halt der „Verhandlungen“‘ ergab sich be-
reits aus der Aufteilung der gesamten Kon-
gressistenzahl auf sechs parallel laufende
Seminare, die jeweils einen einzelnen As-
pekt des gesamten Themas abzuhandeln
hatten. Wie freilich die einen ausschließ-
lich über das theoretisch-methodologische
Konzept der Aneignung, die anderen über
die empirischen Formen der Aneignung
(Altersgruppen, Wohnung, öffentliche
Plätze und Gebäude usw.) arbeitsteilig
konferieren sollten, ohne das eine und das
andere zugleich zu tun, war wohl nur der
Kongreßleitung einleuchtend und gab ein
Bild einer offensichtlich beliebig in. Unter-
punkte und Bindestrich-Seminare teilbaren
Wissenschaft.
Ein zweiter Hinweis ergab sich aus der
theoretischen und politischen Position
derjenigen, die fürs Leiten dieser Seminare
zuständig waren. Man hatte sich offensicht-
lich geeinigt und die Einflußsphären brü-
derlich geteilt: Korosec-Serfaty, Graumann
und Kruse als Vertreter einer idealistischen
und phänomenologischen Architektur-
psychologie angelsächsisch-empiristischer
Auslegung und die beiden Haumonts zu-
sammen mit Raymond (alle Institut de
Sociologie Urbaine) als Vertreter einer an
den politischen Positionen der KPF orien-
tierten Sozialpsychologie hatten sich je
die Hälfte des Kongresses gesichert und
kamen sich trotz aller Versuche gegensei-
tiger Intervention kaum ins Gehege. So
War die Auseinandersetzung zwischen den
empiristisch-phänomenologischen „Schu-
len‘“ einer akademischen Architektur-
Psychologie einerseits und den politisch
vermittelten Positionen einer materiali-
Stisch angelegeten Sozialpsychologie im
Umkreis der Lefebvre‘schen Alltagstheorie
in der formalen Struktur des Kongresses
selbst noch angelegt, fand aber fürs Publi-
kum nicht statt. Man schonte sich hinter
einer Mauer gegenseitiger Ironie und Ver-
achtuna.
Zumindest in der theoretisch-methodo- ErstzumSchluß„bemerkte“mandenlogischen Diskussion dominierte eine phä- Mangel — und vertagte ihn dann bis zumnomenologische und am methodologischen nächsten Kongreß.Individualismus orientierte Umweltpsy- Die eigentlich interesseanten Beiträge
chologie. Allein Graumann legte einen kamen dann auch nicht aus der anglosäch-
Versuch einer begrifflichen Bestimmung sisch-positivistischen Ecke, sondern aus
der Kategorie „Aneignung“ vor, mußte dem Bereich lateinischer Theoriebildung
sich jedoch den Vorwurf gefallen lassen, und politischer Praxis (Frankreich, Italien
allzuviel bei Holzkampf geborgt zu haben Spanien). So wurde „Appropriation‘ von
So diskutierte man fröhlich auf dem Hin- Raymond in ein theoretisch-empirisches
tergrund einer geradezu babylonischen Verhältnis zur „Expropriation“ gesetzt;
Begriffsverwirrung die empiristischen und der schon genannte Chombart de Lauwe
formalistischen ‚Modelle‘ der Rauman- wies Aneignung als Problem einer soziali-
eignung und der Raumkonzeption, ohne stischen Demokratisierung der Gesellschaft
sich jemals in die Nähe einer Konzeption aus, so daß die für Straßburg spezifische
vorzuwagen. Dem Spiel mit der Umwelt- Kontroverse zwischen phänomenologi-
psychologie, über dessen Praxisferne sich schem Empirismus — vertreten insbeson-
insbesondere die wenigen anwesenden dere durch das federführende Straßburger
Architekten bitter beklagten, fehlte das Institut und das Gespann Graumann/
materialistische Korrektiv, welches einzig Kruse — und den politischen Positionen
durch das Referat von Chombart de lateinischer Theoriebildung die eigentlich
Lauwe 5) hergestellt wurde. Sein Beitrag interessanten Aspekte der Konferenz hät-
zu einer sozialpsychologisch orientierten, ten sein können.
auf einem materialistischen Begriff der Internationale Konferenzen sind frei-
(ökonomisch begründeten) Herrschaft auf- lich — und das Straßburger Beispiel stützt
bauenden und sich explizit politisch verste- die landläufige Erfahrung — nicht dazu da,
henden Stadtsoziologie, die das Konzept Auseinandersetzungen und theoretische
der Aneignung von Raum in praktischer Vorstöße zu unternehmen; vielmehr ist der
Absicht zu verfolgen sich vornimmt, wurde Einsatz an akademischer Eitelkeit viel zu
zwar zur Kenntnis genommen, ansonsten hoch, als daß die selbstzufriedene Nabel-
jedoch höflich verschwiegen. Im Gegenteil: schau einer professionalisierten Umwelt-
Graumann (Heidelberg), Moles (Straßburg) psychologie durch derartige Vorkomm-
und Preiser (USA)spielten sich eifrig die nisse gestört werden dürfte. Überdies ist
Bälle zu und monopolisierten das akade- die Funktion als Nachrichtenbörse und
mische Terrain.Stelle marktfürd nakad mischenNach-
Nachdem sojedeKonzeptionv nR umwuchsi lzbedeutsam,alsdaßmich
und A eignungverwischtwar,fi lesnichti kl cheKontrov rsenle stenkö nte.S
weiter schwer,auchnodasProbl merbl i ti smalG ißheit,ß
Zeit (abstrakteundkonk ete)zu ter:einno w ndige)ma e ialistischeS zial-
schlagen. Anstattnuninei emolchenZ -psychologiedesg b u enRau swoan-
sammenhang überd sProblemerAlltags-szuen wickelnist—Hause.
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Bericht über die Arbeitssitzung der Sektion „Stadt- und Regionalsoziologie”” beim
18. Deutschen Soziologentag in Bielefeld (28.9. — 1.10.1976)
Alternativen zur Raumordnung, Stadtentwicklung und Verkehrspolitik
Dem Soziologentag stand folgende Wid-
mung im Programm: Er „soll in ausge-
wählten Bereichen die Wechselwirkung
zwischen gesellschaftlichen Problemen
und der soziologischen Beschäftigung mit
ihnen deutlich machen. Dadurch soll er-
kennbar werden, daß und in welchem Aus-
maß Soziologie nicht nur eine Wissen-
schaft von der Gesellschaft, sondern auch
für die Gesellschaft ist. Die für das vergan-
gene Jahrzehnt chrakteristische Populari-
sierung jener Formen von Gesellschaftskri-
tik, die auf eine Überwindung der beste-
henden Gesellschaftsordnung zielten, darf
nicht den Blick dafür trüben, daß der weit-
aus überwiegende Anteil Soziologischer
Forschungsarbeit darauf gerichtet war
und ist, zum Erkennen und zur Bewälti-
gung der Probleme unserer Gesellschaft
beizutragen. Hierfür ist, einer langen Tra-
dition der Soziologie entsprechend, kriti-
sche Auseinandersetzung mit Gesellschaft
unabdingbare Voraussetzung.”
„Programmatisch“ wird damit ein Kon-
flikt umschrieben, der die Soziologie der-
zeit beherrscht. Als kritische Gesellschafts-
wissenschaft durch Mittelknappheit, Be-
rufsverbote usw. bedroht, setzt sich einer-
seits mit der Favorisierung von Forschung
ein ganz neuer „Praxisbezug“ durch: das
vorrangige Interesse daran, die Erarbei-
tung von Rezepten anzubieten, ist die Re-
aktion vieler Soziologen auf die in der
BRD ablaufende systemtypische Verarbei-
tung der krisenhaft zugespitzten ökonomi-
schen und politischen Entwicklung. Ande-
rerseits stellt sich die Notwendigkeit theo-
retischer Arbeit um so deutlicher, gerade
um sich aktiv auf diese aktuellen gesell-
schaftlichen Probleme beziehen zu kön-
nen. Dabei ist manchen Soziologen klar,
daß Defizite im Erklärungsvermögen gera-
de Resultat der für die BRD spezifischen
Bedingungen sind und nicht noch zum
Vorwand dafür genommen werden kön-
nen, Theorie sei so entbehrlich wie sie
eben unentwickelt ist. Der Aufruf zum
Soziologentag trennt bereits genau die
zwei Seiten, die erst eine — im Sinne der
Analyse der bürgerlichen Gesellschaft —
kritische Sozialwissenschaft ausmachen;
gleichsam befreit vom politisch unbeque-
men Ballast konnte sich dabei die pragma-
tische Soziologie auch real als die legitime
darstellen. Wenn dennoch klar werden
konnte, was der Soziologie in der BRD
erst droht, wenn sie theorielos, d.h, kritik-
los gegenüber der spezifischen Gesell-
schaftsform und ihrer Fort-Bewegung
wird, so ist doch insgesamt die beschwore-
ne „kritische Auseinandersetzung mit Ge-
sellschaft‘” qualitativ noch eher eine
Leerformel geblieben.
Inwieweit die Soziologie thematisch nun
aktuell und gesellschaftlich relevant ist,
kann an der Arbeitstagung der Sektion
„Stadt- uhd Regionalsoziologie’’ deutlich
werden. Die ambitionierte Themenstel-
lung fordert dazu heraus, die Soziologen
beim Wort zu nehmen: Es interessiert die
Leistungsfähigkeit für die Erklärung räum-
licher Entwicklungsprozesse die zu beson-
deren sozialen Problemen führen und auf
die von ihren gesellschaftlichen Ursachen
her Einfluß genommen werden soll. Was
nun Aktualität und Leistungsfähigkeit in
diesem Sinne anbelangt, war die Arbeitsta-
gung zumindest sehr heterogen:
1. L. Vaskovics trug Thesen zur „Segr&gt;ga-
tion sozialer Randgruppen (Probleme
der kleinräumigen residentialen Segre-
gation)’ vor. Ausgangspunkt sind die
durchaus aktuellen Probleme der Woh:
nungsversorgung ökonomisch schwa-
cher Bevölkerungsgruppen; behandelt
werden sie mit Hilfe der „,soziologi-
schen Theorien” von Schelsky über so-
ziale Schichten und der Chikagoer
Schule zur Bestimmung von Randgrup-
pen anhand der Homogenität und des
Standortes ihrer Wohngebiete (Ghet-
tos). Die beharrliche Anwendung von
„Theorien, die zwar ehrwürdig sind, je:
doch in ihrer Abstraktion von der öko:
nomischen Bestimmtheit sozialer Phä-
nomene auch jeglichen Erklärungsver-
such verbieten, kann zu nichts ande-
rem führen als zu einem — im wahr-
sten Sinne des Wortes verkehrten Be-
fund: „gerade am Beispiel der sozial
Schwachen läßt sich nachweisen, daß
diese kleinräumige Segregation eine we
sentliche Ursache ihrer Randgruppen-
bildung darstellt.”
Ähnlich verhält es sich mit den Thesen
von J. Friedrichs zur „Suburbanisie-
rung in der BRD”, d.h. zum Prozeß .
der Ausweitung städtischer Gebiete in
„CrA
Form der Expansion außerhalb der
Kernstädte und der TEEDer Verlauf dieser Entwicklung interes
siert wegen der dadurch auftretenden}
Umwelt- und Planungsprobleme; er
soll beschrieben werden durch den em
pirischen Nachweis bestimmter Erschei
nungen, die in den USA bereits aufge-
treten sind. Also in der impliziten An-
nahme, daß infolge ansich gleicher ge-
sellschaftlicher Verhältnisse „in hoch-|
industrialisierten Ländern’ auch analo‘
ge Prozesse ablaufen werden. Für Rand:
wanderung und Herausbildungvon
Subzentren meint Friedrichs diese An-
nahme bestätigt zu sehen. Relativ ge-|
ring wird etwa die Abweichung bewer-
tet, mit der sich Siedlungsgebiete in.
der BRD stärker durch „die Zunahme
von Mehrfamiliengebäuden. als von
Ein- und Zweifamiliengebäuden” aus- \
weiten. Damit ist jedoch das ‚,Material”
der Siedlungsentwicklung benannt: Ge-
brauchswerte als Ausdruck der für die
BRD nochmals spezifischen Durchset-
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troffenen Mieter und Kleineigentümer
schon mit Darstellung etwa der Be-
standsbewertung eindeutig auf die Aus-
sagen über ihren jeweiligen Standort
hinzuweisen — und damit frühzeitig
auf die Konsequenzen, die sich grund-
sätzlich daraus ergeben können.
Demgegenüber sind die von H. Häußer-
mann vorgetragenen ‚‚Thesen zur Un-
tersuchung der Wohnverhältnisse von
lohnabhängig Beschäftigten‘ das Ergeb
nis einer Arbeit, die der sozial- wie pla-
nungspolitisch höchst aktuellen Frage
der Infrastrukturausstattung klassen-
mäßig unterschiedener Wohnviertel ge-
widmet war. Ausgangspunkte der Un-
tersuchung sind die unbestreitbare so-
ziale Segregation und die Erkenntnis,
daß das Reproduktionsniveau über al-
te marktvermittelten Bestandteile — da-
runter insbesondere die Wohnung — di-
rekt durch das individuelle Einkom-
men festgelegt wird. Diese gesellschaft-
lich abgeleitete Grundlage ‚„‚wohnge-
bietlicher Segregation”’ sozialer Ver-
hältnisse ist „Ausgangspunkt zur Über-
prüfung der Frage, ob von den Mängeln
der kollektiv finanzierten Daseinsvorsor-
ge alle Bürger gleichermaßen betroffen
werden.” Die (von H. Faßbinder, Häu-
ßBermann und W. Petrowsky angefertig-
te) Untersuchung über die Ausstattung
von Arbeiter- und bürgerlichen Vierteln
in Bremen mit Infrastruktur ergibt,
daß ‚,‚das Muster sozialer Segregation
im Stadtgebiet . . . der Verteilung infra-
struktureller Einrichtungen in diesem
Sinne” entspricht. Die Arbeit stellt in-
sofern eine ‚„‚Herausforderung an die
theoretische und praktische Leistungs-
fähigkeit der Soziologie” dar, als sie
sich auf unmittelbar auseinandersetzt
mit einer soziologischen Theorie, die
für diese Diskussion bestimmend ge-
worden ist: Mit der Disparitätentheo-
rie von der zunehmenden Bedeutung
horizontal wirkender Ungleichheiten,
so daß ‚‚den Mangelerscheinungen und
Defekten des Gesamtsystems . . . nahe-
zu alle Bürger wenn nicht in strikt glei-
cher so doch in gleichermaßen unent-
rinnbarer Weise ausgesetzt” sind. Die
Auseinandersetzung besteht nun nicht
darin, innere Widersprüche dieser Theo:
rie aufzudecken, sondern in einer Be-
sinnung auf beste gesellschaftswissen-
schaftliche Traditionen, nämlich in
dem Versuch, die wirklichen Verhält-
nisse nachzuzeichnen, deren gesetzmä-
Rige Herausbildung ja in einer Theorie
nur ausgedrückt werden soll. Der Be-
fund, daß „der Ausschluß von Arbei-
tern von einem durchschnittlichen Re-
produktionsniveau . . . ökonomisch, so-
zial und räumlich vermittelt, die Be-
troffenheit durch „‚Mangelsituationen
des Gesamtsvstems also höchst selek-
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tiv ist”, stellt somit die Disparitäten-
theorie auf-die Füße der Realität.
K.H. Tjaden schließlich geht mit seinen
Thesen über „‚Die räumliche Ungleich-
mäßigkeit gesellschaftlicher Entwick-
lung als theoretisches Problem” sehr
direkt auf die Fragestellung der Ar:
beitstagung ein. Die Ergebnisse eigener
sozialwissenschaftlicher Untersuchun-
gen dienen hier insbesondere zur Illu-
stration für den Anlaß dazu an be-
stimmte beobachtbare räumliche Ent-
wicklungen mit Kenntnissen über die
spezifischen gesellschaftlichen Verhält-
nisse heranzugehen, die in diesem Ter-
ritorium herrschen; die Ergebnisse die-
nen auch zur Illustration dafür, wo die
Erklärungsdefizite liegen und unter Zu-
hilfenahme welcher Fragestellungen,
welcher Kategorien die Gesellschafts-
wissenschaften dazu beitragen könnten,
diese Defizite im Sinne einer Orientie-
rung an: den realen sozialen Problemen
und ihrer Bearbeitung abzubauen. Der
Beitrag von Tjaden hat gerade durch
die Deutlichkeit, mit der er auf das
Selbstverständnis der Sozialwissen-
schaften und die praktisch-politische
Bedeutung von Theorieentwicklung im
Sinne der Analyse und Kritik der bür-
gerlichen Gesellschaft eingeht, einen
besonderen Stellenwert innerhalb die-
ser Tagung gehabt.
der Deutschen Gesellschaft für Soziologie
der interessierten Fachöffentlichkeit prä-
sentiert. Die „„‚Herausforderung an die :
praktische und theoretische Leistungsfä-
higkeit der Soziologie” stellt sich ab-
schließend tendenziell als Provokation der
tatsächlichen „aktuellen räumlichen Ent-
wicklung” dar, d.h. der mit ihren verbun-
denen sozialen Probleme und der in ihren
zum Ausdruck kommenden gesellschaftli-
chen Verhältnisse. Provokativ durch die
teils ignorante, teils dürftige Art und Wei-
se, wie Soziologen bereit sind, darauf mit
wissenschaftlichem Arbeitsvermögen zu
reagieren. Angesichts eines in vielen Berei-
chen bürgerlichen Wissenschaftsbetriebes
können diese Defizite nicht kurzerhand
allein der gesellschaftlichen Behinderung
kritischer Sozialwissenschaften angelastet
werden. Eher scheint es so, als setze sich
auch in dieser Sektion die Reaktion vieler
Soziologen auf die in der BRD ablaufende
systemtypische Verarbeitung der krisen-
haft zugespitzten ökonomischen und po-
litischen Entwicklung mit der problemlos
verwertbarer Forschung durch (zumin-
dest wurde in der Abschlußveranstaltung
ein Mangel an Frühwarn-Kapazitäten für
diesen Bereich beklagt). Bleibt damit die
an sozialen Problemen orientierte ‚„,kriti-
sche Auseinandersetzung mit Gesell-
schaft’ auf der Strecke, so stellt sich aus
der Sicht der Stadt- und Regionalplanung
allerdings die Frage nach der Perspektive
einer Kooperation mit diesen Sozialwis-
senschaften.
Mit diesen fünf Beiträgeh hat sich die Sek-
tion „Stadt- und Regionalsoziologie” in
Karl-Hermann Tjaden
Die räumliche Ungleichmäßigkeit gesell-
schaftlicher Entwicklung als theoretisches
Problem.
Die gesellschaftliche Entwicklung in Europa ist
bekanntlich vor allem seit der kapitalistischen
Industrialisierung durch eine räumliche Unausge
wogenheit gekennzeichnet, die sich kurz als un-
gleichmäßige Verteilung von Beschäftigten, Ar-
beitsstätten und gesellschaftlichem Produkt und
als entsprechende Unausgeglichenheit der Be-
völkerungs-, Siedlungs-, Ressourcen- und Infra-
struktur in Bezug auf das Gesamtgebiet einer
Gesellschaft kennzeichnen läßt. ! Diese groß-
räumige Unausgewogenheit der gesellschaftli-
chen Entwicklung ist mit der Entfaltung des in
dustriellen Kapitalismus stärker und umfassen-
der zutage getreten. Sie hat sich zumal in den
letzten Jahrzehnten im gesamt-westeuropäischen
Maßstab verstärkt und zu zunehmender ökono-
mischer und sozialer Ungleichheit zwischen den
nordwest-europäischen Wachstumszentren und
der Penpherte der westeuropäischen Ländergeführt.£DieBundesrepublikDeutschland,inder geschichtliche Vorbedingungen sowie Son-deren twicklungen wie die massenhafte Zuwan-
derung, die Teilung Deutschlands und später ei
ne zeitweilige Verknappung der Arbeitskräfte
zu einer etwas gleichmäßigeren räumlichen Ver-
teiluna der industriellen‘'Standorte als etwa in
Großbritannien oder in Italien geführt hatten,
hat gleichwohl an der räumlichen Verzerrung
gesellschaftlicher Entwicklung im westeuropä-
ischen Maßstab Anteil. Es ist inzwischen kein
Geheimnismehr ‚daß in diesem Lande bestimmte
hochverdichtete Gebiete, insbesondere die
Räume Köln, Frankfurt-Mannheim und München
in besonderem Maße mit allgemeinen und beson-
deren Produktionsbedingungen ausgestattet
sind und sich eher übermäßig entwickeln , währ-
end große Teile vor allem der nördlichen und
östlichen Randräume der BRD demgegenüber
ihrer siedlungs- und infrastrukturellen Ausstatt-
ung, ihrer Wirtschaftskraft und dem verfügbaren
Einkommen nach als eher unterentwickelte Ge-
biete gelten müssen und daß sich diese Ungleich-
heitsehr wahrscheinlich weiter verschärfenwird. 3
Die raumbezogenen staatlichen Eingriffe in
den sozialökonomischen Prozeß haben die teil-
räumliche Unterentwicklung bzw. Überentwick-
lung der gesellschaftlichen Produktivkräfte of- '
fenbar alle falls bremsen, aber nicht verhindern
können. Dies zeigt beispielsweise die Betracht-
ung der räumlichen Ausprägungen gesamtgesell-
schaftlicher Entwicklung in einem Land wie
Hessen, das über ein verhältnismäßig gut ausge-
Al
arbeitetes System und Instrumentarium der
Landesentwick lungsplanung verfügt. Auch hier
verstärken sich im allgemeinen die sozialökono-.
Mischen Disproportionen zwischen Teilräumen,
grob gesprochen zwischen den nördlich -östlichen
Landesteilen und den südlichen Landesteilen.
Haupterscheinungsformen dieses Auseinander-
klaffens, das sich auf der Grundlage unterschied
licher Naturgegebenheiten und Bevölkerungs-
dichten und eines Süd-Nordost-Gefälles in der
siedlungs- und infrastrukturellen Ausstattung
des Landes entwickelt und sich vielfach durch
kleinräumige innerregionale Gegenbewegungen
vermittelt, sind hier wie überall die Ungleichheit
im Entwicklungsstand und lange Zeit auch im
Wachstum der regionalen Bruttoinlandsprodukte
sowie interregionale Wanderungen, natürlich
auch über die Landesgrenzen hinaus, die schließ -
lich zugunsten der entwicklungsstarken Gebiete
verlaufen. Folgende Eigentümlichkeiten, die viel
fach für die großräumliche Ungleichmäßigkeit
gesellschaftlicher Entwicklung im bundesrepub
likanischen Rahmen typisch sein dürften, sind
— unter Abstraktion von manchmal freilich er-
heblichen intraregionalen Differenzierungen —
besonders hervorzuheben; 4
— Die im ganzen unterentwickelten nördlich-
östlichen Landesteile erzielten im wirtschaft
lichen Aufschwung nach 1967 in verschiede.
ner Hinsicht höhere Wachstumsraten als die
hochentwickelten südlichen Landesteile , sie
ließen sich aber im Wirtschaftaufschwung
nur zum Teil aufrechterhalten und verwan-
deltensichzum Teilwieder inihrGegenteil.9
Die Wirtschafts- und Sozialstruktur ist sehr
unterschiedlich und erbrachte in ihrer letz-
ten Entwicklung für die unterentwickelten
Landesteile Hessens vor allem eine Vergrös-
serung der Rentner- und Pensionärsbevölke-
rung, für die entwickelten Landesteile dage
gen eine Vermehrung der industriellen, ad-
mMinistrativen und kommerziellen Arbeits-
kräfte sowie entsprechende Verschiebungen
im Verhältnis von erwerbsfähiger und nicht
erwerbsfähiger Bevölkerung bzw. in der so-
zioprofessionellen Gliederung der Erwerbs-
tätigen.
Die regionalen Erscheinungsformen der ge-
sellschaftlichen Produktivkraft sind im we-
sentlichen durch die sich steigernde Bedeu-
tung einiger sogenannter Wachstumsindust-
rien (Elektrotechnik ‚Chemie) im Rhein-Main
Gebiet bzw. durch die anhaltend große Be-
deutung ihrer Industrien (insbesondere Ma-
schinenbau) in Nordhessen gekennzeichnet.
Auch dominieren hier abhängige Zweigbe-
triebe überregionaler Konzerne ‚während sich
im Süden Leitungen zentralisierter Kapitale
von überregionaler Bedeutung konzentrieren
Die raumbezogenen Maßnahmen der staatli-
chen Eingriffe in den gesellschaftlichen Pro-
zeß konzentrieren sich fürdasunterentwickel-
te Gebiet auf eine in ihrer Wirksamkeit frag
würdige Wirtschaftförderung, für die hoch-
entwickelten Gebiete auf infrastrukturelle
Zusatzeinrichtungen für die wachsende Wirt,
schaft.
Die großräumlichen Verteilungen und Umver-
teilungen von Elementen der Siedlungsstruktur
und der Infrastruktur, von Bevölkerungsmitglie
dern und Naturnutzungen , von Arbeitskräften
und Arbeitsstätten, von technischen Fortschrit-
ten und staatlichen Maßnahmen, von Arbeitsabläufen und Entscheidungsvorgängen dieimge-samtgesellschaftlichen und gesamt-europäischenMaßstab zu beobachten sind und an ausgewähl-
ten Verhältnissen am Beispiel Hessen verdeut-
licht wurden, sind Erscheinungsformen eines
einzigen gesellschaftlichen Entwicklungsvorgan
ges und nicht etwa zufälliges Zusammenspie!
selbstständiger und voneinander unabhängiger
Einzelvorgänge, etwa eigenständiger ‚„‚Bevölker
ungsbewegungen”‘, ‚Sozialer Strukturveränder-
ung”, „Diffusionsprozesse*‘, „Technischer Ent-
wicklungen“‘, „Konjunkturbewegungen‘‘, „Um:
weltveränderungen‘‘, „‚Umschichtungen”‘, „Mo-
bilitätsvorgänge‘ und was dergleichen quasi-the
oretische (wenn auch meist deskriptiv nützliche)
Kategorienmehrsind.Dieentwick lungsgeschicht:
liche Einheit der scheinbar sehr verschiedenarti-
gen Vorgänge erweist sich schon daran, daß für
die Beschreibung und Erklärung der räumlichen
Umsetzung gesellschaftlicher Entwicklung offen.
bar das Zusammenwirken einer Vielzahl wirt-
schafts-, sozial- und geowissenschaftlicher Dis-
ziplinen erforderlich ist. Wenn der Soziologie
hierbei die Aufgabe zukommt, die räumliche
Ausprägung von Veränderungen der gesellschaft
lichen Struktur in der Entwicklung der Gesell-
schaft zu untersuchen, so steht sie angesichts
ihrer eigenen Geschichte hierbei vor besonderen
Schwierigkeiten. Die Soziologie hat gezeigt, daß
sie die Herausforderung, welche die Entfaltung
räumlicher Ungleichheit gesellschaftlicher Ver-
hältnisse darstellt, beobachtet hat. Deutlich wird
das in der Entwicklung der Soziologie in West-
deutschland beispielsweise an der frühen Wieder
aufnahme der gemeindesoziologischen Forsch-
ung, an der soziologischen Bearbeitung des Stadt
Land-Verhältnisses, später an der Beachtung
räumlicher Arbeitsmarktverhältnisse in der In-
dustriesoziologie sowie räumlicher Planungsauf
gaben in der Politischen Soziologie „schließlich
an der Behandlung von Wanderungsvorgängen
in der Mobilitätsforschung. Es ist indessen
schwierig, die räumlichen. Ausprägungen gesell
schaftlicher Strukturveränderungen in ihrem
Entwick lungszusammenhang mit den Mitteln
einer Fachwissenschaft zu begreifen, die selbst
in viele wenig verbundene Unter-Fächer aufge-
splittert ist und die zudem von manchen ihrer
theoretischen Traditionen-her „raumblind“ ist
Die Zersplitterung in Bindestrichsoziologien er
schwert es, die räumlichen Erscheinungen ge:
sellschaftlicher Entwicklung in ihrem inneren
Zusammenhang zu erfassen, während die her-
kömmliche „Ein-Punkt‘—Konzeption der ge-
sellschaftlichen Wirklichkeit es nahezu unmög
lich macht, sie als Erscheinungen in einem be-
stimmten Raum zu begreifen. Die Bewältigung
dieser Aufgaben erfordert eine Veränderung der
soziologischen Denkweise in einer Richtung, die
im folgenden angedeutet werden soll.
Eine soziologische Theorie, welche räumliche
Ausprägungen entwick lungsgeschichtlicher Ver-
änderungen der gesellschaftlichen Struktur be-
greifen will, muß davon ausgehen, daß gesell-
schaftliche Verhältnisse Vermittlungen zwischen
Bevölkerungen und Naturgegebenheiten darstel-
len, die in bestimmten Gebieten der Erdober-
fläche gegeben sind, und daß diese Verhältnisse
zugleich die Form einer Entfaltung von gesell-
schaftlicher Produktivkraft und Naturbeherrsch
ung im Zeitverlauf abgeben. Der Begriff gesell-
schaftliche Entwicklung bezieht sich auf den
Gestaltwandel bestimmter gesellschaftlicher Ver
hältnisse im Zuge dieser Entfaltung von gesell-
schaftlicher Produktivkraft und Naturbeherrsch
ung und unterscheidet sich somit von Begriffen
wie „sozialer Wandel‘‘ oder ‚gesellschaftliche
Evolution‘. Er muß in Auseinandersetzung mit
der sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen
Tradition und zumal mit komplexen regional-
wissenschaftlichen Entwicklungskonzeptionen 6
auch im Hinblick auf die räumlichen Ausprägun:
gen gesellschaftlichen Strukturwandels ausgear
beitet werden. Dabei ist zu bedenken, daß seit
dem jungsteinzeitlichen Übergang zu Ackerbau
und Viehzucht und der Herausbildung staatlich
regulierter Klassengesellschaften eine relative
territoriale Fixierung jedentalls von technischen
Einrichtungen, von Arbeitskräften und Produk
tionsmitteln sowie des staatlichen Wirkungsbe
reiches in wechselnder Gestalt kennzeichnend
für die Entwicklung der .verschiedenen Gesell-
schaftsformen war. Begreifen wir die gesell-
schaftlichen Verhältnisse im oben angegebenen
SinnalsStruktureinesgesellschaftlichen Systems
so unterstellen wir damit bereits eine Umsetzung
von gesellschaftlicher Struktur in räumliche
Verteilungen. Es handelt sich insbesondere um
bestimmte Verteilungen von Arbeitskräften und
von sonstigen Mitgliedern der Gesamtbevölke-
rung, von Produktionsmitteln und von Orten
der Naturerschließung, von Anlagen und Ein-
richtungen der gesellschaftlichen Arbeit und
Herrschaft überhaupt im Gesamtgebiet der kon
kreten Gesellschaft ,und wir unterstellen darüber
hinaus, daß sich diese räumlichen Verteilungen
in der Entwicklung der gesellschaftlichen Ver-
hältnisse schon infolge der fortschreitenden Ar
beitsteilung, einer Vermehrung und Verbesser-
ung der Arbeitskräfte wie der Arbeitsmittel so
wie von Fortschritten in den Arbeitsverfahren,
in irgendeiner Weise ändern müssen. Eine Theo
rie der räumlichen Ausprägung gesellschaftlicher
Strukturveränderungen muß im Hinblick auf
gegenwärtige Entwicklungen vor allem folgende
Probleme bewältigen:
1. Vorab ist die Erscheinung der großräumig
ungleichmäßigen gesellschaftlichen Entwick.
lung seit der kapitalistischen Industrialisie-
rung zu klären. / Dabei ist zu bedenken, daß
mit der Zusammenballung industrieller Ar-
beitskräfte und Produktionsmittel an sich
eine Scheidung von industriellen Teilräumen
und nicht-industriellen Teilräumen entsteht,
welche sich infolge fortgesetzter Kosten-
und Erlösvorteile im Industrieraum vermit-
tels eines Abzugs von Menschen und Gütern
aus anderen Räumen in ein ökonomisches,
soziales und kulturelles Gefälle verwandelt
Besonderer Klärung bedarf das Phänomen.
der ungleichmäßigen sozioökonomischen
Entwicklung in der ungleichmäßigen Entwick
lung im Raum, also der Teilentwicklung in
unterentwickelten Gebieten und der Rück-
entwicklung in überentwickelten Gebieten
eines kapitalistischen Landes.
Mit der kapitalistischen Entfaltung der In-
dustrie sind bekanntlich Gewichtsverlager-,
ungen innerhalb und zwischen den verschie:
denene Sektoren und Strata des Systems ge
sellschaftlicher Produktion verbunden, ins-
besondere Ausweitungen der industriellen
Produktionsmittelerzeugung und der Absatz
und Dienstleistungen , Herausbildungen von
Großbetrieben und Großunternehmen, S
Rückgang agrarischer zugunsten industrieller.
kommerzieller und administrativer Berufs-
tätigkeiten und schließlich die Entwicklung
von Schichten lohnabhängiger Angestellter
und kapitalabhängiger Verwaltungsspitzen.
Diese Veränderung der Wirtschafts- und So:
zialstruktur sind Erscheinungsformen des
Gesamtprozesses der Umverteilung von Pro
duktionsfaktoren im Zuge der Ausweitung _
industrieller Produktion mittels technischen
Fortschritts, der durch die gesamtgesell-
schaftliche Bewegung des Verhältnisses
von Kapitaleinsatz und Kapitalgewinn diri-
giert wird. Sie setzen sich als Erscheinungs:
formen in erster Linie nach dem Kriterium
partikularer Verwertungsbedingungen
wie der an sie geknüpften Arbeitsbedingun-
gen in räumliche Verteilungen und Umver-
teilungen von Beschäftigten , Haushal-
ten, Betrieben und Unternehmen nach,
Merkmalen wie Beruf und Sozialschicht,
Wirtschaftszweig und Unternehmensgröße
sowie in entsprechende Verschiebungen
und Entwicklungen der Siedlungs- und In-frastruktur um.©DieEntwicklungderinneren Verhältnisse und ökonomischen Aus-stattungen des Gesamtraums ist durch Um-setzungen und Umschichtungen von Arbeitskräften und Produktionsmitteln vermittelt,die man gemeinhin als Mobilitätsprozessebezeichnet. Es ist Aufgabe gerade auch derraumbezogenen Gesellschaftsliehre, die ver-
schiedenen Aspekte dieser Prozesse (territor
jale, horizontale und vertikale Mobilität)
ebenso wie den Prozeß der Wirtschafts- und
Sozialstruktur insgesamt in ihrem inneren
Zusammenhang zu begreifen, von dem aus
sich die räumlichen Erscheinungen erschlies
sen.
Räumliche Einheiten der gesellschaftlichen
Arbeit, in der Regel Betriebe als Bestandtei-
le privater Unternehmen, sind die Hauptorte
der Entwick lung gesellschaftlicher Produktiv-
kraft. Sie sind es indessen nur als lokale
Konzentrationen innerhalb des Systems ge-
sellschaftlicher Produktion. 9.Dieses schlägt
sich als Ganzes in bestimmten räumlichen
Gefügen geteilter Arbeit und Zusammenball-
ungen wirtschaftlicher Macht nieder. Die
Theorie der Industriearbeit muß daher von
vorneherein berücksichtigen ‚daß die betrieb
liche Entfaltung gesellschaftlicher Produk-
tivkraft zunehmend von der Entwicklung
überlokaler technischer‘Systeme und von
den Entscheidungen zentralisierter ökonomi-
scher Instanzen abhänat.
50
„Der bürgerliche Staat, an sich schon Gewalt:
verhältnis mit räumlichen Bezug, vermittelt
die kapitalistische Produktiventfaltung
immer schon durch Maßnahmen , welche die
hierfür erforderlichen vieldimensionalen Um-
verteilungen von Kapital und Arbeit gewährleisten. 10 Seine Tätigkeit bezieht sich da-
mit — über die Herstellung privatwirtschaft-
lich unrentabler Infrastrukturen hinaus —
immer schon auch auf räumliche Bedingun-
gen und Ergebnisse kapitalistischer Entwick
lungen. Im Spätkapitalismus wird zudem die
staatliche Erzeugung verbesserter Bedingun-
gen für die privatwirtschaftliche Produktiv-
kraftentfaltung immer wichtiger, darunter
zunehmend von Produktionsbedingungen,
die territorial differenziert fixiert sind. Die
Theorie der Staatstätigkeit muß daher davon
ausgehen, daß die territoriale Situation in
der Regel ein wesentliches Merkmal der
Gegenstände staatlicher Maßnahmendarstellt.
»”
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10 Vgl. B. Tuschling, Rechtsstaat und Produk-
tionsverhältnisse. Köln , Frankfurt-M. 1976.
Vgl. zum folgenden auch: A. Evers, Agglome-
rationsprozess und Staasfunktionen. In: R.
Grauhan (Hrsg.), Lokale Politikforschung,
Bd.1,Frankfurt-M.. New York 1975.
S 41-100.
"Das Neue Frankfurt" (Reprint), ausgewählt und eingeleitet von J. Rodriguez-
Lores und G. Uhlig. Dezember 1976 (Reihe: Planungsgeschichte 1).
Ausgewählte Texte der Planungsdiskussion in Italien, Frankreich und Spanien
heute, übersetzt und eingeleitet von H. Bodenschatz, A. Evers, T. Harlander,
J. Rodriguez-Lores, J. Wennemann. Januar 1977 (Reihe: Basisurbanistik).
R. Scheider, R. Simons, Bruno Wasser: Altstadterneuerung Burghausen an der
Salzach. Entwicklung einer Strategieplanung. Frühjahr 1977 (Reihe: Pla-
nungsmethodik 3).
K. Kiefer, J. Kollnberger, A. Loch, T. Meffert: Einsatz von Video-Medien
in der Stadtteilarbeit. Frühjahr 1977 (Reihe: Planungsmethodik 4).
Seit einiger Zeit bringt der Lehrstuhl für Planungstheorie der RWTH Aachen
in eigenem Verlag Arbeiten von Lehrstuhlmitgliedern und Architekturstuden-
ten heraus. Diese Publikationen sind zunächst als Hilfsmaterial für die
eigene Lehrtätigkeit gedacht. Dies stellt natürlich weiteren wissenschaft-
lichen Ansprüchen der Publikationen deutliche Grenzen dar. Trotzdem haben
in der Tat einige der bisherigen Arbeiten - vertrieben durch POLIS GmbH -
gezeigt, daß sie auch in ihrer anspruchlosen wissenschaftlichen Form, ja
in ihrem provisorischen Charakter breitere Leserkreise ansprechen können.
Die Reihe "Basis-Urbanistik" befaßt sich mit der Suche nach einer alter-
nativen politischen Praxis im kommunalen Zusammenhang zur Durchsetzung einer
Wende in der Stadtplanung. Bisher sind in der Reihe drei Titel erschienen:
Bologna. Texte, Protokolle, Materialien; diese Publikation, die sich heute
in ihrer 2. Auflage befindet, dokumentiert ene 3 Jahre zurückliegende Stu-
dentenexkursion nach Bologna; die ‚eigenen Texte der Redakteure, die proto-
kollierten Gespräche mit Vertretern der Kommune und von politischen italie-
nischen Gruppen, die gesammelten Dokumente geben zwar insgesamt einen durch
die Fakten bereits überholten Einblick in die Bologna-Diskussion; aber sie
können noch eine praktische Hilfe bei der Durchführung von Seminaren etc.
sein. Essner, J. Jax: Soziale Altstadtsanierung als politisches Problem;
beide Autoren gehen indirekt auf die in der Bologna-Diskussion viel debattier-
te Frage der Übertragbarkeit ein, indem sie den Bologneser und den Wiesba-
dener Fall konfrontieren und auf ihre spezifischen Merkmale im jeweiligen
kommunal-politischen Kontext hin untersuchen. R. Jakhel: Illusion und Reali-
tät der City; als Grundlagenforschung stellt de Ärbeit einen Beitrag zur
Bildung einer Theorie der Stadt m Kapitalismus; die Arbeit gliedert sich
um die Achse des objektiven Bildungsprozesses der City: dabei werden auf
der einen Seite auf struktureller Ebene de ökonomischen und politischen
Faktoren herausanalysiert, die den Prozess bestimmen; auf der anderen Seite
werden in diesem realen Zusammenhang die verschiedenen Iheorien der City und
der Urbanität ideoloqgiekritisch untersucht.
Die sich im Erscheinen befindenden "Werkberichte“ stellen eine Vertiefung
der bis jetzt behandelten Problematik dar. Die Arbeit "Texte der Planungs-
diskussion in Italien, Frankreich und Spanien“ will einen Uberblick über
kritische Stadt- und Planungstorschung Sowe sozale stadtsche Bewegungen
n diesen Landern geben. "Altstadterneuerung Burghausen an der Salzach" be-
taßt sch mt den Problemen der untergeordneten Entwicklung im landlchen
Raum und die besonderen Schwierigkeiten der sozialen Sanierung, wenn in der
Großstadt entwickelte Pianungsstrategien auf- die. kleinen Orte übertragen
werden. “Einsatz von Video-Medien in der Stadtteilarbeit“ sammelt die Erfah-
rungen aTnerStudentengruppe bei der Herstellung vonGegenöffentlichkeit in
einem City-Randgebiet durch den Einsatz von Video-Technikern. "Das Neue Frank-
furt“ ist ein Reprint zahlreicher Artikel aus der SPD-nahen StadtpTanungs-
UndÄrchitekturzeitschrift der 20er Jahre. Die Gruppierung der ausgewählten
Artikel um die "Wohnung für das Existenzminimum" und die "Siedlungstheorie"
erläutert an einem zentralen Punkt funktionalc Architektur und sozialdemo-





Wer verdient an den Sozialmieten?
1. DER SOZIALMIETER ZAHLT
UND ZAHLT.....
Erhebliche Mietsteigerungen bei den Neu-
baumieten (83% von 1965-1975 1)), der
Rückgang der geförderten Wohnungen
von 288 000 (1962) auf 153 000
(1974)2) bei gleichzeitiger Steigerung der
Förderungsmittel pro qm Wohnfläche von
1,26 DM (1963) auf 6,62 DM (1974)3)
und schließlich die Tatsache, daß 23% der
Bewohner von Sozialwohnungen, die zwi-
schen 1966 und 1973 gebaut wurden, ih-
re Miete nur mit Hilfe eines Wohngeldzu-
schusses aufbringen können 4), zeigt, daß
der soziale Wohnungsbau weiter denn je
davon entfernt ist, seiner im Il. Wohnungs-
baugesetz formulierten Zielsetzung nach
zukommen. Dort steht 5);
„Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindever-
bände haben den Wohnungsbau unter besonde-
rer Bevorzugung des Baus von Wohnungen ...
für die breiten Schichten des Volkes . . . als vor:
dringliche Aufgabe zu fördern. Die Förderung
des Wohnungsbaus hat das Ziel, die Wohnungs-
not namentlich auch der Wohnungssuchenden
mit geringem Einkommen zu beseitigen . . .”’
Daß die Wohnungsbaupalitik in der BRD
dieser selbstformulierten Zielsetzung nicht
nachkommt, hat eine Reihe von Ursachen,
Die wichtigste Ursache liegt zweifellos da-
rin, daß die staatliche Wohnungspolitik
die bestehende Wohnungsnot lindern will,
ohne ihre Entstehungsbedingungen anzu-
tasten. Dasgiltschon für das ursprüngliche
Konzept des sozialen Wohnungsbaues, das
durch die zahlreichen Änderungen der
letzten 20 Jahre eher noch verschlechtert
als verbessert wurde. Die krisenhafte wirt-
schaftliche Entwicklung und ihre Auswir-
kungen auf den Bau- und Bodenmarkt ha-
ben das Versagen des sozialen Wohnungs-
baues noch verschärft. Diese Zusammen-
hänge sollen in diesem Aufsatz nicht dar-
gestellt werden. Hier werden nur einige
Aspekte der Förderungsbedingungen des
sozialen Wohnungsbaues analysiert.
Die zunehmende Verlagerung der För-
derung von zinsverbilligten öffentlichen
Darlehen auf sogenannte „Annuitätszu-
schüsse” und „Aufwendungsdarlehen”’
führt z.B. zu „eingebauten sukzessiven
Mietssteigerungen, da diese Förderungs-
mittel häufig degressiv gestaffelt sind, al-
so nach bestimmten Zeitabschnitten ab-
nehmen.
Die gleichzeitige Verlagerung der För-
derung auf den sog. 2. Förderungsweg
führt dazu, daß die Zahl der Wohnungen,
die für die eigentlichen Sozialwohnungs-
berechtigten neu gebaut wurden, noch
mehr zurückgingen als aus den Gesamtda:
ten ablesbar ist. Denn von den 1974 ins-
gesamt gebauten 153 000 Sozialwohnun-
gen sind 55 000 im 2. Förderungsweg ge-
fördert worden 6), waren also für Perso-
nen bestimmt, die die Einkommensgren-
ze der Sozialwohnungsberechtigten um
bis zu 40% überschritten. Als Folge da-
von sind gerade Bezieher sehr geringer
Einkommen auf nicht öffentlich geför-
derte Altbauwohnungen angewiesen, für
die zwar für die gebotene Qualität oft
recht hohe, absolut gesehen jedoch niedri-
gere Mieten bezahlt werden müssen als für
neu gebaute Sozialwohnungen.
Nach einem Artikel in der vom Stati-
stischen Bundesamt herausgegebenen
Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik”
sind die Mietsteigerungen im sozialen
Wohnungsbau im wesentlichen durch 2
Faktoren verursacht worden 7):
— durch die Steigerung der Bau- und
Grundstückskosten, worauf durch-
schnittlich 63%-75% der jährlichen Zu-
nahme der Kostenmiete (s. unten) zwi
schen 1962 und 1974 zurückzuführen
sind,
durch die Steigerung der Hypotheken-
zinsen, worauf in den Jahren 1965-
1969 9% der jährlichen Steigerung der
Kostenmiete zurückzuführen waren. In
den Jahren 1973 und 1974 gingen so-
gar 25% der Kostenmietsteigerungen
auf die Zinssteigerungen zurück.
Bei diesen Berechnungn ist ein dritter,
sehr wesentlicher Faktor für die Mietstei-
gerungen vernachlässigt: Der Anstieg der
in der ‚„„‚Kostenmiete” enthaltenen Gewin-
ne. Zwar darf nach dem 2. Wohnungsbau
gesetz der Vermieter einer öffentlich ge-
förderten Wohnung höchstens eine Miete
verlangen, ‚„‚die zur Deckung der laufen-
den Aufwendungen erforderlich ist”’8),
doch sind in der nach der vorgeschriebe-
nen Berechnungsmethode 9) ermittelten
Kostenmiete ‚„‚Kosten” enthalten, die der
Vermieter also als Gewinn einstreicht. Da
dieser Gewinn sowohl von der Höhe der
Baukosten wie auch vom Zinsniveau ab-
hängt, profitiert der Vermieter sogar von
jeder Kostensteigerung.
In diesem Aufsatz sollen die Gewinnre-
serven in der Kostenmiete detailliert nach-
gewiesen werden, um vor allem Mietern
und Mietergruppen Argumente für ihre
Auseinandersetzungen mit den Bauherren
von Sozialwohnungen an die Hand zu ge-
ben. Sicher reichen solche Argumente al-
lein nicht aus, um die Situation der Sozial:
mieter zu verbessern, selbst wenn sie zu
einer Veränderung einzelner Förderungs
bedingungen oder Berechnungsvorschrif-
ten führen. Solche Argumente haben
primär die Funktion, die angebliche
„Sachargumentation“ der Bauherrn und
Vermieter aufzubrechen. Es geht also
nichtdarum, Vorschläge füreine „bessere“
Berechnung der Kostenmiete zu ent-
wickeln, sondern darum, offenzulegen,
daß hinter den „‚Sachzwängen“‘, denen
sich angeblich Mieter und Vermieter
gleichermaßen beugen müssen, wie zum
Beispiel der Vorschrift zur Berechnung ad
der Kostenmiete, handfeste Interessen der
Vermieter und der Bauherren stehen. Si-
cher genügt es nicht, die Argumentation
der Bauherrn und Vermieter zu entlarven
Eine wichtige Aufgabe besteht auch darin,
zu analysieren, warum sich wohungsbau-
politischen Maßnahmen so und nicht an-
ders entwickelt haben, warum sich z.B.
durchsetzen konnte, daß der Vermieter _
einer Sozialwohnung die Miete erhält, die
trotz ihrer Deklaration als „‚Kostenmiete‘
erhebliche Gewinne abwirft. Mitder sicher
richtigen Feststellung, daß es nur durch
solche Gewinne möglich ist, Kapital in
den sozialen Wohnungsbau zu lenken, das
sich sonst andere, profitablere Anlagen
suchen würde, ist es dabei nicht getan. Als
punktuelle Argumentationshilfe erscheint
es jedoch sinnvoll, die versteckten Ge-
winne in der Kostenmiete auch losgelöst
von der Gesamtproblematik darzustellen.
2. ZUR BERECHNUNG DER MIETE
IM SOZIALEN WOHNUNGSBAU
Die Berechnung der Kostenmiete nach
den Vorschriften der 2. Berechnungsver-
ordnung soll hier an einem Beispiel darge-
stellt werden (s. Kasten). Im Beispiel wird
die Kostenmiete für eine 70 qm große
Wohnung in einer Mehrfamilienhaus mit
Sammelheizung berechnet, wobei die bei
den einzelnen Posten angenommenen
Zahlenwerte den in den Jahren 1974 bzw.
1975 gültigen Durchschnittwerten ent-
sprechen, soweit dafür Angaben vorhan-
den sind 19), Das Zahlenspiel kann des-
halb als typisch gelten.
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Berechnung der Kostenmiete nach Il. Berechnungsverordnung
Objekt: Wohnung mit 70 qm mit Bad und Sammelheizung




Eigenkapital (18% der Gesamtkosten)







Berechnung der laufenden Aufwendungen
Kapitalkosten
kalkulatorische Zinsen für das Eigenkapital
4% für 15.000 DM 600 DM
6,5% für 3.000 DM 195 DM
Zinsen für Fremdkapital (9% von 82.000 DM) 7.380 DM
8.175 DM
Bewirtschaftungskosten
Abschreibungen (1% aus 89.000 DM) 890 DM
zusätzliche Abschreibung
(2% aus 20% der Baukosten) m 356 DM
Verwaltungskosten 180 DM
Betriebskosten (9 DM/ qm) * 630 DM
Instandhaltungsk ostenpauschale (7 40 DM/ qm) 518 DM
2.574 DM
MI 1 (Kapitalkosten + Bewirtschaftungskosten) 10.749 DMMietausfallwagnis (2,04% der Summe 1)—220.DMSumme der laufenden Aufwendungen 10.969 DM
Monatliche Kostenmiete: 914.08 DM = 13,06 DM/qm
# Pauschal, dh. ohne Einzelnachweis, können. für Betriebskosten
(Kosten für Wasser, Heizung, Straßenreinigung, Grundsteuer , Versi
‘cherungen usw.) 3 DM/qm angesetzt werden. Sind die Kosten höher
muß sie der Mieter (auf Nachweis des Vermieters) zusätzlich bezah-
len, In unserem Beispiel sind 9 DM/ qm angesetzt worden, was in
[etwa dem heutigen Durchschnitt entspricht
„7IndemBeispielist angenommen wor-
den, daß als Finanzierungsmittel nur Ei-
genkapital und Kapitalmarktmittel ver-
wendet werden, also keine zinsverbillig-
ten Darlehen der öffentlichen Hand zur
Verfügung stehen. Das entspricht der Ent-
wicklung der Finanzierungspraktiken, da
die zinsverbilligten Darlehen zunehmend
durch Annuitätszuschüsse der öffentli-
chen Hand ersetzt werden. Das bedeutet,
daß der Sozialmieter nur einen Teil der
hier errechneten Kostenmiete tragen muß,
den Rest finanziert der Staat durch Zu-
schüsse. Da es uns hier aber um die Ein-
nahmen des Vermieters-geht, können wir
diese Subventionen vernachlässigen, da
sie nur die Belastung des Mieters, nicht
aber die Gesamteinnahmen des Vermie-
ters beeinflussen.
3. GEWINNANTEILE IN DER
KOSTENMIETE
1. Gewinnquelle: Verzinsung des Eigen-
kapitals
Der Gesetzgeber erwartet, daß der Bau-
herr mindestens 15% der Gesamtkosten
des Gebäudes (einschließlich Grundstücks-
kosten und Baunebenkosten) selbst finan-
ziert, daß er also ein Eigenkapital von 15%
beisteuert. Dieses Eigenkapital muß der
Mieter mit 4% verzinsen, als Ersatz dafür,
daß der Bauherr auf eine andere Verwen-
dung dieses Kapitals verzichtet und ihm
dadurch Zinsen entgehen (kalkulatorische
Zinsen).
_ Finanziert der Bauherr mehr als 15%
der Kosten mit eigenem Kapital, so konn-
te er für den Teil, der 15% der Gesamtko-
sten überstieg, bis 1974 den „marktübli-
Chen Zinssatz für erststellige Hypotheken”
ansetzen. Seitdem dürfen für dieses Eigen-
kapital nur 6 5% Zinsen verlangt werden.
2. Gewinnquelle: Ersparte Fremdkapazi-
täten
In die Kostenmiete gehen Fremdkapital-
zinsen (Zinsen für das geliehene Kapital)
in der Höhe ein, wie sie im ersten Jahr
nach Gewährung des Kredits anfallen, al-
so Zu einem Zeitpunkt, zu dem noch
nichts zurückgezahlt ist. Da der Bauherr
das Fremdkapital ratenweise zurückzahlt.
also tilgt, und jeweils nur der noch nicht
zurückgezahlte Teil bei der Bank zu ver-
zinsen ist, kann er Jahr für Jahr einen
größeren Teil der Fremdkapitalzinsen in
die eigene Tasche stecken. Falls der Bau-
herr die Tilgung des Fremdkapitals aus ei
genen Mittel bestreitet (was er in der Re-
gel gar nicht tun muß, wie wir noch se-
hen werden) wird dieses Kapital über die
Kostenmiete zum gleichen Zinssatz ver-
zinst wie das Fremdkapital, also je nach
Konjunkturlage zu einem Zinssatz zwi-
schen 7% und 11%.
3. Gewinnquelle: Verzinsung der Ab-
schreibungsbeträge
In der Kostenmiete ist weiterhin die „Ab-
schreibung” enthalten, die im allgemei-
nen als Ersatz für die ‚,‚nutzungsbedingte
Wertminderung” bezeichnet wird. Bei der
Berechnung der nutzungsbedingten Wert-
minderung müßten jedoch auch inflations-
bedingte Wertsteigerungen mit berücksich-
tigt werden, die bei den zur Zeit herrschen-
den Verhältnissen häufig zu negativen
Abschreibungsbeträgen führen würden.
Da diese Wertsteigerungen nicht in die
Kostenmiete eingehen, sollte man die Ab:
schreibungen nicht als „,‚Wertminderung””,
sondern als ratenweise Rückzahlung des
eingesetzten Kapitals bezeichnen, die in
keinem Bezug zur Entwicklung des Gebäu-
dewerts steht.
Die Höhe der Abschreibung ist in der Be-
rechnungsverordnung festgelegt: Es dür-
fen 1% der Bau- einschließlich aller Ne-
benkosten abgeschrieben werden, nicht
dagegen die Kosten des Grundstücks. Da-
rüberhinaus gibt es für bestimmte Teile
des Gebäudes (Anlagen und Einrichtun-
gen) zusätzliche, erhöhte Abschreibungen
So können zum Beispiel die Kosten einer
Zentralheizungsanlage mit insgesamt 3%
abgeschrieben werden, d.h. das dafür ein-
gesetzte Kapital wird nicht erst im Laufe
von 100 Jahren, sondern schon nach 33
Jahren vollständig zurückgezahlt.
Diese Regelung in der Kostenmiete be-
deutet: Der Mieter zahlt mit der Kosten-
miete das vom Bauherrn bzw. von den
Banken eingesetzte Kapital ratenweise zu-
rück, trotzdem verzinst er Jahr für Jahr
die gleiche Kapitalsumme. Er zahlt also
Zinsen für bereits zurückgezahltes Kapi-
tal, ein Vorgang, der im Kreditgeschäft
der Banken ausdrücklich als unlauter ver-
boten ist.
4. Gewinnquelle: Verzinsung der In-
standhaltungskostenpauschale
Im Rahmen der Bewirtschaftungskosten
kann für die im Laufe der Zeit anfallen-
den Reparaturen ein Pauschalbetrag (In-
standhaltungskostenpauschale) eingesetzt
werden. D.h. der Mieter zahlt unabhängig
von den tatsächlich anfallenden Kosten
monatlich DM 0,60 je qm Wohnfläche
(bei Wohnungen mit Sammelheizung und
ohne Aufzug) in die Kasse des Bauherrn,
aus der dieser nach Bedarf die Reparatu-
ren finanzieren soll. Die Höhe dieser Pau-
schale wird vom Gesetzgeber festgelegt.
Inwieweit der Bauherr dadurch einen
Gewinn macht, daß die Pauschale höher
ist als die anfallenden Kosten, kann nicht
generell gesagt werden. Mit Sicherheit ha-
ben aber jene Bauherrn, die die notwen-
digen Instandhaltungen vernachlässigen,
nicht unerhebliche zusätzliche Einnah-
men. Ein solches Verhalten lohnt sich
im übrigen vor allem dann, wenn erwar-
tet werden darf, daß die vernachlässigten
Instandhaltungen später vom Staat bezu-
schußt werden, wie das zum Beispiel beim
Konjunkturförderungsprogramm 1975
der Fall war 11).
Aber auch den Bauherrn, die regelmä-
Big instandhalten, liefert die Instandhal-
tungskostenpauschale eine zusätzliche
Einnahme: der Reparaturbedarf eines
Gebäudes ist in den ersten 10 bis 20 Jah-
ren ziemlich gering, mit Sicherheit we-
sentlich geringer als in der Instandhal-
tungskostenpauschale angesetzt (zumal
diese den Baupreissteigerungen immer
wieder angepaßt wird). Selbst wenn nach
dieser Zeit Reparaturkosten in größerem
Maß auftreten, so daß die angesammelten
Gelder gänzlich aufgebracht werden, hat
der Bauherr einen erheblichen Zinsge-
winn. De facto verzinst sich die Instand-
haltungskostenpauschale in den ersten
20 Jahren häufig mit dem Zinssatz, mit
dem das Fremdkapital verzinst wird,
denn der Bauherr kann diese Geld zu-
nächst zur Tilgung des Fremdkapitals ver-
wenden, muß dann allerdings die Repara-
turkosten zu dem Zeitpunkt, zu dem sie
tatsächlich anfallen, unter Umständen aus
neuem Fremdkapital finanzieren.
5. Gewinnquelle: Mietausfallwagnis
Eine weitere Quelle des Gewinns ist das
sog. Mietausfallwagnis. Der Vermieter
einer Sozialwohnung kann jedem Mieter
2% der „laufenden Aufwendungen”’, also
der Kostenmiete dafür anrechnen, daß die
ser Mieter oder ein anderer möglicherwei-
se mal nicht zahlt bzw. die Wohnung un-
vermietbar leersteht. 2% Mietausfallwag-
nis bedeutet, daß jede 50. Sozialwohnung
leerstehen oder mit einem nicht zahlen:
den Mieter belegt sein kann, ohne daß der
FE33
Vermieter einen Verlust erleidet. Anders
ausgedrückt, jede 50. Sozialwohnung wird
falls alle Wohnungen vermietet sind, dop-
pelt bezahlt: einmal vom Wohnungsinha-
ber und zum anderen von den anderen
49 Mietern über deren Mietausfallwagnis.
Da heute wegen der hohen Mieten die er-
sten Sozialwohnungen schon leerstehen,
kann dieses Mietausfallwagnis heute im
Einzelfall nicht mehr vollständig als Ge-
winn verbucht werden, für die letzten 30




Die Höhe der in der Kostenmiete enthal-
tenen Gewinne können am besten errech-
net werden, wenn wir die Kalkulation des




Die Betriebskosten können als durchlau-
fende Mittel betrachtet werden, da den
Einnahmen aus der Kostenmiete gleich
hohe Zahlungsverpflichtungen des Bau-
herrn gegenüberstehen. Dasselbe wollen
wir bei den Verwaltungskosten anneh-
men, die als Ersatz für die Tätigkeit des
Bauherrn beim Kassieren und Verbuchen
der Mieten usw. entstehen.
Der wichtigste Posten der Zahlungsver-
pflichtungen des Bauherrn sind seine Zah-
lungen an die Bank, von der er das Fremd-
kapital geliehen hat. Nach den heute übli-
chen Konditionen zahlt der Kreditneh-
mer (Bauherr) bis zur vollständigen Rück-
zahlung seines Kredits eine jährlich gleich-
bleibende Rate, in unserem Beispiel 11%
der Kreditsumme, als 9 020 DM. Von die
ser Summe werden zunächst die Zinsen
für das noch nicht zurückgezahlte Kapital
abgezogen, der Rest wird als Tilgungszah-
lung verrechnet. Die Tilgung steigt also
Jahr für Jahr, da die Zinsen mit jeder Til-
gungsrate geringer werden. Der Kredit ist
nach etwa 20 Jahren zurückbezahlt. Der
Zusammenhang läßt sich am besten gra-
phisch darstellen.
Tilgungungszahlungen sind im Prinzip
nicht in der Kostenmiete enthalten, da
diese Zahlungen keine „Kosten”‘ darstel-
len. Tilgung von Fremdkapital bedeutet
vielmehr eine Kapitalumschichtung, da
der Bauherr mit der Rückzahlung des
Fremdkapitals seinen „Eigentumsanteil””
an dem Gebäude erhöht. Die Zusammen-
setzung des in dem Gebäude gebundenen
Kapitals ändert sich also im Laufe der
Zeit. (Siehe Abbildung 2)
Den Zuwachs des Eigenkapitals muß der
Bauherr aber im Gegensatz zum ursprüng-
lich eingesetzten Eigenkapital nicht oder
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Abb. 1: Anteil der Zins- und Tilgungszahlung Abb. 2: Veränderung der Kapitalzusammenset-
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nur zu einem geringen Teil aus der -eige-
nen Tasche finanzieren. Dafür kann er die
folgenden Teile der Kostenmiete verwen-
den:
— die Eigenkapitalverzinsung (im Bei-
spiel 795,—DM) und
— die Abschreibung (im Beispiel *
1.246 DM).
Aus diesen Beträgen muß nur die ur-
sprüngliche Tilgung von 2% der Kredit-
summe finanziert werden. Die zusätzliche
Tilgung aus ersparten Zinsen wird dage-
gen direkt vom Mieter finanziert, da er
Jahr für Jahr den ursprünglichen Betrag
der Fremdkapitalzinsen bezahlt.
Diese 2% Tilgung betragen in unserem
Beispiel 1.640 DM und können aus den
genannten Teilen der Kostenmiete voll
finanziert werden. Das dürfte in den mei-
sten Fällen der Fall sein. Reicht diese
Summe nicht aus, so kann der Bauherr
in den ersten Jahren noch die Instandhal-
tungskostenpauschale mitverwenden, und
die später anfallenden Reparaturen durch
Kredite finanzieren bis zu dem Zeitpunkt,
zu dem der Baukredit abgezahlt ist und
damit die Abschreibung und die in der .
Kostenmiete enthaltenen Zinsen für die-
sen neuen Kredit verwendet werden kön-
nen. Eine solche Finanzierung, die zu-
mindest größeren Wohnungsbauunterneh-
men mit Sicherheit möglich ist, hat den
gleichen Effekt wie eine Verlängerung
der Laufzeit des Bau-Kredits (Kreditpro-
longierung und ändert somit nichts am
hier dargestellten Prinzip. Deshalb wollen
wir uns hier auf ein Beispiel beschränken,
bei dem die Tilgungszahlungen voll aus
den Eigenkapitalzinsen, der Abschrei-
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Abb. 3: Finanzierung.der Tilgungszahlungen für das Fremdkapital
zinsen finanziert werden kann. Die Finan-
zierung der Tilgungszahlungen ist in Ab-
bildung 3 dargestellt.
unter bestimmen Voraussetzungen Ko-
sten gegenüber. Wenn solche Kosten nur
in Höhe des halben Wagnisses (im Durch-
schnitt) aufgetreten sind, so ergibt der
Rest, mit 4% verzinst, nochmals
3.275 DM nach 20 Jahren.
Das Gesamtvermögen des Bauherrn be-







Überschuß aus dem Miet-
ausfallwagnis




Davon ist das eingesetzte Eigenkapital in
Höhe von 18.000 DM abzuziehen. Es er-
gibt sich nach 20 Jahren ein Gesamtge-
winn von 74.619 DM. Dem entspricht
eine Verzinsung des ursprünglich einge-
setzten Kapitals von 7,4%. Anders ausge-
drückt: Hätte der Bauherr keine Sozial-
wohnung gebaut, sondern sein Geld zu
4% auf die Bank gelegt, so besäße er nach
20 Jahren nur 39.439 DM, also rund
35.000 DM weniger als bei der Anlage im
Sozialwohnungsbau.
Dieser Gewinn kann noch gesteigert
werden, wenn es gelingt, die mit den Miet
zahlungen sukzessive zurück fließenden
Gelder, die nicht zur Fremdkapitaltilgung
gebraucht werden, mit einer höheren Ver-
zinsung als 4% wieder anzulegen, etwa als
zusätzliches Eigenkapital bei einem neuen
Wohnungsbauprojekt. Das bringt eine in
der Kostenmiete garantierte Verzinsung
von 6,5% ohne die in der Kostenmiete an:
gelegten versteckten Gewinne. In diesem
Fall erhöht sich das Gesamtvermögen un:
seres Bauherrn durch die höhere Verzin-
sung des Geldkapitals auf 99.481 DM.
Das ergibt einen Gesamtgewinn von
4.2 Gesamtgewinn des Bauherrn
Die dem Bauherrn insgesamt zufließenden
Gewinne können wir am einfachsten da-
durch ermitteln, daß wir ausrechnen, wie-
viel Geld- und Sachkapital er nach einer
bestimmten Zeit besitzt und wieviel Ka-
pital er dafür ursprünglich eingesetzt hat.
—InunseremBeispiel hat der Bauherr
18.000 DM eigenes Kapital eingesetzt.
Nach 20 Jahren hat er ein Gebäude, das
jetzt ganz ihm gehört, da das Fremdkapi-
tal zurückgezahlt ist, aus Geldern, die
dem Bauherrn von den Mietern zugeflos-
sen sind. Vernachlässigen.wir zunächst die
möglichen Wertsteigerungen des Gebäu-
des durch Bau- und Bodenpreissteigerun-
gen und nehmen an, daß die ‚„„‚nutzungsbe-
dingte Wertminderung” der tatsächlichen
Abschreibung entspricht. Dann beträgt der
Gebäudewert (einschließlich Grundstück)
100.000 DM — 24.920 DM = 75.080 DM.
| Außer diesem Vermögen konnte der
Vermieter noch erhebliches Geldkapital
ansammeln: Die Einnahmen des Vermie-
ters aus Eigenkapitalzinsen und Abschrei-
bung waren höher als die Tilgungsraten an
die Bank, die daraus finanziert wurden.
Die Differenz (in unserem Beispiel 394
DM jährlich) konnte der Vermieter frei
verwenden. Wir nehmen an, daß er sie
auf einem Sparbuch zu 4% Zinsen ange-
legt hat. Nach zwanzig Jahren ergibt das
einschließlich Zins und Zinseszins
11.732 DM. 13).
Schließlich wollen wir noch anneh-
men, daß der Bauherr im Schnitt die Hälf-
te der jährlichen Instandhaltungskosten-
pauschale in den ersten 20 Jahren eben-
falls sparen konnte, da die großen. Repara-
turen erst nach diesem Zeitpunkt anfal-
len. Mit 4% angelegt ergibt dies Zinsein-
nahmen von 2.532 DM.
Dem Mietausfall stehen nur
81.481 DM oder eine Verzinsung des ur-
sprünglichen Eigenkapitals von 7,85%.
Diese Verzinsung liegt weit über der
im freifinanzierten Wohnungsbau zur Zeit
realisierbaren Renditen — wenn. man, wie
in unserem Beispiel, die inflationsbeding-
ten nominalen Wertsteigerungen außer
acht läßt. Gerade diese Wertsteigerungen
sind jedoch einer der wichtigsten Fakto-
ren dafür, daß bei vergleichsweise geringer
Verzinsung des eingesetzten Kapitals
auch der freifinanzierte Wohnungsbau
eine mit anderen Kapitalverwertungen
konkurrenzfähige Kapitalanlage ist. Diese
Wertsteigerungen können (neben den Bo-
denspreissteigerungen) vor allem auf die
in den letzten 25 Jahren ständig steigen-
den Baupreise zurückgeführt werden. Je
höher diese Preissteigerungen (und zwar
absolut und nicht nur relativ zur üblichen
Preissteigerungsrate) sind, desto höher
sind auch die Gebäudewertsteigerungen,
da der Gebäudewert zu jedem Zeitpunkt
maßgeblich davon abhängt, wieviel es ko-
sten würde, das gleiche oder ein ähnliches
Gebäude heute zu bauen. Die Gebäude-
wertsteigerungen sorgen im freifinanzier-
ten Wohnungsbau bei relativ geringer An-
fangsrendite zu einer akzeptablen Durch-
schnittsrendite.
Diese Wertsteigerungen treten auch
beim sozialen Wohnungsbau auf. Dort kön-
nen sie allerdings erst dann in den Mieterträ-
gen realisiert werden, wenn die Bindung an
die Kostenmiete aufgehoben wird. Das ist
zum Beispiel 10 Jahre nach Rückzahlung
des öffentlichen Kredits der Fall. Der Bau-
herr im sozialen Wohnungsbau kassiert
also zweimal: Zunächst kassiert er eine
Kostenmiete, die einschließlich der staat-
lichen Subventionen höher ist als die im
freifinanzierten Wohnungsbau realisierte
Miete, dann wird nach Rückzahlung des
staatlichen Kredits bzw. nach Beendigung
der Zinssubventionen die Wohnung aus
dem Sozialwohnungsbestand herausge-
löst und dem „‚freien’® Wohnungsmarkt
zugeführt, zu einem Zeitpunkt also, zu
der die Rendite nicht preisgebundener Ge:
bäude unter der Voraussetzung allgemei-
ner Geldentwertundg steigt.
5. DIE KOSTENMIETE STEIGT
UND STEIGT
Die Verpflichtung des Sozialmieters, dem
Vermieter seine ‚„‚laufenden Aufwendun-
gen‘ im Sinne der 2. Berechnungsverord-
nung zu ersetzen (abzüglich der Subven-
tionen der öffentlichen Hand) hat aber ne-
ben der Tatsache, daß der Mieter mit die-
ser Kostenmiete ganz beträchtlich zur Ver-
mögensbildung des Vermieters beiträgt, -
noch eine andere fatale Konsequenz: Der
Sozialmieter ist, einmal in die Wohnung
eingezogen, sogar mehr als der Mieter im
freifinanzierten Wohnunasbau ständigen
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Mieterhöhungen ausgesetzt. Während der
Vermieter im freifinanzierten Wohnungs-
bau die Miete frühestens nach einem Jahr
und jeweils nur soweit erhöhen darf, daß
die neue Miete die für vergleichbare Woh:
nungen am selben Ort bezahlten Mieten
nicht übersteigt (ortsübliche Vergleichs-
miete) 14), kann der Vermieter einer So-
zialwohnung jede Kostenerhöhung weiter
geben, unabhängig davon, wie hoch die
Miete dadurch wird. Denn die Bewilli-
gungsstellen für den sozialen Wohnungs-
bau, die die zulässige Miete festlegen, prü-
fen nur einmal, und zwar bei Bewilligung
der Mittel, ob die zu erwartende Miete
eine bestimmte Höhe (Mietobergrenze) 15)
nicht übersteigt. Das führt dazu, daß häu-
fig die vorläufigen Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnungen zur Ermittlung der Kosten-
miete künstlich niedrig gehalten werden,
um dem Projekt die öffentliche Förde-
rung zu sichern. Ist die Förderung bewil-
ligt und die Wohnung gebaut, dann wer-
den Nachforderungen gestellt.
Eine Methode, um die Kostenmiet-
schätzung niedrig zu halten, ist die syste-
matische Unterschätzung der Baukosten.
Zwar sind die Bewilligungstellen gehalten,
die Kostenschätzungen zu prüfen, doch
kommt es immer wieder zu erheblichen
Mietsteigerungen aufgrund eines ‚„,Nach-
finanzierungsbedarfs“” (siehe nebenstehen-
den Artikel der Badischen Zeitung).
Ursache eines solchen Nachfinanzierungs-
bedarfs können eigentlich nur Überschrei:
tungen der Baukostenschätzungen sein,
denn bei der Bean tragung der öffentli-
chen Mittel muß die vollständige Finan-
zierung der Gesamtkosten des Projekts
nachgewiesen werden.
Eine zweite Methode zur nachträgli-









setzgeber direkt vorgesehen, denn bei der
Erstermittlung der Kostenmiete kann
nach 8 8 b des Wohnungsbindungsgeset-
zes auf den Ansatz von Teilen der laufen-
den Aufwendungen, insbesondere auf die
Verzinsung des Eigenkapitals ganz oder
teilweise verzichtet werden, um eine un-
ter der Mietobergrenze liegende Kosten-
miete zu erreichen. Diese „Aufwandsver-
zichte“ dürfen 6 Jahre später bei einer er-
neuten Kostenmietberechnung nachge-
holt werden. Von dieser Möglichkeit wird
häufig Gebrauch gemacht. Das führt zwar
dazu, daß der Vermieter in den ersten 6
Jahren nach Fertigstellung des Bauwerks
weniger Gewinne erzielt, als in unserem
Beispiel errechnet wurde, das hat aber
gleichzeitig auch den Effekt, daß der Mie-
ter über die auf ihn zukommenden künfti-
gen Mietbelastungen hinweggetäuscht
wird. Wohnt er dann einige Jahre in der
Wohnung, so fällt es ihm natürlicherwei-
se schwerer, auf die ständig teurer werden-
de Wohnung wieder zu verzichten, er
schluckt die Mieterhöhung.
Eine weitere Quelle der Mietsteige-
rung während der Nutzung der Wohnung
wurde schon genannt, nämlich der sukzes-
sive Abbau der Förderungsmittel. Fällt
dieser noch zeitlich zusammen mit einer
Erhöhung des Hypothekenzinssatzes bei
sogenannten zinsvariablen Hypotheken 16)
oder mit Preissteigerungen bei den Be-
triebskosten, dann kann es zu wahren
Mietkostenexplosionen kommen.
kommen.
Versucht der Sozialmieter in dieser Si-
tuation, die zusätzliche Belastung wenig-
stens zum Teil über das Wohngeld zu fi-
nanzieren, so kann er eine.böse Überra-
schung erleben: Zum einen wurde die
Einkommensgrenze beim Wohngeld seit
1974 nicht mehr angehoben, so daß sich
der Wohngeldanspruch mit den steigen-
den Nominaleinkommen ständig verrin-
gerte, auch wenn das Einkommen real
nicht stieg, zum anderen wurde durch die
Festlegung von Höchstbeträgen für die
beim Wohngeld zu berücksichtigende Mie-
te gleichzeitig erreicht, daß gerade Spit-
zenbelastungen durch sehr hohe Mieten
nicht mehr aufgefangen werden. (Siehe
Kasten)
Aus all dem läßt sich nur ein Fazit ziehen:




1) Aus Ulrich Hoffmann: Entwicklung der
Kostenmiete im öffentlich geförderten so-
zialen Wohnungsbau seit 1962 in: Wirt-
schaft und Statistik 1976 Heft 5, S. 286.
Ebenda,-Tabelle 1 (S. 287).
Ebenda, Tabelle 5 (S. 291).
Wohngeld- und Mietenbericht 1975 Bun-
destagsdrucksache 7/4460 Ziffer 35.




8) Il. WoBauG 8 72.
9) Verordnung über wohnwirtschaftliche Be!
rechnungen (Il. Berechnungsverordnung,
1L.BV). a
Die Werte wurden aus den Angaben im Ar
tikel Ulrich Hoffmann, a.a.O. errechnet.
Sonderprogramm der Bundesregierung zur
Förderung der Modernisierung von Miet- .
wohnungen und eigengenutzten Wohnun-
gen, August 1975. Bei diesem Programm
konnten im Gegensatz zur sonstigen Mo-
dernisierungsförderung auch die bei Mo-
dernisierungsmaßanhmen anfallenden In-
standhaltungskosten mit 15%, bei energie:
sparenden Maßnahmen sogar mit 30% be-
zuschußt werden.
Diese Grafik beruht auf einer Darstellung
in: Wolf-Rüdiger Behrens, Simone Fizau:
Finanzierung im Wohnungsbau-, Neubau
und Modernisierung (Bauök-Papiere 27),
Stuttgart 1976, 5. 11-13.




15) Diese Mietobergrenze, also die nach Abzug
der staatlichen Subventionen höchste zu-
lässige Kostenmiete lag 1975 je nach Re-
gion zwischen 3,60 DM je qm (in klei-
nen Gemeinden in Bayern) und 5,50 DM
je am in Hamburg. (nach: Wohnungsgeld %
und Mietenbericht 1975, Bundesdrucksache
7/4460, Ziffer 92).
Bei manchen Hypotheken werden die Zins:
sätze nur für einen bestimmten Zeitraum
fixiert und dann entsprechend der Verän-
derungen des Zinsniveaus neu festgelegt.
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Die Höchstmiete wird abhängig von der Größe
des Wohnorts, vom Alter des Gebäudes, der
Ausstattung, sowie von der Haushaltsgröße fest-
gelegt.
Die „tragbare Belastung‘ des Mieters wird nicht
direkt ausgewiesen, sie ergibt sich aus der Diffe-
renz zwischen dem vom Einkommen abhängi-
gen Wohngeldanspruch und der zu berücksichti-
genden Miete.
Steigt bei inflationärer Geldentwicklung so-
wohl das Nominaleinkommen wie die Miete
(Fall 2), so steigt die reale Mietbelastung zwei-
fach: zum einen wird die Grenze der tragbaren
Belastung nach oben verschoben, sa daß der
Mieter einen größeren Teil der Miete selbst be-
zahlen muß, zum anderen wächst die tatsächli-
che Miete über die Höchstmiete hinaus, so daß
ein nicht anrechenbarer Mietteil entsteht, der






Folgerungen für die regionalpolitische Praxis aus zwei empirischen Studien
Selbstverlag der Gesellschaft für regiona-
le Strukturentwicklung, Bonn 1974,
116 Seiten
„Wirksamkeit regionalpolitischer Förder-
maßnahmen zur Beeinflussung der unter-
nehmerischen Standortentscheidung‘‘. Da-
bei werden die Gemeinschaftsauigabe
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur‘ und ‚,das standortpolitische In-
strumentarium der Kommunen”’ gegen-
übergestellt. den Faktoren der Standort-
wahl von Unternehmen und der tatsächli-
chen Mobilisierung von Kapital im Falle
von Neugründungen, von Verlagerungen
und der Errichtung von Zweigbetrieben.
Die Untersuchungsergebnisse bestätigen
die Vermutung, daß die Bedeutung direk-
ter finanzieller Fördermaßnahmen relativ
gering ist. An Bedeutung gewinnen sie z.B
bei der Errichtung von Zweigwerken oder
bei Verlagerungen, die unter Wettbewerbs-
druck und nicht aus Expansionsgründen
vorgenommen werden — für Betriebe also
mit „reduzierten Standortanforderungen””,
Es wird als Gefahr bewertet, daß so ‚,gera-
de die entwicklungsschwachen „‚Ruck-
sackbetriebe” ... noch für eine begrenzte
Zeit „über Wasser’ gehalten werden” (36)
und sarkastisch festgestellt, daß diese di-
rekten finanziellen „Hilfen”” .. . von den
standortsuchenden Unternehmen zwar
„mitgenommen“ (werden), . . . aber viel
geringere Anreizeffekte (aus)üben als es
dieser Vergabehäufigkeit entspricht”’.(36)
Die Grenzen einer Regionalpolitik, mit
dem derzeitig entwickelten Instrumenta-
rium die Ziele einer „Ausgleichung der
Einkommen zwischen den Regionen‘” zu
erreichen, werden insbesondere in seinen
selektiven Wirkungen zugunsten von
Zweigstellengründungen gesehen: „‚quali-
tative Erosion” statt „‚Hebung der Quali-
fikationsstruktur des regionalen Arbeits-
marktes” in peripheren Gebieten (50)/An-
siedlung von Betrieben, die in ihrer „‚kon-
junkturellen Pufferfunktion”’ tendenziell
besonders krisenanfällig sind, als Ansatz
weiterhin abhängiger Entwicklung (50)
„verlängerte Werkbänke”” ohne Multiplika-
toreffekt/Förderung von „Grenzbetrieben”‘
Aufbau und Inhalt
Mit diesem Buch sollen die Ergebnisse
eines Forschungsprogramms über die
Standortentscheidung der Unternehmen
und über die regionalen Präferenzen der
Arbeitnehmer einem breiten Kreis von In-
teressierten zugänglich gemacht werden,
„um den Erfolg regionalpolitischer An-
strengungen von Bund und Ländern zu er-
höhen. ” (Seite 9/10)
In Teil | wird die Bedeutung der Mo-
bilität von Unternehmen und Arbeitneh-
mern in der Strategie der gegenwärtigen
Regionalpolitik betont, die selbst von fol-
gender Diskrepanz gekennzeichnet ist:
—einerseits Konzentration „auf die Mo-
bilisierung von arbeitsplatzschaffende m
Kapital in die . . . meist agrarischen
und Großstadt- wie industriefernen
Problemgebiete.‘ (11)
Andererseits wird bei „den Arbeits-
kräften . . . unterstellt, daß sie ohne
spezifische Maßnahmen auf den An-
reiz „geschaffene Arbeitsplätze‘ rea-
gieren”. (11)
Insbesondere die auch in der BRD „beob-
achteten längerfristigen Bewegungen der
Bevölkerung in den Industriestaaten”” (11)
aus ländlichen Gebieten in verdichtete Ge-
biete, d.h. zentrale Orte oder Agglomera-
tionen legen jedoch „die Vermutung nahe,
daß die gegenwärtige Regionalpolitik ge-
gen einen längerfristigen Trend zu kämp-
fen hat, eine Strategie (also), die zweifel-
los möglich, danr aber sehr kostspielig
und mit Unbehagen über ihre Erfolgs-
Wahrscheinlichkeit verbunden ist‘‘. (12)
Mit der Absicherung der Reformvorschlä-
ge in empirischen Untersuchungen wird
„ein Abgleiten in unrealistische Alterna-
tivvorschläge” zugesichert. (14)
Teil II dient der Überprüfung der
mit nur geringer Lebensdauer und von
größeren Unternehmen. (52) Die Bestands-
aufnahme der gegenwärtigen Strategie der
Regionalpolitik faßt die Kritik zusammen
die von außerhalb der im wesentlichen da-
für verantwortlichen Instanzen und daran
interessierten standortsuchenden Betrie-
ben bisher bereits formuliert worden ist.
Als Konsequenz daraus wird in Te/ ///
eine Erweiterung der Strategie zu einer
arbeitnehmerorientierten Regionalpolitik
formuliert. Ausgangspunkt ist, daß „für
mehrstufige Unternehmen, die alle be-
trieblichen Funktionen am Standort aus-
üben müssen, . . . die Verfügbarkeit quali-
fizierter Arbeitskräfte und ein umfassen-
des „großstädtisches’” Infrastrukturange-
bot die wichtigsten Standortentscheidun-
gen überhaupt’’ werden. Zu berücksichti-
gen sind vor allem die regionalen Präferen:
zen und die Mobilitätsbereitschaft der Ar-
beitnehmer, denn: „nicht die (qualifizier-
te) Arbeitskraft folgt automatisch dem
Arbeitsplatz, sondern das arbeitsplatz-
schaffende Kapital orientiert seine Stand-
ortentscheidung verstärkt an den regiona-
len Präferenzen der (qualifizierten) Ar-
beitskräfte” (53) — und zwar nachzuwei-
sen in Abhängigkeit der Attraktivität des
Wohnortes, insbesondere soweit „die
Wohnortzufriedenheit von Einrichtungen
wesentlich bestimmt wird, die regionalpo-
litischer Beeinflussung zugänglich sind.‘
(65) das ist der strategisch zentrale Punkt.
Welches sind nun die Arbeitnehmerpräfe-
renzen, wie erklären sie sich und welchen
Einfluß hat das auf die Regionalpolitik?
Die festgestellten regionalen Präferen-
zen bieten keine eigentlichen Überra-
schungen: Vorliebe für Süddeutschland,
für großstädtisch bestimmte oder groß-
stadtnahe Wohnorte, und dies zunehmend
bei jeweils höherem sozialen Status.
Als Erklärungsgrößen für Wohnortzu-
friedenheit gelten: das Infrastrukturange-
bot („‚besonders das Vorhandensein von
guten Restaurants, Kinos, Konzertveran-
staltungen, Tennisplätzen und, besonders
deutlich von Wandermöglichkeiten erhöht
die Wohnortzufriedenheit” (65) — für Ar-
beitnehmer!), Art der Wohnung und — in
dieser Reihenfolge! — Zufriedenheit mit
dem Arbeitsplatz. „‚Dabei ist besonders
der Zusammenhang zwischen Wohnungs-
und Wohnzufriedenheit sehr stark regio-
Kr7
nal-politisch wichtig, denn mit dem Woh-
nungsbesitz bietet sich offensichtlich -
dann ein strategisch wichtiges Mittel der
Regionalpolitik an, wenn über die dadurch
beeinflußbare Wohnortzufriedenheit auch
die Mobilitätsbereitschaft gesteuert wer-
den kann.“ (65) Eine vielleicht etwas
überraschende Interpretation. Wovon also
hängt nun das konkrete Mobilitätsverhal-
ten ab? ‚,Für höhere Statusgruppen tre-
ten. . . die beruflichen Gründe stärker in
den Vordergrund während sich bei den un-
teren Statusgruppen das Übergewicht der
Wohnungsgründe noch verstärkt”. (80)
Und entscheidend für eine tatsächliche
Mobilität sind dann dieser Untersuchung
zu Folge die Besitzverhältnisse — nämlich
die zur Wohnung: Hausbesitz — und zu-
mal selbst geschaffener statt gekaufter —
hat sogar noch eine besondere „‚Bindungs-
kraft” (78), die „nahezu zur räumlichen
Immobilität führen” kann (82). „Diese
bemerkenswerten Unterschiede zwischen
qualifizierten und weniger qualifizierten
Arbeitskräften sind wertvolle Hinweise
für einen differenzierten Einsatz regional-
politischer Instrumente”. (82) Um diese
Bewertung würdigen zu können, muß wie-
der in Erinnerung gerufen werden, daß
Mobilitätsverhalten vom Grad der Wohn-
ortzufriedenheit abgeleitet werden sollte,
und diese hat nun ihren operationalen
Kern in der Art der Erstellung und des
Besitzes einer Wohnung. Was folgt daraus?
In 7e/ /V sollen als Antwort auf die
Kritik und wegen der Bedeutung der
„qualifizierten Arbeitskraft als Produk-
tionsfaktor”” nun Instrumente genannt
werden, die „danach zu überprüfen sind,
ob sie neben einer Steigerung des monetä
ren Einkommens auch einen Beitrag zur
Verbesserung der allgemeinen Lebensbe-
dingungen in der betreffenden Region lei-
sten können.” (88)
Die erste Konsequenz betrifft wesent-
liche Belange der Arbeitnehmer, jedoch
mit einer folgenreichen Konzentration
insbesondere auf Präferenzen höher quali-
fizierter Arbeitskräfte: über Anreize aus
der Berufs- und Einkommenssphäre hin-
aus „wird ein umfassender Ausbau der
haushaltsnahen Infrastruktur” erforder-
lich, die sich als vielfältiges Angebot an
Arbeit, Kultur und Freizeit schließlich
auch als ein „‚beruflich-wirtschaftlicher
Vorteil’ in Form von „‚erhöhten Wahl-
möglichkeiten und damit verbesserten
Aufstiegschancen” (arbeitnehmerbezoge-
ne Fühlungsvorteile””) (91) darstellt.
Die zweite Konsequenz bedeutet ein
durchaus spezifisches Interesse gegenüber
den gesellschaftlich möglichen Mitteln der
Regionalpolitik. Von direkter finanzieller
Förderung der Arbeitsplatzschaffung ist
abzusehen; sie hat sich nicht bewährt und
kann die besonders wichtigen allg. infra-
strukturellen Standortbedingungen auch
gar nicht schaffen; außerdem können
„Nur durch eine . . . Ausgabenverlagerung
innerhalb der Regionalpolitk ... die um-
fangreichen finanziellen Mittel für die not-
wendige Verstärkung des Infrastrukturaus-
baues verfügbar gemacht werden.‘“ (94)
Mit der dritten Konsequenz nimmt die Ar-
beitnehmerorientierung nun eine ganz ei-
gentümliche Wendung. Demnach besteht
„die Hauptaufgabe . . . in der Verhinde-
rung unerwünschter und in der Auslösung
erwünschter Wanderungen von Arbeits-
kräften: Qualifizierte Arbeitskräfte sollen
in den Entwicklungsgebieten gehalten
bzw. von außen herangezogen werden;“‘
anhand der haushaltsnahen Infrastruktur
hat „die Arbeitnehmerstudie sehr deut-
lich gemacht, daß dem Wohnungsbesitz
die größte mobilitätshemmende Wirkung
zukommt.” (95) Und unter „Der Woh-
nungsbau als Instrument der Regionalpo-
litik” heißt es dann: „insbesondere bei
den unteren Statusgruppen, die durch
langjähriges Wohnen in ländlichen Gebie-
ten mit einer geringeren Infrastruk}uraus-
stattung zufrieden zu sein scheinen, könn-
te für den Fall einer Aufbruchstimmung
ein zusätzlicher Eigentumsanreiz genügen,
um sie am Ort zu halten.‘ (95) In dieser
an eine Mischung aus Bürgerkrieg und Psy-
chiatrie erinnernden Strategie ist die Iden-
tifikation mit dem Eigentum durch seine
Schaffung einzubeziehen: „Bei der be-
wußten Nutzung des Wohnungsbesitzes
als Instrument einer arbeitnehmerorien-
tierten Regionalpolitik sollte deswegen
das Mithelfen (bei unteren Statusgruppen)
und die persönliche Beteiligung an den
Bauplanungen (bei oberen Statusgruppen)
aufgrund der damit verbundenen mobili-
tätsschwächenden Wirkungen bewußt er-
möglicht werden.‘ (96)
Die vierte Konsequenz gibt als Resul-
tat der zweiten und der dritten den Aus-
gangspunkt der eigenen Kritik und Revi-
sion der derzeitigen Regionalpolitik wie-
der preis, nämlich die Arbeits- und Le-
bensverhältnisse in den „Problemgebie-.
ten:‘ Wie zu erwarten, ist die Größe und
Struktur entwicklungsfähiger Förder-
standorte mit 20-30.000 Einwohnern als
dem Ergebnis bisheriger Strategieansätze
zu klein. (69) Auch wenn „‚Großstadtqua-
litäten’” „importiert‘” werden können,
(101) sind die wesentlichen Problemgebie-
te der BRD auch so noch nicht anbindungs:
fähig. Was also tun? „Es ist ohne Zweifel
das wichtigste Ergebnis der Arbeitnehmer-
studie, den Nachweis (!) erbracht zu ha-
ben, daß ... von... in Zukunft... grö-
ßerer Bedeutung . . . die Ortstypenpräfe-
renzen der Arbeitnehmer sind. . . . Da ge-
rade die Präferenz der höheren Statusgrup-
pen für bestimmte Ortstypen zum aus-
schlaggebenden Faktor . . . geworden sind
(?) bzw. werden, kann aus den vorliegen-
den empirischen Ergebnissen gefolgert
werden, daß ein großer Schwerpunkt er-
folgreicher entwickelt werden kann.“
(101/102) (Hervorhebungen d.d.V.) Da-'
her wird ein Ort propagiert mit 100 000
Einwohnern ‚‚als eine gewisse Untergren-
ze für die entwicklungs- und damit förde-
rungswürdigen Industriestandorte ...,
wenn eine Anbindung an eine entwickelte
Agglomeration nicht möglich ist.‘ (102)
Ganz allmählich war aus den Präferen-
zen der Arbeitnehmer bereits eine einseit
tige Präferenz der Regionalpolitik für die
höher qualifizierten Arbeitskräfte gewor-
den. Das Schlußwort klingt wenig über-
zeugend: „Eine derartige Regionalpolitik
entspricht den regionalen Präferenzen von
Arbeit und Kapital und arbeitet damit
nicht mehr gegen den langfristigen Trend
an,... sie (nützt) die nachgewiesenen
Entwicklungstendenzen . . . zur Verwirk-
lichung ihrer Ziele.“ (103) Fragt sich nur,
welcher Art die Ziele bei all dem Pragma-
tismus noch sind.
Thesen zur Einschätzung
1. Die „Folgerungen für eine regionalpo-
litische Praxis’ sind erstaunlich realitäts-
nah. Das wird nicht nur deutlich, wenn
für die Errichtung von Zweigbetrieben
ausdrücklich festgehalten wird, daß „das
Risiko dieser Entscheidung unter dem As:
pekt der Existenz des Gesamtunterneh-
mens gering‘ ist und „aufgrund der ho-
hen Priorität, die . . . einem ausreichen-
den Reservoir von (ungelernten) Arbeits-
kräften zukommt, . . . die Nähe zu ande-
ren Industriebetrieben und die Großstadt
nähe stark negativ bewertet” wird. (30)
Für die durchschlagende Realitätsnähe
spricht vor allem die durchgängige War-
nung vor einer Regionalpolitik, deren Stra:
tegie gegen vorhandene Trends gerichtet
ist — gegen sich durchsetzende Kräfte al-
so, die zu ignorieren weder sich lohnt
noch offensichtlich ratsam ist.
2. Bezeichnend für die Funktion dieser
Sorge von Realitätsnähe ist die Art der Be-
handlung der regionalpolitischen Proble-
me selbst. Das wird ganz deutlich an der
zentralen Frage der Mobilität: ganz unbe-
stritten finden Wanderungen gerade höher
qualifizierter Bevölkerungsteile aus ländli-
chen Gebieten in zentrale Orte und Agglo-
merationen statt; auf Basis einer Befra-
gung der hier Wandernden jedoch werden
dann diese augenscheinlich sich abspielen-
den Bewegungen kurzerhand zum sich
selbst begründenden Trend ausgebaut; die
diesen Bewegungen zugrundliegenden
Kräfte aber werden nicht untersucht —
obwohl „nur zu oft . . isolierte Maßnah-
menvorschläge lediglich zu einem Kurie
ren von Symptomen, nicht dagegen zur
Beseitigung der Ursachen (führen) (86).
Dabei werden diese Wanderungsbewegun-
gen bestimmt auch weiterhin eine Erschei-
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nung aller Gesellschaften sein, die im we-
sentlichen auf der Stufe der großen Indu-
strie produzieren, d.h. sowohl kapitalisti-
scher als auch sozialistischer Gesellschaf-
ten. Wenn nun hier etwas revisionsbedürf-
tig ist, weil als soziale Folge negativ (z.B.
in der BRD die ländlichen Problemgebie--
te), so darf wohl — ja muß sogar — die
Frage gestellt werden: Inwieweit handelt
es sich bei dieser aus Umverteilung von
Arbeitskraft, wie sie aus Arbeitsteilung
und Konzentration resultiert um eine
Entwicklung, die nicht dennoch sowohl
für diejenigen, die in die Zentren gehen,
als auch für die, welche in Gebieten länd-
licher Produktion bleiben, eine in grund-
sätzlich gleicher Weise verbesserte Arbeits-
und Lebenssituation bedeuten kann —
und unter welchen Bedingungen? Wo-der-
artige regionale Probleme auftreten, wäre
also zu untersuchen, was denn räumlich
ungleich verteilte Arbeits- und Lebensbe-
dingungen hervorruft. Entscheidend wäre
imKontext einer solchen Studie also
herauszuarbeiten, inwieweit die Bevölke-
rungswanderung, die in der BRD eine auf
qualitativen Ausgleich ausgerichtete Re-
gionalpolitik zunichte macht bzw. die un-
gleiche Raumstruktur zumindest nicht be-
seitigt, sich ergibt aufgrund der räumli-
chen Verteilung von Menge und Entwick-
lungsstand der Produktionsvolumina un-
ter dem Aspekt einzelbetrieblicher Profit-
maximierung und privater Verfügung über
die Bedingungen und Bestandteile dieser
Produktion. Herauszuarbeiten wäre daher
auch, inwieweit die Arbeitskräfte, die ja
So bezeichnet werden, weil ihre Existenz-
grundlage die ist, sich als Arbeitende zu
verdingen und eben nicht Arbeitskräfte
durch Produktionsmittel anzuwenden, die-
ser räumlichen Verteilung nicht soweit
folgen müssen, wie die Weiterentwick-
lung ihres historisch bestimmten Lebens-
Niveaus in Frage gestellt wird. Dieser aus
der politischen und ökonomischen Wirk-
lichkeit abgeleitete Ansatz widerspricht je-
doch der hier vorgetragenen zentralen An-
nahme, daß die Voraussetzungen einer In-
dustrieansiedlung der Mobilität zu ent:
sprechen und sich nach den regionalen
Präferenzen der höher qualifizierten Ar-
beitskräfte zu richten habe. So wird er-
wähnt, daß ‚,der Berufs- und Einkom-
Mensbereich seine Bedeutung für die
Wohnortentscheidung vollends verlieren
wird’ (58), dazu aber weder Beleg noch
Begründung geben.
3. Einer Studie, die den für die BRD rea-
len Bedingungen nicht auf den Grund ge-
ben will, entspricht auch ein spezifisches
Mmethodisches Vorgehen. Für die regiona-
len Präferenzen der Arbeitnehmer wird
festgestellt: „Das Gewicht dieser Forde-
rung wird durch diesen empirischen Be-
fund entscheidend vergrößert.‘ (92) So
plausibel gerade empirische Befunde wir-
ken, so problematisch sind sie eben, wenn
die inneren Gesetzmäßigkeiten dieser Er-
scheinungen nicht aufgespürt werden. Die
Ergebnisse dieser Studie werden aus Befra-
gungen abgeleitet. Schon die Fragestellun-
gen sind bisweilen reduziert:
— es ist nicht nur vorprogrammiert, daß
unter der öffentlichen „‚haushaltsna-
hen Infrastruktur’” das Gesundheitswe:
sen die höchste Position erhält, wenn
sonst nichts vorgegeben wird (z.B. Bil-
dungswesen, was im Zusammenhang
mit dem Qualifikationsproblem nahe
gelegen hätte) — vollends fragwürdig
wird’s, wenn unter „Infrastruktur“
nicht nur Seen, sondern auch Gebirge
subsumiert werden!
Erbringt die Untersuchung auch den
Beweis bekannter Unzulänglichkeiten
von Befragungen, daß nämlich „,die Be-
fragten die Ortstypen, in denen sie
selbst wohnen, im Durchschnitt an die
erste Stelle ... stellten”, so läßt auch
das nicht mal die Frage nach dem ‚wa:
rum” solcherEinst llungenaufkom-
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für die Konzentration der regionalpoliti-
schen Mitte: und liegen ganz auf der Li-
nie neuerer regionalpolitischer Diskussio-
nen; sie zeichnen sich jedoch dadurch aus,
daß sie keinerlei konstruktive Anhalts-
punkte dafür enthalten, ob mit der propa-
gierten „neuen Regionalpolitik” die er-
wähnten Nachteile in den Agglomeratio-
nen und vor allem den ländlichen Gebie-
ten auch tatsächlich verändert werden
können. Gesprochen wird davon, höher
qualifizierte Arbeitskräfte auf entwick-
lungsfähige Gebiete zu lenken, d.h. in die
großstädtischen regionalen Zentren; nicht
gesprochen wird davon, in welch reduzier-
tem Maße von diesen wenigen Zentren
aus dann noch Teile des Gebietes der
BRD „anbindungsfähig” sind, aber daß
dort ja immerhin auch noch Menschen
wohnen werden, für deren Existenzgrund-
lage aber keine adäquate Produktionswei-
se mehr denkbar erscheint. Die Alltagser-
fahrungen sprechen nicht dafür, daß sich
diese für die BRD und andere kapitalisti-
sche Industrienationen typische Verhält-
nisse so ohne weiteres erledigen.




reduziert sich einerseits auf „die Verhin-
derung unerwünschter (!) (Hervorhebung
d.d.V.) Abwanderung aus den Förderge-
bieten, besonders aus den ländlichen Räu-
men” (56) und konzentriert.sich anderer-
seits auf die Förderung nur eines Teils der
Arbeitnehmer, nämlich der höher quali-
fizierten. Die Steuerung von Mobilität
danach, inwieweit sie „‚erwünscht” ist, er-
hält ihren tieferen Sinn im Zusammen-
hang der Vorteile, die hier zugunsten der
Ansiedlungsbedingungen fortgeschritte-
ner, d.h. technologisch entwickelterer
und kapitalkräftigerer Industrien geschaf-
fen werden sollen. Soweit dazu die
Standortbedingungen in der positiven
Form der Agglomerationen und regiona-
len Zentren eine Voraussetzung sind und
diese gegenüber bisheriger Regionalpoli-
tik nun insbesondere aus der Förderung
‚„‚haushaltsnaher Infrastruktur” resultie-
ren, dienen Bedürfnisse von Arbeitneh-
mern hier nur dazu, um eine unterneh-
mensgerechte Umorientierung und dem-
entsprechende „‚Modernisierung” der Re-
gionalpolitik ausreichend, d.h. auch so-
zial zu begründen. Die „Folgerungen“
münden daher in deutliche Vorschläge der
Manipulation eben dieser Arbeitnehmer,
die z.B. mit eigenem Handanlegen beim
Wohnungsbau von evtl. Mobilitätsgedan-
ken abgebracht werden sollen. Dabei
nimmt die zugrundeliegende Befragung
selbst durchaus groteske Formen an: die
offenbar brennende Notwendigkeit der
Studie seitens ihrer Auftraggeber drückt
sich u.a. darin aus, wieweit ins Detail ge-
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gangen wird — z.B. der „‚innerfamiliären
Wanderungsentscheidungen — der Ein-
fluß der Ehefrau in seiner Bedeutung für
das regionalpolitische Instrumentarium”
(so der Titel einer der Teiluntersuchun-
gen) Die Entwicklung einer auch (!) ar-
beitnehmerorientierten Regionalpolitik,
die sich vor allem angesichts der wachsen-
den Bedeutung qualifizierter Arbeitskräf-
te für die unternehmerische Standortent-
scheidung als notwendig erwies . . .‘“ (her-
vorhebungen d.d.V.) war das Anliegen der
„Gesellschaft für regionale Strukturent-
wicklung“, deren Vorstand — neben ei-
nem Professor — bilden: die Geschäfts-und
Hauptgeschäftsführer des deutschen In-
dustrie- und Handelstages und der Indust-
rie- und Handelskammer Augsburg.
Empfehlung:
Ein aktuelles Buch: es enthält die derzei-
tige Meinung der deutschen Industrie und
stellt eine wichtige Position innerhalb der
Diskussion um eine Revision der Raum-
ordnungsprogrammatik dar. Ein „‚lehrrei-
ches” Buch: es offenbart exemplarisch
die ‚‚Wertfreiheit” bürgerlicher Wissen-
schaft, die unter dem Schutze der Beweis:
kraft augenscheinlicher Gegebenheiten zu
Thesen gelangt, die den Interessen der
ökonomisch Herrschenden entsprechen.
(Klaus Brake, Oldenburg)
Wolf Linder, Ulrich Maurer, Hubert Resch
Erzwungene Mobilität
Alternativen zur Raumordnung, Stadtentwicklung und Verkehrspolitik
Europäische Verlagsanstalt, Frankfurt/
Main 1975, 166 Seiten
den Ergegnissen der bisherigen staatlichen
Politik — auch der SPD-Politik — zu dem
Ergebnis, daß mit dem gegenwärtigen po-
litischen Instrumentarium die entwickel-
ten Zielvorstellungen nicht durchzusetzen
sind. Die‘ Folgerungen, die heraus gezogen
werden, kommen allerdings über die von
linken Gruppierungen innerhalb der SPD
vertretene Konzeption von „Strukturre-
formen”” nicht hinaus. Den Einstieg bil-
den drei Fallbeispiele, ‚’Momentaufnah-
men aus dem Leben deutscher Arbeitneh
mer‘‘, wobei jeweils die Situation am Ar-
beitsplatz, die Wohnverhältnisse und der
tägliche Weg zum Arbeitsplatz beschrie-
ben werden. In diesen Kurzdarstellungen
werden exemplarisch die wichtigsten Pro-
bleme der Verkehrsentwicklung, Stadt-
teilsanierung, neuerbauter Trabantenstäd-
te und auch die Situation von Kleinstadt-
bewohnern und Nebenerwerbslandwirten
in unterentwickelten Regionen angespro-
chen.
Zur Beantwortung der Frage, wie man
diese räumlichen Verhältnisse erklären
kann, werden die Grundzüge der Raum-
und Stadtentwicklung dargestellt. Das be-
stimmende Moment dabei sind die Pro-
duktionsverhältnisse der warenproduzie-
renden kapitalistischen Gesellschaft in ih-
rer Entwicklung zur industriellen Produk-
tion und später zur „‚Dienstleistungspro-
duktion‘‘, die zu immer weiterer Konzen-
tration in riesigen städtischen Ballungsräu-
men und zur Entleerung der ländlichen
Räume führen. .
In den Städten selbst findet man Ver-
drängung der Wohnungen aus den Innen-
städten durch Bürobauten insbesondere
des Dienstleistungsbereichs und allge-
mein starke räumliche Trennung der :
‚städtischen Funktionen Wohnen, Arbei-
Dieses Buch stellt den Anspruch, ‚„‚arbeit-
nehmerorientierte Alternativen zur Stadt-
entwicklung, Raumordnung und Verkehrs-
politik”” (S. 11) aufzuzeigen. Adressaten
sind in erster Linie nicht Fachwissen-
schaftler, sondern die Gewerkschaften
und die Betroffenen, die nicht nur in ih-
rer Eigenschaft als Mieter, Vorstadtbe-
wohner, Verkehrsteilnahmer usw. ange-
sprochen werden, sondern in ihrer gemein-
samen Lage-als Lohnabhängige. „‚,Arbeit-
nehmerinteressen”’ beziehen sich nicht al-
lein auf betriebliche und wirtschaftspoliti-
sche Fragen, wie es nach dem gegenwärti-
gen Selbstverständnis der Gewerkschaften
zu sein scheint: so „hat die Gewerkschaft
auch zu verhindern, daß beispielsweise
trotz Arbeitszeitverkürzungen der Arbeits-
tag aufgrund der Fahrzeiten immer län-
ger wird,” (S. 140); daher die Forderung,
daß die Gewerkschaften ihr Aufgaben-
feld ausdehnen auf solche — die Lebens-
bedingungen wesentlich beeinflussenden
— Bereiche wie Raumordnung, Stadtent-
wicklung und Verkehrspolitik.
Der Aufbau des Buches nimmt Rück-
sicht auf den angesprochenen Adressaten-
kreis. Auf die übliche wissenschaftliche
Darstellungsweise wie den Beleg angespro-
chener Tatbestände oder inhaltlicher Po-
sitionen durch entsprechende Verweise
wurde fast vollständig verzichtet — viel-
leicht etwas zu weitgehend.
Die Abfolge der einzelnen Kapitel und
ihre innere Gliederung sind didaktisch
hervorragend angelegt und führen mit
zwingender Notwendigkeit von der Dar-
stellung und Kritik des gegenwärtigen Zu-
stands sowie einer harten Abrechnung mit
ten, Dienstleistungen und Erholung: es‘
entsteht die „entmischte Stadt’‘. (S. 38)
Dadurch. vergrößert sich das Verkehrsauf:
kommen, denn der Stadtbewohner „muß
die nach Rentabilitätskriterien getrenn-
ten Funktionen wieder zusammenfügen,
um überhaupt in der Stadt leben zu kön:
nen.“ (S. 39) In den ländlichen Räumen
gibt es kein hinreichendes Angebot an Ar
beitsplätzen, und die Versorgung mit öf-
fentlichen und privaten Dienstleistun-
gen ist ungenügend. Von daher ergibt sich
der Zwang zur Abwanderung oder langen
Pendelwegen: erzwungene Mobilität auch
hier. Das Auto wurde aufgrund dieser _ -
Siedlungsstrukturen zum Hauptverkehrs-
mittel und ermöglichte sie zugleich über-
haupt erste.
Die bisherige staatliche Politik hat diese
Entwicklung nur noch unterstützt, da sie
als „‚Anpassungsplanung” den Interessen
der privaten Investoren folgte. (S. 74) Ins:
besondere gilt das für die Verkehrspolitik
die jahrelang fast ausschließlich auf den
Straßenbau hin ausgerichtet war. In den
Ballungsgebieten „‚haben Stadtentwick- .
lungs- und Verkehrspolitik in einem inein-
andergreifenden und sich gegenseitig
hochschaukelnden Prozeß die Entwick-
lung der verkehrsaufwendigen Siedlungs-
struktur gefördert, die durch übertriebene
Funktionsteilung, erzwungene Mobilität
und negative Folgewirkungen des Indvi-
dualverkehrs gekennzeichnet ist.” (75)
Die von den Autoren aufgestellten „eige:
nen” Ziele einer Raum- und Stadtent-
wicklung im Interesse der Arbeitnehmer
werden aus der Kritik an der bisherigen
Entwicklung abgeleitet, wobei sie an vor:
handene gewerkschaftliche Entschließun:
gen zur Verkehrspolitik und SPD-Forde-
rungen zur Stadtentwicklung anknüpfen.
Der „Sog der überkonzentrierten Ballungs
zentren”” soll abgebremst werden zugun-
sten einer Belebung der ländlichen Räu-
me durch bessere: Ausstattung mittlerer
und kleiner Zentren. Die Mittel dafür soll
man erhalten, indem ‚,das Hase-Igel-Ren-
nen zwischen Infrastrukturausbau und in
dustrieller Produktion in den Ballungsge-
bieten gestoppt” wird (S. 83), d.h. indem
die öffentlichen Investitionen für den Ver-
kehr in den Ballungsgebieten reduziert
und auf wenige bisher vernachlässigte Be-
reiche konzentriert werden, insbesondere
auf Oberflächenverkehrsmittel wie Bus
und Straßenbahn zugunsten eines dichte-
ren Liniennetzes und einer gleichmäßige-
ren Flächenbedienung. (S. 89) Weitere U
und S-Bahnen sollen in den Ballungsräu-
men nur noch zur — bisher fehlenden —
Querverbindung zwischen drei Stadttei-
len gebaut werden. In den zu bildenden
Schwerpunkten im ländlichen Raum
kommt dagegen den S-Bahnen als Verbin-
dungsachse eine wichtige Funktion zu.
Rund um die Knotenpunkte der Nah-
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schnellverkehrsachsen muß eine gute Flä-Phenerschliehung durch Busverkehr ge-
Wwährleistet werden. Der Anteil der öffent-
lichen Verkehrsmittel am Verkehrsauf-
kommen soll im Nah- wie Fernverkehr
steigen (beim Berufsverkehr entsprechend
einer DGB-Forderung auf 70%). Das be-
stehende Straßennetz wird als im wesent-
lichen ausreichend angesehen und soll
nicht weiter ausgebaut werden. „Straßen-
verkehr, der sich dahingehend auswirkt,
daß er verstärkt den Individualverkehr an-
regt, ist zu stoppen”. (S. 90)
_Das gesamte Verkehrsaufkommen soll
sich verringern durch veränderte Raum-
und Stadtstrukturen mit geringerem
Zwang zur Mobilität: geringerer Pendel-
verkehr durch Schaffung neuer mittlerer
Zentren außerhalb der Ballungsgebiete
und geringeres innerstädtisches Verkehrs-
aufkommen durch sinnvolle Funktions-
mischung.
Anschließend wird untersucht, ob das
vorhandene politische Instrumentarium
(öffentliche Investitionen, Boden- und
Planungsrecht, Verkehrspolitik) sowie Ge-
setzesänderungen „unterhalb der zur Zeit
als gegeben einzukalkulierenden Herr-
schafts- und Ideologieschwelle”” (S. 103)
entsprechende Veränderungen herbeifüh-
ren können. Das Ergebnis ist „Das Dilem-
ma der staatlichen Reformpolitik”
{S. 115): Mit dem gegebenen Instrumen-
tarium sind die aufgestellten Ziele mit Si-
Cherheit nicht zu erreichen. Es bestehen
zwar Möglichkeiten besonders in der Ver-
kehrspolitik, aber sie können die ange -
strebte Raum- und Stadtentwicklung
nicht sichern, denn die privaten Investi-
Brunnert / Ehrlinger / Philipsen
Die Dürrlewanger
Mieterbewegung in städtischen Moderni-
sierungsgebieten
Herausgegeben von der ARCH + Redaktion;
160 Seiten (Format 19 x 19 cm): DM 12,—
Über den Text:
„Stuttgart 1957: In Dürrlewang, außerhalb
in einem der neuen Wohngebiete läßt die
Stadt zur Behebung der größten Wohnungs-
not 162 sogenannte Einfachstwohnungen
erstellen. Doch, was einzelne Mieter noch
mit Baukostenzuschüssen mitfinanzierten,
schuf neue Not. ‚Fehlbelegung‘ entschuldigt
sich die Siedlungsgesellschaft heute und
meint: zu viele Menschen in Wohnungen,
die dafür nicht geplant sind. ‚Fehlplanung‘
sagen die Bewohner: Die Wohnungen haben
tionsentscheidungen der Unternehmer
können sie in ihrer Wirkung durchkreu-
zen. Im nächsten Abschnitt über „Die Not-
wendigkeit einer Politik der Strukturre-
formen” zeigt sich dann das Dilemma der
linkssozialdemokratischen Position der
Autoren. Sie haben die ‚Abhängigkeit des
politischen Systems von den dominieren-
den Interessen der Warenproduktion””
(S. 79) im bisherigen Verlauf deutlich be-
nannt, aber sie kommen nicht zu der —
sich aus ihrer eigenen Analyse eigentlich
folgerichtig ergebenden — Forderung, die-
se Abhändigkeit zu beenden durch Enteig-
nung der die Stadt- und Raumentwicklung
dominierenden Großindustrie. Was sie for-
dern, geht kaum über die entsprechenden
Passagen des Orientierungsrahmens 85
hinaus: Novellierung des Bundesbauge-
setzes durch Beschleunigung des Enteig-
nungsverfahrens zugunsten der Kommu-
nen, Planungswertausgleich usw., Tren-
nung von öffentlichen Verfügungs- und
privaten Nutzungseigentum und räumli-
che Investitionslenkung. Hier entscheiden
sie sich für diejenigen Maßnahmen, die in
der gegenwärtigen Diskussion um die In-
vestitionslenkung als „‚direkt’’ eingestuft
werden. „‚Die Infrastrukturpolitik, die
räumliche Entwicklungschancen schafft,
muß zugleich gekoppelt werden mit einer
Gebotsplanung, die dort Investitionen ver-
hindert, wo sie den Zielen einer regiona-
len Strukturpolitik widersprechen”
S. 127) Auf die Grenzen auch dieses Kon-
zepts, nach dem man zwar unerwünschte
Investitionen verhindern, aber gesel}-
schaftspolitisch erforderliche nicht er-
zwingen kann, wird nicht eingegangen.
jeweils nur eine Wasserstelle, eine alte Stein-
spüle. Statt Küche eine knapp 2 qm ‚große‘
Kochecke im Wohnzimmer, kein Bad, da-
für eine Gemeinschaftsdusche im Keller für
sechs Familien.‘ (Aus dem Vorwort)
Erst nach längerer Zeit der „stillen Dul-
dung‘ drangen die Mißstände an die Öffent-
lichkeit. Die Siedlungsgesellschaft selbst
schuf 1971 einen sogenannten Mieterbeirat,
in.de” die Dürrlewanger eine sehr aktive
Sprecherin wählten. Außerdem organisier-
ten sie sich selbständig in einer Bürgerinitia-
tive und traten mit einer Resolution und
einer Zusammenstellung der Mängel der
Wohnungen an Siedlungsgesellschaft und
Presse heran. In Zusammenarbeit mit Pla-
nern, Gemeinwesenarbeitern und Studen-
ten erkämpfen sie seitdem Schritt für
Schritt ihre Rechte.
Hier macht die im bisherigen Verlauf
recht kompromißlose Analyse halt vor
den Grenzen der innerparteilichen und in-
nergewerkschaftlichen Diskussionen. Da-
rüberhinaus erfolgt sogar noch eine expli-
zite Anpassung an gängige antikommuni-
stische Vorurteile: es gilt „festzuhalten,
daß vermehrte Beeinflussung privater In-
vestitionen bis zur direkten Investitions-
lenkung nicht gleichzusetzen ist mit zen-
traler Planverwaltungswirtschaft.‘ (S. 128)
Das einzelkapitalistische Erwerbsstreben
soll erhalten bleiben, aber „durch die Um-
deutung der Produktivitätsrechnung”‘”
(S. 129) unter Berücksichtigung sozialer
Kosten- und Nutzenrechnungen seine heu-
tige Vorrangstellung verlieren. Wie-das
mit den vorgeschlagenen Mitteln gesche-
hen soll, bleibt im Dunkeln.
Empfehlung
Ein Buch mit Lehr- und Hand-Buch-Cha-
rakter; es
— ist exemplarisch für eine wissenschaftli-
che Vorgehensweise, in der die gesell-
schaftliche Interessenlage der Verfasser
nicht verleugnet wird;
ist problemorientiert aufgebaut und da-
her didaktisch sehr gut;
— verschafft einen guten Überblick über
Rahmen und Instrumente der Stadt-
und Regionalplanung.
Das Buch ist gut zu verwenden in Diskus-











Mit dem folgenden Brief erwidert der
Generalsekretär der GEWOS, Prof. Dr.-
Ing. Chr. Fahrenholtz, Hamburg, auf die
Veröffentlichung von Roland Günterin
Arch + 30: Das StBauFG als Instrument
zur Enteignung von Großgrundbesitz.
Roland Günter meditiert über das Städtebauför-
derungsgesetz, und da in seiner Meditation zum
Eingang seines Artikel der GEWOS flugs eine
Vaterschaft unterschoben wird ,muß der GEWOS-
Verantwortliche, der zudem das Gesetz, seine
Entstehung und seine Wirkung kennt, versuchen
zu klären, was bei dieser Meditation vielleicht
vernebelt ist oder wird:
Günter schreibt: „Konkret gemacht wurde das
Gesetz am wenigsten im Städtebauministerium,
sondern im wesentlichen im Hause der GEWOS.‘
Fahrenholtz schreibt dazu: ‚Das ist ein grober
Klotz. Der Keil darauf ist genauso grob: Das ist
Quatsch.‘
Anschließend noch ein paar Bemerkungen zum
Kontext:
Günter: ‚Das Gesetz sollte ua. der öffentli-
chen Hand ermöglichen, im Interesse bzw. im
Auftrag von Großinvestoren (Warenhäusern ua.)
die Kleineigentümer in den historischen Altstäd-
ten zu enteignen.‘”
Fahrenholtz: ‚,Das Gesetz sollte in der Tat —
erster Schritt zu einer längst erforderlichen Re-
form des Bodenrechts — die Enteignung erleich
tern ...wO, von wem, gegen wen es angewandt
wird, ist nicht Sache der Gemeinden. Ist denn
übrigens die Enteignung wirklich so erleichtert
— bei dem vorgelagerten und erforderlichen Ver-
fahrensaufwand? Ich meine: nein.“
Günter: ‚Das Städtebauförderungsgesetz hält
die Grundstückspreise bei Enteignungen niedrig
Oma kann ihr Häuschen weder nach dem Wert
verkaufen, den das Grundstück für das Kaufhaus
hat...”
Fahrenholtz: ‚‚In der Tat: man nennt das Aus-
schaltung von Planungsgewinnen -- und es ist
nur richtig, daß auch Oma nicht ‚auf Sanierung
spekulieren‘ kann.‘
Günter: „Nach der Sanierung kann der Groß-
investor das Grundstück zum mehrfachen Preis
verkaufen.‘
Fahrenholtz: „Falsch. Ein Sanierungsgewinn
kann nur für die Gemeinde entstehen. Und da
soll er auch entstehen (825).‘
Günter: „Zu Hunderttausenden wurden in den
historischen Altstädten ‚kleinen Leuten‘ (Herr-
schaftssprache) ihr Häuschen abgenommen:
schuldenfreie, gemütliche, meist zweistöckige
Bauten wechselten auf den Druck des Gesetzes
hin oft nur für 20.000 bis 50.000 DM den Be-
sitzer.”
Fahrenholtz: — zu Hunderttausenden? Im.
Bundesgebiet gibt es knapp 400 Sanierungsge-
biete,
— schuldenfrei? möglicherweise — und sicher
auch verschuldete...
— gemütliche? vielleicht — vielerorts aber recht
ungemütliche...
— meist zweistöckige? da würde mich interessie-
ren, wer das bei den vorgenannten ‚Hunderttau-
senden‘ ermittelt hat (sogar mit Durchschnitts-
preisen...).”
So geht es fast eine Seite lang bei Roland Günter
in „arch +” weiter — Sprache der Agitation?
Das Ganze ist nicht Information, sondern „‚De-
formation‘ und ist so überflüssig, weil längst be-
kannt, weil längst. und vielfältig praktiziert:
Schutz des Betroffenen, Schutz der Sozial-
struktur durch Anwendung des Gesetzes.
Die Redaktion von Arch + gab Roland
Günter Gelegenheit zu einer Antwort.
Wir dürfen dem Generalsekretär der GEWOS,
Prof. Dr. Fahrenholtz, dankbar sein für soviel Of.
fenheit. Denn so aufschlußreich demaskiert
sich nicht häufig der Mangel an Rationalität in
einem Unternehmensverbund, von dem aus —
wie bald jeder weiß — in den letzten 10 Jahren
die Wohnungspolitik der Bundesrepublik in we-
sentlichen Zügen gelenkt wurde. Fahrenholtz
lehrt uns, wie Macht mit Kritik umgeht — ein
Lehrstück:
—  Fahrenholtz behauptet zu klären. Aber wo
denn? Er deklamiert doch bloß.
—Stattzu argumentieren, deklariert er.
Was ihm nicht passt, denunziert er: „‚Agita-
tion“.
Früher hieß das „‚Ketzerei‘, ‚evangelisch‘
und dergleichen — man kennt die Strategie.
Der selbstherrlichen Institution genügt es
zu dekretieren: „‚falsch‘‘, Quatsch‘, „dille-
tantisch.‘
1. Fahrenholtz’ Tricks sind sprachliche Sophis-
men. Sie setzen die Abwesenheit jeder Form
von Realitätskontrolle voraus. Sie appelieren an
den Glauben an die Autorität der Macht. Nur so
kann Fahrenholtz dazu kommen, Tatsachen als
„Meditationen‘“ wegzuleugnen.
2. Was man aus dem Städtebauförderungsge-
setz machen könnte, habe ich in Arch + darge-
stellt. Was aus dem Gesetz gemacht wurde, dh.
seine Praxis, ist sattsam bekannt — es war eben
nicht „Sache der Gemeinden‘‘, hinter denen
sich Fahrenholtz zu verstecken versucht, son-
dern weitgehend Sache der Großinvestitoren —
allen voran die „Neue Heimat‘. Wie die Investi-
toren dabei vorgehen, mit welcher Brutalität sie
den Kahlschlag in den Städten betreiben und
beispielsweise unter dem Slogan „Die Städte
müssen wieder für das Wohnen attraktiv‘ wer-
den‘‘ die Vertreibung der Bewohner inszenieren,
dafür gibt es inzwischen Zeugen über Zeugen
und stapelweise Berichte.
3. Nicht „Oma“ spekuliert — womit denn auch?
— sondern die Investitoren — und zwar in vie-
lerlei Weise.
5. Wenn „Oma‘‘ ein schuldenfreies kleines
Haus in der Altstadt abgenommen wird, für eine
lächerliche Entschädigung unter dem Trick, das
Haus sei alt und daher nichts mehr wert, wenn
sie sich dafür nicht einmal eine halbe Eigentums-
wohnung kaufen kann, um ein Äquivalent zu
haben, dann nennt Fahrenholtz das ‚,Ausschal-
tung von Planungsgewinnen”“. Die Betroffenen
— und nicht nur sie — sehen in diesem Zynis-
mus den Unterschied zwischen Macht und Ge-
rechtigkeit — sie erkennen ohnmächtig, daß es
Rechte gibt, die mit Gerechtigkeit nichts mehr
gemeinsam haben.
Wozum Beispiel jedoch Arbeiter für den jun-
kerlich verwalteten Großgrundbesitz ihrer Sied
lungen das Städtebauförderungsgesetz so ver-
wandt haben wollen, wie die GEWOS, Neue
Heimat, Bundesregierung und SPD dieses Ge-
setz immer propagandistisch vertreten haben,
als Gesetz gegen die Spekulation, wo zum Bei-
Der Aufsatz gibt keinen weiterführenden Bei-
trag, sondern im Gegenteil: Gesetzes-Interpre-
tation und Argumentation sind so lächerlich,
so dilettantisch falsch, daß — wer nach Günter
verfährt — Gefahr läuft, die Existenz von Be-
troffenen — die Struktur von Gebieten — leicht-
fertig aufs Spiel zu setzen.
spiel die hilfreichen Kommunen Oberhausen
und Gelsenkirchen es so anwenden wollen, da
verhindert es der sozialliberale Innenminister
von NRW, Dr. Hirsch, unter Vorwänden, die
den Rechsstaat verhöhnen (in Eisenheim we-
gen „gelegentlicher Geruchsbelästigung“‘).
Offensichtlich soll es keine Präzedenzfälle für
eine soziale Praxis geben. Kollege Fahrenholtz
nennen Sie doch einen einzigen Fall, wo nicht
für einen Großinvestor und seine in der Regel _
verkehrlichen Infrastrukturinteressen enteignet
wird!
5. Wie Sanierungsgewinne gemacht und keines:
wegs an die Gemeinde weitergegeben werden,
das weiß Fahrenholtz selbst am besten. Für wie
dumm werden wir eigentlich gehalten, daß wir
die Märchen von der Selbstlosigkeit weiterhin
glauben sollen? Die sog. „Gemeinnützigen“‘ sind
die Weltmeister im Verstecken von Gewinnen —
das kann besonders am Beispiel der „„Teuren
Heimat‘ (Volksmund) gezeigt werden. Kollege
Fahrenholtz, können Sie uns eine einzige Ge-
meinde nennen, die bislang einen Pfennig Ge-
winn hatte? Im Gegenteil: die Investoren setzen
sich über die übliche Stadtplanung und über das
Städtebauförderungsgesetz in den Genuß gigan-
tischer Infrastrukturvorteile, welche die Städte
Etatmittel in abenteuerlichen Größenord-
nungen kostet — die Bevölkerung wundert sich
dann, wofür andere Etat-Positionen gekürzt
werden. Für Soziales und Kultur ist dann fast
„kein Geld’ mehr da. Das alles wird verbrämt
als Sozialpolitik für 1980, zu der nun zu Recht
immer mehr Leute sagen: ,, Was ist das für ein
Allgemeinwohl, indem mein Wohl nicht drin ist.‘
Wenn dafür dann auch noch die Stichworte
„Gewerkschaft‘ und „Sozialdemokratie“ be-
nutzt werden, dann wundert es keinen mehr,
daß Arbeiter sich erzürnen und sozialdemokra:
tische Hochburgen abblättern. Die „Neue Hei-
mat‘ erfüllt danach den Tatbestand der Gewerk
schaftschädigung in geradezu fabelhaftem Aus-
maß.
Nach Fahrenholtz müßte die Flut an Kritik seit
10 Jahren samt und sonders von Dilettanten
und Agitatoren stammen. Das Volk, das vor
den Fernsehschirmen zuschaut, Zeitungen liest
und in den Altstädten und Betongefängnissen
leidet, wird offensichtlich für so dumm wie zu
Kaiser’s Zeiten eingeschätzt. Nur gut, daß heute
wie damals dort entschieden wird, wo die Reprä-
sentanten unter sich sind.
In der Tat: es geht ihnen nicht um Demokratie,
wie sie das Grundgesetz zu entwickeln gebietet,
auch nicht um das Ziel der Arbeiterbewegung,
um Mitbestimmung, sondern um die Abschir-
mung und Zementierung der Repräsentation
und genau der ungehemmten Geldvermehrungs-
möglichkeiten, gegen die die Arbeiterbewegung
seit über 100 Jahren kämpft. Wer sich angesichts
dessen noch. auf Arbeiterbewegung, Mitbestim-
mung und Demokratie beruft und sie auch noch
„wagen“ will (Willy Brandt), muß in der Tat
den Herren ungemein verdächtig vorkommen.
Brecht würde uns trotz alledem ermuntern:
„Das Große bleibt groß nicht und klein nicht
das Kleine
Arbeitsgruppe Hamburger Architekten und Planer
Jörn Janssen
Stellungnahme zur Diskussion um die weitere
Publikationsstrategie von Arch +
Die Auseinandersetzungen um die weitere Pub-
likationsstrategie von ARCH+ wurden bisher
nur im begrenzten Rahmen des Herausgeberkol-
lektivs geführt (vergl. ARCH+ 20, 27 und 28),
Wir meinen, daß es notwendig ist, daß auch von
außerhalb des Herausgeberkreises tätigen Kolle-
ginnen und Kollegen Stellung genommen wer-
den sollte. Uns selbst scheint der Zeitpunkt
jetzt gekommen, wurde doch durch die letzten
drei Nummern bereits deutlich, wie die derzeiti-
ge Mehrheits-Position ihre Strategie in die Pra-
xis umzusetzen gedenkt. Außer uns sollten auch
andere praktisch politisch im Bereich Architek-
tur/Planung tätige Kollegen oder Kollegengrup-
pen ihre Ansprüche an eine Fachzeitschrift, die
sich als ‘links’ versteht und ausgibt, formulieren
austauschen, um aus ihnen zu lernen. Den Infor-
mationsaustausch zu organisieren hat bisher im
Bereich Architektur/Planung keine Fachzeit-
schrift übernommen. Unternehmerzeitungen
wie das ‘Architektenblatt’, ‘Der Architekt’ etc.
werden sich wohlweislich davor hüten.
Sicher kommt neben den genannten Aufga-
ben auch der Berichterstattung und Diskussion
über Arbeitsinhalte sowie deren theoretische
und analytische Durchdringung im Rahmen
einer politischen Fachzeitschrift eine Bedeu-
tung zu. Man muß hier jedoch zwei Gefahren
sehen und bekämpfen. Zum einen ist der gesell
schaftspolitische Beitrag von Architekten und
Planern nicht vorrangig im Arbeitsinhalt zu se-
hen. Der Architekt ist nicht der frei von den ge
gebenen sozio- und politökonomischen Bedin-
gungen des Kapitalismus gestaltende Erbauer
der Gesellschaft, weder als künstlerischer oder
technischer Diktator noch als Sozialplaner. Man
muß sich davor hüten, in unserer inhaltlichen be
ruflichen Arbeit unseren Hauptbeitrag zur Über-
windung der kapitalistischen Verhältnisse zu se:
hen. Revolutionäre Berufspraxis ist zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt eine Illusion.
Damit ist auch die Gefahr der Verselbständi-
gung theoretischer Arbeiten angesprochen. Das
wiederum heißt nicht, daß theoretische Arbei-
ten überflüssig wären. Im Gegenteil. Theorie ist
da zur Erklärung und Ableitung von Praxis und
von Handlungsmöglichkeiten.
Daraus folgt:
a) Es muß ein politischer Bezug des jeweiligen
Artikels vorhanden sein. Dieser Bezug muß
vermittelt werden, um eine Diskussion auf
breiterer Ebene und um eine Einordnung
des Problems zu ermöglichen.
‘Theoretische’ analytische Artikel müssen
den Bezug zu konkreten Handlungsmöglich-
keiten herstellen, und dürfen nicht im Stadi-
um der abstrakten Analyse stehenbleiben.
Konkrete Fallstudien müssen eine Einord-
nung des Stellenwertes der jeweiligen Pro-
blematik und deren theoretischen Bezug her
stellen. Nur so können Handlungsperspekti-
ven über den jeweiligen lokalen situationa-
len Zusammenhang hinaus gewonnen wer-
den.
Die Anforderungen an eine politische
Fachzeitschrift zum gegenwärtigen
Zeitpunkt
Unserer Meinung nach ist die derzeitige Situa-
tion der lohnabhängigen Architekten und Pla-
ner gekennzeichnet durch Massenarbeitslosig-
keit und Arbeitshetze in den Büros. Durch die-
se Situation wird der Widerspruch zwischen den
Architektenunternehmern und den angestellten
Architekten und Planern deutlicher als je zuvor.
Der familiäre Schleier, das gemeinsame Boot, in
dem angeblich alle sitzen, das viel beschworene
liberale Klima der Architektur- und Planungsbü-
ros erweist sich angesichts der zunehmend re-
Pressiven Maßnahmen, zu denen Chefs in der ge-
genwärtigen Krise greifen, als Illusion.
/ Die Situation der im öffentlichen Dienst Be-
schäftigten ist neben gesteigerten Anforderun-
gen an die Arbeitsleistung bestimmt durch zu-
nehmende Gesinnungsschnüffelei und Berufsver- b)
bote. Die Lage der Studenten und anderen Aus-
zubildenden im Bereich Architektur/Planung
verschärft sich weiter. Die wenigen noch verblie-
benen demokratischen Studien- und Prüfungs-
Ordnungen werden im Sinne des Hochschulrah-
Mmengesetzes geändert, das lange Zeit heiß um-
kämpfte fortschrittliche Projektstudium soll
bald ganz abgeschafft werden. Konzentration
auf die ‘wesentlichen’ Inhalte des Studiums, die
konstruktiven und technischen Fächer, Lei-
Stungsdruck mit totaler Konkurrenz, das ver-
sucht man mit derlei ‘Reformen’ zu erreichen.
‘DiezunehmendeRepressioninallen Berei-
chen soll Vereinzelung und damit Resignation
und Einschüchterung bewirken. Wo trotz Re-
pression die Verschärfung der Widersprüche
sich in Kampfmaßnahmen der Kolleginnen und
Kollegen niederschlägt, ist dies auf die Aufhe-
bung der Vereinzelung, auf Solidarität zurück-
zuführen. Aber gerade dort, wo bereits Kämpfe
stattgefunden haben und stattfinden, zeigt sich.
daß diese ihre Grenzen in ihrer situationalen
und lokalen Beschränktheit finden. Meist iso-
liert in einem Büro, einer Stadtverwaltung, an
einer Universität geführt, fehlt den beteiligten
Kolleginnen und Kollegen der Überblick über je-
weils vergleichbare Situationen und Kämpfe in
anderen Städten, fehlen Kenntnisse über die
anderen Bereiche, über die Erfolge und die Füh-
rung bereits geführter Kämpfe.
Um die Vereinzelung zu beseitigen, um
Kämpfe erfolgreich führen zu können, müssen
die lohnabhängigen Architekten und Planer,
Studenten etc. Informationen und Erfahrungen
A
Einschätzung der bisherigen Publikations-
praxis, auch nach der „‚Tendenzwende‘”
Vergleicht man nun diese Anforderungen mit
der Entwicklung in der ARCH+ so ist festzu-
stellen: Einige, allerdings nur wenige Artikel las-
sen den unter a) geforderten Bezug vermissen.
So z.B. die Diskussion um Funktionalismus und
Trivialarchitektur, die in abgewandelter Form
in Heft 28 zum. Themenschwerpunkt des gan-
zen Heftes erklärt wurde. Wir meinen, daß es
für fortschrittliche Architekten und Planer wich-
tigeres zu leisten gibt, als die Veranstaltung von
Symposien über Funktionalismus und die Ab-
fassung der x-ten Kritik der Kritik des Funktio-
nalismus. Hier müssen fortschrittliche, wissen-
schaftlich arbeitende Architekten und Planer
auch bereit sein, nach dem politischen Bezug ih-
rer Arbeit zu fragen und ihre derzeitigen
Arbeitsschwerpunkte jeweils radikal in Frage
zu stellen.
Zu den unter b) aufgeführten Artikeln ohne
Angabe von Handlungsperspektiven, von denen
es in den letzten Ausgaben auch nur wenige gab,
ist z.B. der Artikel ‘Ökonomische und politische
Determinanten der Wohnungsversorgung -Grund-
rente, Zins, und Mietwohnungsbau’ in ARCH+
26, der ohnehin bereits in Buchform vorlag,
zu nennen,
Stark dominierend aber waren gerade in den
letzten Heften die als ‘konkret’ angepriesenen
Fallstudien. Hier fehlte der unter c) geforderte
Bezug zum theoretischen Kontext, eine Ein-
schätzung der allgemeinen politökonomischen
Determinanten, und die entsprechende Ablei-
tung von Handlungspersepektiven über den lo-
kalen Kontext hinaus.
So wird in einem einzigartigen chaotischen
Durcheinander mit unterhaltsamen Jahrmarkt-
charakter von Mobilheimen aus den USA, von
institutionalisierter Anwaltsplanung in Holland,
von Sanierungs- und Stadtentwicklungs-
projekten zur Vermarktung einer nepalesischen
(!) Stadt und zuguterletzt auch noch von Bür-
ger- und Mieterinitiativen aus der BRD berich-
tet. Gerade am letzten Beispiel wird deutlich,
daß die an sich zu begrüßende Vorstellung von
Initiativen und deren Publikationen völlig un-
brauchbar wird, wenn eine Einschätzung von:de-
ren Wirkungsmöglichkeiten usw. fehlt. Auf der
anderen Seite wird an der Überbetonung dieses
Themas sowohl in den letzten drei Ausgaben
von Arch + wie auch in der Debatte der Pub-
likationsstrategie deutlich, wie sehr den Mitglie-
dern der Redaktion, nämlich überwiegend im
wissenschaftlichen ‘theoretischen’ Bereich täti-
gen Kollegen, angesichts ihres beschränkten Pra-
xisbezuges an einer. Legitimation für ihre Betäti-
gung gelegen ist. Neben der mangelnden Einord-
nung der Beiträge tun der Mini-Bauwelt-Stil der
letzten Ausgabe sowie der Wust verschiedenartig-
ster und sinnlosester Abbildungen den Rest, um
den Leser vollends zu verwirren
Notwendige Veränderungen an und
bei ARCH+
Entgegen der bisherigen Publikationspraxis (wir
haben nur einige Beispiele aus den letzten
ARCH+ Ausgaben herausgegriffen, zahllose wei-
tere ließen sich anschließen; eine weitere konkre:
te Auseinandersetzung mit einzelnen Artikeln
wäre nötig und sinnvoll, kann aber an dieser
Stelle nicht geleistet werden, kommt es unse-
rer Meinung nach darauf an, daß angesichts der
scharfen politischen und ökonomischen Angrif-
fe auf die Lohnabhängigen, also auch auf die
Architekten und Planer, der Widerstand breit or-
ganisiert wird. Das erfordert Information und
Auseinandersetzung mit der Berufspraxis. Das
heißt: Arbeitsbedingungen, Stellenmarkt Ar-
beitslosigkeit und alle weiteren Bedingungen
müssen erklärt und eingeschätzt werden, es muß
berichtet werden über die Situation in den Bü-
ros (Arbeitskämpfe), über den Stand der Tarif-
auseinandersetzungen uswusf. Allerdings darf es
aber weder in der aktuellen Berichterstattung
noch in den Beiträgen zu den Arbeitsinhalten
einen Alleinvertretungsanspruch einzelner Kolle-
gen und Kollegen-Gruppen geben. Jeder, der
aus der Sicht der Lohnabhängigen etwas zur
Klärung und zur Veränderung der Situation bei-
zutragen hat, sollte zu Wort kommen können.
Damit soll kein Supermarktcharakter angestrebt
werden (‘für jeden etwas’). Vielmehr glauben
6°7
wir, daß sich in der Diskussion um einzelne Bei-
träge die richtige Einschätzung und daraus resul-
tierend die richtige Handlungsperspektive ablei-
ten läßt.
Unserer Meinung nach sollte daher jede Aus-
gabe von ARCH+ in drei mehr oder weniger glei:
che Teile aufgeteilt werden. Und zwar in
— Beiträge zur gegenwärtigen Situation, aktuel-
leInformationen zu Arbeitsbedingungen usw;
Beiträge zu den Arbeitsinhalten, weiterfüh-
rende Artikel zur theoretischen Durch-
dringung von gegebenen Ereignissen und Zu-
sammenhängen;
Diskussionsbeiträge betreffend Artikel in
früheren Ausgaben.
Um darüberhinaus die Zeitung für alle lohnab-
hängigen Architekten und Planer benutzbar und
relevant zu machen, sind zwei weitere Punkte
änaderungsbedürftig:
— Informationen und Erfahrungsberichte müs-
sen aktuell sein, um für andere zu Kampfmit:
teln zu werden. Deshalb ist häufigere, min-
destens monatliche Erscheinungsweise der
Zeitschrift zu fordern.
Niedrigerer Bezugspreis, d.h. auch einfachere
Aufmachung, um die Zeitung für alle Interes-
sierten erschwinglich zu machen.
Ein weiterer Punkt: ‚Wenn wir oben davon spra-
chen, daß es keinen Alleinvertretungsanspruch
einzelner gebendürfte, so bezieht sich das auch
darauf, daß von Seiten der Redaktion keine Be-
vormundung und keine Regilementierung mög-
lich sein darf. Ein Beispiel dafür, daß eine sol-










gefunden hat: Den Verfassern des Artikels zur
Architektenarbeitslosigkeit in ARCH+ 30 wur-
de von Seiten der Redaktion mehrfach angera-
ten, doch einen Teil ihrer Untersuchung wegen
Platzmangels zu streichen. Es war dies der
Teil, wo versucht wurde, die Architektenarbeits-
losigkeit in den Rahmen der kapitalistischen
Krise zu stellen. Die Verfasser zogen jedoch
eine Gesamtkürzung vor; der ‘Krisenteil’
schrumpfte auf 110 Zeilen. Diese 110 Zeilen
waren noch in der Korrekturfahne vorhanden,
Beim Erscheinen von ARCH+ mußten die Ver-
fasser feststellen, daß — ohne Rücksprache !! —
diese 110 Zeilen ersatzlos von der Redaktion
gestrichen wurden. Diese Maßnahme ist umso
bemerkenswerter, wenn man die anderen Bei-
träge des Heftes studiert. So finden sich als an-
gebliche Illustration eines Artikels mindestens
11 absolut lächerliche 3ilder — darstellend eine
Aktion mit Fallerhäusern zur Aufwertung von
Straßenräumen, eine Augenweide für jeden Mo:
delleisenbahnfreund. — Allein bei Weglassung
von 4 dieser . . . naja . . . hätte dieser inhaltlich
wichtige Teil aufgenommen werden können.
Die Bilder flogen jedoch nicht heraus, war doch
der verantwortliche Redakteur dieser ARCH+
Ausgabe Mitautor der Bildergeschichte.
Aber nicht allein aus Kontrollgründen hal-
ten wir eine Erweiterung und/oder Umstruktu-
rierung der Redaktion für notwendig. Damit
möglichst viele Bereiche der Architektur und
Planung repräsentiert'sind, schlagen wir vor, die
Redaktion um Mitglieder anderer Hochschulen,
Universitäten und Fachhochschulen, aber vor
Roland Günter / Rolf Hasse
Handbuch für Bürgerinitiativen
Argumente, Berichte, Erfahrungen
250 Seiten; Paperback; DM 12,—
Über den Text:
Roland Günter und. Rolf Hasse haben in
diesem Buchdie in langjähriger Mitarbeit
und Unterstützung von Bürgerinitiativen
gesammelten Erfahrungen, Argumente und
Informationen systematisch ausgewertet
und zusammengefaßt. Entstanden ist ein
praxisnahes-Handbuch, mit dem in Bür-
gerinitiativen gearbeitet und gegenüber




Herausgegeben von einer Physikergruppe
aus Darmstadt; ca. 160 Seiten (mit zahl-
reichen Abbildungen); Paperback: DM 12,-
Über den Text:
Was sind Kernkraftwerke und was kann man
dagegen tun?
Überall in der BRD, wo Kernkraftwerke
geplant werden und im Bau sind, entstehen
Bürgerinitiativen. Trotz der Resonanz, die
diese Bewegung findet, mangelt es häufig an
Informationen, einleuchtenden Argumenten
und solidem Gegenwissen über Funktions-
weise von KKWs und ökonomische Hinter-
gründe der geplanten Bauvorhaben.
Die Fibel für Bürgerinitiativen enthält in
verständlicher Form aufbereitete Informa-
tionen über die wichtigsten naturwissen-
allem auch durch Kolleginnen und Kollegen
aus Büros und den anderen Planungsinstitutio-
nen zu erweitern bzw. umzubesetzen. E
Wir glauben, daß nur eine politische Fach-
zeitschrift in dieser Konzeption gegenwärtig in
der Lage ist, dem lohnabhängigen Architekten
und Planer in seinem Kampf eine Hilfe zu ge-
ben, daß nur eine solche Zeitschrift eine Per-
spektive weisen kann, einen Beitrag leisten -
känn zur Vereinheitlichung der Kämpfe. Wir
fordern auch andere Kollegen und Gruppen .. Y
auf, zur weiteren Publikationsstrategie Stellung




Prof. Jörn Janssen, Dortmund
Fachschaft Architektur an der HfBK Hamburg;
Abt. Architektur .
Gruppe arbeitsloser Architekten West-Berlin‘
Kontaktadresse: Arbeitsgruppe Hamburger
Architekten und Planer
2 Hamburg 20, Lutterodstr. 35
SE
Uns erreichte nach Redaktionsschluß ein wüten'
des ‚PS‘ aus Hamburg zum Cover von Heft 31:
„Wenn wir Euren Titel sehen, kommen wir
nicht umhin, mit tiefem Befremden festzu-
stellen, daß Arch + nun endgültig zur Lehr-
bauspielwiese deaeneriert ist!‘
Wie gründet man eine Bürgerinitiative,
welche rechtlichen Probleme treten auf?
Mit welchen Argumenten und Leerformeln
muß man von seiten der Kommunalpoliti-
ker rechnen und was sagt man dagegen?
Wie macht man Zwischenrufe?
Das Buch enthält darüber hinaus wich-
tige Fakten: Geschichte der Stadtsanierung
Mietrecht, Städtebauförderungsgesetz (was
ist ein Flächennutzungsplan? etc.). Kurz
zusammengefaßt und leicht verständlich
werden die ökonomischen und boden-
rechtlichen Rahmenbedingungen der Stadt-
sanierung erläutert.
Ein Standardwerk mit solidem Gegenwis-
sen (mit erläuternden Karikaturen und
Fotos illustriert) für Bürgerinitiativen, kom-
munalpolitische Gruppen, Gewerkschafter,
Sozialarbeiter sowie für Studenten und Do-
zenten der Sozialwissenschaften und Archi-
tektur.
schaftlichen und technischen Prozesse von
KKWSs, über Umwelteinflüsse und über die
ökonomischen Hintergründe. Sie liefert Ge-
genargumente, die aus der Erfahrung von
bereits bestehenden und erfolgreichen Ini-
tiativen gewonnen sind, Karikaturen, Fotos,
Liedertexte zu und über Aktionen aus der
KKW-Initiativen-Bewegung illustrieren den
Band und geben zusätzliches Material an die
Hand.
Ein Lesebuch zum Handeln!
Aus dem Inhalt:
— Reaktortypen und Funktionsweisen
























und damit ihre Taug-























Realität — für Kinder
verboten
Gruppe Kinderschutzzentrum Berlin:
Das Elend der Kinder






















Oskar Negt . .. u. a.
Außerdem kann man
erfahren, wo es unver-
öffentlichte, aber wich-
tige Manuskripte gibt -
kann man Karteikarten
sammeln -















Erziehung in Kollektiven: Kindheit in
China
Coupon bitte ausfüllen,
ausschneiden und einsenden an
Beitz Verlag,
Postfach 1120, 6940 Weinheim
Vorzugsangebot
zum Kennenlernen
Nach drei Jahren Kampt
um den „aufrechten Gang“:
Tagehuch aus dem Knast
Ich bestelle ab sofort
zum Vorzugspreis von DM 10,— (inkl. Versandkosten und
MwSt.) ein Probeabonnement (4 Hefte abifd. Nr.)
derZeitschrift SOZIALMAGAZIN 1020
Bitte beachten Sie : Wir liefern nach Ablauf des Probeabonnements
zum regulären Bezugspreis
(Jahresabonnement DM 40,— inkl, Versandkosten und MwSt.)
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